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Mainz, Deutschhaus 

Fragestunde 
-Drucksache 1.3/6370-

Die wegen Ablaufs der Fragestunde nicht beantworteten Mündlichen 
Anfragen werden gemäß§ 95 Abs. 4 der Geschäftsordnung des 
Landtags in Kleine Anfragen umgewandelt. 

AKTUELLE STUNDE 

.,Die Entfernungspauschale-eine deutliche Entlastung für 
rheinland-pfälzische Pendlerinn~n und Pendler" 
auf Antrag der Fraktion der SPD 
-Drucksache 13/6320-

"Die Folgen des Vorhabens der Bundesregierung, die bisherige 
Kilometerpauschale durch ein~ auf 0,80 DM erhöhte Entfer­
nungspauschale zu ersetzen, für die Arbeitnehmerfamilien 
und für den Haushalt des Landes Rheinland·Pfalz" 
auf Antrag der Fraktion der CDU 
- Drucksache-1316326-

"Planungsdefizite in der rheinland-pfälzischen Abfallwirt­
schaft-Ende der Abfallvermeidung·- Ende gerechter 
Abfallgebühren -" 
auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/6325-

Die Aktuelle Stunde wird geteilt. 

Zu den beiden Themenbereichen findetjeweils eine Aussprache gemäß 
§ 98 der Geschäftsordnung des Landtags statt. 
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Landesgesetz zur Änderung des Ministergesetzes und dienstrechtlicher 
Vorschriften 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

·. -Drucksache 13/6225-
Erste Beratung 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung- Drucksache 13/6225- wird an · 
den Innenausschuss- federführend- und an den Rechtsausschuss 
überwiesen . 

..• tes Landes.gesetz zur Änderung des Heilberufsgesetzes 
Gesetzentwurf der Landesregierung · 
-Drucksache 13/6226-
Erste Beratung 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 13/6226- wird an 
den Sozialpolitischen Ausschuss- federführend- und an den Rechts­
ausschuss überwiesen. 

Landesgesetz zLi dem Fünften Rundfunkänderungsstaatsvertrag und 
zur Änderung des Landesrundfunkgesetzes 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
-Drucksache 13/6305-
Erste Beratung 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung- Drucksache 13!6305- wird an 
den Medienpolitischen Ausschuss- federführend- und an den Rechts­
ausschuss überwiesen. 

Für eine Kultur des Miteinanders· 
Antrag der Fraktion der CDU 
-Drucksache 13/4029-

dazu: Beschlussempfehlung des Innenausschusses 
-Drucksache 13/5836-

Zusammenleben mit unseren ausländischen Mitbürgefinnen und 
Mitbürgern in Rheinland-Pfalz 
Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 
- Drucksache 13/4057 -

dazu: Beschlussempfehlung des Innenausschusses 
-Drucksache 13/6145 ~-

Gleichberechtigung, politische und gesellschaftliche Teilhabe von 
Migrantinnen und Migranten 
Antrag der Fraktion B(JNhNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/4068-

dazu: Beschlussempfehlung des Innenausschusses 
- Drucksache 13/5835 -
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Stellung der EU-Bürger verbessern 
Antrag der Fraktion der CDU 
- Drucksache 13/4389 -

dazu: Beschlussempfehlung des Innenausschusses 
-Drucksache 13/5834- · 

Erleichterte Einbürgerung unterstützen - Integrationspolitik stärken 
· Antrag der Fraktion BÜNDf~IS 90/D!E GRÜNEI'J- Entschließung­
·-Drucksache 13/5312-

dazu: Beschlussempfehlung des Innenausschusses 
-Drucksache 13i5811 -

Die Drucksachen 13/4029/5836!4057/61451406815835!4389!5834!5312/5811 
werden gemeinsam aufgerufen und beraten. 

Der Antrag der Fraktion der CDU- Drucksache 13/4029- wird mit Mehrheit 
abgelehnt. 

·-

Der Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. -Drucksache 13/4057- wird 
mit Mehrheit angenommen. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/D/E GRÜNEN- Drucksache 13/4068-
wird mit Mehrheit abgelehnt. 

Der Antrag der Fraktion der CDU- Drucksache 13/4389- wird mit Mehrheit 
abgelehnt. 

Der Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/D/E GRÜNEN 
-Drucksache 13/5312- wird mit Mehrheit abgelehnt 

Fünfjahresplan für den Ausbau der Radwege am Mittelrhein 
Antrag der Fraktion der CDU - Entschließung -
-Drucksache 13/5281-

- dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr 
-Drucksache 13/5516-

Radwegenetz in Rheinland-Pfalz 
Antrag {Aiternativantrag) der Fraktionen der SPD und F.D.P. 
-Drucksache 13/5584-

Die Drucksachen 13/528115516!5584 werden gemeinsam aufgerufen und 
beraten. 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der CDU- Drucksache 13!5281 -
wird mit Mehrheit abgelehnt. 

Der Alternativantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. -Drucksache 13/5584-
wird rriit Mehrheit angenommen. 
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Lernen mit Kopf, Herz und Bildschirm- E-Mail für alle Schülerinnen 
und Schüler 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13i5529-

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, Wissenschaft 
und Weiterbildung -
-Drucksache 13/6179-

Multimedia an rheinland-pfälzischen Schulen_ 
Antrag (Aiternativantrag) der Fraktion der SPD 
-Drucksache 13/5600-

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, Wissenschaft 
und Weiterbildung 
-Drucksache 13/6180-

eCard für Lehrerinnen und Lehrer in Rheinland~Pfalz 
Antrag der Fraktion der CDU 
-Drucksache 13/5929-

Medienkompetenz statt Mangelverwaltung 
Update_ der Multimedia-Politik für Schule und Ausbildung _ 
Antrag der Fraktion der CDU · 
-Drucksache 13/6156-

Die Drucksachen 13!5529!6179!5600!6180!5929!6156werden gemeinsam 
aufgerufen und beraten. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/D/E GRÜNEN- Drucksache 13/5529-
wird mit Mehrheit abgelehnt. 

Der Alternativantrag der Fraktion der. SPD- Drucksache 13/5600- wird mit 
Mehrheit angenommen. 

Der Antrag der Fraktion der CDU- Drucksache 13!5929- wird mit Mehrheit 
abgelehnt. 

Der Antrag der Fraktion der CDU- Drucksache 13/6156- wird mit Mehrheit 
abgelehnt. 

Schule für Leistungseliten 
Antrag der Fraktion der CDU 
-Drucksache 13/5965-

Förderung von besonders begabten Schülerinnen und Schülern in 
Rheinland-Pfalz 
Antrag (Aiternativantrag) der Fraktionen der SPD und F.D.P. 
-Drucksache 13/6155- -

dazu: Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/6212-

Die Drucksachen 13/5965/6155/6212 werden gemeinsam aufgerufen 
und beraten. 

Der Antrag der Fraktion der CDU- Drucksache 13/5965- wird mit 
Mehrheit abgelehnt. -
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Der Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/D/E GRÜNEN 
-Drucksache 13/6212 -wird mit Mehrheit abgelehnt. 

Der Alternativantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. -Drucksache 13/6155-
wird mit Mehrheit angenommen. 

Umsetzung des Leitbildes einer nachhaltigen, zukunftsfähigen Entwicklung 
für Rheinland-Ptatz 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/6154-

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/D/E GRÜNEN auf Ausschussüberweisung 
wird mit Mehrheit abgelehnt. . 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRUNEN- Drucksache 13/6154 -
wird mit Mehrheit abgelehnt. 

Umsetzung aller beschlossenen Ausgleichsmaßnahmen für die Region Bonn 
Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, F.D.P. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/6314-

Der Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, F.D.P. und BÜNDNIS 90/D/E GRÜNEN 
-Drucksache 13/6314- wird einstimmig angenommen. 

Blindenhörbüchereien 
Antrag der Fraktionen der F.D.P. und SPD- Entschließung -
-Drucksache 13/5254-

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Kultur, Jugend 
und Familie 
:Drucksache 13/5905-

Der Antrag der Fraktionen der F.D.P. und SPD- Drucksache 13!5254- wird 
einstimmig angenommen. 

DerLandtag erteilt sein Einverständnis zu folgender Änderung: 

In Nummer 1 Satz 2 des Antrags ist von 400 in Rheinland-Pfalz lebenden 
blinden Menschen die Rede. Richtig muss es heißen, dass "nahezu 5 000'' 
blinde Menschen in Rheinland-Pfalz leben. 
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119. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-pfaJz 
am 19. Oktober 2000 

Die Sitzung wird um 9.30 Uhr vom Präsidenten des Landtags 
eröffnet. 

Präsident Grimm: 

Guten Tag, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich er· 
öffne die 119. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz. 

Zu Schriftführern berute ich die Kolleginnen Angela 
Schneider.::Forst, die auch die Rednerliste führt, und Astrid 
Schmitt. 

Entschuldigt sind für heute: die Kolleginnen Ute: Granold und 
Margot Nienkämper sowie Staatsministerin Klaudia IViartini. 

Meine Damen und Herren, ich möchte einig.: wenige Hinwei­
SE: zur Abwicklung der Tagesordnung gehen: 

Die Fraktionen sind übereingekommen, den Punkt 14 der Ta· 
gesordnung - Landesgesetz zu dem Fünften Rundfunkände­
rungsstaatsvertrag und zur Änderung des Landesrundfunk­
gesetzes- oline Aussprache zu-behandeln. 

Die Tagesordnungspunkte 29 bis 33 sollen nach Punkt 14 auf­
gerufen und beraten werden. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
- Drucksache 13/6370-

Ich rufe die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Roger 
Lewentz (SPD), Auswirkungen der -B_undeswehrreform auf 
den Standort Koblenz betreffend, auf. 

Bitte schön, Herr Lewentz. 

Abg. Lewentz, SPD: 

Ich frage die Lande~_egierung: 

Welcheneueren ErkEnntnisse liegen de:r Landesregierung 
im Hinblick auf mögliche Auswirkungen der Bundeswehr­
reform auf den Standort Koblenz vor? 

Präsident Grimm: 

Für die Landesregierung antwortet Herr Innenminister Zuber. 

Zuber, Minister des lnne:rn und für 5port: 

Herr Präsident, meine !iehr verehrten Damen und Herren! Die 
Bunqeswehr steht nach den Truppenabbaumaßnabmen zu 
Beginn der 90er-Jahre, die erhebliche wiruchaftliche, po:rso­
nalpolitische und strukturElle Auswirkungen auf Rheinland­
Pfalz hatten, erneut vor grundlegenden Veränderungen. Die: 
Notwendigkeit einer Reform i:;t aber unbestritten, wie auch 
eine hochrangige Kommisison unter Vorsitz des früheren 
Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker dargelegt hat. 

Wie ich im Rahmen der Aktuellen Stunde zur Strukturreform 
der Bundeswehr und ihre Au~wirkungen auf Standorte in 
Rheinland-Pfalz in der Plenarsitzung am 15. Juni 2000 ben:its 
vorgetragEn habe, steht rv1inisterpräsldent Beck mit Bundes­
kanzler Sehröder und Verteidigungsminister Scharping, den 
Verantwortlichen der militärischen Führung der Bundeswehr 
sowie den PersonalvErtretungen .i~ einem ständigen Dialog 
über die Auswirkungen der Ul)lstrukturierung der Bundes­
wehr auf unser Bundesland. Wichtig in diesem Zusammen­
hang ist die klare Aussage von Herrn Bundesverteidigungsmi-. 
nister Scharping in eine:m Brio:f vom 1. September 2000 anal­
le Mitarbeiterinnenund Mitarbeiter der Bundeswehr, dass es 
beim Umbau der Bundeswehr keine betriebsbedingtEn Kün­
digungen geben we:rde. 

Der Bundesvertei~igungsminister hat in seiner Rede am 
i2. Oktober 2000 vor dem De:utsche:n Bundestag den Stand­
punkt der Bunde5regierung in dieser Angelegenheit und die 
zeitliche Abfolge der geplanten Maßnahmen noch einmal 
dargelegt, nachdem er die so genannten Eckpfeiler der Re­
form berEits am 14. Juli 2000 in einer Sondersitzung des Ver­
teidigungsaus~chusses und in den Medien erläutert hat. 

Er hat am 29. Juli 2000 die Führungsstäbe und die Abteilun­

gen ?eines Hauses aufgrund dieser Vorgaben angewiesen, 
die Grob- und Feinstrukturen zügig auszuplanen. Die Grob­
ausplanung als erster Schritt dieses· Prozesses wurde Ende 
September abgeschlossen. Die FEinausplanung soll_bi:; zum 
Jahresende vorliegen. Erst nach Abschluss dieser Planungen 
können dann in einem weiteren Schritt die möglichen Au~­
wirkungen auf die: Stationierung der Bundeswehr geprüft 
werden. 

Wie uns das Bundesministerium der Verte:idigung mitgeteilt 

hat, werden in diese Prüfung die Be:lange der Soldaten, der 
zivilen Mitarbeiter und der Familien ebenso mit einbezogen 

werden wie die Interessen der Kommunen, der Landkreise 
und sicherlich auch der Länder. Sollten als Ergebnis der Unter­
suchungen konkrete Standortentscheidungen erforderlich 
sein, werden, wie in der Vergangenheit auch, im Frühjahr 
2001 der Deutsche· Bundestag und die LänderrEgierungen 
konsultiErt. Nach eingehEnder Beratung werden dann die 
Entscheidungen zur Stationit:rung bis zum 1. Juli 2001 getrof­
fen. Endgültige konkrete Aussagen zur'zukunftigen Statio­
nierung können somit erst nach Vorlage der Ergebnisse der 
jetzt laufenden Untersuchungen getroffEn werden. Dies gilt 
natürlich auch für den Standort Koblenz. 



8920 Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -119. Sitzung, 19. Oktober 2000 

Um im Übrigen Wiederholungen zu -vermeiden, verweise ich 
ergänzend auf meine Ausführungen anlässlich der Aktuellen­
Stunde des Landtags vom 15. Juni 2000 zum Standort Ko­
blenz. 

So weit meine Anwort. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Lewentz. 

Abg. Lewentz, SPD: 

Herr Staatsminister,-Sie haben eben vielfältige Bemühungen 
auch der Landesregierung um den Standort Koblenz geschil­
dert. Es gibt in Koblenz eine Einladung zu einer Veranstal­
tung unter anderem mit dem Kollegen Hörter: .. Bundeswehr, 
BWB, Standortsicherung in der Region". Ich möchte von Ih­
nen wissen, ob eine solche Einladung für diese Bemühungen 
hilfreich ist. Ich werde gleich Zl.'lfei Sätze daraus zitieren. 

(Kram er, CDU: Frage!) 

-Ja; ich frage doch. Ich zitiere aber erst einmal. Hören Sie mir 
einmal gut zu. ln _dieser Einladung der Christlich-Demo­
kratischen Arbeitnehmerschaft heißt es: ,.Vielmehr ist 

Scharping am Ziel seiner Träume, die Zerschlagung der Bun­
deswehr. Die Mittel, die ihm seinerzeit als Aktivist der Jung­
sozialisten in der SPD fehlten, wurden ihm mit dem Amt als 
Bundesverteidigungsminister in die Hände gegeben." Herr 
Minister, ich würde g·erne von Ihnen wissen, was die Landes­
regierung dazu sagt. 

(Kramer, CDU: Das war ein Zitat 
und keine Frage!) 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Herr Abgeordneter Lewentz, diese Aussage, die von Ihnen 

aus der Einladung der CDA in Koblenz formuliert worden ist, 

ist nicht nur nicht hilfreich, sondern ich halte diese Aussage 
für die infamste, die jemals gegenüber einem Bundesvertei­
digungsminister gemacht worden ist._ 

(Beifall beiSPD und F.D.P.) 

Ich denke, man muss meine Bewertung nicht teilen, wenn ich 
feststelle, dass wir aus dem Blickwinkel eines großen Teils der 
Bevölkerung und auch international ~inen hervorragenden 
Bundesverteidigungsminister haben, der endlich auch die 
notv.rendigen Reformen aus dem Reformstau angeht. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Wenn man diese Auffassung aber vielleicht aus nahe liegen­
den Gründen der jeweiligen persönlichen Sicht nicht teilen 
kann, sollte man zumindest den politischen Sti!·wahren. Inso­
weit wäre es hilfreich, wenn man sich davon distanzieren 
würde. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.­
Pörksen, SPD: Sehr wahr!) 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Kram er. 

(Pörksen, SPD: Vorsichtig! Pass auf!) 

Abg. Kramer, CDU: 

Herr Minister, nachdem der Grund für die Anfrage von Herrn 
Lewentz bekanntgeworden ist, frage ich die Landesregie­
rung: Welche neueren Er:_kenntnisse liegen der Landesregie­
rung im Hinblick auf mögliche Auswirkungen der Bundes­
wehrreform auf den Standort Germersheim vor? 

Präsident Grimm: 

Herr Kollege, das ist nicht Gegenstand der Mündlichen Anfra­
ge. 

(Mertes, SPD: Warum haben Sie nicht 
gefragt, Herr Kollege? Warum haben 

Sie nicht geschrieben?) 

Herr Minister, ich bitte,von einer Beantwortung dieser Frage 
abzusehen. 

Gibt es weitere Fragen? - Bitte schön, Herr Abgeordneter 
Dr. Enders. 

Abg. Dr. Enders, CDU: 

Herr Minister, stimmen Sie mir zu, dass die Zusage, keine be­
triebsbedingten Kündigungen durchzuführen, in der Konse­
quenz bedeutet, was man bisher nicht gesagt hat, das·s viele 
Mitarbeiter gerade aus unteren Lohngruppen unter Umstän­
den einen Arbeitsplatz weit entfernt vom jetzigen Standort 
angeboten bekommen werden? 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Herr Abgeordneter, ich stimme-Ihnen nicht zu; denn-ich gehe 
davon aus, dass diese Reform ausgesprochen sozial verträg­
lich umgesetzt wird, ähnlich der Handhabung, wie wir sie im 

-
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Zusammenhang mit der Änderung der Strukturen zum 1. Ja­
nuar mit der Auflösung der Beziri'..sregierungen und der Eta­
blierung der neuen Direktionen praktiziert haben. 

Präsident Grimm: 

Eine Zu5atzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Enders. 

Abg. Dr. Enders, CDU: 

Herr Minister, wie bewerten Sie in diesem Zusammenhang 
die Aussage des Staatssekretärs Biederbick aus dem Bundes­

ministerium der Verteidigung, das~ ziviele Mitarbeiter teil-
-weise in zivile Firmen überführt werden sollen, dit Aufgaben 
übernehmen wllen, die bi:;her von der Bundeswehr über­

nommen worden sind, also quasi eine Kündigung aus dem öf­

fentlichen Dienst hinaus? 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: -

Ich kann darin nichts Negatives erblicken; denn es dokumen­
tiert die Bemühungen, im Zusammenhang mit der Durchfüh­
rung von Reformen dtn Menschen auch zukünftig einE be­

rufliche Per~pektive zu geben. 

(Vereinzelt Beifall beider SPD) 

Präsident Grimm: 

Weitere Fragen sehe ich nicht. Die Mündliche Anfrage ist be­

antwortet. 

Ich rufe nun die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Franz 

Josef Bi5chel (CDU), PDS in Rh;;inland-Pialz betreffend, c.uf. 

Bitte schön, Herr Bische!. 

Abg . .Bischel, CDU: 

Ich frage die Landtsregierung: 

1. Welche aktuellen Erkenntnisse der Verfas5ungsschutzbe­
hörden über dio:: PD5Iiegen der Landesregierung vor? 

2. Welche Erktnntnisse liegen der Landesregierung inzwi­

schen übt:r die Vorbereitungt:n der PDS zur Landtagswahl 

in Rheinland-Pfalz im Jahr 2001 vor? 

· 3. Wie beurteilt die Landesregierung das Verhältnis der POS 

in Rheinland-Pfalzzur freiheitlich-demokratischen Grund­

ordnung der Bundesrepublik Deutschland? 

- 4. Beabsichtigt die Landesregierung- sofo::rn sie an ihrer Ein­
schätzung, dc.s~ es verfassungsfeindliche Bestrebungen in­

nerhalb der PDS gibt; festhält (vgl. Antwort der Landesre­
gierung auf meineKit:int: Anfrage, Drucksache 13i3242) -, 

den Bundeskanzler nach Bekanntwerden seines Treffens 

mit dem noch amtierenden POS-Vorsitzenden Lothar 

- Bisky von ihrer Einschätzung der PDS zu untt:rrichten und 

auf die verfassungsfeindlichen Bestrebungen der PDS hin­

zuweisen? 

(Pörksen, SPD: Das sind 

tolle Fragen!) 

-Ich stelle immertolle Fragen. 

Präsident Grimm: 

Zur Beantwortung erteile ich Herrn Innenminister Zuber das 

Wort. 

Zuber, Minister des ln_nern und für Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Ich darf die Mündliche Anfrage des Herrn Abge­
ordneten Bisehel wie folgt beantvvorten: 

Zu Frage 1: Die PDS ist bekanntlich BEobachtungsobjekt de:r 

Verfassungsschutze_ehörden des Bundes und de:r meisten Län­

der, wobei >ich einige Länder auf die Beobachtung von Teil­

gruppen der PDS beschränken. DiE wesEntlichen Anhc.lts­
punkte für verf;:.s:;ungsfeindliche Bestrebungen der PDS 5ind 

für die Verfassungsschutzbehörden nach wie vor die Pro­
grammatik der Partei und Außerungen führender POS­
Funktionäre, die in weiten Teilen kommunistische Traditions­

linien sowie ein marxistisch geprägtes Politikverständnisfort­

~etzen und letztlich darauf abzielen, das gegenwärtige Ge­
sellschaftssystem konsequent zu übervvinden. Weitere An­

haltspunkte ergeben sich in der PDS au~ der andauernden 

Akzeptanz offen link~extremistischer Strukturen wie der 

kommunistischen Plattform der PDS oder dem marxistischen 

Forum der PDS sowie aus der Zu5ammEonarbeit mit linksextre­

mistisch ausgerichteten Gruppen de~ Inlands und- freund­
schaftlichen Kontakten zu Z3hlreichen kommunistischen Par­

teien des Auslands. Nicht zuletzt ergibt das zwiespältige Ver­

hältnis der POS zum Grundgesetz, zum Parlamentarismus und 
zur Gewaltfrage Anzeichen für verfassungsfeindliche Inten­

tionen. · 

Bezüglich aktueller Einzelerkenntnisse verweise ich auf die 

einschlägigen Verfassungsschutzberichte desBundes und der 

Länder. 

Zu Frage 2: Der Landespartt:itag der POS Rheinland-Pfalz hat 

am 6. November 1999 die Ab;icht bekundet, an der Landtags­

wahl im Jahr 2001 teilzunehmen. Einen endgültigen Be­

schluss hierzu soll ein Landesparteitag im kommenden Monat 
fassen. 
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Zu Frage 3: Die PDS wirkt in Rheinland-Pfalz wie auch in an­
deren alten Bundesländern als Anlaufpunkt ehemaliger und 
aktiver Linksextremisten unterschiedlicher ideologischer Aus­
prägung und wird vom rheinland-pfälzischen Verfassungs­
schutz anhand offen zugänglicher Informationen beobach­
tet. Der POS-Landesverhand ist organisatorischer Bestandteil 
äer GesamtparteL Abweichende politische Zielsetzungen zu 
dieser sind nach-wie vor nicht erkennbar. Die Bewertung des 
Verhältnisses der PDS Rheinland-Pfalz zur freiheitlich­
demokratischen Grundordnung ist daher bereits aus meiner 

Antwort zu Frage 1 ersichtlich. 

-Zu Frage 4: Die Landesregierung beabsichtigt nicht, den Bun­
deskanzler von ihrer Einschätzung der PDS zu informieren. 
Sie geht vielmehr davon aus, dass diesem .die im Verfassungs­
schutzbericht des Bundesministers des lnnern vorgenomme­
ne verfassungsschutzrechtliche Bewertung der PDS bekannt 
is~ und es insoweit nicht unbedingt unseres Hinweises bedarf. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten BiseheL 

Abg. Bischel, CDU: 

Herr Minister, zunächst bedanke ich mich für Ihre Einschät­
zung. Sie bestätigen das, was die Landesregierung auch da­
mals auf meine Kleine Anfrage gesagt hat. 

(Mertes, SF'D: Er hat es 
abgeschrieben!) 

- Wenn Sie das so sagen. Sie wissen es vielleicht genauer als 
ich. Ich gehe nicht so weit, das zu behaupten. 

Ist es offensicntlich so, dass sich an der verfassungsfeindlichen 
Einstellung der POS nichts geändert hat? 

Ich darf die zweite Frage gleich anschließen. Vor-diesem Hin­
tergrund darf ich fragen, ob Sie das fürsinnvoll halten, ~;vas 
sich jetzt im politischen Spektrum abspielt, um die POS insbe­
sondere auf Bundesebene in einer Art und Weise zu umar­
men, wie das mit einer linksextremistischen Partei kaum 
denkbar ist? 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Den ersten Teilihrer Frage habe ich bereits beantwortet. 

Bezüglich des zweiten Teils Ihrer Frage kann ich die politi­
-sehen Umarmungen nichtfeststellen und nachvollziehen. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Mertes. 

Abg. Mertes, SPD: 

Herr Staatsminister, können Sie uns mitteilen, wer gegebe- _ 
nenfalls der oder die Vorsitzenden sind oder wer der Kassie­
rer ist, weil das Phantom der rheinland-pfälzischen POS rela­
tiv unbekannt ist? 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Ich_ kann die Frage nach der Vorsitzenden natürlich beant­
worten, es ist Frau Andrea Link aus Mainz. Im Übrigen lassen 
Sie mich etwas flapsig sagen, ohne dem Kaninchenzuchtver­
ein zu riahe treten zu wollen: Der POS-Landesverhand 
Rheinland-Pfalz hat vermutlich noch nicht einmal die Bedeu­
tung des Kaninchenzuchtvereins von Gau-Aigesheim. 

(Bischel, CDU: Dort gibt es keinen!) 

Präsident Grimm: 

Mir scheint, die Mündliche Anfrage ist hinreichend beant­
wortet. 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Ich hätte auch sagen können, den Kaninchenzuchtverein von 
Alzey, dort gibt es einen. 

(Schmitt, CDU: Alzey ist besser!) 

Präsident Grimm: 

Vielen Dank, Herr Minister. 

Ich rufe nun die Mündiiche Anfrage der Abgeordneten Frau 
lse Thomas (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), Strafrechtliche Er­
mittlungsverfahren gegen die Mitglieder, Mitärbeiter o~er 
Vorstandsmitglieder der AWO betreffend, auf. So müsste es 
heißen; denn die Arbeiterwohlfahrt ist nicht straffähig. 

Bitte schön, Frau Themas. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90iDIE GRÜNEN: 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Hat der Innenminister Zuber in- seiner Funktion als Vorsit­

zender der AWO Rheinland-Pfalz und Rheinland/Hessen­
Nassau beiseiner Strafanzeige alle Sachverhalte gegen-

--



-

Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -119. Sitzung, 19. Oktober 2000 8923 

über der Staatsanwaltschaft dargelegt, die auch Gegen~ 
stand der achtseitigen Denkschritt vom November 1994 
sind? 

2. Hat die Staatsanwaltschaft alle Sachverhalte der DEonk­
schrift ausermittelt, Zeugen vernommEon (u. a. den Innen­
minister) und dokumentiert? 

3, Warum wurden die Denkschrift und andere Unterlagen 
erst Ende September 2000 beschlagnahmt? 

4. Welche Kenntnisse hatten da5 Justizministerium, die Lan­
desregierung und gegebEonenfalls dH iviiniste~präsident 
von den Vorgängen bei der AWO aurgrund von rviittei­
lungspflichten bzw. Besprechungen oder informellen Un­
terrichtungen? 

Präsident Grimm: 

Es antwortet Herr Justizminister Mertin. 

Mertin, Ministt::r der Justiz: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten D_amen und Herren Ab­
geordneten! Ich beantworte die Mündliche Anfrage der Frau 
Kollegin Thomas wie folgt: 

Zu den Fragen 1 und 2: Innenminister Zuber hat am 14. No­
vember 1994 persönlich beim Leitenden Oberstaatsanwalt in 
Koblenz mündlich Strafanzeige gegen den damaligen Ge­
schäftsführer des Bezirksverband~ Rheinland/He5sen-Nassati 
der AWO erstattet. Hierbei hat er ausschließlich den Sachver­
haltskomplex angesprochen, bei dem es um Untreuehandlun­
gen des Geschäftsführers ging. Die Staatsanwaltschaft Ko-

-blenz hat noch am selben Tag ein Ermittlungsverfahren ge­
gen den Geschäftsführer eingeleitet< 

Das Verfahren wurde später auf den Leiter der Finanzverwal­
tung der Arbeitervvohlfahrt, einen Architekten, und den In­
haber eines Handwerksbetriebs an der Mo>el ausgedehnt. 
Der Geschäftsführer wurde durch Strc;fbefehl vom 3. August 
1995 zu einer Geldstrafe von 250 Tagesätzen wegen Untreue 
und versuchten Betrugs ve-rurteilt. -

Das Verfahn::n gegen den Leiter der Finanzverwaltu~g sowie 
den Inhaber eines -Handwerksbetriebs wurde c;m 18. August 
1995 mit Zustimmung des Gerichts gemäß§ 153 a StPO gegen 
Zahlung von Geldauflagen einge~tellt. 

Das Verfahren gegen den Architekten endete am 6. Juli 1995 
mit einer Einstellung nach § 170 Abs. 2 StPO. 

Die Staatsanwaltschaft hat zahlreiche Zeugen vernommen 
und Durchsuchungen durchgeführt. Eine Vernehmung de~ ln­

nenministers war nicht erforderlich, weil nach Auffassung der 
Staatsanwaltschaft die strafbaren Handlungen des GeschärLS-

führers bereits festgestellt waren. Im Übrigen nehme ich Be­
zug auf meinen Bei:icht, den ich in der nicht öffentlichen Sit­
zung des Rechtsausschusse~ am 17. dieses Monats erstattet 
habe. _ 

Zu Frage 3: Die Staatsanwaltschaft Koblenz hat aufgrundvon 
unmittelbar zuvor erfolgten Presseberichten am 25. Septem­
ber 2000 ein neu es Ermittlungsverfahren w;;gen Untreue und 
anderes gegen unbekannte Verantwortliche der ·Arbeiter­
wohlfahrt in Koblenz eingeleitet. Am 26. September 2000 hat 
sie die Geschäftsräume des AWO-Bezir!Gverbands ·durch­
sucht. Bei dem sichergestellt;;n umfangreichen Beweismateri­
al befand sich auch die achtseitige Denkschrift vom 29. Okto­
ber 1994. Eine Beschlc;gnahme der Denkschrift bereits in dem 
Verfahren im Jahr 1994 erfolgte nicht, weil die 5taatsanwalt­
schaft von deren Existenz weder durch Zeugenaussagen noch 
durch Zufallsfunde_bei Durch:;uchungen Kenntnis hatte. 

Zu Frage 4: Der Ministerpräsident wurde von Staatsminister 
Zuber im Rahmen der gemäß § 2 der Gesch3ftsordnung der 
Landesregierung üblichen Unterrichtung über Angelegenhei­
ten von besonderer politischer Bedeutung im Vorfeld der 
entsprechenden Presseverlautbarungen informiert. Der da­
malige RegierungspräsidEnt, der am 9. Dezember 1994 vom 
Kohlenzer Polizeipräsidenten unterrichtetworden war, infor­
mierte am gleichen T;;g den Stc;atssekretär des Ministe;iums 
des lnnern und für Sport über die T3tsache des Ermittlungs­
verfahrens gegen den ehemaligen Geschäftsführer der Arbei­
terwohlfahrt entsprechend dem seinerzeitigen Kenntnis­
;;tand. 

Das Ministerium der Justiz hat mit Bericht der Sta3tsanwalt­
schaft Koblenz vom 18. November 1994 Kenntnis von dem 
damals eingeleiteten Ermittlungsverfahren und den diesem 
zugrunde liegenden Sachverhalt erhalten. Die Einleitung des 
neuen Ermittlungsverfahren~ vom 25. September 2000 wurde 
dem Ministerium der Justiz mit Bericht vom selben Tag mit­
geteilt. Die Denkschrift vom 29. Oktober 1994 wurde dem Mi­
nisterium der Justiz mit Bericht der Staats3nwaltschaft vom 
9. Oktober 2000 :Zur Vorbereitung der vorgenannten Rechts­
ausschusssitzung vorgelegt. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Thomas. 

(Zuruf des Abg. Pörk~en, SPD) 

Abg. Frau Thom:~s, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herri\tlinister, mich interes~iert, ob Sie in Kenntnis der Denk­
schr~tt. die jetzt vorliegt, zu der Auffassung gelangen kön­

mmr d<~~~ Vorg~nge dadun.;hr das~ sie nkht zur Anzeige g~:;­

bracht wurden bzw. die Denkschrift damals nicht vorgelegt 
wurde, verjährt sind? 
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Mertin, Minister der Justiz: 

- Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich aus der Denk­
schrift denkbare Ermittlungsverfahren hätten ergeben kön­
nen. Da aber davon auszugehen ist, dass denkbare Straftat­
bestände zwischenzeitlich verjährt sind, ist es der Staatsan­
waltschaft nicht möglich, weder belastende noch entlastende 
Tatsachen zu ermitteln, sodass abschließend von mir auch 
nicht beurteilt werden kann, ob es im Fall einer Durchfüh­
rung des Ermittlungsverfahrens auch zu einer Verurteilung, 

in welcher Form a!Jch immer, gekommen wäre. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage d~s Herrn Abgeordneten Berg. 

(Pörksen, SPD: Natürlich!) 

Abg. Berg, CDU: 

Herr Staatsminister, wie bewerten Sie die Aussage der mit der 
damaligen Sache befassten Wirtschaftsreferentin, die -am 
1. Dezember 1994 wörtlich erklärt hat, .,es sei schon merk­

-würdig, welche Infos wie gefiltert in dieser Sache wo ankä-
men"? 

_(Frau Pepper, SPD: Was soll 
das jetzt?) 

Mertin, Minister der Justiz:c 

Welchen Hintergrund diese Aussage der damaligen Referen­
tin hat, vermag ich nicht zu sagen. Ich vermag auch nicht den 
Abschluss des damaligen Verfahrens in irgendeiner Weise 
jetzt zu würdigen, weil dieses Verfahren damals auch mit ge­

richtlicher Hilfe zum Abschluss kam und insoweit richterliche 
Unabhängigkeit beim Abschluss des Verfahrens eine Rolle ge­
spielt hat und es nicht Sache des Justizministers ist, insoweit 

den Abschluss in irgendeiner Weise zu bewerten. 

Präsident Grimm: 

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Berg. -, 

Abg. Berg,CDU: 

Wie bewerten Sie die Aussage des damaligen sachbearbei­
tenden Sta<!tsanwalts, der am 30. November 1994 wörtlich er­
klärt hat, .. irgendwie stinke es aus allen Knopflöchern, und er 
sei sich nicht mehr sicher, was er von der ganzen Angelegef1-
heit halten solle"? 

(Mertes, SPD: Das istsehr präzise!) 

Mertin, Ministerder Justiz: 

Ich verweise auf meine eben gemachten Ausführungen. Das 
Verfahren hat unter Beteiligung des Gerichts seinen Ab­
schluss gefunden. Deshalb ist insoweit die richterliche Unab­
hängigkeit zu respektieren. Im Übrigen bestanden nach den 
mir mitgeteilten Sachverhalten keine konkreten Anhalts­
punkte, die damals weitere Ermittlungen notwendig ge­
macht hätten. Die Staatsanwaltschaft kann nurtätig werden; 
wenn sie konkrete Anhaltspunkte hat. Sie ist keine Schnüffel­
behörde, die, wenn etwas angezeigt worden ist, umfangrei~ 
ehe Ermittlungen über das hinaus, was angezeigt worden ist; 
tätigen darf. 

(Zuruf von der CDU-
Kuhn, F.D.P.: Waswar das? Unglaublich!­

Mertes, SPD: Was hat er denn gesagt?) 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Thomas. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Herr Minister, wie bewerten Sie den Vorgang, dass offen­
sichtlich der Verzicht auf die ursprünglich beabsichtigte Ver­
nehmung von Herrn Zuber nirgendwo dokumentiert wurde 
und erst im Nachhinein offenkundig wurde, dass es anschei­
nend irgendein Gespräch gegeben hat, in dem man sich dann 
auf die Beurteilung, der Vorgang sei ausermittelt, innerhalb 
der Staatsanwaltschaft geeinigt habe? 

Mertin, Minister der Justiz: 

Wenn Sie die Frage bitte wiederholen würden. 

(Schweitzer, SPD: Ich habe es 

auch nicht kapiert!) 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Das mache ich gern noch einmal. Wie beurteilen Sie den Vor­
gang innerhalb der Staatsanwaltschaft, dass eine Entschei­
dung dort nicht dokumentiert wurde, auf eine ursprünglich 
beaosichtigte Vernehmung von Herrn Zuber zu verzichten? 

Mertin, Minister der Justiz: 

Es war damals seitens des Leitenden Oberstaatsanwalts ange­
regt worden - das ist schriftlich in der Akte dokumentiert-, 

Herrn S~aatsminister Zuber gegebenenfalls auch zu verneh­
men. Hierauf ist verzichtet worden, weil durch die Verneh-

-
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mung anderer Beteiligter- in~ besondere von Beteiligten, die 
unmittelbare Kenntnisnahme hatten - der Sachverhalt, so­
weit er angezeigt war, aufgeklärnvar. __ 

Eine Vernehmung von Herrn Staatsminister Zuber war inso­
weit entbehrlich geworden, we_il Herr Staatsminister Zuber 
insoweit auch nur Zeuge vom Hörensagen gewesen ware und 
als solcher auch von der Qualität als Beweismittel her nicht 
die Rolle mehr hätte spielen können und auch nicht mehr 
notwendig war. Insofern war es eine sachgere;chte Behand­
lung der Angelegenheit, darauf zu verzichten. 

Es ist insoweit auch nicht üblich, in staatsanwaltschaftliehen 
Ermittlungsakten niederzulegen, weshalb auf irgend~::im; 

Zeugenvernehmung verzichtet wird. Es wäre allerdings in 
diesem Fall- das gestehe ich Ihnen gern zu-, da es vorher nie­
dergelegt worden ist, dass dieses gegebenenfalls zu gesche­
hen hat, angezeigt gewesen, dieses gegebenenfalls auch zu 
vermerken, weshalb darauf verzichtet worden ist. Aber die 
Begründung, weshalb das nicht getan worden ist, ist eigent­
lich schlüssig und normal. 

Präsident Grimm: 

Eine weitere Zusatzfrage des H~::rrn Abgeordneten Berg. 

Abg. Berg, CDU: 

Herr Staatsminister, der damalige Hauptbeschuldigte hatte 
seinerzeit einen Selbstmordversuch unternommen. Vorher 
hatte er drei Abschiedsbriefe geschrieben, von denen einer 
an Staatsminister Zuber gerichtet war. Ist Ihnen bekannt, ob 
sich diese Abschiedsbriefe zwischenzeitlich in der derzeitigen 
Ermittlungsakte befinden? 

Mertin, Minister der Justiz: -

Mir ist lediglich bekannt, dass diese Briefe zur Stac.tsanwalt­
schaft gelangt sind und dann im Original dem damaligEn Ver­
teidiger des Beschuldigten ausgehändigt worden sind. Ko­
pien befinden sich in den Akten. 

(Pörksen, SPD: Dessen Akte hat Herr Berg! 
Das ist toll! Die Akte hat Herr Berg! 
Das ist fein! Personenschutz null!) 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Bische I. 

Abg. Bische(, CDU: 

Herr Staatsminister, Sie hattEn ausgeführt, dass mögliche 

Straftatbestände nicht verfolgt werden konnten, weil sie ver­
jährt waren. 

Darf man einmal fragen, warum waren die verjährt? Warum 
hat man nicht früher etwas gemacht? 

Mertin, Minister der Justiz: 

Eine Staatsanwaltschaft kann nur tätig werden, wenn ;;ie hin­
reichende Anhaltspunkte dafür hat, dass eine Straftat began­
gen sein kann. Nur dann kann sie ermiteln. Entsprechende 
Hinweise hat es nicht gegeben. Wenn nachträglich t:finweise 
bekannt werden, aber mögliche Straftatbestände verjährt 
sind, ist es der Staatsanwaltschaft auch vErwehrt, weder bela­
stendes noch entlastendes Material zu ermitteln. Die-Verjäh­
rung hat zur Folge, das5 ErmittlungEn nicht mehr stattfinden 
dürfen und eventuell Betroffene weite:rhin die Unschuldsver­
mutung für sich in An5pruch nehmen können. ln der Bundes­
republik Deutschland 1st es Sache-der unabhängigen Gerich­
te, strafrechtliche Schuld festzustellen. 

(Pöri'.sen, SPD: Das hat inzwischen 
die CDU übernommen!) -

Deshalb ist es der Staatsanwaltschaft und auch mir und ande­
_ren ve;wehrt, diesen Vorgang in irgendeiner Weise noch 
rechtlich zu vvürdigen und dazu etvvas zu sage-n. Es gilt wei­
terhin die Unschuldsvermutung. Wenn der-Gesetzgeber ent­
scheidet, dass ab e:inem bestimmten Zeitpunkt etwas verjährt 
ist, dann darf nicht mehr ermittelt werden. Der Strafverfol­
gungsanspru~h de~ Staates ist dahin, und die Sache hat sich 
erledigt. 

Präsident Grimm: 

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Bische I. 

Abg. Bische(, CDU: 

Herr Staatsminister, ich habe dies so verstanden, dass mögli­
che Straftaten schon verjährt waren, als die Staatsanwalt­
schaft zum ersten Mal über diese Dinge informiert wurde. 

Mertin, Minister der Justiz: 

Be;;timmte Vorgänge, die möglichervveise eine· Straftat hät­
ten ~egründen können, sind verjährt. Deswegen ist e~ der 
Staatsanwaltschaft verwehrt, überhaupt zu ermitteln, ob es 
eine Straftat war oder nicht. Weder Bela5tende~ noch Entla­
stendes darf dann ermittelt werden. 

Unterstellt, es wäre eine Straftat gewesen, ist es verjährt. 

Abg. Bische(, CDU: 

Ich frage danach, ob sie schon verjährt-waren, als die Staats­

anwaltschaft zum ersten Mal davon erfahren hat. Das ist . 
doch meine Frage. 
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Mertin, Minister der Justiz: 

Ja, das habe ich doch eben ausgeführt. 

Abg.Bischel, CDU: 

Sie sagen das. Gut. Okay. 

Mertin, Ministerder Justiz: 

Ich habe gesagt, es hat zu diesem Zeitpunkt keine Möglich­
keit mehr bestanden, das zu- ermitteln; denn selbst wenn 
man unterstellte, es wäre eine Straftat, wäre die Strafverfol-

- gungsverjährung eingetreten. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Grützmach er. 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Mertin, gehen Sie davon aus, dass durch die Nichtvorla­

ge der Denkschrift durch- Herrn Zuber eine komplette Durch­

leuchtung dieses Vorgangs behindert wurde? 

Mertin, Minister der Justiz: 

Das vermag ich nicht abschließend zu beurteilen, weil der 

Staatsanwaltschaft insoweit Ermittlungen ven'llehrt sind. We­
der belastend noch entlastend kann ermittelt we-rden. Daher 

kann ich als Justizminister, der ich hier auch insoweit für die 
Staatsanwaltschaft sprechen muss, keine abs_chließende Beur­
teilung dazu abgeben. Uns sind Ermittlungen insoweit ver­

wehrt. Wenn die Beurteilungsgrundlagen nicht vorhanden 

sind, kann ich es auch nicht beurteilen. 

Ich darf aber an dieser Stelle darauf hinweisen, dass Herr 

Staatsminister Zuber nicht gesetzlich verpflichtet war, da­
rüber hinaus Auskünfte zu erteilen. Also durch die Nichtertei­

lung der Auskünte, wie auch immer, begründet sich keine 

Strafbarkeit. 

Präsident Grimm: 

Es liegen keine weiteren Zusatzfragen vor. Die Mündliche 

Anfrage ist beantwortet. 

Ich -rufe die Mündliche Anfrage -des Abgeordneten 

Dr. Matthias Frey (F.D.P.), Förderung einer verbrauchernahen 

und wettbewerbsfähigen Schweineproduktion in Rheinland­
Pfalz betreffend, auf. 

Bitte schön·, Herr Kollege. 

Abg. Dr. Frey, F.D.P.: 

·Ich frage die Landesregierung: 

1. \/Velche Möglichkeiten sieht die Landesregierung, um so­

wohl eine verbrauchernahe als auch wettbewerbsfähige 

Schweineproduktion in Rheinland-Pfalz sicherzustellen? 

2. Werden zur Erreichung dieser Ziele konkrete Maßnahmen 
im Rahmen der zukünftigen Agrarförderung in Rhein­

land-Pfalz angeboten, wenn ja, welche? 

Präsident Grimm: 

Es antwortet Herr Staatsminister Bauckhage. 

Bauckhage, Minister 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

- Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich beantworte im 

Namen der Landesregierung die Fragen wie folgt: 

Die Schweinehaltung in Rheinland-PfalzIst seit Jahren _durch 

einen kontinuierlichen Abbau der Bestände von durchschnitt­
lich etwa 3,5% im Zeitraum 1986 bis 1999- Mastschweine mi­
nus 3,34 %, Zuchtsauen minus 4,77%- gekennzeichnet. 

_(Dr. Schiffmann, SPD: Hört, hört!) 

Ursache-ist insbesondere die im Vergleich zu den Hauptkon­

kurrenten ungünstige und unwirtschaftliche Betriebsgrößen­

struktur. Nach der aktuellen Statistik werden zwei Drittel der 
Mastschweine in kleineren Beständen mit weniger als 

400 Tieren gehalten. Diese Bestände machen allerdings ande­

rerseits rund 99% der Schweine haltenden Betriebe aus. 

Meine Damen und Herren, diese Situation zeigt den- großen 
einzelbetrieblichen Umstrukturierungsbedarf in der rhein­

land-pfälzischen Schweinehaltung. Andererseits belegen die 

- hohen Zufuhren aus anderen Regionen und die im regiona­

len Vergleich durGhaus attraktiven Preise in Rheinland-Pfalz 

die Marktchancen für-heimische Erzeuger. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen wie folgt: 

Zu Frage 1: Eineverbrauchernahe Schweinefleischerzeugung 
kann aus Sichtder Landesregierung unter anderem durch die 

Verbesserung der interregionalen Wettbewerbsstellung der 

rheinland-pfälzischen -vieh- und Fleischwirtschaft sicherge­

stelit werden. Der laufende Umstrukturierungsprozess in der 

rheinland-pfälzischen Schweinehaltung muss daher genutzt 

werden, um wettbewerbsfähige Betriebsgrößenstrukturen 
zu erreichen, um das Vertrauen der Verbraucher in eine art­

gerechte Haltung und eine qualitätSorientierte Produktion 

der Erzeuger zu stärken. 

-
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Zur Stabilisierung der ErzEugung ist Es daher notwendig, im 
Einzelbetrieb ·auch eine Bestandsaufstockung zu fördern. Zu­
dem ermöglicht die Förderung moderner Schweineställe, die 
sich technisch auf dem neuestenStand bEfindEn, die umwelt­
schonende und tiergerechte Erzeugung in den Betrieben zu 
verbessern. Neben dtr Effizienz dEr Schlachtschweineproduk­
tion spielt auch die Leistungsfähigkeit der Vermarktungsein­
richtung eine wesentliche Rolle für die Zukunfusicherung der 
rheinland-pfälzischen Schweinehaltung. 

Im Vergleich zu den produktionsstarken Regionen der EU ist 
die Vieh- und Fleischvermarktung in Rheinland-Pfalz, wenn 
man so will, eher ungünstig. Die Strukturschwäche bedingt 
vergleichsweise hohe Vermarktungskosten, die sich negativ 
auf die Erlöse und damit die _ Wettbewerbsstellung der 
Schlachtschweineerzeuger auswirken. 

Ziel der Landesregierung bleibt es daher, die infrastrukturel­
len Voraussetzung~n auch in der Vermarktungsstruktur zu 
verbessern und die Wettbewerbsfähigkeit und die Wettbe­
werbskraft der heimischen Schweinefleischerzeuger zu be­

günstigen. 

Zu Frage 2: Zur Verbesserung der Situation hat die Landesre­

gierung ein Maßnahmenpakt:t zur Sicherung und Stärkung 
der Schweinehaltung ergriffen. Im Rahmen der-zukunftsin­

itiative für den ländlichen Raum wurde ein Genehmigungs­
verfahren bei der Europäischen Union durchgesetzt, damit in 
den landwirtschaftlichen Betrieben neben reinen Rationali­
sierungsmöglichkeiten auch lnve~titionen zur Erhöhung der 
Schweinebestände ab diesem Jahr weiter gefördert werden 
können. Bis zu fast 31 000 Plätzen, also 30 900, dürfen im 

Rahmen der Förderung jährlich zusätzlich geschaffen wer­
den. Damit wurdE ein von der Landesregierung seit langem 
verfolgtes Ziel erreicht. Es ist in diesem Zusammenhang vor­

gesehen, im Rahmen der EU-rechtlich zulässigen Höchstsätze 
die Fördermöglichkeiten der Agrarinvestitionsförderungs­
programme der Gemeinschaftsaufgabe .,Verbesserung der 

_Agrarstruktur und des Küstenschutzes" auszuschöpfen und 
Investitionen mit einer Zinsverbilligung von bis zu 5 % und 
Zuschüssen in Höhe von bis zu 10% zu fördern. 

Neben der genannten einzelbetrieblichEn Investitionsförde­
rung werden Schweine haltende Betriebe insbesondere auch 

im Rahmen dt:r JunglandWirteförderung sowie im Rahmen 
der Förderung der Standortschließung für die Tierhaltung im 
Außenbereich in ihren Vorhaben unterstützt. 

Mit derletztgenannten Maßnahme sollen Interessenkonflik­
te der Tierhaltungen in den Ortlagen gelöst werden und da- _ 
mit in den ländlichen Gemeinden ein günstiges Investitions­
klima für die Weiterentwicklung der Betriebe geschaffen 
werden. 

Meine Damen und Herren, dies wird im Einzelfall auch durch 
eine Moderation vor Ort sowie durch die entsprechende In­

formation d;;;r kommunalen Vertreter in der Bevölkerung un-
-te rstützt. 

Eine hohe Bedeutung misst die Landesregierung neben der 
Investitionsförderung dEr Aus-, Fort- und Weiterbildung, der 
Beratung sowie der Nutzung moderner Kommunik;;otions­
techniken zu. Im Rahmen der Beratung sollen die Betriebe 
dahin unterstützt werden, den technischen und züchteri­
schen Fortschritt schnell umsetzen zu können, um ihre Pro­
duktionstechnik, Vermarktung und Unternehmensfinanzie­
rung optimal zu organisieren. 

So weitdie Beant1Nortung der Fragen. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn AbgeordnetEn Dr. Frey. 

Abg. Dr. Frey, F.D.P.: 

Herr Minister, gibt es bei den Zuschüssen für Bestandsauf­
stockungeil eine Mindestbetriebsgröße, al5o eine fviindestan­
zahl von bisher gehaltenen Schweinen? Gibt es eine maxima­
le Zahl von Plätzen hinsichtlich der Bezuschussung? 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Haben Sie diesen Packen gestern 

nicht bekommen?) 

Bauckhage, Minister 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und \IVeinbau: 

Herr !College Dr. Frey, das werde ich Ihnen schriftlich mittei­

len, weil ich jetzt nicht sagen l~ann, wie das im Einzelnen a_us­
sieht. Nach oben ist die Zahl nicht begrenzt, aber ich weiß 
jetzt nicht, wo die Förderung beginnt. Es wäre unredlich zu 

sagen, siE beginne bei zwei Schweinen. Es ist aber so, dass ei­
ne bestimmte Haltung natürlich damit verbunden sein muss. 
Das werde ich Ihnenschriftlich mitteilen. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage der Abgeordneten Frau ICiltz. 

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr ~!iinister, definieren Sie bitte für das Plenum, was die 
Landesregierung unter artgercchter Schweinehaltung ver­

steht! Wie •Jiele Schweine haltende B<:triebe haben sich auf 

diesen Betriebszweig spezialisiert? Wie viel<: betreiben dies 
als Teil eines andtren Betriebsko-nzepts? Wie viele Schw<;!ine 

haltende Betriebe in Rheinland-Pfalzarbeiten nach Bioland­
oder Demeter-Richtlinien? 
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Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Die zweite und dritte Frage werde ich schriftlich beantwor­

ten, weil Sie Wert darauf legen, zu wissen, ob es 3 122 oder 
3 125 Betriebe sind. Deshalb bitte ich um Verständnis, dass ich 

diese Fragen schriftlich heant'Norte. 

Die ·Frage danach, was die Landesregierung unter artgerech­

ter Schweinehaltung versteht, beantworte ich wie folgt: Es 

ist immer schwierig zu sagen, wie man Schweine hält oder 

wie man Schweinereien macht. Es ist in Rheinland-Pfalz der­
zeit ganz klar, dass die bäuerlichen Betriebe ihre Schweine so 

halten, dass eine hohe Produktivität erreicht wird und die 

Schweine tiergerecht gehalten werden. 

Sie wollen jetzt hören, dass die Schweine frei herumlaufen. 

Das werde ich natürlich nicht sagen. 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, die Fragen 2 und 3 werden schrift­

lich beantwortet, 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN: 
Frage 1 auch!) 

- Frage 1 ist"- wenn auch nicht zu Ihrer Zufriedenheit- beant­

wortet worden. 

Eine Zusatzfrage des_Herrn Abgeordneten Schmitt. · 

Abg. Schmitt, CDU: 

Herr Minister, teilen Sie die Meinung, dass die stark rückläufi­
ge Zahl der Selbstversorger und die drastische Erhöhung der 

Vorschlagskosten inklusive der Fleischbeschaugebühren in 

den vergangenen Jahren mit zu der negativen Entwicklung 
hinsichtlich der Wettbewerbsfähigkeit und der Selbstversor­

gung in Rheinland-Pfalzbeigetragen hat? 

Bauckhage, Minister 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: . ., 

Diese Meinung teile ich nicht. Natürlichspielen die Kosten ei· 
ne Rolle. Es ist aber deutlich erkennbar, dass auch in der Ver­

gangenheit, bevor die Fleischbeschaugebühren anders orga­

nisiert worden sind, die Selbstversorgung nicht gegeben war. 
Man muss allerdings wissen, dass wir in einem offenen Markt 

leben und dieser dazu führt, dass Schweinefleisch bisher noch 

nicht knapp war, Herr Kollege Schmitt. Schweinefleisch wird 
immer dann gekauft, wenn es günstig-und qualitativ gut ist. 

Aus guten Gründen ·haben wir ein Vorläuferprogramm ge­

habt. Ohne Fleischbeschaugebühren betrug die Selb~tversor-

gerquote damals 17 %. Das ist älso völlig unabhängig von 
den Kosten. Das steht im Zusammenhang mit anderen Struk­

turen. 

Wir tun das deshalb, um Tiertransporte zu minimieren. Das ist 
vernünftig, weil Tiertransporte etwas mitTierschutz und mit· 

artgerechter Haltung zu tun haben. Wenn sie transportiert 

werden, ist das wirklich keine Haltung, die einigermaßen tier­

gerecht ist. Deshalb gibt es die Programme. 

Präsident Grimm: 

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Schmitt. 

Abg. Schmitt, CDU: 

Herr Minister, es ist mehr als erstaunlich, dass Sie diese Mei­
nung nicht teilen, nachdem Sie gestern erklärt haben, die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Landwirtschaft hänge 
davon ab, dass gleiche Voraussetzungen wie in anderen Län­

dern gelten würden. Teilen Sie die Meinung, dass diese Wett­

bewerbsbenachteiligung durch die hohen Kosten im Ver­

gleich zu anderen Ländern zumindest für unsere Bauern und 

damit letztlich auch für die Selbstversorger in diesem Bereich 

negativ ist? 

Es wäre schon erstaunlich, wenn Sie das heute anders sehen 
würden als gestern. 

Bauckhage, Minister 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr Abgeordneter Schmitt, die Antwort dürfen Sie jetzt 

nicht auf Ihre Art und Weise interpretieren, sondern Sie müs­
sen sie objektiv !nterpretieren. Ich habe gesagt, dass die Kos­

ten natürlich eine Rolle spielen. Es ist keine Frage, dass auch 
die Fleischbeschaugebühren efne Rolle spielen. Das ist doch 
völlig unstrittig und klar. 

Wir können natürlich gern gemeinsam ausrechnen, inwie­

weit die Fleischbeschaukosten den Preis pro Kilogramm be­

einträchtigen .. Dann werden Sie staunen, und ich werde nicht 

staunen, weil das einfach auszurechnen ist. Die Beeinträchti­
gung bewegt sich nicht im DM-Bereich, sondern im Bereich . 

nach dem Komma. Das alles spielt eine Rolle. Es ist unzulässig, 

wenn Sie sagen, es würde gar nicht beeinflusst. Ich sage, dass 
das nicht der einzige Grund ist. Es ist auch ein Grund, aber 

nicht der einzige Grund. Dabei bleibt es. Das ist eine Ge­

schäftsgrundlage für die Wettbewerbsfähigkeit. Das habe ich 
vorhin gesagt, und dabei bleibt es, weil das so richtig ist .. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Billen. 

-
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Abg. Billen, CDU: 

Herr Minister, teilen Sie die Auffassung, dass die von Ihnen 

angestrebte verbrauchernahe Produktion durch die hohen 
Belastungen bei den kleinen Schlachthöfen dazu führt, dass 

das relativiert wird und dadurch weitere Tiertransporte erfol­
gen müssen, weil eine Schlachtung vor Ort kaum noch mög­

lich ist? 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr KollegE Billen, Sie machen Folgendes: Sie wollen erfah­
ren, welche Kreisvervvaltung sich wie verhält. 

(Dr. Weiland, CDU: Beantvvorten 
Sie doch einfach die Frage!) 

- Herr Kollege Dr. Weiland, ich kenne doch die Hintergründe 

der Fragen. Natürlich spielt das eine Rolle, aber nicht die ein­
zige Rolle. Natürlich kann jeder Kreis seine Gebühren <iuto­

nom gestalten. Ich will_ jetzt auch_ nicht ausrechnen, welcher 
Kreis welche Kosten in die Gebührenkalkulation einbezieht. 
Das wäre intere~sant zu wissen, ähnlich wie die Berechnung 
der Kosten für ·wasser- und Abwassergebühren. Das kann 
man gern tun. Das spielt aber eine Rolle, nicht die entschei­
dende, aber eine Rolle; 

Präsident Grimm: 

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Billen. 

Abg. Billen, CDU: 

Herr Minister, meine FragEn haben Sie nicht beantv,;ortet. Sie 
streben eine verbrauchernahe Produktion an. Diese wird 
doch dadurch, dass wir vielleicht nachher in Rheinland-Pfalz 
nur noch zwei Schlachthöfe haben, und durch weiterE: Tier­

transporte relativiert. Sehen Sie dadurch eine Schädigung Ih­
res Programms, weil dEr Verbraucher bereit i;t, in näherer 
Umgebung mehr GEld für das Fleisch auszugeben, das er 

während des Wachstums beobachten kann? 

Bauckhage, Minister 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft ·und Weinbau: 

Ich sehe die Schädigung nicht; denn wir setzen nach.wie vor 

auf schlachtende Metzgereien und Betriebe; denn bei denen 
kann der Verbraucher die Herkunft des Fleischesam ehestE:n 
nachvollziehen. 

Präsident Grimm: 

Weitere Fragen liegen nicht vor. Damit ist die MündlichE An­
frage beant\IIJortet. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Ich rufe nun die Mündliche Anfrage der Abgeordnetem lse 
Thomas (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN}, R\fiiE erklärt "Aus" für 

AKW Mülheim-Kärlich öffentlich - Konsequenzen für das 
land Rheinland-Pfalz betreffend, auf. 

Frau Thomas, tragen Sie bitte Ihre Fragen vor. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Teilt die Landesregierung die Auffassung, dass nach der 
öffentlichen Verkündung durch_ RVIJE-Vorstandschef 
Dietmar Kuhnt, das AKW Mülheim-Kärlich endgültig auf­
zugeben, es höchste Zeit wäre für eine vollständige Rück­
nahme der Schadt:nsersatzklage de~ RWE gegEn das land 
Rheinland-Pfalz? 

2. Wie hoch schätzt die Landesregierung die Verfahrensko­
sten für das land Rheinland-Pfalz momentan und welche 

Zahlungen in welcher Höhe musste die Landesregierung 
im Zusa-mmenhang mit dem Schadensersatzprozess be­
reits-verausgaben? 

3. Wie wird die Landesregierung sicherstellen, dass die Ver­
fahrenskosten und die Aufwendungen des Landes für 
Rechtsanwaltskosten de5 Schadensersatzprozesses voll­
ständig von der Klägerin RWE übernommen werden? 

4. Wann ist mit der Rücknahme des Genehmigungsantrags 
zur 1. TG Neu/2 von der Antragstellerio RWE zu rechnen 

und in welchem Stadium befindet-sich die endgültige Still­
legung des Atomkraftwtrks i\llülht:im-Kflrlich? 

Präsident Grimm: 

Herr Staatssekretär, ich erteile Ihnen das Wort. 

Härte I, Staatssekre:tär: 

Herr Präsident, meinE: Damen und Herren! Die r ... 1ündliche An­

frage beantworte ich namensder Landesregierung wiE folgt: 

Zu den Fragen 1 und 3: ln der Vereinba-rung vom 14. Juni die­

se~ Jahres zwischen der Bundesregierung und den -Energie­
versorgungsunternEhmen über die geordnete Beendigung 
der Nutzung der Kernenergie zur Stromerzeugung ist auch 
eine Regelu_ng hinsichtlich der Schadensersatzklage der RWE 
Energie AG, die sich nunmehr RWE Power AG nennt, gegen 
das Land Rheinland-Pfalz enthalten. Danach wird das Unter­

nehmen die SchadensErsatzklage zurücknehmen. Darüber hi­
naus sollen mit der Vereinbarung alle rechtlichen und tat­
sächlichen AnsprüchE im Zusammt:nhang mit dem Genehmi­

gungsverfahren für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich so­
wie mit den Stillstandszeiten der Anlage abgegolten sein. 
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Die Vereinbarung ist am 14. Juni dieses Jahres paraphiert 
worden. Sie beruht auf der Grundlage, dass die Vereinba-

- rungsinhalte in einer Atomgesetznovelle umgesetzt werden. 
Ob die Umsetzung in der Atomgesetznovelle den Vereinba­
rungsinhalten entspricht, wird auf der Grundlage des Regie­
rungsentwurfs zwischen den Verhandlungspartnern noch be­
raten werden. Dann kann auch der Termin zur Unterzeich­
nung bestimmt werden. 

Sobald die Konsensvereinbarung förmlich unterzeichnet und 
in Kraft-getreten ist, wird sie auch hinsichtlich der Verpflich­
tung des RWE zur Rücknahme der Schadensersatzklage zu 
vollziehen sein. Mit der Beendigung des Rechtsstreits wird 
auch eine Regelung hinsichtlich der Prozesskosten verbunden 
sein. 

Es gibt keinen Anhaltspunkt dafür, dass das RWE den Vollzug 
der förmlich unterzeichneten Vereinbarung verweigern will. 
Daher stellt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt auch nicht die 
Frage, welche Schritte konkret zu unternehmen sind, falls di~ 
Vereinbarung nicht erfüllt werderi sollte. 

Im Übrigen weise ich darauf hin, dass die Einhaltung der Kon­
sensvereinbarung von der Bundesregierung und den vertrag­
schließenden Energieversorgungsunternehmen zu gewähr­
leisten ist. 

Zu Frage 2: ln dem Schadensersatzprozess gibt es derzeit kei­
ne gerichtliche Entscheidung, die das Land Rheinland-Pfalz 
zurTragung von Verfahrenskosten verpflichtet. Keine! 

Im Übrigen ven.'Veise ich zu dieser Frage auf die Antworten zu 
den Fragen 1 und 3. 

Was bereits erfolgte Zahlungen angeht, hat das Land 
Rheinland-Pfalzbisher-wie bekannt- rund 34 Millionen DM 
für An\'l!altshonorare gemäß den gesetzlichen Bestimmungen 
der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte aufgewen­
det. 

. Zu Frage 4: Das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich befindet sich 
derzeit im kalt konservierten Zustand. Die endgültige Still­
legung des Kernkraftwerks sowie der nachfolgende Abbau 
sind n-ach § 7 Abs. 3 des Atomgesetzes genehmigungsbedürf­
tig. Ein entsprechender Antrag des RWE liegt noch nicht vor. 
Ebenso hat das RWE noch keine Erklärung zur Frage der 
Rücknahme des Antrags auf Erteilung der 1. TG f\leu/2 abge-
geben. ., 

Im Übrigeil ven.'Veise ich darauf, dass Frau Staatsministerin . 

Martini in der Plenarsitzung am 18. August 2000 bei der Be­
antwortu_ng .einer Mündlichen Anfrage des Herrn Abgeord­
neten Rieth mitgeteilt hat, dass die damalige RWE Ener­
gie AG gegenuber dem Ministerium für Urriwelt und Forsten 
erklärt habe, sie werde über den genauen Zeitpunkt einer 
Antragstellung befinden, sobald die BuQdesregierung die 
notvvendigen gesetzgeberischen Maßnahmen zur -Umset­
zung der Konsensvereinbarung in die Wege geleitet habe. 

Meine Damen und Herren, Sie wissen, federführend für die 
Novellierung des Atomgesetzes ist das Bundesumweltminis­
terium, das von Herrn Minister Trittin geführt wird. Ichstelle 
an heim, die entsprechenden Fragen an ihn zu richte~. 

(Staatsminister Bauckhage: Sehr gut!­
Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wir sind doch ständig in Kontakt!) 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des He~rn Abgeordneten Rieth. 

Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Staatssekretär, hat die Landesregierung Hinweise da­
rauf, ob und gegebenenfalls wann der zuständige Energie­
konzern -wie er im Moment heißt, ist bei den Fusionen nur 
schwer herauszufinden - beabsichtigt, ein Zwischenlager für 
atomare Abfälle am Standort Mülheim-Kärlich einzurichten? 

Härte I, Staatssekretär: -

Herr Präsident, ich weiß zwar nicht, was diese Frage mit der · 
von Frau Thomas gestellten Mündlichen Anfrage zu tun hat, 
aber---

Präsident Grimm: 

Es wird nach den Konsequenzen für Rheinland-pfaJz gefragt. 
Da ist es meiner Meinung nach zulässig, nach einer weiteren 
möglichen Nutzung zu fragen, Herr Staatssekretär. 

Härte I, Staatssekretär: 

Deshalb will ich auch die Frage beantworten: Wir haben ge­
genwärtig darüber keine Informationen. 

Präsident Grimm: 

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Rieth. 

Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Staatssekretär, ist die Landesregierung nach der endgül­
tigen Bekanntgabe c!es Aus für Mülheim-Kärlich - immerhin 
ein Vorstandsbeschluss dieses Energiekonzerns - nun bereit, 

· ohne ein separates Gerichtsverfahren die anteiligen Gerichts­

l!_nd Anwaltskosten fürdie Privatklägerinnen und -kläger zu 
begleichen? Wenn nein, begründen Sie das bitte. 

...... -

---
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Härtel, StaatssekrEtär: 

Sie wissen, dass diese Frage ebenfalls Gegenstand einer 
Mündlichen Anfrage in einer der letzten Plenarsitzungen 
war. Darauf hat Frau Staatsministerin Martini ausführlich ge­
antl.vortet. Dass die Frage der Prozesskostenerstattung bisher 
nicht endgültig geregelt ist, liegt ausschließlich daran, dass 
die betreffenden Anwälte die en~prechenden Anträge nicht 
gestellt haben. In der VerantiJ'Jortung des Landes liegt diese 
Verzögerung nicht. Auch das wurde Ihnen bereits gesagt, 

Herr Abgeordneter Rieth. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage der Abgeordnet_en Frau Thomas._ 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Staats5ekretär, ich habe in den Antl.'vorten auf meine 
Anfrage keine Antwort auf meine Frage unter Nummer 3 ge­
funden, nämlich was die Landesregierung selbst unterneh­
men wird, um die Verfahrerd~oEten und Aufwendungen des 
Landes der Klägerin RWE- ich sage es einmal etwas salopp -
aufzudrücken. 

Ich füg<: noch einen Satz der Erläuterung an: Nachdem be­
kannt wurde, dass der festgelegte Prozesstermin im Septem­
ber zur Fortsetzung des SchadensersatzproZE5es seite:ns des 
zuständigen G(Orichts verschoben wurde, gab es verschiedene 
Erläuterungen, wie: ein solcher Prozess ohne weitere Ver­
handlung zu Ende gebracht werden kann. Welche der ge­
nannten f11löglichkeiten wurde das Land vorziehen? 

Härtel, Staatssekretär: 

Frau Abgeordnete Thomas, auch diese Frage wird im Rahmen 

des Kon"!:mses, der paraphiert, aber noch nicht unterschrie­
ben ist, geregelt werden. Das Verfahren habe ich dargestellt. 
Sobald die Atomgese:tznovelle verabschiedet i:>t, die die Kon­
sensvt:reinbarung umsetzt, werden alle: diese Fragen gere­
gelt._ Ich bin sicher, dass sie im Sinne unseres Landes geregelt 
werden. 

Präsident Grimm: 

Weitere Zusatzfragen werden nicht gestellt. Die: Mundliehe 
Anfrage ist be:antwortet. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Ich rufe die: Mündliche Anfrage der Abgeordneten Christoph 
Grimm, Dr. Josef PEter Merte;; und Günter Rösch (SPD), An­
bindung der Region Trier an den 5chienanfernverkehr be:­
treffend, auf. 

Herr Abgeordneter Dr. Mertes stellt die Fragen. 

Abg. Dr. Mertes, SPD: 

Herr Präsident, ich stelle die Fragen auch im Namen der Her­
ren Abgeordneten Grimm und Rösch. 

Wir fr;;gen die Landesre:gierung: 

1. Welche: P-läne der DB AG sind für die Zukunft -der 

InterRegio-Verbindungen .,Luxemburg - Trier - Koblenz" 
und .. saarbrücke:n-Trier- Koblenz" bekannt? 

2. Wie beurteilt die Landesregierung die Auswirkungen ei- -
ner möglichen Streichung der InterRegio-Verbindungen? 

3. Wie hat sich die Anzahl der F-ahrgäste auf den InterRegio­
Strecken Sa_arbrOcken - Trier - Koblenz sowie Luxem­
burg- Trier-Koblenzseit 1995 entll'~ickelt?-

4. Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung, auch 
nach 2002 vertaktete:, umsteigefreie und schnelle Din~kt­
verbindungen zu den bestehenden und künftigen An­
knüpfungspunkten im europäischen Hochgeschwindig-­
keitnetz sowie umsteigefreie Verbindunge:n aus den 
wichtigsten Herkunftsgebieten des regionalen Tourismus 
zu gewährleiste:n? 

Pri;i;:ident Grimm: 

Zur Beantwortung erteilE ich Herrn Verkehrsminister 
Bauckh;;ge das Wort. 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr Präsident, meine sellrve:xehrte:n Damen und Herren! Die 
für den Fernverkehr zu~tandige Deutsche Bahn Rei­
se & Touristik AG plant zum nächsten Fahrplanwechsel im Ju­
ni 2001 aus wir~chaftlichen Gründen bundesweite ReduziE-­
rungen im InterRegio-Verkehr. 

ltl einem zweiten Schritt sollen ab dem Jahr 2003_ weitere 
Kürzungen vorgenommen werden, sodass insgesamt nach 
den Plänen der Deutschen Bahn Reise & Touristik Aktienge­
sellschaft im:gesamt fast ein Viertel der gesamten Fernver­
kehrsleistungen in Deutschland zur Disposition rtehen. 

Die Pläne der Deutschen Bahn AG werden von der Landesre­
gierung grundsätzlich abgelehnt. Die Streckenreduzierungen 
wirken sich nachteilig auf die betroffenen Re:gionen de;; Lan­
des aus. Darüber hinaus beschreitet die DB AG alis unsen:r 
Sicht einen fal;;chen Weg bei der Gestaltung und Vermark­
tung des fnterRegio-Angebots. 

Auch die Verkehr:;ministerkonferenz hat sich am 27. und 
28. September des J:1hres eingehend mit der Frage der bun­
desweiten Streichung von lnte:rRegio-Zügen befasst. Die Län-
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der haben zwar auf den eigenwirtschaftlichen Bereich der 
DB AG keine rechtlichen Einwirkungsmöglichkeiten, dies 
schließt aber nach Auffassung der Verkehrsministerkonfe­
renz grundsätzlich nicht aus, dass die Länder an einer Opti­
mierung der Angebote im Schienenpersonenverkehr im Rah­
men einer besseren Abstimmung der verschiedenen Produkte 

mit11virkim. 

Um ihre Anliegen zu verdeutlichen, hat die Verkehrsminister­
konferenz den Bund aufgefordert, seiner im Grundgesetz Ar­
tikel 87 e Abs. 4 festgelegten Verpflichtung für eine am All­
gemeinwohl orientierte Fernverkehrsbedienung nachzukom­
men. 

Die Frage der Reduzierung der InterRegio-Züge war auch Be­
standteil mehrerer parlamentarischer Anfragen und eines 
umfangreichen Schriftwechsels mit den betroffenen Regio­
nen. 

Dies vorausgeschickt beant11vorte ich die Mündliche Anfrage 
wie folgt: 

Zu Frage 1: Zum Fahrplanwechsel im Juni des nächsten Jahres 
beab~ichtigt die DB AG, die InterRegio-Züge zwischen Saar­
brücken und Trier komplett einzustellen. Als weiterer Schritt 
ist dann vorgesehen, mit Inbetriebnahme der Neubaustrecke 
Köln- Rhein-Main Ende des Jahres 2002 auch die InterRegio­
Züge Luxemburg- Trier- Koblenz- Köln zu streichen. 

Zu Frage 2: Die Auswirkungen derartiger Streichmaßnahmen 
auf dh~ Region Trier wären gravierend, weil der gesamte 
Raum damit komplett vom Fernverkehr abgehängt werden 
würde. Dies ist so nicht akzeptabel. 

Aus Sicht der Landesregierung muss hier das Sicherstellungs­
gebot-des Bundes für eine am Allgemeinwohl orientierte 
Verkehrsbedienung gelten. Zudem ist in der Vereinbarung 

zwischen dem Bund und den Ländern Rheinland-Pfalz und 
Hessen zu Verknüpfungsmaßnahmen im Zuge der Neubau­
strecke Köln- Rhein-Main vom 21. März 1990 die InterRegio­
Linie Luxemburg - Trier- Koblenz- Köln ausdrücklich durch 
den Bund zugesagt worden. 

Ich habe mich daher in dieser Angelegenheit persönlich an 
Herrn Bundesverkehrsminister Klimmt gewandt. 

Zu Frage 3: Das Land hat die DB AG mehrfach gebet1m, für 
die von der Streichung betroffenen InterRegio-Züge genaue 
Wirtschaftsdaten vorzulegen und die Fahrgastentwicklung 

darzustellen. Mitdem Hinweis auf unternehmensinterne Da-
' ten ist die DB AG dieser Forderung bisher nicht nachgekom­

men.--

Wir haben daher eigene Zählungen in den betreffenden 
InterRegio-Zügen in Auftrag gegeben. Entsprechende Ergeb­
nisse liegen noch nicht vor. Wir rechnen in den nächsten Wo­
chen damit. 

Zu Frage 4: Die Anhindung der Region Trier im Schienenfern­
verkehr hat für die Landesregierung einen ganz besonders 
hohen Stellenwert. Ich habe am 11. September dieses Jahres 
in einem Gespräch mit dem Vorstandsvorsitzenden der 
DB AG, Herrn Mehdorn, vereinbart, dass das Land und die 
Bahn gemeinsam ein alternatives Bedienungskonzept mit 
Neigetechnik für die Relation L1,1xemburg - Trier - Koblenz -
Mainz- Frankfurt am Main entwickeln. 

_Für den Einsatz auf dieser Relation könnten die spanischen 
Talgo-Fahrzeuge mit passiver Neigetechnik infrage kommen, 
die derzeit im Nachtreisezugverkehr bundesweit erfolgreich 
eingesetzt werden. 

Für die wegfallenden InterRegio-Züge zwischen Saarbrücken 
und Tri er stimmen der in Rheinland-Pfalz zuständige Zweck­
verband Schienenpersonennahverkehr Rheinland-Pfalz Nord 
und die saarländische Seite derzeit Ersatzkonzepte ab. 

Ferner verfolgt die Landesregierung mit Nachdruck das Ziel, 
dass die NeiTech-Verbindung Saarbrücken - Trier- Köln end-­
lieh zu einem stabilen Betriebsablauf findet. Wie Sie wissen, 
habe ich der DB AG eine Frist bis zum 30. November dieses 
Jahres gesetzt. 

Meine Damen und Herren, bis zu diesem Zeitpunkt muss die 
volle Einsatzfähigkeit der auf dieser Linie eingesetzten 
NeiTech-Triebwagen der Baureihe VT 611 nachgewiesen sein. 
Andernfalls fordern wir den kompletten Austausch der Fahr­
zeuge durch das Nachfolgefahrzeug der Baureihe, den 
VT612. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Mertes. 

Abg. Dr. Mertes, SPD: 

Herr Staatsminister, der Schienenzweckverband Nord hat in 
öffentlichen Erklärungen deutlich gemacht, dass er der Auf­

fassung ist, dass die Relation Luxemburg- Koblenz und Saar­
brücken- Koblenz derzeit durchaus kostendeckend betrieben 
wird. Teilt die Landesregierung diese Auffassung? 

Ich möchte ergänzend fragen: Ab welchen Fahrgastzahlen 
geht die Landesregierung davon aus, dass_diese Relationen 
kostendeckend betrieben werden können? 

Bauckhage, Minister 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Wir sind dabei, derzeit eigene Fahrgastzahlen zu untersu­
chen und eigene Parameter zu erhalten. Erst danach werden 
wir entscheiden können, wann der Break ist und wann nicht. 
Wir müssen eigene Ermittlungen durchführen. Erst danach 
kann man eine schlüssige Antwort geben. 

--
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Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Rösch. 

Abg. Rösch, SPD: 

Herr Minister, Sie haben das -Sich erstellungsgebot des Bundes 
angesprochen. Sind diesbezüglich von Ihnen Gespräche ge­
führtworden, und wenn ja, mitwelchem Ergebnis? 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Die Gespräche sind nicht nur von mir geführt worden, son­
dern von der gesamten Verkehrsministerkonferenz. Wir müs­

- sen die Ergebnisse zunächst einmal abwarten. Die DB AG ist 
in der Frage sehr hart, weilsie nach wirtschaftlichen Gesichts­
punkten ihre Verkehre betreiben mus3. 

Gespräche haben zwischen mir und Herrn Vorstandsvor::it­
zenden Mehdorn wegen der Verlängerung der Strecke insge­
samt stattgefunden. Bis 2003 können wir prüfen, wie wir al­
les organisieren. 

Darüber hinau~ hat die gesamte Verkehrsministerkonferenz 
die dringende Verpflichtung nach Artikel 87 e noch einmal 
angemahnt. Bisher liegen uns von der DB AG noch keine Er­
gebnisse vor. 

Präsident Grimm: 

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten 
- Dr. fv1ertes. 

Abg. Dr. Mertes, SPD: 

Herr Minister, Sie haben ausgeführt, dass derzeit die saarlän­
dische Seite und unser Schienenzweckverband Nord an Er­
satzkonzepten für die; Verbindung zwischen Saarbrücken und 

Kobler1z arbeiten. E;; kostet eine Menge Geld, wenn wir dort 

Ersatzverkehre einrichten. Gibt es eine ungefähre Vorstel­
lung, wa_s diese Ersatzkonzepte kosten? 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Es gibt auch keine ungefähre Vorstellung. Man muss das 
exakt machen. Wenn man eine Zahl über den Daumen nennt, 
dann wird die Zahl gehandelt. Wir müssen zunächst abwar­
ten. Wir müssen in aller Nüchternheit sehen, dass der Schie­

nenzweckverband und nicht das Land- zuständig ist. Dann 

muss man sehen, wer die Verkehre wie bestellt. Aber auch 

dafür-ist es entscheidend, zu wissen, wie die Fahrgastzahlen 
zu welchen Reisen sind, um eine schlüssige Antwort zu ge­
ben. 

Ich bitte um Verständnis. Die DB AG war aus unternehmens- -
datenschutzrechtlichen Gründen nicht bereit, uns die Zahlen 
zu geben. Deshalb müssen wir jetzt zunächst einmal die Zah­
len selbst ermitteln und auf dieser Basis rechnen, wie hoch 
die Kosten sind, wann diE Strecke rentabel ist, und darüber 
hinaus, wie die Ersatzverkehre organisiert werden können, 
um möglichst wirt:chaftlich zu sein. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Kollegen 5chmitt. 

Abg. Schrnitt,CDU: 

Herr Minister, bei Ihrer Vereinbarung mit Herrn Mehdom: 
Welche konkreten Vereinbarungen wurden für die Strecke 

_ Trier - Saarbrücken getroffen? Bei allen anderen Bereichen 
haben Sie gesagt, e;; seien gewisse Festlegungen getroffen. 
Was geschiehtmit der Strecke Tri er- Saarbrücken? 

Bauckhage, Minister 
für Wirt:>chaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Für die Strecke Trier-Saarbrückensind keine konkreten Fest­
legungen getroffen worden, weil das nicht möglich- war, weil 

zwei Länder beteiligt sind. Ich kann nicht für das Saarland 
entscheiden. Darüber wird noch weiter verhandelt. 

Präsident Grimm: 

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Kollegen Schmitt. 

Abg. Schmitt, CDU: 

Herr ivlinister, heißt das im Klartext: InterRegios werden vo­

raus5ichtlich gestrichen? Talgo~ sollen die loterRegios erset­
zen" Ist das das Konzept, oder ist es das Konzept, InterRegios 
weiter beizubehalten und eine Ergänzung mit Talgo-Zügen 
usw. vorzunehmen?-

Baud~hage, Minister 
für Wirt;;chaft, Verkehr, Landwirtschaft und W;;inbau: 

Ich halte wenig davon, schon vorher die Ergebni5se bekannt­
zugeben. Wir werden jetzt in Verhandlungen untersuchen 
müssen, welche J(onzepte zum Schlu;~ tragen werden. Talgos 

sind eine der Möglichkeiten" 
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_Sinn der Veranstaltung war, möglichst zu erreichen, dass die_ 
DB AG jetzt nicht sofort den Schnitt macht, sondern zunächst 
e_irimal bis 2003 bestimmte InterRegio-Strecken weiter be­
dient, ausgenommen die Strecke Tri er- Saarbrücken, um da­
-nach dann die Verkehre neu organisieren zu können. 

Ich bitte um Verständnis, dass das ein wenig dauert. Man 
muss verhandeln, um zu erreichen, dass die Verkehre dann 
gut organisiert weiterlaufen. 

Im Übrigen habe ich vorhin ganz bewusst .. DB AG" gesagt. 
Man muss der DB AG natürlich auch zugestehen, dass sie be­
triebswirtschaftlich rechnen muss. Es macht wenig Sinn, wenn 
von Garmisch-Partenkichen bis Ki~l von jedem Landrat, je­
dem Bürgermeister bis hin zum Bundeskanzler über mich hin­
weg gesagt wird_: Die DB AG muss die Strecke weiter auf­
rechterhalten, wenn kein Fahrgast darin sitzt Das muss also 
eine vernünftige Relation haben. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Kollegen Dr. Mertes. 

Abg. Dr. Mertes, SPD: 

Herr Minister, Sie haben sich eben auf Gespräche zwisch~n 
den zuständigen Schienenzweckverbänden im Saarland und 

in Rheinland-Pfalz bezogen, dfe an Ersatzkonzepten für die 
Strecke Trier- Saarbrücken arbeiten. Welche konkreten Ver­
abredungen, Vereinbarungen, gemeinsamen Vorstellungen 
gibt es schon mit der Landesregierung des Saarland es, um ge­
meinsam die Interessen im Hinblick auf die Strecke Saar­
brücken- Koblenz, die beim Saarland genau wie bei uns vor­
handen sind, zu bündeln und gemeinsam in Berlin und bei 
der DB AG vorzutra_gen? 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Es gibt eine Übereinstimmung zwischen dem Kollegen Georgi 
und mir, dass wir natürlicherweise dann, wenn wir jetzt die 
_Grundlagen haben und die Verkehre unter Umständen von 
den Zweckverbänden organisiert werden, gemeinsam mit 

dem Bundesverkehrsminister bei Herrn Mehdorn noch einmal 
vorstellig werden. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Kollegen Bracht. 

Abg: Bracht, CDU: 

Herr Minister, wie beurteilt die Landesregierung ihre eigenen 
Aussagen in der letzten Plenarsitzung, wonach eine zukünfti­
ge Verbindung Luxemburg- Trier- Koblenz- Mainz- Frank­
furt als Fernverkehrsstrecke von der DB AG finanziert werden 
soll, vor dem Hintergrund der zwischenzeitlich von der DB ge­
machten.Aussage, dass dies nicht erfolge und die Strecke in­
folgedessen zum Schaden anderer Strecken aus den Regiona­
lisierungsmitteln bezahlt werde. 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

.Ich beteilige mich nicht gern an Spekulationen und bin auch 
nicht bereit, Verhandlungsergebnisse, die zwischen der DB 
AG und dem Ministerium erzielt werden, jetzt hier öffentlich 
zu machen. Ich möche sie erst dann öffentlich machen, wenn 
wir ein endgültiges Ergebnis haben. Das war so, wie es jetit 
transportiert wird, nicht verabredet. 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, wir müssen zum Ende kommen. 
Wir haben schon einige Zeit überzogen. 

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Kollegen Bracht. 

Abg. Bracht, CDU: 

Herr Minister, bestätigen Sie damit, dass die Deutsche Bun­
- desbahn die Position vertritt, die ich gerade zitiert habe? _ 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Dafür gibt es in der Jurisprudenz bestimmte Antworten: Sie 
stellen eine Frage und wpllen eine bestimmte Anwort haben. 
Diese gebe ich Ihnen jetzt nicht. Ich bestätige nichts und de­
mentiere auch nichts. Wir sind in Verhandlungen. Was jetzt 
zurzeit öffentlich transportiert wird, ist nicht Verhandlungs­
gegenstand ge\'liesen. 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, dass die Mündliche 
Anfrage beantwortet ist. Die Fragestunde ist abgelaufen. 

Vielen Dank, Herr Minister. 

--
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Wir kommen zu Punkt 3 dtr Tagesordnung: 

AKTUELLE STUt\IDE 

a) ,,Die Entfernung;:; pauschale- eine deutliche Entla:rtung 
für rheinl:md-pfälzi;;che Pendlerinnen und Pendler" 

auf Antrag der Fraktion der SPD 
-Drucksache 13/6320-

"Die Folgen des Vorhabens der Bundesregierung, die 
bisherige Kilometerpauschaledurch eine auf 0,80 DM 

erhöhte Entfernungspauschale zu ersetzen, für 
die Arbeitnehmerfamilien und für den 

· Haushaltdes Lande;; Rheinland-Pfalz" 
auf Antrag der Fraktion der CDU 

- Druclt".sache 13/6326-

b) "Pianungsdefizite in der rheinland-pfälzischen 
Abfallwirtschaft-Ende der Abfallverm<!idung­

End& gerechter Abfallg~::bühren" 
auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

- Druchache 13/6325-

Zu dem ersten Thema erteile ich für die antrag~tellende Frak­
tion Herrn Abgeordneten Hering das Wort. 

Abg. Hering, SPD: 

Herr Präsident, meine ;;ehr verehrten Damen und Herren! Bei 
der grundsätzlicher) Frage der Einführung einer Entfernung5-
pauschale stellt sich aus rheinland-pfälzischer Sicht zunächst 

folgende Frage: Ist man bereit, die besonderen Interessen ei­
nes Pendlerlandes zur Kenntnis zu nehmen, und ist man zwei­
tens bereit, sich für diese besonderen Interessen in Rhein­
land-Pfalz einzusetzen? 

Wir habe:n zur Kenntnis zu nehmen, dass der Preis für ein Bar­
rel Rohöl seit 1988 bis heutevon 18 DM auf 73 DM angestie­
gen ist. Das ist mehr als das Vierfache. Die:o ist der we~entliche 
Grund dafür, dass es in. allen lndu;;trie:nationen zu einem er­

heblichen Preisanstieg bei Heizöl, Benzin und Dieseltr;oib;;toff 
gekommen ist. 

Rheinland-Pfalzist ein PEndlerland und wird aufgrundseiner 

geographischen Lage auch ein Pendlerland bleiben. ln einer 
solchen Situation ist ruhig, seriös und ohne P:~rteita~tik die 

1)1teressenlage eines solchen Landes zu betrachten. Die Initia­
tive von Ministerpr3sident Kurt fieck i~t richtig gewesen, im 
Sommer die5es Jahres anzuregen, die l(ilometerpauschale an­
zuheben. Bundeskanzler Sehröder hat ausgeführt, dass dieser 
Anstoß wesentlich dafür gewesen ist, dass nun in Berlin ein 
Gesetz zur Einführung einer Entfernungspauschale vorliegt. 

Inhalt dieser Entfernungspauschale ist, dass die pauschale Ab­

setzungsmöglichkeit von 70 Pfennig auf 80 Pfennig angeho­
ben wird. Dies bedeutet für einen Pendler bei einem unter-

stellten Verbrauch von 8 Litern eine steuerliche Neutralit3.t 
bei einH Preissteigerung bei Benzin von 60 Pfennig. Die Ent­
fernungspauschale istdarüber hinaus ökologi~ch sinnvoll. . 

Meine Damen und Herren, wir haben auch· keinen Zweifel 
daran •. dass diese Entfernungspauschale zum 1. J;;muar 2001 
eingeführt wird; denn alle Parteien haben sich. vom Grund 
her positiv zur Entfernungspauschale ausgesprochen. Die 
CDU-Bundestagsfraktion hat im Februar dieses Jahres ein Ge­
setz zur Einführung einer Entfernungspauschale eingebracht, 
allerdings zu für ein Pendlerland unangebrachten Sätzen von 
50 Pfennig und erst ab 15 Kilometern. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN} 

Dass die Koalitionsvereinbarung in Rheinland-Pf:~lz 1996 
schon vorau~schauend und richtig gewesen ist, können Sie 

3uch daran sehen, dass in dieser bereits die Einführung der 
Entfernungspauschale geregelt ist. Ich zitiere: "Die ICoali­
tionspartner fordern im Interesse des umweltfreundlichen 
ÖPNV und des Fahrradverkehr~ die Umwandlung der steuerli­
chen Kfz-Pauschale für Fahrten zwischen Wohnung und Ar­
beitsplatz in eine Entfernungspauschale." 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, c.ufgrund der Haltung der Länder 

wird es c.uch zu einer für Rheinland~Pfalz akzeptablen Finan­
zierung der Entfernung5pauschale kommen. 

lVieine Damen und Herren, wer in der momentanen Situation 
die Senkung der Mineralölsteuer vertritt, der weiß, d3ss die­
ser Spielraum von den Ölkonzernen zu weiteren Preiserhö­
hunger:u;usgenutzt wird. Dies bedeutet im Ergebnis ein Sub­
ventionsprogramm für die Ölmultis. Das wollen wir nicht. Wir 
als Rheinland-Pf!ilzer wollen einen Ausgleich für die Pendle­
rinnen und Pendler dieses Landes sowie für sozial Schwache 
bei den gestiegenen Heizöl preisen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

- Prä~ident Grimm: 

Ich begrüße Gäste im Landtag, und zwar Schülerinnen und 
Schiller sowie ihre Lehrer der 9. Klasse der IConr:~d-Adenauer­
Hauptschule Trais-Karden. Herzlich willkommen im Landtag! 

(Beifall im Hau;e) 

.Ich Erteile Herrn Abgeordneten HerbertJullien das Wort. 

(illlertes, SPD: Jetzt kommt die Wiederholung 

vori der Wiederholung der Wiederholung 
von der Wiederholung!} 
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Abg. Jullien, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
SPD-Fraktion hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema bean­
tragt: ,.Die Entfernungspauschale- eine deutliche Entlastung 
für rheinland-pfälzische Pendlerinnen und Pendler". Dies ist, 
um es gelinde auszudrücken, der Gipfel der_ Einfallslosigkeit, 
meine Damen und Herren. Herr Hering, das, was Sie geboten 
haben, ist die Krönung der Einfallslosigkeit. 

(Beifall der CDU­
Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dass Rheinland-Pfalzein Pendlerland ist, ist nichts Neu es, 

(Zuruf der Abg. Frau Spurzem, SPD) 

und dass die Anhebung und Umwandlung der Kilometerpau­
schale in eine Entfernungspauschale ebenfalls eine Entlas­
tung für die Arbeitnehmer, die Lohnsteuer zahlen,_bedeutet, 
ist genauso klar wie das Amen in der Kirche. 

(Mertes, SPD: Was ist denn daran falsch? 
- Das sollten Sie einmal erklären! -

Weitere Zurufe von der SPD) 

Herr Hering, Sie haben in derTat nichts Neu es erzählt. 

Herr Kollege Mertes, es wäre doch viel wichtiger und interes­
santer gewesen, wenn einmal die Frage beantwortetworden 
wäre, wie die Mehrkosten von mindestens 100 Millionen DM, 
die das Land Rheinland-Pfalz an diesen Ausgleichsmaßnah­
men mitzutragen hat, finanziert werden. Dazu hätte von Ih­
rer Fraktion heute einmal eine Antwort kommen sollen. Aber 
es kam nichts, es kam überhaupt nichts dazu. 

(Beifall der CDU­
Mertes, SPD: Sie Heuchler!) 

-Herr Kollege Mertes, es wäre die Beantwortung einer span­
nenden Frage gewesen, wenn einmal gesagt worden wäre, 

wie sich das Land Rheinland-Pfalz an diesen Mehrkosten be­

teiligt, wenn der Ministerpräsident gesagt hat - dies wird 
heute ebenfalls sehr spannend zu erfragen sein -, dass die 
rheinland-pfälzische Landesregierung diesen Ausgleichsmaß­
nahmen, der Erhöhung und Umwandlung der Kilometerpau­
schale in eine Entfernungspauschale sowie auch dem Heiz­
kostenzuschuss, zustimmen wira, dass aber meines Vlfissens 
diesbezüglich mit Ihrem Koalitionspartner noch nicht geredet 
wurde. Insoweit ist es spannend zu erfahren, wie sich heute 
die F.D.P. zu diesem Thema äußern wird. 

Meine Damen und Herren, wir kennen schon zur Genüge die 

steuerlichen Vorschläge unseres Ministerpräsidenten. Wir 

kennen den Vorschlag zur Luxussteuer und zur Spraydosen­
steuer. 

(Mertes, SPD: Ach, ja! Sie reden 
noch älter, als Sie aussehen!) 

Dann hat er irgendwo einmal die Erhöhung der Kilometer­
pauschale ins Gespräch gebracht. 

Herr Mertes, es waren alles Flops. Es waren unausgegorene 
und undurchdachte Vorschläge, die selbst bei Ihren eigenen 
Genossen Kopfschütteln und Unverständnis hervorgerufen 
haben. 

(Beifall der CDU -
ZurufdesAbg. Mertes, SPD) 

Meine Damen und Herren von der Regierungskoalition, be­
antworten Sie doch einmal die Frage: Wem außer den Pend­
lerinnen und Pendlern nütztdiese Erhöhung? 

(Mertes, SPD: Ach, außer! Das werden 
wir zu erzählen wissen! Außer den 

Pendlerinnen und Pendlern!­
Weitere Zurufe von der SPD) 

Wem nützt sie außer den Pendlerinnen und Pendlern? Sagen 
Sie doch einmal, was haben kinderreiche Familien, was haben 
Familien mit Kindern von dieser Erhöhung und der Umwand­
lung in eine Entfernungspauschale?Was haben Rentner, Pen­
sionäre und Arbeitslose, Schüler, Studenten und Auszubil­
dende von dieser Maßnahme? Das sollten Sie einmal klar und 
deutlich beantworten, insbesondere auch die Frage, was 
Transportunternehmen, Spediteure, Bus- und Taxiunterneh­
men und nicht zuletzt Winzer und- Landwirte von diesen Aus­
gleichsmaßnahmen haben. Sie haben gar nichts, sie haben 
überhaupt nichts davon, meine Damen und Herren. Die hohe 
Belastung im Hinblick auf die Spritpreise bleibt bestehen, und 
sie wird noch höher werden, wenn die dritt~ Stufe zum 1. Ja­
nuar 2001 in Kraft tritt. Das ist die Tatsache, vor der wir heute 
stehen, meine Damen und Herren. 

(Beifall der CDU) 

_ Dieses immer wieder propagierte Märchen, durch die Öko­

steuer werde eine spürbare Senkung der Lohnnebenkosten 

erfolgen, ist genauso eine Volksverdummung, die immerwie­
der von Ihnen betrieben wird. 

(Mertes, SPD: Sie lügen doch! Das ist di~ 
Wahrheit! Das kann jeder- nachlesen!­

Zurufe von der SPD: Das ist 
die Wahrheit!) 

Herr Mertes; Sie sollten mit dem Wort ,.Lüge" etwas zurück­
haltender sein. 

(Mertes, SPD: Sie können es 
doch nachlesen!) 

--
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Meine Damen und Herren, wenn das komplette Aufkomm.:n 

aus der Ökosteuer in die Senkung der Sozialversicherungsbei­

träge gesteckt würde, könnten sie: nicht nur auf 40 %, son­

dern spürb~ 5ogar bis auf 38 % gesenkt werden. Heute wird 

doch in der Tat nur noch jede vierte: iv1ark zur Senkung der 

Lohnnebenkosten verwandt, 

(Mertes, SPD: Sie lügen schon wieder, 

oder Sie irrE:n! Wer's weiß, lügt!) 

-während die restlichen zehn Milliarden DM zum Stopfen von 

Haushaltslöchern beJ Herrn Eichel verwendet werden. Meine 

Damen und Herren, das ist die Wahrheit, um die es eigentlich 

geht! 
(Beifall der CDU) 

Ich möchte Ihnen mit der Ge:nehmigung des Präsidenten ein 

Zitat des Ministerpräsidenten aus der Sitzung vom 20. De­

zember 1995 vorlesen, in der er zur Energie:besteuerung aus­

führt: 
(Zuruf des Abg. Dr. Schmidt, SPD) 

.,Wenn wir überdiese Fragen reden, muss auch klar sein, dass 

man Energiepreise nicht einfach nach oben schra_uben kann 

und dass man dann sagt, wir sind bereit, in anderen Sektoren 

steuerlich zu entla!rten. Dann muss ich fragen, welche Folgen 

eine solche Entwicklung für die Familien mit mehreren Kin­
dern hat,-welche Folgen eine solche Entvvicklung für ältere 

Leute hat, die als Rentnerinnen und Rentner überhaupt keine 

Lohnsteuer zahlen, welche Folgen eine solche Entwicklung 

für Studenten hat, die vom BAföG ihr Studium finanzieren 

müssen." 

(Beifall der CDU -

Glocke des Präsidenten) 

Auf solche Fragen müssen Antworten gegeben werden, mei­

ne Damen und Herren. D.:r Ministerpräsident schließt mit 

dem Hinweis: .,Wer so Politik macht, wird in diesem Land mit 

dieser Politik scheitern, weil er am Ende keine Akzeptanz fin­

det." 

Meine Damen uod Herren, ich sage Ihnen, dieser fvlinisterprä­

sident und diese Landesregieru~g haben bei der Bevölkerung 

in Rheinland-Pfalzihre Akzeptanz schon längst verspielt. 

(Beifall der CDU -

Mertes, SPD: Armes Rheinland-Pfalz!) 

Präsident Grimm: 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich der Ab­

geordneten Frau Thomas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GR.Üf\IEN: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Lieber Herr Jullien, Sie ver­

gessen immer, dass die rotgrüne Bundesregierung tatsächlich 

das Niveau der Lohnnebenkosten abgesenkt hat. Sie wissen, 

dass die Rentenbeiträge im Moment bei 19,3% liegen. 

-Herr Jullien, ich stelle nur fest, Sie senken nur noch eine:; ab, 

nämlich das Niveau Ihrer Argumentation und son~t über­

haupt nichts! 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und derSPD) 

rvleine Damen .und Herren von SPD und F.D.P., eigentlich 

wollte ich heute meine Rede beginnen: .,Willkommen im 

Club der Befürworter der Entfernungspauschale". Ich glaube, 

für die SPD kann ich das noch so sagen. Aber nachdem ich 

heute Morgen in der .. Rhein-Zeitung" gelesen habe, dass die 

F.D.P. schon wieder wackelt und sich von dem Ministerratsbe­

schluss vom vergangenen Dien~tag distanziert, in dem es zu­

nächst hieß, dass Rheil)land-Pfalz der Entfernungspauschale 

zustimmt, kann das für Sie nicht mehr gelten. Sie gehören 

nicht zu dem Club. Sie stellen ;;ich gern :::.ußen vor, und Sie 

stellen sich auch gern gegen Vereinbarungen, die Sie selbst in 

der Koalitionsvereinbarung mit unterschrieben haben . 

Herr Kuhn, ziehe:n Sie die Stirn nicht so kr:ms! Sie wissen 
doch, was in der Koalitionsvereinbarung steht. Ich glaube, am 

verg:::.ngenen Freitag hat Herr Brüderle noch gesagt, die Ent­

fernungspauschale istdoch eine Idee der F.D.P. Es istdoch pri­
ma, wenn die Bundesregierung diese Idee übernimmt. 

Nehmen Sie einmal allen Mut zusammen, und sagen Sie an 

dieser Stelle einmal ja, an;:tatt ein Instrument abzulehnen 

und zu sagen, das hilft nicht bei allen. Dafür war es auch nicht 

gedacht, Herr Kuhn. 

(ICuhn, F.D.P.: Falsche Zungen!) 

Die verkehrsmittelunabhängige Entfernungspauschale ist 

nämlich als eine Maßnahme gedacht, um die steuerliche Be­

nachteiligung all dErjenigen zu beenden, die jeden Tag ihrEn 

Weg von ihrem Wohnort zum Arbeitspl:~tz_mit Bus, Bahn und 

Fahrrad zurücklegen. Dies ist ein Sy"temwechsel, für den die 

GRÜNEN seit langer Zeit gekämpft haben und für den es auch 

einmal eine einstimmige Zustimmung in diesem Landtag gab. 

Herr Bische!, ich müsste die CDU auch einmal fragen. 1992 hat 

der gesamte Landtag einem Antrag der Fraktion BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN zugestimmt, die Landesregierung zu be­

auftragen, eine verkehrsmittelunabhängige Entfernungspau­
schale einzuführen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DJE GRÜNEN­

Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Aha, sehr gut!-

Bische!, CDU: Aber nichtso, wie Sie 

das wollenf-

Weitere Zurufe der Abg. Bisehel 

und Jullien, CDU) 
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Dafür gab es 1992 ein einstimmiges Votum. Die Entfernungs­
pauscha-le steht auch in den Petersberger Beschlüssen der 
CDU sowie in den jüngsten Steuerbeschlüssen der CDU, dass 

Sie dies in Angriff nehmen wollen. 

Aber zu dieser Bundesratsinitiative ist es nie gekommen. Da­
für sind aber die GRÜNEN in die Bundesregierung gekommen 

und haben dafür gesorgt, dass es diese Entfernungspauscha­
le, die verkehrs-mittelunabhängig gezahlt werden soll, nun 

geben wird. 
(Zurufe der Abg. Bisehel 

und Jullien, CDU) 

Das ist eine gute Nachricht. 

(Beifall des Büf-JDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist eine gute Nachricht für alle Nutzer und Nutzerinnen 

des öffentlichen Personennahverkehrs. Das ist eine gute 
Nachricht für alle Pendler und Pendle rinnen, die heute noch 

nicht den Personennahverkehr ~utzen können, sondern in 
diesem Land immer noch keine Alternative durch Bus und 
Bahn haben. Ich freue mich einfach für jeden, der sich auf 
diese gute Nachricht und auf dieses gute Instrument einlas­
sen kann. 

(Bische!, CDU: Das ist in Ordnung! 
Dann senken Sie noch die 
Ökosteuer, dann stimmt es!) 

Herr Beck, dann kann ich es auch nachsehen, wenn Sie seit 

der Diskussion über die Ökosteuer am Anfang immer noch 
für cie Erhöhung der Kilometerpauschale eingetreten sind. 

Das war tatsächlich nicht der Auslöser, um eine Entfernungs­
pauschale herbeizuführen, Herr Hering, wie Sie das darstel­
len wollten. Das war- vielmehr -:zunächst einmal ein lrrliveg, 

20 Pfennig bei der Kilometerpauschale dazuzulegen, weil ge­

nau dieser Systemwechsel fehlte und wir genau den fm Kli­
maschutzprogramm und bei den sonstigen ökologisch sinn­

vollen Bemühungen auch brauchen. 

(Bische!, CDU: Sagen Sie uns einmal 

das Programm der GRÜNEN, 
bis wir die 5 DM haben!) 

Mit dieser Entfernungspauschale fördern wir das Umsteigen 

in den öffentlichen Nahverkehr, Herr Bische!. Sie kennen 
auch die Ankündigung der Bahn, die sagt, wenn die -~ntfer­
nungspauschale kommt, wird -sie die Preise nicht erhöhen, 

was sie natürlich attraktiver macht. 

(Bische!, CDU: Wenn sie noch 2 DM drauf­
schlagen, könnensie das locker!) 

Sie fragen doch immer nach ökologischen Lenkunf!swirkun­
gen dieser Instrumente. Schon allein die Ankündigung bringt 
schon eine Lenkungswirkung. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Mit der Entfernungspauschale wird mit Pendlern zweiter 
Klasse Schluss gemacht. Auch das schert die -CDU in ihrer 
Kampagne, die sie dagegen fährt, überhaupt nicht. Die rot­
grüne Bundesregierung reagiert natürlich auf die höhere Be­
lastung der automobilen Pendler und Pendlerinnen und auf 
die gestiegenen Mineralölpreise. 

Herr Bische!, Herr Böhr und die Damen und Herren von der 
CDU, 

(Böhr, CDU: Hier, bei der Arbeit!) 

Sie wissen genau, dass es das richtige Instrument ist. Es passt 
nur nicht in Ihre Kampagne, die Sie verlogen auf der Straße 
überall durchführen. 

(Heiterkeit bei der CDU) 

Es passt nicht hinein. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen, Herr Böhr, es wird Ihnen noch das Lachen ver­
gehen. Während Sie an der Tankstelle stehen und den 
Truckern und den Taxifahrern die Stimme abheimsen wollen, 

(Bische), CDU: Hätten Sie doch gesenkt, 
dann wäre alles in Ordnung!) 

werden wi~ in Bussen, in Bahnen und in Fußgängerzonen den 
Radfahrern, Fußgängern und Autofahrern -deutlich machen, 
dass Sie die geplanten Entlastungen verhindern wollen. 

(Böhr, CDU: Jawohl, herzlichen 
Glückwunsch! Machen Sie das!) 

Wir werden das deutlich machen. 

(Bische!, CDU: Sagen Sie einmal, 
wann Sie bei 5 DM sind!) 

Wir werden auch sagen, dass Sie keine Idee haben, wie Sie 

die Ausfälle, die es dann bei der Rentenfinanzierung gibt, 
kompensieren wollen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Dann werden wir genau dort stehen und sagen, die CDU 

möchte an rlie Rente, und zwar an die von der Oma; denn Sie _ 
sagen nicht deutlich, wie Sie das finanzieren wollen. Ich glau­

bel damit stehen Sie nackiger da, als Sie gedacht haben. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und SPD-
Dr. Weiland, CDU: Weiter so!) 

--
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Präsident Grimm: 

Für die F.D.P.-Frald:ion erteile-ich Herrn Abgeordneten Kuhn 

das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir diskutieren 
heute die Frage, ob die Einführung einer Entfernungspau­

schale von 80 Pfennig pro Kilometer für Autofahrer und Nut­
zer des ÖPNV sowie Radfahrer und FußgängEr der geeignete 
Weg ist, um die drastisch gestiegenen Fahrtkosten von Ar­

beitnehmern zur Arbeitsstätte auszugleichen. 

Grundsätzlich ist gege_n die Umwandlung der Kilometerpau­
schale in eine ~ntfernungspauschale nichts einzuwenden. Sie 
entspricht der l(oalitiomvereinbarung zwischen SPD und 
F.D.P. in die~er Legislaturperiode. Gedacht war dabsi an ei­
nen Verkehrs- und umweltpolitischen Sy5temwechsel. 

Bei der von der Bundesregierung nunmfihr vorge;chlagenen 
Entfernung5pauschale steht jedoch dieser Systemwechsel 
nicht im Vordergrund. Anlass ist vielmehr das Ziel, den erheb­
lichen Preisan~tieg bei Benzin urtd Diesel auszugleichen. Auf 
den Punkt gebracht heißt dies, die Entfernungspauschale soll 
in erster Linie dazu dienen, die Belastungen der Bürgerinnen 
und BOrger aufgrund der gestiegenen Rohölpreise und der 

Ökosteuer auszugleichen oder zu mildern. 

Dennoch, die Entfernungspauschale einerseits und Ökosteuer 

andererseits stehen in einem untrennbaren politischen Zu­
sammenhang. Ich sage ganz klar, diE jetzt vorgeschlagene 

-Entfernungspauschale kann nicht dazu dienen, die Ökosteuer 

nachträglich zu rechtfertigen oder zu stabilisieren. 

(Beifall bei F.D:P. und CDU) 
- -

Die von der gegenwärtigen R.egierungskoalition in Berlin ein­
geführte, Öko:>teuH hat drei en"Echeidende_ und nicht beheb­

bare StrukturmängeL Da haben Sie Unrecht, Frau Thoma:;. 

Ich habe an dieser Steile mehrfach deutlich gemacht, die 

Ökosteuer hat keinen ökologischen Lenkungseffekt. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das glaubt Ihnen nur keiner!) 

Die Mittel werden nicht zur Förderung des Schienenverkehrs 
und für die Förderung regenerativer Energien Eingesetzt. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das glauben Sie doch ~elbst nicht! -

Frau Thomas, BÜhiDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sie verstEhen das System überhaupt 
nicht, Herr Kuhn!) 

Die Ökosteuer dient ausschließlich als Finanzierung~imtru­
ment für die Rentenversicherung. Da-sind wir auch-mit Herrn 
Kollegen Mertes einig. Sie: ist daher eine einfache Verbrauch­
steuer. 

(Beifall der F.D.P.-
Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das heißt doch nicht, da;:s sie keine 

ökologische Lenkungswirkung hat! 
Schauen Sie sich das doch 

einmal an!) 

- Liebe Frau Thomas, Rentner, Studenten und Selbstständige 
profiti~en nicht von geringeren Beitragssätzen in der Ren­
tenversicherung. Sie müssen aber die höhere Ökosteuer be­
zahlen. Sie l~ommen nicht davon weg. 

(Beifall der F.D.P.) 

Die Ökosteuer hat für kle:ine Betriebe sowie für die Landwirt­
schaft zu einer weiteren Erhöhung der Energiepreise geführt. 
Sie müssen den vollen Steuersatz zahlen. Energieintensive 
Betriebe werden dagegen mit einem niedrigen· steuersatz 
entlastet. Das irt mehrfach auch an dieser Stelle gesagt wor­
den. Das ist Fakt. 

Es ist deshalb nur verständlich, dass sich die Bürgerinnen und 
Bürger gegen ein weiteres Drehen an der Steuerschraube 

aurch die Ökosteuer wehren. Nach einer Umfrage des iv1ei­

nungsforschungsinstituts Allensbach lehnen 74 % der Bevöl­
kerung die geplante Erhöhung der Ökosteuer ab. -zo % hal­
ten die erweiterte Entfernungspauschale und die Heizkasten­

zuschüsse -für unzureichend. Man kann diese Meinungsum­
frage nicht damit abtun, dass sich die Burgerinnen und Bür­
ger generell gegen Steuererhöhungen wehren. Das ist auch 

verständlich und nachvollziehbar. Vielmehr hat die Bevölke-
- rung aber verstanden, dass diE Ökosteuer nicht nur steuersy­

stematisch verfehlt, sondern auch in der gegenwärtigen Pha­
-se kontraproduktiv ist. 

Es ist abwegig, dass die Bundesregierung bei der gegenwärti­

gen Preisentwicklung auf dem Mineralölmarkt die Steuer­
schraube für Benzin V'ieiter nach oben drehen will. Bereits 
derzeit liegt der Anteil der Steuer am Benzinprei" bei 68 %. 

Daran hat die ehemalige Bundesregierung, der wir auch an­

gehörten, einen erheblichen AnteiL Das 5oll an dieser Stelle 
auch ei_nmal gesagt werden. Sie hat einen ganz erheblichen 

Anteil daran. Die Ökosteuer macht 14 Pfennig aus. Da;;, was 
-Waigel getan hat, was_ wir in der ehemaligen- Bundesregie-
rung gemacht haben, hat zu einEr erhei::ilichen Steigerung 

geführt. Das sollte redlicherweise auch an dieser Stelle gesagt 
werden. 

Die Entfernungspauschale, über di;;; wir heute reden, streicht 
lediglich etwas Salbe auf die Wunden der Bürgerinnen und 
Bürger. Lassen Sie michdas Bild gebrauchen. 

(Glocke des Präsidenten) 
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- Sie hat zudem auch einen eklatanten Geburtsfehler, da die 
Länder die Entfernungspauschale finanzieren müssen, wäh­
rend das Aufkommen aus der Ökosteuer in voller Höhe beim 

Bund verbleibt. 

- Ich fasse zusammen: Eine Entfernungspauschale im Rahmen 
eines Systemwechsels ja, Entfernungspauschale zur Stabilisie­
rung der Ökosteuer nein. 

(Beifall der F.D.P.-
Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Was heißt das jetzt?) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Finanzminister Mittler das Wort. 

Mittler, Minister der Finanzen: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Bundesregierung hat am 28. September 2000 dem, Bundesrat 
einen Gesetzentwurf zugeleitet, der die Umwandlung der Ki­
lometerpauschale für Arbeitnehmer in eine Entfernungspau­
schale bei _gleichzeitiger Erhöhung der Pauschale von 70 auf 
80 Pfennig je Entfernungskilometer sowie einen -Einmalzu­
schuss für die Heizkosten von grundsätzlich 5 DMfm2 Wohn­
fläche für einkommenschwache Bürgerinnen und Bürger zum 

Inhalt hat. 

Nach der Begründung des Gesetzentwurfs will die Regie­
rungskoalition die sozialen Auswirkungen der starken· Preis-

-Steigerungen für Mineralöl auf den Weltmärkten in den ver­
gangenen Monaten auf Persone~ und Haushalte, die den da­
mit verbundenen finanziellen Lasten nicht ausweichen und 
diese Entwicklung kaum bewältigen können, abfedern. So 
stand es wörtlich in der Begründung. 

ln der Tat ist die Preissteigerung des Mineralöls auf den Welt­
märkten in den vergangenen Monaten als dramatisch zu be­

zeichnen. Im Februar 1999 kostete ein Barrel Rohöl auf dem 
Weltmarkt 17 DM. Am 20. September dieses Jahres betrug 
dieser Wert 84 DM, was einer Preissteigerung innerhalb von 
gut eineinhalb Jahren von nahezu 400% entspricht.- Ursäch­

lich für diese Entwicklung war die Anhebung der Abgabe­
preise durch die Erdöl produzierenden Länder und -da Ölge­
schäfte auf dem Weltmarkt immer in Dollar abgerechnet 
werden~ der beträchtliche Anstieg der amerikanischen Wäh­
rung im Verhältnis zu den Währungen im Euroraum. 

Als Folge dieser Entwicklung der Rohstoffpreise sind die Ver­
braucherpreise für Mineralölprodukte in allen Industrielän­
dern erheblich angestiegen. So ist der Durchschnittspreis für 
ein Liter Heizöl in den vergangenen 18 Monaten von Mitte 
April vergangenen Jahres bis Mitte Oktober dieses Jahres von 

43 Pfennig um 48 Pfennig auf 91 Pfennig angestiegen. ln der 
Spitze hat er sogar mehr als 1 DM betragen. Der Preis für ein 

Liter Superbenzin hat sich im gleichen Zeitraum um rund 
40 Pfennig erhöht. Der Preis für Diesel ist gleichzeitig um gut 
50 Pfennig gestiegen. 

Diese- Gesamtentwicklung hat in einigen europäischen Nach­
barländern -zu schweren sozialen Konflikten geführt. Auch in 
Deutschland hat es Proteste gegeben, insbesondere seitens 
des stark betroffenen Speditionsgewerbes sowie von Land­
wirtschaft und Weinbau. 

Wir werden sehr darauf zu achten haben, dass sich die Wett­
bewerbsbedingungen in Europa nicht zu lasten der deut­
schen Spediteure und Landwirte nachhaltig verschieben. Da­
her wird die Landesregierung zum einen gemeinsam mit den 
Ländern Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und dem Saar­
land eine Beschwerde wegen der wettbewerbsverzerrenden 
Stützungsmaßnahmen zugunsten des Gütertransportgewer­
bes in Frankreich, Belgien und den Niederlanden an die Euro­
päische Kommission richten und des Weiteren im Interesse 
der Landwirtschaft prüfen, inwieweit die Wettbewerbsver­
zerrungen zwischen Deutschland und anderen Ländern eine 
Vorgehensweise auf europäischer Ebene ermöglichen. 

Meine Damen und Herren, es liegt auf der Hand, dass der 
Staat mithilfe von Transferleistungen die Preisentwicklun­
gen, die außerhalb seines Verantwortungsbereichs begrün­
detsind, nicht ausgleichen kann. Wohl aber muss er in der La­
ge sein, die sozialen Auswirkungen einer solchen Entwick­
lung für einen Personenkrejs, der auf diese Hilfe angewiesen 
ist, entsprechend abzufedern. Dies ist die Grundüberlegung, 
von der die Bundesregierung mit ihrem Gesetzentvvurf aus­
geht. 

1\tiit der Umwandlung der Kilometerpauschale in eine Entfer­
nungspauschale kommt die Bundesregierung einem Anlie­
gen der rheinland-pfälzischen Landesregierung entgegen; 
denn in der- Koalitionsvereinbarung haben sich die Regie~ 
rungsparteien SPD und F.D.P. aus ordnungspolitischen Grun­
den für einen solchen Wechsel von derfahrzeuggebundenen 
Kilometerpauschale auf eine Entfernungspauschale ausge­

sprochen. Wörtlich heißt es dort: "Die Koalitionspartner for­
dern im Interesse des umweltfreundlichen ÖPNV und des 

Fahrradverkehrs die Umwandlung der steuerlichen Kfz­
Pauschale für-Fahrtenzwischen Wohnung und Arbeitsplatz in 

eine Entfernungspauschale." 

Ich darf daran erinnern, dass es im Zusammenhang mit dem 
Jahressteuergesetz 1997 bereits eine entsprechende Geset­
zesinitiative der Landesregierung gegeben hatte, die damals 
nicht erfolgreich war. Ich darf auch in Erinnerung rufen, dass 
in dem schließlich gescheiterten Steuerreformgesetz 1999 
der früheren Bundesregierung ebenfalls die Umwandlung 
der Kilometerpauschale in eine Entfernungspauschale vorge­
sehen 11var, wenn auch mit erheblich geringeren Pauschbeträ­
gen, als sie nunmehr im aktuell vorliegenden Gesetzentltvurf 
enthalten sind. 



---

Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -119. Sitzung, 19. Oktober 2000 8941 

Wer wollte bestreiten, dass die Entfernung;;pauschale insbe­

sondere unter Umweltaspekten sinnvoll ist? Der Benutzer ei­

nes öffentlichen Verkehrsmittels wird himichtlich der steuer­

lichen Entlastung dem Pkw-Benutzer gleichgestellt. Die Bil­

dung von Fahrgemeinschaften wird gefördert. Jeder rvlitfah­

rer kommt daher steuerlich in den Genuss der Entfernungs­

pau5chale. Ähnliches gilt für die, die zu Fuß zur Arbeit gehen 

oder mit dem Fahrrad oder dem Moped zu ihrE=m Arbeit5-

platz gelangen. Steuerlich sollen künftig alle ArbeitnEhme­

rinnen und Arbeitnehmer gleich behandelt werden. 

Durch die Erhöhung der Pauschale um 10 Pfennig je Kilom;:­

ter wird erreicht, da~s bei Pendlern, die auf die Benutzung ih­

res Fahrzeugs angewie~en sind und keine Fahrgemeinschaft 

bilden können, die Mehrkosten durch den gestiegenen Ben­

zinpreis zu einem erheblichen Teil ausgeglichen werden; 

denn die Anhebung um 10 Pfennig je EntfernungskilometEr _ 

bewirkt, dass Benzinpreiserhöhungen von ca. 60 Pfennig pro 

Liter steuerlich neutralisiert werden. Das geschiEht in der 

Weise, dass die Mehrkosten in vollem Umfang al~ Werbungs­

kosten geltend gemacht werden können. 

Lassen Sie mich dazu eine kleine Rechnung aufmachen. Bei 

einer Fahrleistung von 100 l~m und einem Treibstoffver­

brauch von 81 ergihtsich bei einer Anhebung des Benzinprei­

ses um 60 Pfennig eine Preiserhöhung von 4,80 DM oder von 

rund 5 Pfennig je Fahrkilometer. Die Anhebung der Kilome­

terpauschale um 10 Pfennig je Entfernungskilometer ent­

spricht ebenfalls einer Erhöhung der Pauschal.: je Fahrkilome­

ter um die gleichen 5 Pfennig. lmoweit wird also mit der bE;­

absichtigten Anhebung der Kilometerp3uschale-für die F'end­
ler und allein fahrenden Pkw-Be~itzer, ausgehend von einer 

Verteuerung de5 Benzinpreise~ um 60 Pfennig, steuerlich ein 

volles Äquivalent geschaffen. Für die Bahnfahrer und solche 

Autofahrer, die Fahrg~:mein:;ch:~ften bilden, ergibt sich durch 

die Systemumstellung von der Kilometer- auf diE Entfer­

nungspauschc.le sogar eine Besserstellung gegenüber dem 

geltenden Recht. 

Meine Damen und Herren, diese Maßnahme h3t natürlich 

auch eine haushaltsmäßige Auswirkung und damit eine fiska­

lische SchattenseitE. Die Um:;tellung auf die Entfernungspau­

schale und ihre Anhebung um 10 Pfennig führt nach der Re­

gierungsvorlc.ge zu einem Steuerausfair im Gesamtstc.at von 

1,9 Milliarden DM. Davon e'ntfallen vor kommunalem Finanz­

ausgleich auf den Landeshau5halt Rheinland-Pfalz rund 

40 Millionen DM, auf die rheinland-pfälzischen Kommunen 

rund 14 Millionen DM. DiE Landesregierung ist ebe~so wie 

die weitaus große Mehrheit dEr übrigen Landesregierungen 
--der Meinung, dass diese Bela~tung zuzüglich der sich 3US dem 

einmaligen Heizkostt:nzuschuss ergebenden Kosten allein 

vom Bund zu tragen :oind. 

ln der entsprechenden Vorlage des Bundesrats für dessen Sit­

zung am Freitag dieser Woche heißt es daher unter anderem 

- ich zitiere -: .. Durch gesetzliche Neuregelungen und M3ß­

nahmen der Bundesregierung haben Länder und Gemeinden 

die -Grenze finanzieller Belc.stbarkeit erreicht oder sogar 

überschritten. Der Bundesr3t fordert deshalb die Bundesre­

gierung auf, für die den Ländern und Gemeinden durch den 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Entfernungs­

pauschale und zur Zahlung eines einmal~gen Heizkostenzu­

schusses entstehenden Kosten zusätzlichen finanziellen Be­

la;;tungen einen voll~tändigen Au~gleich vorzusehen." 

Diesem Beschlussentwurf hat der Ministerrat am Dienstag 

dieser Woche zugestimmt. Man mag e; auf den ersten Blick 

für widersprüchlich halten, dass die Landesregierung einer­

seit5 die Einführung einer Entfernungspauschale und auch 

die Anhebung um 10 Pfennig fordert, ohne jedoch die finan­

ziellen Auswirkungen mittragen zu wollen. Eine solche Be­

trachtung würde jedoch zu kurz greifen. Ich darf daran erin­

nern, dass der Bund die Erlöse aus der Versteigerung der 

UMTS-Lizenzen in Höhe von rund 100 Milliarden DM für sich 

allein beansprucht und den Ländern lediglich für einen Zeit­

raum von drei Jahren ein Investitionsprogramm in Höhe der 

Zinsersparnisse aus dieser außtrordentlichen Schuldentil­

gungangeboten hat. 

Andererseits haben die Länder jedoch ihren Anteil an dem 

steuerlichen Aufwand, der in Form der Abschreibungen auf 

die Lizenzausgaben als steuerliche Betriebsc.usgaben ent­

steht, mitzutragen. Damit ergibt ::ich ein Ungleichgewicht 

zugunsten des Bundes und zu Lasten der LändEr, das die For­

derungen aus dem Kreis der Länder rechtfertigt, die Anteile 

von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer so zu verändern, 

dass die Länder aus der in REde stehenden Gesetzesmaßnah­

me nicht belastet werden. 

Die Landesregierung geht davon au;, das; in diesem Punkt 

zwischen Bund und Ländern ein Einv6rnehmen mit dem Ziel 

möglich sein wird, dass die vorgesehene ste~erliche Entlas­
tung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern- übrigen5 auch 

Freiberuflern und Selbstständigen- rechtzeitig zu Beginn des 

Jahres 2001 zugute kommen kann, und nicht zuletzt selbst­

-verständlich denen, die einen Anspruch auf Heizkostenzu­

schuss nach dem Gesetz haben werden. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Prä:;:ident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Böhr das Wort. 

Abg. Böhr, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 

erleben in diesen Tagen und Wochen Bemühungen, die, je­

denfalls in der Öffentlichkeit, etwas heftiger und hektischer 

sind als die Rede, die der Finanzminister gerade hier gehalten 

hat. Dabei geht es auf den ersten Blick um die ~o genannte 

Entfernungspau~chale. Aber jeder von uns weiß- wobei ich 
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ein gewisses Verständnis für diejenigen habe, die sich jetzt 
für ein politisches Projekt stark machen müssen, von dem sie 
selbst nicht überzeugt sind oder zumindest in großen Teilen_ 

- selbst nicht überzeugt sind; die Rolle müssen wir leider alle ir­
gendwann einmal im politischen Leben spielen -, es geht 
nicht um die Entfernungspauschale. Das ist der Punkt in der 
Rede von Werner Kuhn, der für mich der eigentlich entschei­
dende war. Frau Thomas, es hat überhaupt keinen Sinn, uns 
das jetzt um die Ohren zu schlagen im Blick auf Diskussionen, 
die drei, vie~. fünf oder sechs Jahre zurückliegen und in ei­
nem völlig anderen politischen Umfeld stattgefunden haben. 

- (Zuruf des Abg. Dr. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nein, es geht um 
et1111as gänzlich anderes. Es geht nicht um die Entfernungs­
pauschale, sondern um den misslingenden Versuch, die Öko­
steuer durch weitere Verschlimmbesserungen vergessen zu 
machen. Dazu gehörtdie Entfernungspauschale. 

(Beifall der CDU) 

Qas ist natürlich ein Unterfangen, das sehr viel Kraft erfor­
dert, aber trotzdem nicht gelingen kann; denn die Ökosteuer 
in der Konstruktion, wie ·sie von der rotgrünen Bundesregie­
rung eingeführt wurde, ist und bleibt Unfug. Sie bleibt barer 
Unfug. Deswege_n werden Verschlimmbesserungen nicht da­
zu dienen können, das vergessen zu machen, was die Öko­
steuer an Schaden angerichtet hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn es noch Un­
fug wäre, dann ginge es noch. ln der Politik gibt es gelegent­
lich Unfug, über den man dann irgendwann hinweg gehen 
kann. Was wir erleben, hat eine ganz andere Qualität. Die 

Ökosteuer- das hat selbst der Finanzminister, zumindest par-
-tiell, zugegeben - ist für bestimmte Berufsgruppen und für 
bestimmte Schichten in unserer Gesellschaft eine wirkliche 
.. K.-o.-Steuer". 

(Beifall der CDU­
Kramer, CDU: So ist es!) 

Jetzt nenne ich natürlich- Herr Finanzminister, Sie. haben sie 
selbst genannt - die Landwirte und die Spediteure. Denen 
hilft es überhaupt nicht, wenn Sie jetzt sagen, sie,dürfen 

. nicht weiter internationale Wettbel;verbsnachteile haben. Sie 
haben in den letzten Jahren so viel internationale Wettbe­
werbsnachteile gehabt, dass es schon ven.'l!underlich ist, dass 

man jetzt erst darauf kommt, dass es sie gibt. Es geht um die 
Landwirte und die Spediteuere, die es eben nicht wegstecken 
können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es geht natürlich 
l!m die Familien. Je mehr Kinder in der Familie sind, umso 

härter trifft es die Familien. Es geht um di_e Rentner, die im 
Juni dieses Jahres ihren· Rentenbescheid mit 1,19 DM mehr 

Rente für dieses Jahr bekommen haben. Um die geht es, und 
es geht um die Auszubildenden. Das sind die Gruppen. 

(Beifall der CDU) 

Wenn Sie jetzt wortgewaltig Kompensationen vortragen, 
dass Sozialhilfeempfänger in Zukunft einen Zuschuss bekom­

. men sollen, dann ist kein Mensch dagegen. Nur verursachen 
Sie erst das Problem, das Sie anschließend nicht lösen können. 
Dagegen bin ich, dass sich Politik sozusagen in diesem Kreis­

lauferhitzer abspielt: Erst macht man selbst ein Problem, und 
anschließend schafft man.ein neues Problem, weil man eine 
verkorkste Scheinlösung- dafür ins Feld führt. - Das ist der 
Punkt. 

(Glocke des Präsidenten­
Beifall der CDU) 

-Herr Präsident, ich komme zum Schluss. 

Liebe Frau Thomas, weil Sie eben auf die Tankstellenbesuche 
anspielen, meine Erfahrung ist in der Tat, werviel Auto fährt, 
muss häufig Tankstellen besuchen. Die Freude bei denen, die 
an derTanksteile sind, über die Tatsache, dass in Zukunft die 
Fußgänger einen Steuerfreibetrag bekommen, ist übersdiäu­
mend gewaltig groß. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU­
ltzek, SPD: Welcher Fußgänger 

bekommt ihn denn?) 

- Herr Kollege ltzek, jetzt geht es um Zahlen. Das jst genau 
die richtige Stelle, an der Sie sich gemeldet haben. Jetzt geht 

es um Zahlen. 

(ltzek, SPD: Fußgänger! Der muss 
50 Kilometer laufen am Tag! 
Ihr habtsie nicht mehr alle!) 

Jetzt möchte ich gern einmal hören- es haben sich Kollegen 
von der SPD gemeldet, Herr Kollege ltzek -,wie sich die SPD 
zu dem Deal einlässt, dass die.Ökosteuer vom Bund kassiert 

wird und die Länder dafür zahlen dürfen. Das möchte ich 
jetzt einmal hören: 

(Starker Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Joachim 
fvlertes das \IVort. 

(Zurufe von der GDU) 

Abg. Mertes, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Vor zwei Jahren 
hat die Bundesregierung eine· Situation vorgefunden, in der 

---

-
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die Arbeitskosten in Rheinland-Pfalz und die Lohnnebenkos­

ten in Deutschland zu den höchsten in Europa gezählt wor­

den sind. 
~ (Bischei;-CDU:-In derganzen vVeJt!) 

Die AufgabE: in Deutschland war, die Lohnnebenkosten he­
- runterzubringen, damit klar wird, Arbeit kann wieder ge­

schaffen werden. 

(Beifall der SPD und vereinzelt bei dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herien, Arbeit ist um 800 000 Arbeitslose 

weniger ge5chaffen worden: 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNHJ) 

- mitder Ste:uerreform, 

-mit der Entlastung der Lohnnebenkosten---

(Vereinzelt Heiterkeit bei der CDU) 

-Sie lachen. 

Wenn klau~ Töpfer noch auf dieser Bank säße, wo er lange 
und gut gesessen hat--- Er hat uns bei einem Besuch gesagt: 

Macht we:ite:r mit eure:r Ökosteuer, ihr seid auf dem richtigen 

Weg.- Aber Herr Böhr sagt, was vor drei bis fünf Jahren ge­

sagt worden ist, gilt nicht mehr. Wie lange hält eigentlich Ihr_ 

Wort? 

(Beifall der SPD und bei dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Man kann darüber rtreiten- das haben wir schon einmal ge­
sagt-, der Begriff ist schwierig. 

(Dr. Altherr, CDU: Kommen Sie 

doch zur Sache!) 

Meine Damen und He:rren, aber die He;unterschaffung der 

· Lohnnebenkosten von 20,5% auf jetzt 19,2% ist die histori­

sche Leistung de; Ökosteuer. E;s hilft nicht, es wegdiskutieren 
zu wollen. So wird Arbeit geschaffen. 

(Beifall der SPD und bei dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Kollege Böhr heißt inzwischen Dr. Böhr, und ich gratulie­
re ihm in der :rat. Ich finde da~ eine tolle Leistung, neben sei­

ner schwierigen Arbeit das auth noch mit Auszeichnung ge­
schafft zu haben. 

(Vereinzelt Beifall bei der 5PD) 

- Dafiir kann man Beifall leisten. Das ist eine: tolle Arbeit. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Interessant ist, dass er seine Arbeit Ober folgendes Thema ge­

macht hat, bei Kant schwierige Sachverhalte in einf.:~che For­
mulierungen zu bringen. 

Meine Damen und -Herre:n, er hat uns eine Kostpmbe davon 

gegeben. Er muss e5 gut studiert haben. 

(D-r. Gö_lter,_CDU: Sag' bloß, du hast 

es schon gelesen, 600 Seiten?) 

_Er kann in derTat diese Dinge inzwischen so leisten. Zum Bei­
spiel hat-er sie diese Woche so geleistet, indem er in "Auf ein 

Wort - lnformation;dienst de:r Union" geschrieben hat: Der 

Innenminister ist in eine undurchsichtige Affäre vervvickelt, 

gleichzeitig - ich wiede:rhole das Wort deutsch: gleichzeitig -

steigt die Jugendkriminalität in Rheinland-Pfalz. 

(Dr. Schiffmann, SPD: Oje:!) 

Meine Damen und Herren, er hat sein Handwerk gelernt. Bra­

vo zu diesem Studienabschlus~. Man kann sagen, wir verste­
hen Bernhard Vogel nun viel besser, als er sagte: "Gott ~chüt­
ze Rheinland-Pfalz!" 

(Jullien, CDU: Reden Sie einmal 
zur Aktuellen Stunde!) 

Gottschütze Rhe:inland-Pfalz vor Ihnen. 

(Starker Beifall der SPD­

Anheuser, CDU: Pfui! Pfui!­

Weitere Zurufe von der CDU­

Anheuser, CDU: Unmöglich!­

Zuruf von der SPD: Was der macht, 
- istunmöglich!) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Thomas das Wort. 

(Unruhe im Hause) 

Frau Thomas, Sie haben da5 Wort. 

(Unruhe im Hau~e-­
Giocke des Präsidenten) 

Meine Damen und Herren, wir tagen nicht unttr Ausschluss 
der Öffentlichkeit. 

(Vereinzelt Beifall im Hause­

Zurufe aus dem Hause) 

- Dieser Hinweis gilt für-jeden. 

Frau Thomas hat nun das Wort. 

(Unruhe im Hause) 
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Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ist es jetzt gut?- Vielen Dank. 

Meine Damen und Herren! Herr Böhr, wenn Sie versuchen, 
hier so wortgewaltig aufzutreten und deutlich zu machen, 
was für ein Kokolores die Ökosteuer ist, dann finde ich, soll­
ten Sie das einmal mit Ihrem ehemaligen Bundesumwelt­
minister Töpfer diskutieren. 

(Zuruf des Abg. Mertes, SPD) 

Er hat-gestern vermelden lassen, wie heftig er die Union kriti­
siert. Er sagt, die Ökosteuer ist keine "K.-o.-Steuer". Sie wis­
sen sicherlich auch·, dass die Junge Union in Baden­
Württemberg Herrn Teufel explizit auffordert, mit seiner 
Kampagne gegen die Ökosteuer einzupacken. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen, es gibt noch mehr kritische Mitglieder in der 
CDU, die von dieser Anti-Ökosteuerkampagne angewidert 
sind, mit der Sie klamaukartig versuchen, dieses Land zu 
überziehen. 

(Zurufe von der CDU) 

Sie können Ihre Unterschriftenlisten einpacken. 

(Zurufe von der CDU) 

-Herr Jullien, Sie können sie einpacken. 

Ich sage Ihnen, ich war an mehreren Infoständen der GRÜ­
NEN, wo wir Angela Merke! plakatiert hatten. Ich kann Ihnen 
gar nicht mehr sagen, wie oft L~ute geglaubt haben, es sei 
ein Infostand der CDU, und gesagt haben, von der CDU neh­
men wir nichts zu diesem Thema. -

(Heiterkeit bei der CDU) 

So ist es nämlich. Das wird Ihnen schlichtweg überhaupt nicht 
geglaubt. 

(Zurufe von der CDU) 

Meine Damen und Herren von der F.D.P., Herr Kuhn, ich habe 
das Gefühl, zwischen Dienstag und de'!l heutigen J:ag hat 

Herr Brüderle noch einmal an die Tür geklopft, oder wie soll 
ich mir Ihre Stellungnahme erklären?- Also am Dienstag nach 
dem Ministerrat hieß es noch, dass das Land Rheinland-Pfalz 
der Einführung der Entfernungspauschale zustimmen wird. 
Heute eiern Sie in gewohnter Art und Weise: Es gibt so ein 
paar Bedingungen und sonst was. - Ich-meine, es ist schon 

- auffällig, wenn Herr Mertes sich an der CDU abkämpfen muss 

und sich nicht eines Wortes in Richtung F.D.P. bemüht. 

(Mertes, SPD: Abkämpfen? 

Fingerübungen!) 

Es wäre schon katastrophal, wenn sich Rheinland-Pfalz in die 
Reihe der CDU-Bundesländer eingruppieren würde, die die 
Einführung einer Entfernungspauschale gern im Bundesra!_ 
blockieren würde. Wollen Sie es auf einen Losentscheid an­
kommen lassen? 

Herr Beck, heute Morgen konnte man von Ihnen im Südwest­
r_undfunk noch einmal ein klares Bekenntnis zu der Einfüh­
rung der Entfernungspauschale hören. Man konnte auch 
noch einmal eine Bereitschaft von Ihnen hören, dass sich auch 
die Bundesländer an den Kosten beteiligen, es darüber aber 
heute Abend noch Verhandlungen geben wird. ich denke, 
man wird s_ich dort auch einigen können. Es wird nicht die ge­
samte Last auf die Länder zu verlagern sein. Aber es wird so 
sein, dass die Länder einen Teil dieser Kosten mittragen. Da 
wüsste ich schon _gern einmal, wie Sie sich heute Abend in 
den Verhandlungen mit dem Bundeskanzler positionieren 

und wie Sie die Position Ihres Koalitionspartners mit hinein- -
nehmen. Was denn jetzt, Rheinland-Pfalz? - Werden Sie zu­
stimmen, wenn es zu einer gescheiten Finanzierungsauftei­
lung kommt, oder gehören Sie zu der Reihe der Blockierer? 
Das wüsste ich gern noch einmal von Ihnen. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen, Entfernungspauschale und zielgenaue Entlas­
tung derer, die über die Erhöhung der Mineralölsteuer im 
Moment besonders betroffen sind, ist mit rotgrün auf Bun­
desebene zu machen. Die Frage ist aber, ob solche sinnvollen­

Entlastungen mit rotgelb in Rheinland-Pfalzzumachen sind. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Griljtm: 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Ich rufe nun das zweite Thema der AKTUELLEN STUNDE auf: 

"Pianungsdefizite in der rheinland-pfälzischen 
Abfallwirtschaft-Ende der Abfallvermeidung­

Ende gerechter Abfallgebühren" 

auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/6325-

Für die antragstellende Fraktion spricht Herr Abgeordneter 
Dr. Braun. 

Abg. Dr: Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! Be­
dauerlicherweise mehren sich in Rheinland-Pfalz die Anzei­

-chen dafür, dass in der Abfallpolitik nicht mehr die Abfallver­
meidung oberste Priorität hat. 

--
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Die .A.ktivitäten der Umweltministerin und des Mini~terpräsi­
denten im Bundesrat gegen eine Beschränkung der Dosen­

flut, die Stellungnahme für die vamehrte Zulassung von Ein­

wegverpackungen und der Au~bau der rvlüllverbrennungska­
pazitäten in R_heinland-Pfalz setzen deutliche Zeichen, lEider 
aber in die falsche Richtung. Dabei hat gerade vor kurzem 
-deswegen auch die Aktu;:,lle Stunde- das Urteil und die Be­

gründung des Urteils de~ VGH NEustadt eindeutig gezeigt, 

wohin diese Politik, die die Landesregierung bisher im Abfall­

management beschritten hat, führt, nämlich in eine finanz­

politischE und auch - wenn man dies weiter ~i~;ht - in eine 

ökologische Katastrophe. 

Für Pirmasens, für die Südpfalz und die Südwestpfalz i~t jetzt 

klar und eindeutig, die Bürgerinnen und Bürger, denen die 

Gebühren aus einer völligen Fehlpl:mung aufg~;drückt wer­

den sollten- dies sagt zumindest das VGH; das Urteil ist noch 

nicht rechtsgültig, sondern es wird wieder Vonseiten der In­

teressierten .,angegriffen" -, müssen nicht zahlen, die Ver­

antwortlichen sollten zahlen. Es ist völlig klar, wer die Verant­
wortlichen sind: Diese sitzen nämlich in der Landesregierung 

und bei den kommunalen Spitzen. 

(Nagel, SPD: Wa<:.?- ln der 

Landesregierung!) 

Jetzt haben wir gerade vorgestern erfahren, dass die Landes­

regierung mit einem kurzen Satz gesagt hat: Wir als LandeS"­

regierung ziehen uns völlig aus der Verantwortung zurück, 

wir zahlen nicht, wir haben gar keine Verantv11ortung, verant­

wortlich sind die Kommunalpolitiker. 

- (Nagel, SPD: So ist es!) 

~ Herr Nagel, das ist nicht so. Verantwortung tragen die, die 

politisch diesen Weg beschritten haben und die Gemeinden 
dahin getrieben haben; diesen Weg zu beschreiten, und das, 
Herr Nagel, war die Landesregierung. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Nagel, SPD: Das ist ein Irrtum!) 

- Herr Nagel, ich zitiere - ich weiß nicht, ob Sie die Begrün­
dung des Gerichtsurteils gelesen haben-, was das Gericht da­

zu sagt; denn die Argument.-.tion ist eindeutig und somit 

auch die Zuweisung der Verantwortung. Ich zitiere auf der 
Seite 21: .,Für das Gtricht mit entscheidend war, dass das 

Müllheizkrafu'llerk Pirmasens, jedenfalls gemessen an den 

aus dem Entsorgungsgebiet des Z.AS stammenden und zu ver­
brennenden Abfällen <=rkennbar überdimen~ioniert war." 

Das nächste Zitat- Seite 23 -: .. Die festgestellte und nicht an­
denrveitig zu rechtfertigendE Überkapazität beim il/oüllheiz­

kraftwerk Pirmasens beruht auf einer fehlerhaften Kapazi­

tätsprognose." 

Dann das vielleicht entscheidende Zitat für die Landesregie­

rung- Seite 28 de:; Gerichtsurteils -: .,Weshalb noch das minis-

terielle Schreiben vom 30. Oktober 1995 auf diese künftigen 

Entwicklungsmöglichkeiten nicht einging, sonderrf ausführ­

te, dass im Verbandsgebiet im Durchschnitt keine Gebühren­
erhöhung notwendig würd<=, ist nicht nachvollziehbar." 

Das heißt also eindeutig: Es war klar, dass nicht mehr so viel 

_ rviüll auf dem Gebiet des ZAS anfallen würde. Die BürgErini- · 

tiativen vor Ort, die GRÜNEN und die verantwortungsvollen 

Kommunalpolitiker haben jederzeit und immer wiedEr öf­

fentlich geäußert, dass es diese fvlüllmengen nicht mehr ge­

ben wird. 

Die Landesregierung und die kommunalen Spitzen haben 

aber an der IVlüllmenge festgehalten, weil die Landesregie­

rung genau diese Planung wollte; meine Damen und Herren. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und des Abg. Kram er, CDU) 

Im Klartext heißt das: Wenn wir in Rheinland-Pf;;lz- so wie es 

Frau Martini wollte - sieben Müllverbrennungsanlagen ge­

baut hätten, würde jede Bürgerin und jeder BürgEr mindE­
stens das Doppelte an Müllgebühren zahlen. Dadurch würde 

die Müllvermeidung völlig verfehlt. Damit würden wir keinen 

technologischen oder umweltpolitischen Fortschritt erzielen, 
sondern ailes würde verheizt werden. Nach wie vor halt Frau 
Martini an dieser Politik f<=st, während in Pirmasens ganz klar 

i:;t, d3ss die Kommunen die Müllgebühren zahlen müssen 

und ihnen deshalb kaum Handlungsspielraum in anderen Fel­

dern zur Verfügung steht. 

Derzeit wird eine überdimensionierte Müllverbrennungsom­

lage in Mainz geplant. Dafüf!iind 200 OOOTonnen rvlüll einge­

pla!lt, von-denen die Kommunen nicht einmal WO 000 Ton­
nen auslasten können. Die Hoffnung besteht doch darin, dass 

andere Kommunen dazuliefern werden. 

Meine Damen und Herren, natürlich ist diese Anlage eine 

weitere Konkurrenz für die leer stehendE Anlage in Pirma­

sens. Nicht nur die Anlage in Pirmasens, sondern auch die An­
lagen in Mannheim, Darmstadt und Frankfurt stehen leer 

und suchen händeringend nach Müll. ln Pirmasen5 haben wir 

keine Möglichkeit, die Anlage auszulasten. 

(Zuruf der Abg. Frau Hatzmann, F.D.P.) 

Frau Martini ist für die betroffenen Kommunen und Gebiets­

körperschaften bestimmt keine Umweltministerin, sondern 

eher eine Umweltkatastrophe. Ich wage zu hoffen, dass auch 
der Herr _Ministerpräsident an einer solchen .. Katastrophen­
ministerin" nicht länger festhalten kann. So wahr ich hier ste­
he wette ich eine Kiste besten pfälzischen Öko~Riesling-5ekt, 
dass Frau Martini der näcbsten Landesregierung als Umwelt­

ministerin nicht mehr angehören wird. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Ministerpräsident Beck: Seine Wegpartner 

sucht man sich immer selbst aus!) 
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PräsidEmtGrimm: Es war diese Landesregierung, die nach dem Jahr 1991 erst­

Ich erteile Herrn Abgeordneten Nagel das Wort. 

Abg. Nagel, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Als ich die Formu­
lierung dieser Aktuellen Stunde gelesen habe - ich lese sie 
noch einmal vor: ,.Pianungsdefizite in der rheinland­

pfälzischen Abfallwirtschaft - Ende der Abfallvermeidung -
Ende gerechter Abfallgebühren" -, sind mir zunächst einmal 
nur Frechheiten eingefallen, weil diese Formulierung eine 
einzige Frechheit darstellt; denn sie hat mit der rheinland­

pfälzischen Realität gar nichts zu tun. 

(Beifall der SPD) 

Meine Damen und Herren von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, auch Sie wissen, dass die abfallpolitische Welt in 
Rheinland-Pfalz weitgehend in Ordnung ist ,und wir in man­
chen Bereichen, wie zum Beispiel_ im Bereich der Sonderab­
fallwiro.Schaft, sogar bundesweit Vorbildcharakter haben. 

(Zuruf des·Abg. Licht, CDU) 

-Dass die CDU das anders sieht, kann ich verstehen. Sie würde _ 
doch gern- die Gebühren für die Sonderabfallwirtschaft auf 

die Menschen in diesem Land abwälzen. 

ln den Bereichen, in denen Defizite bestehen - das gestehe 
ich gern zu-, sind diese Defizite in erster Linie kommunal zu 

verantworten. Allein aufgrund des Landesabfallwirtsch_afts­
und Altlastengesetzes, das Sie alle kennen, hat die Landesre­
gierung überhaupt keinen unmittelbaren Einfluss. ln zweiter 

Linie - das wissen auch Sie, Herr Dr. Braun- gibt es auf dem 
Abfallmarkt bundesweit Entwicklungen, von denen Rhein­
land-Pfalz natürlich nichtausgenommen ist, sondern sie sind 
auch in Rheinland-Pfalz vorhanden. 

Worum es geht, zeige ich am Beispiel des ZAS auf, weil diese 
Geschichte von diesem Pult aus nicht _erzählt werden kann, 
ohne in die Historie einzutreten. Vot et11Vas mehr als einem 

Jahrzehnt hat der .,MOIIpapst" der damaligen Landesregie­

rung, HerrTabasaran, in einem Gutachten vorgerechnet, dass 
die Müllmenge allein im ZAS-Bereich auf 250 000 Tonnen pro 

Jahr anwachsen würde. Er hat dies vorgerechnet, obwohl da­
mals schon alle Spatzen von allen Dächern gepfiffen haben, 
dass es ein Kreislauf11virtschaftsgesetz geben wird und die 

Müllmengen damit deutlich sinken werden. Es waren vorv'\lie­
gend CDU-Kommunalpolitiker im ZAS vertreten, 

(Zuruf des Al;lg. Kram er, CDU) 

die ungeachtet dessen die Planung und das Verfahren für ei­

ne derart überdimensionierte Anlage in Auftrag gegeben ha­
ben. 

mals einen landesweiten Abfallentsorgungsplan erstellte, 
wobei- das ist jetzt wichtig, Herr Dr. Braun- bestehende und_ 

bereits beschlossene Anlagen in diesen Plan einflossen und 
die Landesregierung nur dann aufgefo-rdert wurde, ein Kon-
zept zu erstellen, wenn es noch nichts gab. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es wurde in keinerWeise Einfluss darauf genommen, mit wel­
chen technischen Mitteln die Abfallentsorgung durchzufüh­
ren ist. Es ist auch nicht Aufgabe der Landesregierung, dies 
vorzuschreiben. 

In den Folgejahren kam es, wie es k(Jmmen musste: Die Müll­
mengen gingen deutlich zurück, nicht zuletzt weil die Wert­

stofferfassung separat organisiert wurde, weil zum Beispiel 
Bauabfälle nicht m-ehr ohne Recycling auf die Deponie ge­
bracht worden sind, aber auch - das ist wichtig - wegen der 
Herausnahme der hausmüllähnlichen Gewerbeabfälle aus 
der kommunalen Entsorgung. - Das Ergebnis war: Obwohl 
das Müllheizkraftwerk Pirmasens kleiner gebaut wurde, feh­
len derzeit die rviüllmengen, um es wirtschaftlich zu betrei­
ben, also für den Gebührenzahler erträglich zu betreiben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 
BÜNDNIS 9Ö/DIE GRÜNEN) 

Das, was Sie vorhin dargestellt haben, was beklagt worde,n ist 
und jetzt von Gerichten festgestellt worden ist- - - Wer hat 
denn den Gebührenhaushalt aufgestellt? Es war der grÖne 

Kreisdezernent Dr. Wildberg. Es ist sein Gebührenhaushalt, 
der beklagt worden ist. Ich kann nachvollziehen, wie es ihm 
geht. Er hat Zwangsläufigkeiten, die durch CDU-Kommunal­

beschlüsse zustande gekommen waren, in einen Gebühren­
haushalt hineinpacken müssen. 

(Zuruf des Abg. Kram er, CDU -­
Glocke des Präsidenten) 

_ Meine Damen und Herren, alles Jammern der Vergangenheit 

nütztjetzt nichts. Wir benötigen Lösungen für die Zukunft. 

Präsident Grimm: 

Herr Nagel, diese Lösungen müssen Sie im zweiten Redebei­
trag vortragen. 

Abg. Nagel, SPD: 

Die Zeit verfliegt. Deshalb werde ich die Lösungen im zwei­
ten Redebeitrag vortragen. 

Vielen Dank, Herr Präsident. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

--
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Präsident Grimm: 

Als Gäste im rheinland-pfälzischen Landtag begrüße ich Mit­
glieder des SPD-Omvereins Linz, Senioren aus Mainz sowie 

Schülerinnen und Schüler der 12. Klasse, Leistungskurs_Sozial­

kunde, des Goethe-Gymna~iums Bad Ems. Seien Sie herzlich 

willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Licht das Wort. 

(Unruhe im Hause) 

Abg. Licht, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Bevor die einzel­

nen Akteure klären, wer wann und wo verantwortlich war 

- es ist zutage gekommen, dass es einen Oberbürgermeister 

in Pirmasens gab, der der SPD angehörte, 

(Nagel, SPD: Das war der einzige! 

Wer waren de:nn die anderen?) 

und zufällig hat nicht Herr Stretz zu diesem Thema gepro­

chen, was interessant gewesen wäre -, will ich Folgendes 

deutlich machen: Herr Kollege: Nagel, wer in diesem Zusam­
_menhang Rheinl:md-Pfalz als abfallpolitisches Vorzeigeland 

bezeichnet, greift ein bisschen zu weit; denn die Behaup­

tung, dass wir innerhalb der Bundesrepublik Deutschland als 
ein besonderer Stern gelten, trifft punktuell durchaus zu, ist 

aber kritisch zu betrachten. 

Sie haben ein Stichwort genannt. Wenn wir da:; einzige Bun­

desland sind, das sich noch E:im: SAM le:istet, hat das etwas 

damit zu tun, dass man in anderen Bunde~ländern Entwick­
lungen t:rkannt hat und in diesem Bereich nicht mehr in alte 

Zeiten zurückfällt. 

Eines will ich Ihnen noch sagen: Auch die Gebühren, die dort 

anfallen, werden von Bürgern aus Rh-einland-Pfalz gezahlt. 

Wer leistetdEnn sonstdie ·Zahlungen? 

(Nagel, SPD: Die Abfallerzeuger!) 

Es wird Ihnen nicht gelingen, sich so leicht aus dem Th,ema zu 

stehlen, 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, deutlich geworden ist- da haben 
die GRÜNEN durchaus Recht, obwohl wir in Bezug auf die 

Verbrennung durchaus eine unter;chiedliche Auffassung ha­

ben-, dass man einerseits die Kreislaufwirtschaft beschlossen 
hat und im ganzen Haus dahinter gest:mden hat, man aber 

andererseits durch die eingetretenen Entwicklungen offen­

sichtlich völlig überra~chtworden'ist. Das kritisieren die GRÜ-

1\JE:-.! in deutlichEr Form. Dieser Kritik mu5~ man sich auch in 
dieser Form anschließen. ln diesem Fall hat das Land gegen­

über den Kommunen in besonderer-Weise Beratungsvorga­

ben gemacht und Beratungsdienste geleistet sowie sie in Din­

gen bestärkt, so zu verfahren, wie sie das letztlich be~chlos­

ser haben. 

(ltzek, SPD: Was halten Sie denn von 
kommunaler Se:lbrtveiwaltung?) 

Mir liegt es fern, den grünen De:zt:rnenten in Schutz zu neh­

men, aber auch der muss sich an gewisse Vorgaben halten, 
die schlit:ßlich alle in diesen Planungsentwicklungen enthal­
ter waren, die dan(l beschlossen worden sind. 

Meine Damen und Herren, la~sen Sie mich ein paar Schlagzei­

len aus den vergangenen Wochen nennen: Die Rheinland­

Pf~lzer wt:rfen immer weniger weg.- Das ist kein Zufall. ln 

dEil letzten zehn Jahren hat sich die Gesamtmüllmenge aus 

HaJshalten, Industrie und Gewerbe auf 337 Millionen Ton­

nen halbiert. Das ist kein Zufall. 1990 waren es 644 Millio­

nen Tonnen, während es heute nur noch 337 Millionen Ton­

nen sind. Das sind Entwicklungen, die natürlich auch Auswir­
kungen auf Anlagen und auf die Gestaltung insgesamt ha­

ben. 

GIE ichzeitig stieg die Vell.'.rertung~quote von 34,3-% auf 

58,1 %. Das sind auch Auswirkungen au::; der gemeinsam ge­

traJenen Kreislaufwirtschaft. Auch d:.rauf musste man rEa­
gieren. 

Meine Damen und Herren, wenn heute nur noch ein Drittel­
de~. Restmülls auf der Deponie landet- heute sind es 31,7 % 

und 1990 waren es immerhin noch 62.,6 % -, sind das auch 
En~wicklungen, die meiner Meinung nach im BeratungstEil 
keine Berücksichtigung gefunden haben. 

WE-nn nun der Abfallzweckverband - das ist e:in Punkt, den 

die GRÜNEN in dieser Debatte in be:;onderer Weise angespro­

chen haben, der die Tagesaktualität darstellt, mit der man 

sich einmi.11 befassen muss- die Einnahmeverluste dann docoh 

irg ::ridwann vielleicht einmal tragen sollte - ich gehe: einmal 

davon aus, dass dazu noch lange nicht das letzte Wort ge­
sprachen wurde und sich dit: Gerichte dEr Gesamtproblema­

tik vielleicht auch noch einmal in anderer Form widmen wer­

den -, kann man heute nicht schon sagen: Damit haben wir 
nichts zu tun. Wir haben ;;uch zwar beraten, aber mit all den 

Dir·gen haben wir heute nichts mehr zu tun.- Das ist zu ein­
fach. 

(Beifall desAbg.ICramer, CDU) 

Ich erwähne gerne einen Komm-entar, der in diesem Zusam­

menhang in der .,Rheinpfalz" geschrieben wurde- ich zitie­
re -: .,Rechtlich gesehen mag das Mainzer Uniweltminbteri-
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um wegen der MVA iriPirmasens nicht in der Verantwortung 
stehen, moralisch aber schon." Damit hat der Kommentator 
Rechte-

Ich bedanke mich. 
(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeor~neten Frau Hatzmann das Wort. 

Abg. Frau Hatzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das Thema der Ak­
tuellen Stunde lautet .. Pianungsdefizite in der rheinland­
pfälzischen Abfallwirtschaft". Planungsdefizite sind in Ihrem 
Rede_beitrag nicht angesprochen worden. Zum Ende der Ab­
fallvermeidung hat Herr Kollege Licht zuvor Hervorragendes 
gesagt. Abfallvermeidung fand in den letzten zehn Jahren 
statt und findet weiter statt. Daher sehe ich nicht, wo Sie das 
Ende der Abfallvermeidu-ng sehen. 

Am meisten stolpere ich aber über das Ende der gerechten 
Abfallgebühren. Es fällt mir immer sehr schwer, Gerichte zu 
schelten. Es geht eindeutig um eine Gerichtsschelte; denn wir 
haben es nicht mit dem Ende gerechter Abfallgebühren zu 
tun, sondern mit dem Urteil haben wir den Beginn gerechter 
Abfallgebühren en.'llirkt. Wenn ich es richtig sehe, hat das Ge­
richt unter anderem gesagt: Der Abfallerzeuger kann nicht 
über eine Gebühr für Planungsfehler haftbar gemacht wer­
den, die anderswo entstanden sind. Das muss dann die Ge­
meinschaft derer tragen, die für d~ese Planung zuständig ist, 
nämlich der Steuerzahler. - Das ist der Beginn gerechter Ab­
fallgebühren und nicht das Ende. 

(BeifaU bei der F.b.P.) 

Das mag man aus Ihrer Sicht noch so traurig finden, aber das 
ist nicht das Ende, sondern der Beginn gerechter Abfallge­
bühren. 

Jetzt komme ich auf die Frage der Verantwortlichkeiten zu 
sprechen: Ich kann mich noch an die Zeiten erinnern, zu de­
nen unterschiedliche politis-che Gruppierungen- ich verhehle 
überhaupt nicht, dass dazu auch Parteifreunde von mir ge­
hörten- 1995 kommunalpolitisch darauf gedrungen,haben, 
dass man von der Landesseite her endlich Standorte für die 
Müllverbrennung festlegt, um damit sozusagen den Knatsch 
aus den Kommunen herauszuholen, die nicht entscheiden 
wollten und konnten, um für eine Entsorgung nach derTASI 
zeitgerecht zu sorgen. 

Im ganzen Land gab es immer wieder Kommunalpolitiker, die 
sich vor der Verantwortung vor Ort gedrückt haben, gleich­
zeitig aber gefordert haben, die Ministerin solle das tun. Das 
hat sie nicht getan. Ich bin heute froh und dankbar, dass sie 
sich auf dieses Feld nie begeben hat. Sie hat immer gesagt: 

Das ist Verantv.rortung vor Ort. Tut euch regional zusam­
men.- Ich kann mich sogar noch daran erinnern, dass sie alles 
getan hat, um diese regionale Verantwortung auch dort zu 
verankern, wo sie hingehört, indem sie nämlich die entspre­
chenden Untersuchungen und Pläne vor1 · Landesseite geför­
dert hat, aufgrund derer die Regionalverbünde dann ge­
schlossen wurden. 

Schauen wir uns doch einmal an, wie das mit der ZAS gelau-
- fen ist. Nachdem fest stand, dass die Gebühren zu hoch sind, 

wobei sie im Mittel des Landes lagen, und die Anlage nicht 
ausgelastet war, erfolgte eine Untersuchung, die sich damit 
beschäftigte, wie eine Auslastung der Anlage erreicht wer­
den kann. Die Untersuchung kommt zum Schluss natürlich zu 
dem Ergebnis,dass das nurdurch mehr Müll geschehen kann. 
Das hätten wir.beide am Telefon wahrscheinlich auch sagen 
können und hätten dafür 100 000 DM kassieren können. 
Schade, dass man uns nicht gefragt hat. 

Diese Untersuchung hat noch einige weitere interessante Er­
gebnisse erbracht. Sie sagt nämlich unter anderem, dass der 
ZAS es versäumt hat, das Vertragswerk so zu gestalten, dass 
sie an einem Mehrgewinn oder an den Effizienzen beteiligt 
ist. Der ZAS habe auf Einspruchsrechte verzichtet, damit 
Kommunalkredite und besonders begünstigte Kredite flie­
ßen konnten. Eine besonders günstige Gesamtf~nanzierung 
war also nur deshalb mÖglich, weil sie auf bestimmte Ein­
spruclisrechte und Mitwirkungsrechte verzichtete. Davon 
profitieren nicht die Gebührenzahler und die Bürgerinnen 
und Bürger, sondern es profitiert de~von die Fondsgesell­
schaft, die dahinter steht und das als entsprechendes Projekt 
betreibt. Das ist legitim. 

DerLAS hat aber willentlich und im Wissen um die Risiken 
darauf verzichtet, sich Mitspracherechte einräumen zu las­
sen. Das können Sie nicht beim Land abladen. Es steht keine 
Unterschrift der Ministerin darunter. -Es wird daran deutlich, 
dass wir alles versuchen werden, um diese kommunalpoliti­
sche Sorge zu lösen, indem das Ministerium immer wiedertä­
tig wird und versucht zu moderieren. 

Herr Kollege Creutzmann hat versucht, über eine Kleine An­
frage deutlich zu machen, dass es niemandem unbenommen 
bleibt, weiter Müll auch über die Landesgrenzen hinaus zu 
akquirieren. Wir haben schließlich die kleinen lokalen Ver­

bünde nicht mehr. Selbstverständlich kann man eine Anlage 
auslasten. Damit senke ich die Grenzkosten und verteile die 
Fixkosten auf mehr Personen. Nur so kann es gelingen, die 
Gebühren zu senken. 

Wir stehen aber am Beginn gerechter Gebühren und nicht 
am Ende gerechter Gebühren. Wir haben endlich einmal Zah­
lenklarheit und -wahrheit und können nun anfangen, das 

Ganze zu reparieren. Wir werden alles dazu beitragen, dass 
es kommunalpolitisch gelingt, das zu reparieren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

--



--

Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -119. Sitzung, 19. Oktober 2000 8949 

-Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Staatssekretär Härtet das Wort. 

Härtet, Staatssekretär: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir, 
dass ich meine Ve;wunderung über das Thema dieser Aktuel­
len Stunde .,Plariungsdefizite in der rheinland-pfälzischen 
Abfallwirtschaft- Ende der Abfallvermeidung- Ende gerech­
ter Abfallgebühren" ausdrücke. Das sina alles unbevviesene 
Behauptungen, für die Sie den Beweis schuldig geblieben 
sind. 

-(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Sie haben nicht zum Thema gesprochen, sondern Sie haben 
gestützt auf ein Urteil de~ Verwaltungsgerichts, das noch 
nicht rechtskräftig ist, und ohne Hinweis darauf, dass es ein 
völlig entgegen~tehende:; Urteil eines Oberverwaltungsge­
richts dazu gibt, Behauptungen aufgestellt, die in der 
rheinland-pfälzischen Wirklichkeit keine Entsprechung fin­
den. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Den Brief gibt es nicht? Gab es 

den Brief? Ja oder nein?) 

-Herr Abgeordneter Dr. Braun, Sie haben den Versuch unter­
nommen, gestützt auf dieses noch nicht rechtskräftige Urteil 
eines Verwaltungsgerichts, die Landesregierung und insbe­
sondere die Frau Umweltministerin für Entscheidungen ver-_ 
antwortlich zu machen, aie mit Sicherheit nicht von der Lan­
desregierung zu vertreten sind. Ich bin auch nicht der Mei- _ 
nung, das; es Fehlentscheidungen waren. Diese ~ind in _den 
dafür zuständigen kommunalen Gebietskörperschaften ge­
troffen worden. 

Wenn Sie die Müllverbrennungsanlage in Pirmasens und die 
MOllverbrennungsanlage in Mainz zusammenrühren und die 
Landesregierung dafür verantwortlich macho:n vvollen, kann 
ich nur fragen: Kennen Sie die Zuständigkeitswirklichkeit in 
diesem Land nicht? 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/D(E GRÜNEN) 

Das sind ausschließlich kommunalpolitische Zuständigkeiten 
und Entscheidungen, die in dieser Zuständigkeit getroffen 
wurden und weiter getroffen werden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie stellen die Behauptung auf, die Landesregierung habe an 
Müllmengen festgehalten, als schon erkennbar gewes.en sei, 

dass sie drastisch zurückgingen. Es war diese Landesregie­
rung, die dafür gesorgt hat, dass die Kapazität der Müllver­
brennungsanlage in Pirmasens durch Bescheid der Bezirhre­
gierung in Neustadt um ein Drittel verringert wurde. Verges­
sen Sie doch bitte nicht die Wirklichkeit, wenn Sie hier pole­
misch argumentieren. 

Sie machen die Landesregierung dafür- veranüvortlich, dass 
angeblich die Anlage in r~lainz überdimensionTert geplant 
s_ei. Die Landesregierung hat dafür keine Zust3ndigkeit. Sie 
wird die>E Entscheidungen auch nicht treffen, weil es sich um 
kommunalpolitische Entscheidungen handelt. Nach meiner 
Information ist diese geplante Anlage im Übrigen a.uch aus­
gelastet. 

Wir wissen, dass es Ihnen weniger um die rheinland­
pfälzische Wirklichkeit als um eine ideologische Position 
geht, die ausschließlich von Ihrer Ein-Punkte-Argumentation 
gegen Müllverbrennung gespeist wird. 

(Zuruf des Abg. ltzek, SPD) 

Ich bin sehr dafür, dass wir differenziErt argumentieren. Es 
geht um schwierige Sachverhalte. Wir sind an der Seite der 
Kommunen, wenn es darum geht, sie aus einer schwierigen 
Position herauszubringen und bei Lqsungen mitzuwirken. 

Meine Damen und Herren, in Rheinland-Pfalz i~t es vor allem­
in den Neunzigerjahren erfreulicherwei~e gelungen, das Auf­
kommen an Abfällen auf den Deponien drastisch zu reduzie­
ren. Wir sind froh darüber, dass wir in Rheinland-Pfalz übEr 
ein Netz hoch\•Jertiger Abfallverwertungsanlagen für nahezu 
alle Bereiche der Abfallwirtschaft verfügen, da;: Zug um Zug 
weiter verdichtet wird. 

Die Verwertungsquote bei Abfällen aus privaten Haushalten 
konnte in Rheinland-Pfalz in den Neunzigerjahren fast ver­
dreifacht werden. Das ist ein gemeinsamer Erfolg der Bürge­
rinnen undBOrger, derzuständigen kommunalen Gebiets­
körperschaften und der Lande5regierung. 

Wir wissen, dass die Abgabenbela;:tung insgesamt bundes­
weit ein kritisches Maß erreicht hat. Die rheinland-pfälzi­
schen Kommunen erbringen ihre Leistungen im Schnitt aber 

für Entsorgungsgebühren, deren Höhe sich im bundesweiten 
Vergleich tatsächlich sehen lassen kann. 

Die Erfolge in der rheinland-pfälzischen Abfallwirtschaft 
wurden möglich, obwohl die tatsächlichen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen zunehmend schwieriger wurden. 

Meine Damen und Herren, jede Planung braucht verlässliche 
Grundlagen. Der Planung~pflichtige .muss wissen, was von 
ihm verlangt ist. Wie soll aber eine Kommune in Rheinland- -
Pfalz eine unter ökologischen wie ökonomischen Gesichts­
punkten vernünftige Anlagenplanung betreiben, wenn we­
der ldar ist, für welche Abfälle sie die Entsorgungspflicht 
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trifft, noch welche technischen und rechtlichen Anforderun­
gen an die Abfallvorbehandlung nun wirklich in der Bundes­
republik gelten? 

Gerade in dieser letztgenannten Frage ist seit Jahr und Tag 
ein erhebliches Maß an Verunsicherung in den Kommunen zu 
beobachten, weiltrotz der klaren Vorgaben der noch immer 
geltenden TA Siedlungsabfall die thermische Verwertung im 
Streit geblieben ist. Dies hat die notwendigen l~vestitions­
entscheidungen für einen besseren-umweltschutz nicht er­

leichtert. 

Meine Damen und Herren von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, auch unter dem grünen Umweltminister Trittinsoll 
aie Müllverbrennung keineswegs verboten werden. Sie soll 
Alternativen erhalten. 

{Zuruf des Abg. Dr. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Schon jetzt ist aber klar, dass sich die von den Alternativen 
behaupteten ökonomischen Vorteile sehr relativieren, wenn 
die Anforderungen an die Technik auf das Niveau gebracht 
werden, das die Grünen- im Übrigen zu Recht- immer bei der 
Müllverbrennung eingefordert haben. 

Meine Darrien und Herren, seit dem ln-Kraft-Treten des -
Xreislauntviri.Schafts- und Abfallgesetzes ist bundesweit ins­
beso_ndere ein Rückgang der den Kommunen überlassenen 
Gewerbeabfälle zu verzeichnen. Das führt- zu erbeblichen 
Auslastungsproblemen der öffentlichen Entsorgungseinrich­
tungen, auch der dem Stand der Technik entsprechenden 
hochmodernen Anlagen. 

Dieses Phänomen, das .,Weg brechen der Gewerbeabfälle", 
macht sich auch bei uns im Land an nüchternen Zahlen fest. 
So haben wir 1992 in Rheinland-Pfalz iQ:;gesamt 611 000 Ton­
nen hausmüllähnliche Gewerbeabfälle gehabt. Diese Menge 
hat sich in 1999 auf rund 200 000 Tonnen reduziert. 

Für diese Abfallgemische gibt es keine neuen revolutionären 
Verwertungstechniken auf dem freien Markt. Sie können, 
wenn überhaupt, nur mit einem erheblichen Sortier- und 

Aufbereitungsaufwand verwertet werden. 

Ein Großteil dieser Abfälle, die dem Abfallwiri.Schaftsbetrieb ., 
vor Ort nicht mehr überlas~en wird, müsste eigentlich der Be-
seitigung zugeführt werden. Er wird es wohl auch, nur nicht 
in den vor Ort vorhandenen Anlagen. Damit sind wir bei ei­
nem weiteren Kernproblem·, nämlich bei der Planung der Ab­
fallwirtschaft, das letztlich aus einem viel zu weiten Interpre­
tationsspielräume eröffnenden Verwertungsbegriff im Kreis­
laufwirtschaftsgesetz erwächst. 

Meine Damen und Herreri, das sind die Fakten, die an die 
Substanz der kommunalen Entsorgungsinfrastruktur gehen. 
Sie hätten es, wenn ich mich noch einmal an Sie wenden darf, 

in Gestalt Ihres Bundesumweltministers in der Hand, für Ab­
hilfe zu sorgen. 

Fest steht, dass der _Entwurf einer Bundesverwaltungsvor­
schrift, die aus der Sichtdes Umweltministeriums praktisch je­
den Entsorgungsvorgang als Verwertung etikettiert, die ver­
loren gegangene Planungssicherheit nicht wieder herzustel­
len vermag- ganz im Gegenteil. 

Wenn man weiß, dass verbindliche Festlegungen im Abfall­
entsorgungsplan nur für Beseitigungsabfälle und nicht für 
Verwertungsabfälle rechtlich möglich sind, sind auch die 
Konsequenzen für die Landesplanung klar: Die Entsorgungs­
planung •vird auf einen Entsorgungsbereich reduziert, der 
aus den genannten Gründen immer weniger praktische Be­
deutung hat. 

Wer von den Kommunen verlangt, dass sie Entsorgungssi­
cherheit gewährleisten, muss ihnen klar sagen, für welche 
Abfälle sie zuständig sind. Nur so können sie eine vernünftige 
Kapazitätsplanung betreiben. 

Die Kommunen haben die Abfallentsorgung als Pflichtaufga­
be der Daseinsvorsorge auszuführen. Sie können sich nicht 
wie die Privaten auf lukrative Geschäftsfelder beschränken 
oder die Entsorgung mangels Rentabili~ät einfach unterlas­
sen. -

Die Umweltministerkonferenz hat dieses drängende Problem 
bereits mehrfach-beraten und durch eine Arbeitsgruppe Vor­
schläge ausarbeiten lassen, mit denen durch die Änderung 

-des Bundesgesetzes die kommunale Entsorgungsverantwor­

tung für Hausmull und hausmüllähnlichen Gewerbemüll si­
chergestellt werden kann. 

Natürlich sind wir als Land Rheinland-Pfalzfür jede Lösung 
offen, wenn sie eine noch bessere Substanz enthält. Mit einer 
Gesetzesänderung allein ist es nicht getan. 

Seit Jahr und Tag bemühen wir uns um vernünftige kommu­
nale Kooperationen zur gemeinsamen Bewältigung der an­

stehenden Aufgaben. GemeinsalTI kann man die Risiken bes­
ser tra!;!en. Die Kommunen tun gut daran, die EntSorgungs­
aufgabe in Kooperation mitder Wirtschaft zu erledigen. 

Noch einige Worte zur Pirmasenser Anlage.· Die Pirmasenser 
Anlage kann mit Abfällen aus anderen Kreisen und Städten 
gefüllt werden, was auch geschieht. Zu welchem Preis dies 
geschieht, ist eine Frage konkreter Verhandlungen und der 
Marktstrukturen, die wir kennen. Nicht nur im Interesse der 
Gebührenreduzierung im ZAS-Gebiet, sondern auch im Inte­
resse der Umwelt wäre es Wünschenswert, wenn wir alle ge­
meinsam mithelfen würden, dass das Deponieren von Abfäl­
len in der Republik eingestellt würde. 

Der Aspekt, dass die Pirmasenser Anlage auch für Fremdan­
- lieferer genutzt werden kann, ist nicht neu. Ihn hat auch 

schon das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz gesehen, 

-
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das noch 1997 die Entscheidung auch über die Dimensionie­
rung dEr Anlage· bestätigt und in seiner vorangegangenen 

Entscheidung 1994 unter anderem ausge,führt hat, dass der 

ZAS hinsichtlich _der Größe der Anl:~ge einen Entscheidungs­
spielraum gehabt habe, der es auch umfasst, die Anlage im 

Zweifel eher etwas zu groß als zu klein zu dimensionieren. 

Weiter führt das OberveiV'Jaltungsgericht wörtlich aus: .,Das 

mit einer derartigen Grundeinstellung verbundene wirt­

schaftliche Risiko erscheint relativ gering, da eine möglicher-

- weise sich ergebende .freie Verbrennungskapazität gegebe­

nenfallsdurch andere Kommunen genutztwerden kann." 

Darauf und auf einiges anderE mEhr wird im Berufungsver­
fahren, das eingeleitet werden wird, vor dem Oberi!E:PNal­
tungsgericht zurückzukommen sein. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich Herrn 
AbgeordnetenDr. Braun das Wort. 

Jl.bg. Dr. Braun, BÜNDr.JIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sehr geehrte Damen und HerrEn! Frau Hatzmann, vielleicht 

muss ich das mit dem Ende da gerechten Gebühren aufklä­

ren. Das ist die Beschreibung des jetzigen Zustands. Das w:;­

ren ungerechte Gebühren. Das sehe ich genauso wie Sie. Erst 

durch da~ Gerichtsurteil, wenn es rechtskräftig werden wür­

de, könnten wir eine gerechte Gebührenstruktur haben. 
Aber die Kommunen klagen gerade wieder d~gegen. Vlfenn 

man hört, das~ jetzt Herr Staats:;ekretär H3rtel auch schon 

wieder aus Einem gego::nteiligen Obervew.raltungsgerichtsur­

teil zitiert, dann heißt das: Die Landesregierung bleibt dabei, 

die Gebührenzahler müssen zahlen, egal wie geplant wurde, 
. egal, ob da~ Land damals die Planung unterstützt hat. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEr\!) 

Meine Damen und HErren, ich weiß nicht, ob Sie wissen, was 
die Umweltministerin vorgetragen hat. Gut, das ist.yon der 

CDU-Regierung übernommen worden. Es. kann doch nicht 

sein, dass Sie sagen: Wir ~ind doch gar nicht verantwortlich, 
die Kommunen sind verantwortlich. - Sie drücken jetzt das, 

was Sie an BEratungsapparat haben, ~vas Sie an Beratungsar­

beit und mit den Mitteln der Information geleistet haben, an 
die Verant11vortung der Kommunen ab, wo der eine oder an­

dere Landrat oder Stadtrat sich auf die Beratung der Landes­

regierung verlassen hat. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und CDU) 

Sie können doch nicht sagen: Wirwussten von nichts, wirsind 
unschuldig, wirziehen keine Konsequenzen daraus.- Deshalb 

habe ich doch die Verbindung mit der Müllverbrennungsan­
lage in Mainz gebracht. Sie wissen doch, dass bei der Mainzer 

Müllverbrennung;anlage: 100 000 Tonnen auf dem freien 

Markt zugekauft werden müssen. Wo sollen denn diese 

100 000 Tonnen herkommen, wenn weiter Müll vermieden 

wird? Genau deshalb ist das das Ende der Müllvermeidung, 

Fr3u Hatzmann. Genau das zielen Sie gemeinsam in den Re­

gierungsfraktionen mit der Ministerin an. Sie brauchen doch, 

weil die Öfen gebaut werden, jegliche Müllmengen, die nur 

erreichbar sind. Deswegen können die Kommunen gar keine 
Müllvermeidung betreiben, weil dies viel Ge,ld kostet, Müll zu 

vermeiden. Sie brauchen doch den fvlüil, um ihn zu verbren­
nen. Das ist doch das PePJerse an dieser ganzen Angelegen­
heit. Sie bauen Kapazitäten und sagen hinterher, wir wollEn 

aber keinen Müll haben. Das kann nicht sein. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Bei einer solchen Großanlage wie in Mainz- ich weiß, dafür 

sind die Mainzer verantwortlich -sind Politikerinnen und Po­

litiker von der Umweltminsterin beraten worden, die- das sa­

ge ich noch Einmal- von hier aus verkündet hat, dass sie wei­
tere sieben Müllverbrennungsanlagen in diesem Land b:!Uen 

vviiL Wenn sie damit nichts zu tun hat, dann weiß ich nicht, 
w:~rumsie hiersolche Reden hält. 

(Glocke des Präsidenten) 

Die Anlage in rvlainz wird im Moment mit der Beratung der 
Lande>regierung gebaut werden. Sie wird d:~für sorgen, dass 

andere Anlagen nicht ausgelastet werden können. Das ist 

doch im Moment der politische Zusammenhang. Wenn Sie 
die politischen Begründungen nicht gelten lassen wollen, 

dann weiß ich nicht, worüber Sie reden wollen. Wir machen 

die Politik in diesem Landtag und haben auch als Landtag die 

Verantwortung für die Kommunen mit und haben auch die 

Verantwortung, decr MinistErin endlich einmal in die Par3de 
zu fahrEn, wenn sie weiterhin Unsinn plant. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

- und vereinzelt bei der CDU) 

Präsident Grimm: 

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Nagel 

das Wort. 

Abg. Nagel, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich denke, hin­

sichtlich der politischen Verantwortung hat Herr Staats;ekre­

tär Härtel das sehr deutlich ausgeführt. Im Übrigen, Herr 
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Dr. Braun, der Bau in Pirmasens war, wenn Sie- so wollen, 
noch die politische Beratung durch die alte Landesregierung. 

(Vereinzelt Heiterkeit bei der CDU) 

Diese Landesregierung hat immerhin dafür gesorgt- das hat 
Herr Härte! ausgeführt-; dass die Anlage kleiner gebaut wur­

de, alssie konzipiertwar. 

Herr Dr. Braun, nun hilft das aber alles nichts. Ich habe von Ih­

nen keinen einzigen Satz gehört, wie es weitergeht und wor­
über man nachdenken muss-. ln einem einzigen Punkt gebe 
ich Ihnen Recht: Wir dürfen das Vermeidungsgebot nicht des­
halb aufweichen, weil wir Müll für bestehende Anlagen brau­
chen~ Darin gebe ich Ihnen Recht. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Für mich besteht auch kein Zweifel an der Prioritätenfolge 
unseres Gesetzes und des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, näm­
lich vermeiden, wiederverwenden, verwerten und dann erst 
beseitigen. An dieser Prioritätenfolge darf nicht gerüttelt 
werden. 

(Beifall bei der S-PD) 

Damit ist es aber allein noch nicht getan. Das ist Theorie. Ich 
denke,- wir müssen wirklich darüber nachdenken - die Um­
weltministerin dieses Landes tut das-. ob die derzeitige Wert­
stofferfassung und der Rohstoff, der daraus hergestellt wird, 
und die Produkte so noch ökologisch wie ökonomisch sinn­

voll sind. 

Wir müssen weiter darüber nachdenken- das hat Herr Staats­
sekretär ausgeführt-, ob der hausmüllähnliche Gewerbemüll, 
der einen Brocken ausmacht, weiterhin der kommunalen Ent­
sorgung total entzogen wird und zum Teil über Öko­
Dumping im europäischen Ausland landet. Herr Trittin hat es 
im Griff, das zu ändern. 

Wir müssen auch darüber nachdenken, wenn wir an Gebüh­
ren denken: Macht es Sinn, dass alle-in im ZAS vier verschiede­
ne Entsorgungssysteme nebeneinander herlaufen. Die einen 
haben die Tonne, die anderen haben jenen Sack. Hier könnte 
man durch Vereinheitlichung für den Gebührenzahler Geld 
sparen. Also bitte konkrete Vorschläge, über die nachgedacht 
werden muss. 

Herr Dr. Braun, wir wissen alle noch nicht, wie die TASI sich 
am Schluss auswirken wird. Das weiß noch keiner haargenau. 
Ich bin fest davon- überzeugt; wenn wir allein über diese 
Punkte intensiv nachdenken- und nach Antworten suchen, 

dann haben wir das Problem, das Sie geschildert haben und 
das zum Teil auch besteht. Das können wir auf diese Art und 
Weise lösen. Nur auf Ihre Lösungsvorschläge warte ich noch. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Grimm: 

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Licht 
das Wort. 

Abg. Licht, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Eines will ich doch 
noch einmal deutlich machen und auch der Wahrheit halber 
genau beleuchten. Dass die Landesregierung, so wie Herr 
Härtel und Sie es betätigt haben, dann Verantwortung über­
nimmt und auch trägt, wenn es darum geht, <:lass von drei 
Straßen auf zwei Straßen reduziert worden ist,---

(Zurufe von der SilD) 

- Das habe ich sehr wohl gehört. Nur, wer sich vor Ort einmal 
- mit den Beteiligten unterhält, wird sehen, dass es die Landes-

regierung war, die damals noch für drei Straßen stehen woll­
te, weil Sie daraus---

(Zu rufdes Abg. Nagel, SPD) 

- Das ist doch erst vor sechs, sieben Jahren der Fall gewesen, 
dass man erwartet hat, dass man damit noch Geld verdienen 
konnte- darum ging es damals-. dass die Koalitionsverhand­
lungen vor Ort zwischen SPD und CDU - insofern ist die kom­
munale Verantwortung wahrgenommen worden - dazu ge­
führt haben, dass von drei auf zwei Straßen reduziert worden 
ist. Das Land wollte damals noch drei Straßen haben. Soviel 
möchte ich einmal zurWarheitsagen, meine Damen und Her­

ren. 

(Nagel, SPD: Wenn man an der Mosel 
wohnt, kann man nicht alles wissen!) 

-Unterhalten Sie sich doch einmal mit den Leuten vor Ort, die 
das viel besser wissen. 

(Zuruf des Abg. Kramer, CDU) 

Eines sollte zumindest allen Beteiligten wichtig sein: Wenn es 
Planl!lngen gab, waren nicht nur die Kommunen daran betei­
ligt. Das hat auch dieses Beispiel deutlich gemacht. Wenn es 
um Verantl.vortung gellt, die auch weiterhin zu tragen ist, so 

_muss das Land in dieser Verantwortung auch zukünftig mit 
im Boot bleiben und den Kommunen in diesem Punkt zur Sei­
te stehen. 

Meine Damen und Herren, Frau Kollegfn Hatzmann, wenn es 

Verträge gibt, die Sie soeben angesprochen haben, so frage 
ich auch: Wo ist die Beratung gewesen, dass diese Verträge 
so geschlossen worden sind? 

(Kramer, CDU: Ja!) 

--

.-
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Dies in diesem Zusammenhang ebenfalls nur den Kommunen 
aufzubürden, ist auch nicht der richtige Weg. 

(ZurufdesAbg. Kramer, CDU} 

Meine Damen und Herren, in diesem Bereich sind offensicht­
lich Fehler gemacht worden. Aber für Fehler sollte man auch 
vonseitendes Landes gEradestehen und den Kommunen auf 
dem weiteren Weg behilflich sein. 

(Beifall der CDU­
Zuruf des Abg. Pörksen, SPD} 

Präsident Grimm: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Wirtreten nun in die Mittagspause ein und setzen unsere Be­

ratungen um 13.30 Uhrfort. 

Unterbrechung der Sitzung: 12.22Uhr. 

Wiederbeginn der Sitzung: 13.30Uhr. 

Vizepräsident 5chuler: 

Meine Damen und Herren, wir setzen die Beratungen fort. 

Ich rufe Punkt 11 derTagesordnung auf: 

Landesgesetz zur Änderung des Ministergesetzes 
und dienstrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
-Drucksache 13i6225-

Erste Beratung 

Zur Begründung des Gesetzentwurfs erteile ich Herrn ~taats­
minister Zuber das Wort. 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Vor rund zehn Monaten hat die vom J:J1inister­
prä;identen eingesetzte unabhängige Expertenkommi;sion 
;oNebentätigkEi"Erecht" - kurz UEN genannt - ihre Prüfungs­
arbeit mit einer Reihe von Änderungsvorschlägen beendet, 
die sowohl die Mitglieder der Landesregierung und der Lan­
desverwaltung, als auch die Beamtinnen und Beamten und 
darunter insbesondere die kommunalen Wahlbeamtinnen 
und -beamten betreffen. 

Die Landesregierung ist bei der Neufassung der Regelung 
weitestgehend dE:n Empfehlungen der Expertenkommis~ion 
gefolgt. Die neuen Vorschriften sorgen für mehr Transparenz 

und Praxistauglichkeit sowie für eine Begrenzung der Ein­
künfte. 

Im Ministergesetz wird eine bisher nicht bestehende AbliEfe­
rungspflicht für Vergütungen au~ außeramt!ichen Tätigkei­
ten eingeführt. Ohne Freibetrag ablieferungspflichtig sind 
Honorare aus schrifu"tellerischer Tätigkeit oder Vortragstä­
tigkeit im Zusammenhang mit dem Amt. 

Für eine Htigkeit als Mitglied des Vorstands eines auf Erv11erb 
gerichteten Unternehmens gilt zukünftig ein absolutes Ver­
bot, von dem also keine Au~nahmen zugelassen werden kön­
nen. Schließlich wird im Sinn von mehr Transparenz eine Be­
richtspflicht der Landesregierung gegenüber dem Landt:.g zu 
dem außeramtlichen Tätigkeitsbereich festgeschrieben. 

Ergänzend zu diesen nebentätigkeitsrechtlichen Neuregelun­
gen wird das Ministergesetz im Hinblick auf die derzeit gel­
tenden Bestimmungen für den Beginn und dir:: Beendigung 
der AmtszEit des Ministerpräsidenten an eine langjährige 
Verwaltungs- und Verfas~ungspraxis sowie an die Regelun­
gen in Artikel 98 Abs. 3 und Artikel99 Abs. 4 dr::r Lande~ver­
fa-ssung angepasst. 

Bei der Änderung der beamtenrechtlichen Vo~chriften für 
den Bereich der Nebentätigkeiten waren die Vorschläge der 
Expertenkommission eine wesentliche Richtschnur. Haupt­
amt, Nebentätigkeit und öffentliches Ehrenamt sind die zen­
tralen Begriffe, die den Themenkreis des Nebentätigkeits­
rechts und die damit in Zusammtnhang gtbrachten Fragen 
beherrschen. Für jeden der drei Komplexe sind RegElungen 
vorgesehen. 

Gehört eine Tätigkeit zum Hauptamt, und erhält der Beamte 
dafür Geld, weil es sich zum Beispiel um die Mitgliedschaft im 
Aufsichtsrat eines Unternehmens handelt und hierfür übli­
cherweise allen Aufsichtsratsmitgliedern Geld gezahlt wird, 
muss die Vergütung an den Dienstherrn abgeführt werden. 
Die Pflicht zur -Ablieferung. gilt ohne Wenn und Aber und 
lässt-für mögliche Ausnahmen- die Expertenkommission hat­
te eine Öffnung in Erwägung gezogen- keim::n Raum. 

Übt der Beamte eine Nebentätigkeit aus, und tut er dies im­
öffentlichen Dienst, werden die HöchstgrEnzen für den Hin­
zuverdienst aus öffentlichen Kas~en um rund ein Fünftel 
niedriger liEgen, als dies heute der Fall ist. Die L:mdesregie­
rung folgt diesem Vorschlag der Experten, um einen Beitrag 

zur Wahrung möglichst einheitlicher finanzieller Rahmenbe­
dingungen bei Bund und L3ndern zu leisten. Es gibt keine tra­
genden Gründe, um den bisherigen Spitzenplatz des Lande~ 
bei den Freibeträgen von der Ablieferungspflicht auch wei­
terhin beizubehalten. 

Ist für die Ausübung einer fi!Ebenti.itigkeit, wie es in der Regel 
der Fall ist, eine Genehmigung erforderlich, muss ein kommu­
naler Wahlbeamter ohne DienStvorgesetzten diese in der Zu­
kunft nicht mehr bei seinem allgemeinen Vertreter, ~ondeorn 

_bei der Aufsichtsbehörde einholen. Die BündeJung der Zu-
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ständigkeiten bei wehtgen Behörden wird insbesondere bei 
der Klärung rechtlich schwieriger Zweifelsfragen von Vorteil 

sein. 

. Eine Berichtspflicht in Analogie zur Regelung des iVlinisterge­
setzes gegenüber den kommunalen Vertretungskörperschaf­
ten kommt dagegen- im Bereich des Beamtenrechts aus rah­

menrechtlichen Gesichtspunkten heraus nicht in Betracht. 

Es wird schließlich bei der Zahl der öffentlichen Ehrenämter 
zu Einschränkungen kommen, allerdings nur, soweit es um 
die Privilegierung dieser Tätigkeiten geht, die sich aus der 

-Freistellung von deri Restriktionen des Nebentätigkeitsrechts 

ergibt~ nicht aber, was den ehrenamtlichen Wesensgehalt sol­
cher Funktionen an sich und damit den gesellschaftlichen 
Nutzen anbelangt, der mit ihnen gestiftet wird. 

Um nicht als Nebentätigkeit zu gelten, wird ein öffentliches 
Ehrenamt deshalb künftig durch Gesetz oder Rechtsverord­
nung als ein solches deklariert werden müssen. Eine Rege­
lung durch Satzung wird danach nicht mehr ausreichen. Da­
mit wird sich auch die Gesamtsumme von Aufl.'l!andsentschä­
digungen, die sich bei der Wahrnehmung mehrerer öffentli~ 
eher Ehrenämter im Einzelfall ergeben kann, entsprechend 
reduzieren. 

Meine Damen und Herren, wie bei der Behandlung des Ent­
wurfs im Kommunalen Rat deutlich wurde, sieht die kgmmu­
nale Seite nicht überall einen zwingenden Anlass zu Ände­
rungen. Dies gilt insbesondere für die Verlagerung der Zu­

stän~igkeiten bei kommunalen Wahlbeamten ohne Dienst­
vorgesetzten, die Absenkung der Freibeträge bei der Abliefe­
rungspflichtsowie bei der Ausweisung öffentlicher Ehrenäm­
ter durch Satzung. Bemängelt wurde im Kommunalen Rat au­
ßerdem eine Ausklammerl!ng des Hochschulbereichs. Hier 
hatte die Expertenkommissio'n allerdings keinen Regelungs­
bedarf gesehen und die Landesregierung deshalb keinen An­
lass, dies anders zu beurteilen. 

Insgesamt hat der Kommunale Rat den Gesetzentl;vurf trotz 
Bedenken zustimmend zur Kenntnis genommen, weil er da­

rin, wie geäußert worden ist, ein geeignetes i\tlittel zur Klä­
rung und Versachlichung eines ebenso schwierigen 11vie kom­
plexen Themas sehe. Meine Damen und Herren, -dem ist 

nichts hinzuzufügen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Kollegen Schnabel das Wort. 

Die Fraktionen haben eine Redezeit von fünf Minuten ver­
einbart. 

Abg. Schnabel, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ei­
ne rlleuordnung des Nebentätigkeitsrechts in Rheinland-Pfalz 

war s!cherlich überfällig. Ob dies jedoch so spektakulär einge­
leitet werden musste, wie dies die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN getan hat, will ich einmal dahingestellt sein lassen. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Doch die kommunalen Wahlbeamten unisono so an den 
-Pranger zu stellen und i!) Kauf zu nehmen, dass sie in der Öf­
fentlichkeit als raff- und geldgierig dargestellt werden konn­
ten, wurde einfach billigend in Kauf genommen. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, Neidfeuerehen zu entfachen,·mag 

zwar Spaß mach_en, zahlt sich aber auf Dauer nicht aus. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das muss gerade ein CDU-Vertreter 

sagen!) 

Wer so mit diesem Thema umgeht, der braucht sich nicht zu 
wundern, dass bei Umfragen Politiker ganz am Ende der Be­
rufsskala stehen. 

(Beifall der CDU-

Zurufe der Abg. Frau Thomas und Frau 
Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Pörksen, SPD: Gemach, gemach!) 

Es wurde der Eindruck vermittelt, dass es sich bei den kom­

munalen Wahlbeamten insgesamt um einen Personenkreis 
handele, der sich, was die Nebentätigkeiten.anbelangt, in ei­
ner Grauzone des Rechts bewege. Süffisant wurde aufge­
zählt, wie viele Ämter der eine oder andere kommunale 
Wahlbeamte begleitet, ohne seriös zu prüfen, um welche Tä­
tigkeiten es sich überhaupt handelte. Meine Damen von den 

GRÜNEN, einige wenige Fälle wurden von Ihnen medienwirk­
sam in die Öffentlichkeit transportiert, 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/0IE GRÜNEN: 
Sagen Sieeinmal etwas zum 

Gesetzentwurf!) 

spektakuläre fünfstellige, in ein oder zwei Fällen sogar sechs­
stellige, Summen als Nebeneinkünfte genannt. Meine Damen 

·und Herren, am Ende - dies ist eigentlich im Grunde genom­
men das Schlimme bei dieser Diskussion- war es nicht mal ei­
ne Hand voll Fälle, über die man ernsthaft diskutieren musste 

und vielleicht auch im Speziellen diskutieren konnte. Alle an­
deren 400 hauptamtlichen kommunalen Wahlbeamten, die 
an solche Größenordnungen nicht im Traum herankamem, 

wurden in den gleichen Topf geworfen. Deswegen muss man 
dies auch einmal so sagen. Das ist einfach unfair und unseriös. 

-
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Bei dem weit überwiegenden Teil aller Nebenbe~chäftigun­
gen der kommunalen Wahlbeamten handelte es sich um eh­
renamtliche Tätigke:iten. Es ist unbestreitbar, dass unsere Ge­
sellschaft auf die Wahrnehmung von solchen Ehren3mtern 
angewiesen ist. Wer soll denn die kommunalen Interessen in 
den unterschiedlichen Gremien noch vertreten, wenn dies 
nicht die kommunalen Wahlbeamten sind? 

Zweifelsohne gab es Unklarheiten in diesem Wirrwarr des 
Nebentätigkeitsrechts. Dafür aber die Betroffenen verant-

. wortlieh zu machen, grenzt schon an Zynismus. Wer Spitzen­
kräfte mit Spitzenleistungen im kommunalen Bere:ich möch­
te, muss sie auch bezahlen. Dieser Grundsatz, der in der 'vVirt­
schaftselbstverständlich ist, muss auch in der Politik gelten. 

(BEifall bei der CDU) 

Dass dies nicht so ist, daran sind wir alle schuld, auch wir ·in 
diesem Hause. Das oehen Sie jetzt allein schon bei diesen Zwi­
schenrufen. 

(Frau Themas, BÜNDNIS 90/DIE G~Ür-JEN: 
Was für ein Zwischenruf? Wo war 

der z-.vischenruf?) 

Meine Damen und Herren, leider hat sich auch zu Beginn der 
Diskussion unser iltfinisterpräsident nicht vor die kommunalen 
Wahlbeamten ge:stellt. Dies war zu diesem Zeitpunkt wohl 
etwas weniger publil~umswirl~am. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
He:rr Pörksen, haben Sie einen 

Zwischenruf gemacht?) 

. Meine Damen und Herren, zweifelsohne begrüßen wir es, 

das~ eine unabhängige Expertenkommission für die Neuord­
nung des Nebentätigkeitsrechts eingesetzt wurde. Einige 
dort erarbeitete Grundsätze können wir mittragen. Über die 
eine oder andere Position ist sicherlich noch zu diskutieren. 

Anlass zu der_Kritil~ bääer Neugestaltung des Nebentätig­
keitsrechts sehen wir zum Beispiel in dem Punkt, dass künftig 
Nebentätigkeiten nicht mehrvon dem unmittelbaren Dienst-

-vorgesetzten, sondern von der AufsiehEbehörde genehmigt 

werden. 

{Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wo istdenn dabei das Problem?) 

Ich denke, das ist ein Eingriff in die Selbstverwaltung bei uns 
in Rheinl:md-Pfalz. Dies dürfen sich. die Gemeinden, Städte 
und landkrei~e nicht gefallen lassen. 

Zweifelsohne gibt es noch einige Punkte, die in diesem Ge­
setzentvvurf diskutiert werden mü~sen und di5kutiert werden 
können. Ich denke, wir werden Gelegenheit haben, um im ln­
nenausschuss zu diesem Thema noch weiter unterhalten zu 
können. Im Interesse der kommunalen Wahlbeamten hoffe 

ich, da~s wir noch die eine oder andere Änderung erreichen 
können. Ich denke, wir sind auf einem guten Weg. Das möch­
te ich abschließend sagen. De:;wegen müssen wir im Innen­
ausschuss darüber reden. 

Ich bedanke mich. 

. (Beifall bei der CDU) · 

Vizepräsident Schuler: 

Auf der Zuschauertribüne begrüße ich Frauen aus der Ver­
bandsgemeinde Guntersblum. Seien Sie herzlich willkom­
men! 

(Beifall im HausE) 

Das Wort hat Herr Kollege Pörksen. 

Abg. Pörk:seri, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und He:rren! Die SPD-Fraktion 
begrüßt das vorgelegte Neuregelungsrecht zu der Nebentä­
tigkeit, kann damit doch ein Kapitel beendet werden, da~ 
nicht unbedingt zu den Glanzpunkten der demnächst abge­
laufenen Legislaturperiode gehört .. 

Es begann mit einer Diskus::ion um einen Präsidenten, der 
sich mit Nebentätigkeiten überhäuft und so ei!"J nicht ganz 
knappes Zubrot erhalten hat. Ich glaube, dass dieses Beispiel 

dann zu den Ergebnissen führte, die Sie als Nachteil oder als 
schlechtes Beispiel aufgeführt haben, Herr Kollege Schnabel. 

Anschließend wurden weniger Regierungsmitglieder, die we­
gen ihrer Nebentätigkeit aufgelistet wurden, als vielmehr die 
kommunalen Wahlbeamten aufs Korn genommen und auf 
die Anklagebank gerückt sowie teilweise ;weh an den Pran­
ger gestellt. Ich erinnere daran, da5s eine Zeitung in unserem 
Land Ort für Ort, Stadt für St:~dt, Kreis für Kreis im Einzelnen 
aufgeführt hat oder, \io/eil die Bereitschaft, etwa;; zu sagen, 
nicht vorhanden war, nicht aufgeführt hat, wer was wofOr 
bekommt. Das mag alles unheimlich wichtig sein, ob es aber 

der Sache selbst dient, da kann man erhebliche Fragezeichen 
machen, genauso, wie es auch der Herr Kollege Schnabel ge- _ 
sagt hat. 

Dabei wurde völlig unterlas;en, einmal darauf hinzuweisen, 
welche Verantwortung diese Personen übernehmen. fch ha­
be selbst auch einmal ein Nebenamt gehabt. Ich war Vor­
st:~ndsrnitglied der Rheuma-Heilbad AG Bad Kreuznach. Da­
für gab es 260 Drvl netto im Monat bei voller Haftung eines 
Vorstandsmitglieds. Mit den 260 DM konnte ich noch nicht 
einmal dieVersicherung abdecken, die ich brauchte, um mich 
dagegen zu versichern, wenn etwas eingetreten wäre, was 
mir anzulasten gewesen wäre. Das mussman vielleicht ein­
mal bei solchen Dingen ein bisschen berücksichtigen. 
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Es wurde oftmals nicht gerade fein mit den Leuten umgegan­
gen. Ich habe dies gesagt und kann dem Kollegen Schnabel 
da nur zustimmen. Es wurden sehr pauschale Vorwürfe und 
.Unterstellu_ngen gemacht, natürlich medienwirksam. Perso­
nen und Geld sind natürlich· etwas, was die Zeitungen sehr 
gern auf ihren Titelseiten oder auf den Rückseiten des Haupt­
blattes, die inzwischen sehr bunt aufgemacht sind, anführen. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Soll man es nicht ansprechen?) 

-Ach, wissen Sie, ich komme jetzt gleich zu Ihrer Kollegin. Das 
kommtjetzt als nächster Punkt. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS-90/DIE GRÜNEN: 
Darauf freuen wir uns!) 

-Warten Sie es ruhig ab. Es wird kein Wort zur VerantwQr-
. tung gesagt, kein Wort dazu, dass diese Personen keine Ar­
beitszeit von montags 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr und freitagsbis 
13.00 Uhr haben, sondern bis in den Abend hinein und an 
den Wochenenden arbeiten. Kein Wort dazu. Es wird dann 
von der Arbeitszeit geredet. ·Welcher Landrat hat eine Ar­
beitszeit von 40 Stunden in der Woche? Ich kenne keinen. Ich 
weiß nicht, ob Sie jemanden kennen. Kennen Sie vielleicht ei­
nen Oberbürgermeister? Ich will gar nicht von Abgeordneten 
reden; denn diese sind davon gar nicht betroffen. 

Natürlich ist das interessant. Auf diesem Klavier hat gerade 
die Fraktionsvorsitzende der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN besonders viel gespielt und hat dies medienwirksam um­
gesetzt. Sie war so nett, uns ihre Rede vorab zukommen zu 
lassen, indem sie offensichtlich eine Pressekonferenz ge­
macht hat. Ich möchte daraus ein paar Formulierungen auf­
greifen, weil ich.genau diese als ein Beispiel dafür halte, dass 
diese Art der Auseinandersetzung unerträglich ist. Sie lassen 
dort schreiben: Es kann tapfer weiterhin dazuverdient wer-­
den.- Was soll denn diese Formulierung? 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Es istdoch so!) 

Die Formulierung ist wörtlich. Es heißt dort außerdem, dass 
sie-eine unbegrenzte Zahl von Mandaten annehmen können, 
um Einkünfte in der eigenen Tasche zu behalten. Was sind 

denn das für Formulierungen, Frau Kollegin? Ist das eine ern­
ste Auseinandersetzung mit dem Thema? Nein, das ist publi­
kumswirksam, aber nichts anderes soll es auch sein. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Sie wollen sich doch bedauerlicherweise ernsthaft gar nicht 
damit auseinander setzen. Sie wollen offensichtlich an .die­
sem Rad noch weiter drehen. Ich hatte gehofft, dass Sie durch 
die Vorlage der Gesetzesänderung mit uns gemeinsam nach 
der Beratung·im Innenausschuss einen Weg beschreiten, der 

dern Thema angemessen ist. Das scheinen Sie aber gar nicht 
zu wollen. Gut, wir müssen es so hinnehmen, aber Sie können 

davon ausgehen, wir werden mit gleicher Münze zurückzah­
len, wenn es erforderlich ist. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: War 
das jetzt eine Drohung, Herr Kollege Pörksen?­
Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Da bekommen wir aber Angst!) 

Der lnnenm inister hat kurz aufgeführt, was geändert werden 
soll. Ich brauche dies nicht_ zu wiederholen. Es geht um 
Hauptamt, Nebenamt, Nebenbeschäftigung plus öffentliches 
Ehrenamt .. Natürlich wird es auch in Zukunft Abgrenzungs­
schwierigkeiten geben. Man kann immer darüber streiten, ob 
etwas einem Hauptamt zuzuordnen ist oder ob es eine Ne­
benbeschäftigung ist. Natürlich wird es Streit darum geben. 
Natürlich kann man permanent dieses Problem anprangern, 
das ist mir völlig klar. Aber ich denke, die Formulierungen, 
die jetzt im Gesetz oder in der Verordnung stehen, sind so 
klar, dass man damit ordnungsgemäß gerade auch auf kom­
munaler Ebene umgehen kanh. Ich lasse die ministerielle Ebe­
ne jetzt einmal etwas außen vor; denn diese ist im Wesentli­
chen unbestritten. 

Ich denke, es ergeben sich auch keine Probleme. Das einzige 
Problem hat Herr Kollege Schnabel als ein Problem darge­
stellt, das er damit hat, nämlich die Frage der Genehmigung. 
Ich glaube, es ist vernünftig, dass man die Aufsichtsbehörden 
damit beauftragt, weil dann auch eine möglichst gleiche Be­
handlung der Fälle im ganzen Land ~ichergestellt ist und 
nicht der eine das genehmigt und der andere das. Es ist auch 
nicht so ganz einfach, dass der Stellvertreter eines Oberbür­
germeisters ihm eine Nebenbeschäftigung genehmigen 
muss. Das halte ich für keine glückliche Lösung. Deshalb habe 
ich auch nicht ganz verstanden, warum die kommunalen Spit­
zenverbände so dagegen waren. Ich halte diese Lösung auch 
im Interesse der Betroffenen für besser als die Regelung, wie 
sie bisher bestanden hat. 

Auf die Einzelheiten brauche ich nicht einzugehen. Herr Kol­
lege Zuber· hat sie aufgeführt. Wichtig ist sicherlich eine Be­
grenzung, die jetzt klar dort aufgenommen wurde, sowohl 
was die Minister, die Staatssekretäre als auch die kommuna­
len Wahlbeamten angeht. Vernünftig ist auch eine klare Fest­

·legung, wann es sich um ein öffentliches Ehrenamt handelt. 
Dies gilt nur dann, wenn es im Gesetz oder in einer Rechtsver­

ordnung festgehalten ist. Ich denke, das ist eine vernünftige 
Entscheidung. 

Da leider meine Redezeit schon wieder beendet ist; möchte 
ich damit abschließen, dass wir uns freuen, dass sowohl der 
Kommunale Rat als auch die kommunalen Spitzenverbände 
grundsätzlich diesem Entwurf zugestimmt haben. Ich denke, 
in einer intensiven Beratung im Innenausschuss werden wir 
möglicherweise das eine oder andere Problem noch einmal 
aufgreifen und dann in absehbarer Zeit ein Nebentätigkeits­
rechtin Kraft setzen, das dem Problem gerecht wird. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

--
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Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Thomas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜr-JDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Die Kommentierungen von CDU 
und SPD sind wir im Zusammenhang mit dieser Debatte 

schon gewohnt. 

(Pörksen, 5PD: Ihre Pres$eerklärung 
auch!) 

Es ist immer ein Leichtes, zu sagen, diejenigen, die nachfra­
gen oder auch den Finger auf Verfehlungen legen, wären 
diejenigen, die mit Schmutz werfen. 

(Dr. Schiffmann, SPD: Verfehlungen?) 

- Natürlich Verfehlungen. Erzählen Sie doch einmal, was mit 
Herrn Orth war. Waren die5e 300 000 DM, die er bei Nebentä­
tigkeiten erhalten hat, in Ordoung? Das war der Er5te: Das 
hat es ins Rollen gebracht. 

(Schnabel, CDU: Als ob er davon 
betroffen wäre!} 

5ie wis~en es genau. Sie h~ben bei den Vertretern der Landes­
regierung nachgefragt. Sie wissen, dass es sehr wohl kommu­
nale Wahlbeamte gibt, die Nebeneinkünfte in einer Höhe 
hatten, dass Sie ~elbst nur gestaunt und gedacht haben, das 
kann doch wohl nichtwahr sein. 

(Schnabel, CDU: Drei Fälle!­
Zuruf des Abg. Pörksen, SPD} 

-Natürlich waren das Verfehlungen, weil es zum Teil Betr3ge 

gewesen sind, die ihre normalen Einkünfte übertroffen ha­
ben. 

(ZurufdesAbg. Pörksen, SPD) 

Bei diesen gab es bei Vertretern Ihrer eigenen Fraktion nicht 
nur Staunen, sondern Empörung. Wenn Sie den Bericht der 
Expertenkommission gelesen haben, dann sehen Sie auch, 
dass sie uns in vielen Punkten Recht gibt. Sie gibt uns zum Bei­
spiel Recht, dass es eine Grauzone gab. Die gab aber nicht 
nur, weil es rechtlich nicht klar geregelt war, sondern weil 
man nicht auf klar vorhandenEn Regelungen aufgebaut hat 
und weil es ein Vollzugsdefizit g:;b. Keiner von denen, die 
GenEhmigungen au~gesprochen haben, VertrEter oder auch 
Landräte und Oberbürgermeister, die sich das untereinander 
genehmigten, sowie die Bezirksregierungen und das Innen-

ministerium haben sich auch nur so viel für de:n Vollzug de:; 
Nebentätigkeitsrechts bei Kommunalbeamten interessiert. 

(Pörksen, SPD: Wir sind noch 
garnichtzu Ende!) 

Da gab es ein Einvernehmen untereinander. 

(PörksEn, SPD: Wir sind noch gar nicht 
zu.Ende! Es waren Vertreter!} 

Wir haben das bei der Beantwortung der Einzelnen Großen 
Anfragen von Anfang an gemerkt. 

(Pörksen, SPD: Die haben doch etwas 
ganz anderes im Kopf gehabt!) 

Die Vorlage des GesetzEntwurfs der Landesregierung baut in 
einigen Punkten auf den Empfehlungen der Experteilkom­
mission, die Herr Ministerpräsident Beck einge~etzt hatte, 
auf. Wir ~ind mit einigen Vorschlägen durch:;us einverstan­
den, vor allen Dingen mit den Vorschlägen, die bezüglich der 
Transparenz und der Berichtspflicht bei Mitgliedern der Lan­
desregierung umgesetzt werden. Es ist sicherlich für den Ein­
zelnen heftig, wenn es jetzt Abführungspflichten gibt, die es 
vorher gar nicht gab. Das istbis auf Einen Punkt klar geregelt, -
nämlich dass sich die Landesregierung selb;t Au:;nahmerege­
lungen erteilen kann. Herr Pörksen, Sie wissen, das ist auf 
Bundesebene anders geregelt. Dort entscheidet der Bunde5-
tag, wenn es solche Ausnahmeregelungen gibt. Das wäre 
auch etwa:; gEwesen, was man hier im Land hätte machen 
können. 

(Pörksen, SPD: Auch dazu habe 
ich etwas gesagt!) 

Vor dieser Debatte habe ich in einer Presseerklärung deutlich 
gemacht, dass wir auch Kritik üben, und zwar an der getror­
fenen p.egelung für die kommunalen Wahlbeamten. Es ist un.­
ser Vorwurf an die Landesregieru_ng und an die Fraktionen 
von CDU und SPD bezüglich der heute praktizierten Argu­
mentation. Sie scheuen nämlich einen Konflikt mit den Ver­

tretern, die in den Kreisverwaltungen und Rathäusern sitzen. 

(Pörksen, SPD: Sie erzählen 
einen Quark!) 

-Aber sicher. Sie machen zum Teil e!ne Rech'tsimgleichung in 
diesem Gesetz bezüglich der Definition, was öffentliches Eh­
renamt ist. 

(Zuruf des Aog. Pörksen, SPD) 

- Nato rlich steht das drin. Ich sage nur, was eigentlich mit den 
Vorschlägen passiert. Das, was-es vorher eigentlich nicht gab, 
_n3mlich ein so genanntes verlängertes Ehrenamt, wird jetzt 
als öffentliches Ehrenamt definiert. Das kann man machen. 
Dann muss man deutlich machen, dass man dort den Kreis 
weiter macht. 

(Pörksen, SPD: Die Politik macht das!) 
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Die Erweiterung, die Sie durch die Definition des öffentlichen 
Ehrenamts machen, macht das Gegenteil von dem, was Sie 
behaupten. Es gibt nicht mehr an Transparenz. 

(Pörksen, SPD: Ich weiß doch, 
worauf Sie zielen!) 

Da nutzt es auch nichts, dass Sie in das Gesetz schreiben, livir 
regeln dort im Einzelnen in Gesetzen und Verordnungen, was 
ein öffentliches Ehrenamt ist, 

(Schnabel, CDU: Was würden Sie 
machen? Machen Sie einen 

_ Vorschlag!) 

weil Sie gleichzeitig mit der Definition das, was Sie hinein­
rechnen, verbreiten:!. Vor allen Dingen ermöglichen Sie durch 
diese breitere Definition und durch die Regelung, alles, was 
gewählt ist, ist -öffentliches Ehrenamt, nicht Hauptamt, Tür 
und Tor zu öffnen. 

Ich sage Ihnen ein Beispiel. ln der Stadt Andernach gab es im 
Stadtrat Entscheidungen, bei denen man ruck, zuck mit einer 
Entscheidung für fünf städtische Gesellschaften genau diese 
Tür genutzt und gesagt hat, der Oberbürgermeister ist nicht 
mehr kraft Hauptamt Vorsitzender des Aufsichtsrats, sondern 
er wird demnächst gewählt. 

(Pörksen, SPD: Das hat die 
Stadt entschieden!) 

Genau das ist diese Tür und dieses Tor. Aus dem Hauptamt 
wird flugs ein öffentliches Ehrenamt. 

(Pörksen, SPD: Das ist keine 
Selbstverwaltung!) 

- Natürlich. Damit haben Sie Türen in der Selbstven.'l!altung­
geöffnet, die Transparenz verhindern. Das ist genau das, was 
wir anprangern. 

(Pörksen, SPD: Inwiefern?­

Zuruf des Abg. Schnabel, CDU) 

Wir ha_ben uns im Vorfeld nichtdagegen ausgesprochen, dass­
Leistung bezahlt wird, auch nicht bei kommunalen Wahlbe­
amten,aber 

(Dr. Schiffmann, SPD: Aber?) 

wir haben uns für Transparenz ausgesprochen, Herr 

Schiffmann. Wir hätten es begrüßt, wennauch Berichtspflich­
ten für kommunale Wahlbeamte eingeräumtworden wären. 

(Pörksen, SPD: Das ist doch nicht­
möglich! Das wissen Sie doch!) 

Was hat Sie daran gehindert, eine gescheite und mutige Vor­
lage zu machen, dass kommunale Wahlbeamte leistungsent-

sprechend besoldet und bezahlt werden und die Zahl der Ne­
beneinkünfte und der Nebenämter klar begrenzt wird. 

(Mertes, SPD: Da möchte ich einmal 
Ihr Geschrei hören!­

Glocke-des Präsidenten) 

Wenn Sie sich auf der einen Seite auf die Wirtschaft beziehen 
- ach nein, Sie waren das, Herr Schnabel-, 

(Mertes, SPD: Trotzdem möchte 
ich Ihr Geschrei hören!) 

Leistung muss bezahlt werden, dann sollten Sie auch einmal 
andere Regelungen aus der Wirtschaft aufnehmen. 

Vizepräsident Schuler: 

Frau Thomas, Ihre Redezeit ist beendet, ich darf Sie bitten, 
zum Ende zu kommen. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich bin fertig. 

Die Zahl der Aufsichtsratsposten könnte ohne Weiteres be­
grenzt werden und nicht unbegrenzt aufgemacht werden. 
Dazu finden---

(Vizepräsident Schul er schaltet 
das Mikrofon ab) 

-Vizepräsident Schuler: 

Herr Kollege Creutzmann, Sie haben das Wort. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr (Jräsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
hätte Frau Thomas von diesem Pult au_s hören wollen, wenn 
wir gesagt hätten, wir verändern die Besoldungsstrukturen 

für Oberbürgermeister und Landräte, wir gehen generell 
weg von beamtenrechtlichen Strukturen, wir machen Zu­
schläge oder nehmen kommunale Wahlbeamte aus der Be­
amtenbesoldung völlig heraus. 

(Mertes, SPD: AT!) 

Dann müssten Sie natürlich Gehaltserhöhungen, die teilweise 
dramatisch sind, machen. Dann hätten wir die GRÜNEN ein­
mal hören wollen. 

Frau Thomas, dass es Ihnen gar nicht um die Sache geht, ist in 
Ihrem Redebeitrag auch daran zu erkennen, dass Sie Herrn 

--
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Orth genannt haben. Herr Orth hat mit dem Landesgesetz 
zur Änderung des Ministergesetzes und dienstrechtlicher 
Vorschritten überhaupt nichts zu tun. 

(Beifall desAbg. Schnabel, CDU) 

Ob das damals alles richtig war, was er gemacht hat, daran 
kann man durchaus Zweifel haben. Aber mit diesem Gesetz 

hat dies nichts zu tun. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, in meiner letztjäh­
rigen Rede zur :Aktuellen Stunde .,Reaktionen von kommuna­
len Wahlbeamten, Städtetag und Landkreistag a-uf die Ab­
führungspflichten von Nebeneinkünften" habe ich darauf 
hingewie5en, dass für die F.D.P.-Fraktion eine klare Transpa­
renz beim Umgang mit Nebenti.itigkeiten und öffentlichen 
Ehrenämtern das A und 0 darstellt. Um diese Transparenz zu 
gewährleisten, hat die F.D.P.-Fralction die sofortige Umset­
zung der im Abschlussbericht der unabhängigen Experten­
kommissimi ,.Nebentätigkeitsrecht" gEmachten Vorschläge 
gefordert. 

ln dem uns vorliegenden Gesetzentwurf der Landesregierung 
zur Änderung des Ministergesetzes und dienstrechtlicher 
Vorschriften wurden die Forderungen in weiten Teilen ver­
wirklicht. 

1. Für Mitglieder der Landesregierung i:ot durch eine Ände­
rung des l'v1inistergesetzes eine Ablieferungspflicht ab einem 
Betrag von 8 000 Euro für Einkünfte aus außeramtlichen Tä= 
tigkeiten eingeführt worden. Hierauf sind Sitzungsgelder an­
zurechnen - das i~t auch beachtlich -, soweit sie im Einzelfall 
einen Betrag von 160 Euro oder im Kalenderjahr von insge­
samt 1 900 Euro übersteigen. 

2. Das Ministergesetz von Rheinland-Pfalz ist dergestalt ge­
ändert wordEn, das; es fOr Mitglieder der Landesregierung in 
Zukunft untersagt ist, während ihrer Amtszeit neben ihrEm 
Amt zusätzlich dem Vorstand eine~ auf Erwerb gerichteten 
Unternehmens anzugehörEn. Damit wurden die bereit:; be­
stt:henden Nebentätigkeitsbeschränkungen im Hinblick auf 
da~ Verbot weder der Leitung, noch dem Aufsich~rat oder 

dem Ven.'l!altungsrat eines solchen Unternehmens anzugehö­
ren, ervveitert. 

3. Zur Erhöhung der Transparenz bezüglich der Wahrneh­
mung außeramtlicher Tätigkeiten durch Mitglieder der Lan­
desregierung ist eine Berichtspflicht der Landesregierung ge­
genüber dem Landtag in das Mini;tergesetz eingeführt wor­
den, Frau Thomas. Auch das Beispiel von Andernach zeigt, 
dass Transparenz vorhanden ist, weil der Rat Nebentätigkei­
te-n beschließen muss. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜN_[)NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Frau Thomas, damit ist das- alles öffentlich, damit ist die~ 
transparent. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEt>!: 
Sie haben keine Ahnung, Herr 

Creutzmann! So ist es 
eben nicht!) 

4. Sofern für Tätigkeiten von Beamtinnen und Beamten, die 
deren Hauptamt zugeordnet werden können, VergOtungen 
gezahlt werden, wird durch den Gesetzentvvurf die gesetzli­
che Ablieferungspflicht um 25 % bis 30% gegenüber der bis­
herigen Regelung verschlechtert. Das ist auch bemerkens­
wert_. 

Da die- Einnahmen, Aufwandsentschädigungen, Reisekosten 
sowie Ersatz für Wahrnehmung öffentlicher Ehreni.imter bis­
her nicht unter eine AbliefErungspflicht der Nebenverdienst­
verordnung fielen, wurden diese in die Berechnung der 
Höchstgrenzen für ablieferungspflichtige Nebentätigkeiten 
bei Beamtinnen und Beamten, dis aus ihrem Hauptamt er­
wachsen, eingerechnet. 

Frau Thoma~. auch Ihr Vorwurf geht völlig ins Leere. 

Her.- Pörksen, Sie unterhalten sich gerade mit Frau Thomas. 

Der Vorwurf geht völlig ins Leere, dass weiterhin eine Grau­
zone bestünde, das haben SiE auch noch gesagt. Per Gesetz 
oder Verordnung wird klar gen:gelt, wa:; ein Ehrenamt ist. 
Damit i:;t für jedtrmann ersichtlich, was unter die Verord-

-nung fällt oder nicht. Meine unabhängig von dem Ab5chlu5s­
bericht der unabhängigen ExpErtenkommission zum Neben­
tätigkeitrecht aufgestellte Forderung, die Höchstzahl der öf­

fentlichen Ehrenämter auf maximal zehn zu begrenzen, fand 
zum Bedauern der F.D.P.-Fraktion in dem vor uns liegenden 
Gesetzentwurf keine Berücksichtigung. 

Frau Thomas, dass sich die Landtagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN diese F.D.P.-Forderung als Hauptkritikpunkt zu Ei­
gen gemacht hat- Herr Kollege Pörksen hat es vorhin zitiert-, 
ist allerdings bemerkenswert und zeigt, dass den GRÜNEN 
nichts mehr Neueres einfällt, als sich Forderungen der F.D.P. 

- anzueignen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich glaube, Sie ~ollten einmal die Chronologie 
der Ereignisse n~hmen, HerrCreutzmann! 

Das ist so etwas von billig!) 

Die- Umsetzung unserer Forderung ist jedoch auch ohne aus­

drUckliehe Festlegung der Höchstzahl dEr Ehreniimt~::r mög­
lich. Frau Thomas, das bestehende Beamtengesetz muss hier­
zu nur restriktiv angewendet werden. Nach unserer Auffas­
sung kann eine Beschränkung der Höchstzahl der Ämter da­
durch erreicht werden, dass die gesetzlichen Vorgaben des 
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Landesbeamtengesetzes, wonach eine Nebentätigkeit zu un­
tersagen ist, wenn diese in der Woche ein Fünftel der regel­
mäßigen wöchentli5=hen Arbeitszeit überschreitet, auch um­
gesetzt werden. 

. (Glocke des Präsidenten) 

. Die Aufsichtsbehörden sind aufgefordert, diese Bestimmung 
in Zukunft auf ihre Einhaltung stärker zu kontrollieren. 

Herr Schnabel- abschließend noch einen kleinen Beitrag-, ich 
halte es gerade für richtig, die Aufsichtsämter in Zukunft 
über die Nebentätigkeit entscheiden zu lassen, und nicht die 
Kollegen, die dem Hauptamt immer sehr nahe stehen. Damit 
wird auch der Ruch einer Kumpanei von vornherein beseitigt. 

Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. 
und SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende dieser ersten Be­
ratung zum Landesgesetz zur Änderung des Ministergesetzes 
und dienstrechtlicher Vorschriften. Es wird vorgeschlagen, 
den Gesetzentwurf an den Innenausschuss - federführend -
und an den Rechtsausschuss zu überweisen. Wenn sich kein 
Widerspruch erhebt, ist das so beschlossen.- Danke. 

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, begrü­
ße ich Gäste, und zwar Mitglieder des CDU-Ortsverbands 
NiederfelL Meine Damen und Herren, seien Sie herzlich will­
kommen! 

(Beifall im Hause) 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

•.• tes Landesgesetz zur Änderung des Heilberufsgesetzes 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

-Drucksache 13/6226-

Erste Beratung 

Zur Begründung erteile ich Herrn Staatsminister Ger~ter das 
Wort. 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das Heilberufsge­
setz regelt das Kammerwesen, die Berufsausobung, die Wei­
terbildung und die Berufsgerichtsbarkeit der Ärzte, Zahnärz­
te, Apotheker und Tierärzte, also der akademischen Gesund­
heitsberufe und Heilberufe in Rheinland-Pfalz. Dieses Gesetz 
wurde bereits vor einigen Jahren novelliert. Inzwischen hat 

sich weiterer Anpassungsbedarf ergeben. Wir verfolgen mit 
der Novelle, die wir Ihnen vorlegen, drei Ziele: 

1. Es soll eine Landespsychotherapeutenkammer errichtet 
werden . 

2. ln die Schlichtungsausschüsse der Kammern, die sich mit 
Beschwerden der Patientinnen und Patienten über Be­
handlungsfehler befassen, sollen Patientenvertreter auf­
genommen werden. 

3. Für den Vollzug des Weiterbildungsrechts durch die Kam­
mern sind Verbesserungen vorgesehen. 

Zur Errichtung einer Landespsychotherapeutenkammer: Im 
Jahr 1998 ist das Psychotherapeutengesetz in Kraft getreten. 
Es ]lat die Berufe des_ Psychologischen Psychoth_erapeuten 
und des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten als 
neue akademische Heilberufe bundesrechtlich anerkannt. Bis 
dahin gab es nur Ärzte, die mit entsprechender Fachausbil­
dung psychotherapeutisch tätig werden konnten, oder im 
Delegationsverfahren Diplompsychologen im Auftrag der 
Ärzte. 

Akademisch ausgebildete Psychologen, die sich zu Psychothe- . 
rapeuten weitergebildet haben, sind damit den ärztlichen 
Psychotherapeuten gleichgestellt worden. Dieser neue aka­
demische Heilberuf soll nun auch eine eigene Heilberufskam­
mer erhalten. Dies entspricht dem Wunsch des Berufsstands 
und dem Vorgehen in anderen Ländern. 

Ich darf an dieser Stelle auch sagen: Wenn Parallelen zu an­

deren Gesundheitsberufen gezogen werden, so ist das nicht 
voll vergleichbar, weil es hier tatsächlich um die akademisch 
ausgebildeten Heilberufe geht, die ganz andere Regelungs­

bedarfe haben als andere Berufe im Gesundheitswesen. 

-Die Errichtung der Psychotherapeutenkammer entspriCht der 
Zielsetzung-des Psychotherapeutengesetzes. Die nun eigen­
ständigen akademischen Heilberufe werden auf allen· Ebe­
nen gleichberechtigtmitder Ärzteschaft . 

Zu den Patientenvertretern in ·den Schlichtungsausschüssen: 
Bei den Landeskammern, also im Wesentlichen bei der Ärzte­

kammer- dasist das bekannteste Beispiel -,sind zur Beile­

gung von Streitigkeiten, die sich aus der Berufsausübung zwi­
schen Kammermitgliedern-alsoÄrztinnen und Ärzten im Re­

gelfall - und Patienten ergeben, Schlichtungsausschüsse ein­
gerichtet. Die Schlichtungsausschüsse der Landesärztekam­
mer und der Landeszahnärztekammer befassen sich VOili'Jie­
gend mit dem Vorwurf von Behandlungsfehlern, und zwar 
vor entsprechenden rechtlichen Prüfungen durciJ die Ge- · 
richtsbarkeit. 

Diese Schlichtungsausschüsse bestehen aus drei Mitgliedern, 
von denen zwei Kammermitglieder sein müssen. ln der Regel 
ist das dritte Mitglied ein Vertreter mit Befähigung zum Rich­
teramt. Die Landesregierung ist der Auffassung, dass diese 

--
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Zusammen~etzung der Ausschüsse geändert werden sollte, 
um die Akzeptanz ihrer Entscheidungen zu erhöhen-. Nicht 
nur in den Vereinigten Staaten, sondern auch in Deutschland 
gibt es zunehmend die Überprüfung von ärztlichen Behand­
lungsfehlern. Es gibt die Vermutung, dass bei Unzufrieden­
heit über eine ärztliche Behandlung Behandlungsfehler der 
Grund sein könnten. Deswegen ist die Inanspruchnahme die­
ser Schlichtungsaus~chüsse deutlich angestiegen. E:; ist beab-­
sichtigt, im Interesse der Patientinnenund Patienten die rvlit­
gliederzahl in den Schlichtungsausschümm der Landesärzte­
kammer, der LandeszahnärztEkammer und der neuen_ Lan­

despsychotherapeutenkammer durch die Aufn3hme von 
zwei Patientenvertretern auf jeweils fünf Personen zu erhö­

hen. 

Diese Patientenvertreter können zum Beispiel Patientenfür­
sprecher ei-nes Krankenhauses oder Vertreter von Patienten­
vereinigungen, Selbsthilfegruppen oder Verbraucherverbän­
den sein. Rheinland-Pfalz ist das erste Land, das diesen Weg 
zur Stärkung der Patientenrechte gehen will. Wir erhöhen 
damit auch die Akzeptanz von Entscheidungen der Schlich­
tu ngsausschüsse. 

Lassen Sie mich noch etl.vas zum Weiterbildungsrecht sagen: 
Im Vollzug des Weiterbildungsrechts ist es zu unterschiedli­
chen Interpretationen gekommen, beispielsweise bei der Be" 
wertung, ob und in welchem Umfang Tätigkeiten oder Wei­
terbildungszeiten anerkennungsfähig sind, Vor allen Dingen 
war die Frage, ob die Bezirkskammer oder die L:mdesk3mmer 
zuständig ist. Der Entwurf sieht nun vor, dass bei Widersprü­
chen künftig die LandeskammH entscheidet. Damit wird die 
gebotene Landeseinheitlichkeit gewährleistet. 

Die Landesregierung legt einen Gesetzentwurf vor, der ein­

gehend mit den Beteiligten erörtert worden ist. Überlegun­
gen, bei denen ein Konsens nicht erzielt werden konnte, wer­
den nicht weitergeführt, vor alle-n Dingen auch, damit die 
Psychotherapeutenkammer bald eingerichtet werden kann. 
Weitere Einzelheiten sollten in den Ausschussberatungen dis­

. kutiert werden. Natürlich sind die Landesregierung, aber ver-

mutlich auch die Regierungsfraktionen für sachdienliche Hin­
weise aufgeschlossen, diE' auch zu iv1odifizierungen führen 
können. 

Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD 
und F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, die Fraktionen haben eine Rede­
zeitvon fünf Minuten vereinbart. 

Für die CDU-Fraktion erteileich Herrn Abgeordneten Rüddel 
das Wort. 

Abg. Rüdd;;l, CDU: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Bundesrechtlich sind mit dem Psychotherapeu­
tengesetz vom ·16. Juni 1998 die Berufe_des Psychologischen 
Psychotherapeuten und des Kinder- und Jugendlichenpsycho­
therapeuten zwei eigenständige und eigenverantl.vortlich 
handelnde Heilberufe geschaffen worden. Insgesamt -lä~st 
sich die Einführung einer Psychotherapeutenkammer als ein 
Stück Emanzipation dieses Berufsstands werten. Praktikabel 
erscheint es auch, diese spezielle Gesetzesänderung zum An­
lass zu nehmen, das He:ilberufsgesetz den veranderten Rah­
menbedingungen anzupassen. 5o weit, so gut. 

Überrascht sind wir aber über den sich jetzt abzeichnenden 
Zeitrahmen für die Beratung dieses Gesetzentwurfs. Obwohl 
im April der Referentenentwurf vorl_ag, kommt das Gesetz 
erst jetzt in die parlame:ntarische.Beratung und soll baei"ts 
am 1. Januar 2001 in Kraft treten. Die vielfältigen Änderun­
gen bedürfen sicherlich einergründlichen Abwägung, zumal 
in einigen Bereichen absolutes Neuland betreten wird. Glau­
ben Sie nicht, das~ die CDU auf eine gründliche Abwägung 
der Alternativen unter Einbeziehung der Betroffenen im Aus­
schuss verzichten wird. 

Merkwürdig er5cheint schon, dass die Regierung die Fachlich­
kelt- laut Begründung gegen Fachleute und Betroffene- für 
sich beansprucht. Nachdenklich stimmt uns die: lange Zeit-
5panne zwischen Referentenentwurf und Einbririgung des 
Gesetzes im Landtag, zu mal im Entwurf der Eindruck erweckt 
werden soll, die Änderungen seien mit den Kammern und 
Verbänden erörtert und im Einvernehmen aufgenommen 
worden. Warum dann diesE lange Zeit des Stillstands im Ge­
setzgebung::verfahren? Warum jetzt diese Eile? 

(Beifall bei der CDU} 

Die Vermutung liegt nahe- dies wird -durch zahlre:iche Pres~e­
veröffe:ntlichungen aus den Reihen der Arzteschaft genährt-, 

dass sich die Spitze des Ministeriums wieder einmal gegen die 
Ärzteschaft in Rheinland-Pfalz profilieren wollte. 

Im Zusammenhang mit diesem The:ma .,Verkammerung" hät­
ten wir auch gern einmal gewusst, wie es die Landesregie­
rung mit der Einführung einer Pilegek3mmer hält. Hat sich 
die Regierung mittlerweile auf ein einmütiges Vorgehen ge­
einigt?- Wir erwarten eine klare Positionierung. 

Als erwiesener Antipode der Ärzteschaft hat sich Herr Gerster 
mittlerweile einen fragwürdigen Ruf erarbeitet, 

(Mertes, ~PD: Sie Lobbyist!) 

ob durch die Bedrängung der Ärzte im Rahmender Gesund­
heitsreform, ob durch das Patiente:ntelefon oder im Zusam-
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menhang mit der Kassenärztlich~n Vereinigung. Er hat jede 
Gelegenheit wahrgenommen, sich gegen die Ärzte zu profi­
lieren. 

(Beifall bei der CDU­
Mertes, SPD: Unsinn!) 

Ich bezweifle, -dass dieser Gesetzentwurf dementsprechend 
in fairer Partnerschaft erarbeitet worden ist. Das im Gesetz­
entwurf vorgegaukelte Einvernehmen wird von uns stark an­

gezweifelt. 

(Mertes, SPD: Aber belegen müssen 
Sie es, nicht anzweifeln!) 

Insoweit erscheint zweifelhaft, dass sich Herr Gerster ernst­
haft als fairer Partner darstellen kann. 

Mit Befremden hat zumindest die Landesärztekammer auf 
die nachträglich eingeführte Vorgabe einer zusätzlichen 
schriftlichen Facharztprüfung reagiert. Auch fehlte jegliche 
Beweisführung, dass dieseÄnderungder Weiterbildungsord­
nung zu verbesserten Rahmenbedingungen geführt hätte. 
Abgestimmt - wie beansprucht - war dies nicht. Erst durch 
massive Intervention ist dann wieder die Vernunft in die Spit­
ze des Ministeriums eingekehrt. 

Laut Entwurf bleibt es dabei, dass die Ärztekammer festlegt, 
wie Prüfungsverfahren und Struktur auszusehen haben. Mit 
Erstaunen wird seitens der Kammer jedenfalls festgestellt, 
dass diese zuerst geplante weitre.ichende Änderung als "Lex 
Rheinland-Pfalz" ohne vorherige Anhörung der Landesärzte­
kammer eingeführt werden sollte. Diese Änderung stand 
nicht nur im Widerspurch zur ärztlichen Berufs- und Weiter­
bildungsordnung, sie hätte auch zu einer starken Theoriela­
stigkeit der Weiterbildung geführt. Eine Stärkung der 
klinisch-praktischen Prüfungskomponenten scheint in der Sa­
che hingegen deutlich hilfreicher zu sein. 

Auch über die NotlaUversorgung werden wir sprechen müs­
sen. 

Für uns gilt, alle diese gesetzgeberischen-Maßahmen sind 
stets auf Kooperation mit Ärzten und anderen Heilberufen 
anzulegen und nicht auf Konfrontation. Aber dies ist viel-
leicht nicht das Ding des Gesundheitsministers. · 

-(Beifall bei der CDU) 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich darf weitere Gäste im rheinland-pfälzischen Landtag be­
grüßen, und zwar Damen und Herren des Volksbildungs-

werks Wissmannsdorf und Mitglieder der SPD 60 plus des 
Rhein-Lahn-Kreises. 

Meine Damen und Herren, seien Sie herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Brinkmann das Wort. 

Abg. Brinkmann, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist richtig, dass 
wir zu Veränderung-en in unserem Heilberufsgesetz in erster 
Linie durch das Psychotherapeutengesetz genvungen sind, 
das im Jahr 1998 auf Bundesebene verabschiedet wurde. Wir 
sind aber auch dazu gezwungen, weil wir das Heilberufsge­
setz in einigen Punkten den medizinischen Gegebenheiten 
anpassen müssen. 

Der Erlass des Psychotherapeutengesetzes und seine Veran­
kerung im Heilberufsgesetz stärken zweifelsohne - dies hat 
mein Vorredner Gott sei Dank akzeptiert - den Berufsstand 
der Psychotherapeuten, und er führt endlich ein Stück weiter 
in der so genannten ganzheitlichen Betreuung, humanmedi­
zinischen und psychotherapeutischen Betreuung von Men­
schen. Dass dies ganzheitlich in der Diagnose wie in der.The­
rapie notwendig ist, wissen wir seit langem. Nur, die Umset­
zurig wird jetzt eigentlich erst rechtlich mit dieser Gesetzes­
änderung auf den Weg gebracht. Wir sind allerdings erst am 
Anfang einer dringend erforderlichen Entwicklung. 

Darüber hinaus werden einige Neuerungen im Gesetz ange­
gangen: Ich erwähne § 3 des Gesetzentvvurfs, der die Kam­
mern dazu verpflichtet, eine verbindliche und zertifizierte 
Fortbildung ihrer Mitglieder auf der Basis von strukturierten 
Konzepten zu ermöglichen und zu veranlassen. 

Meine Damen und Herren, dies geht eindeutig in die von uns 
schon ~eit langem -geforderte bessere und kontrollierbare 
Qualifizierung von Ärzten bei ihrer Berufsausbildung. Darauf 
müssen wir nach wie vor bestehen. Dass mithilfe des Gesetz­
entwurfs ein erster Schritt gemacht wird, erfreut uns-sehr. Ich 
betone allerdings, es handeltsich um einen ersten Schritt. Um 
keine Missverständnisse aufkommen zu lassen, ich·bin der fe­
sten Überzeugung, dass sowohl der Herr Minister als auch wir 
als SPD-Fraktion diese Schritte einvernehmlich mit der Ärzte­
schaft unternehmen wollen. Das, was-mein Vorrednervermu--

. tete, dass eine Konfrontation, insbesondere ein Konfronta­
tionsbedürfnis des Ministers mit der Ärzteschaft bestünde, 

kann so nicht stehen bleiben und wird deshalb zurückgewie­
sen. 

(Beifall der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Bedeutung der Qualitätssiche­
rung hat zum· Beispiel auch im letzten Sozialausschuss eine 
bedeutende Rolle gespielt. Dort ging es - ich schaue gerade 
hinüber zu meiner Kollegin Frau- Pahler, die dort auch ih-

--
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ren Beitrag lieferte - um Mammographie. Dort wurde quer 
durch alle Fraktionen im Grunde genommen bestätigt, dass 
ein großes Fortbildungs- und Weiterbildungsbedürfnis bei 
den Ärzten besteht, weil einfachste Dinge für die Diagnose 
und dann auch für die sinnvolle Therapie nicht verfügbar 
sind. Dies ist nur eines der endlos_vielen Beispiele dafür, die 
man bringen könnte, dass eine Qualitätssicherung dringend 
geboten ist. 

Ich freue mich, dass mit diesem Gesetzentwurf ein Anfang 

gemacht ist. 

Die Notfalldienste sind von meinem Vorredner angesprochen 
worden~ Dass bis dato noch keine rechtliche Verpflichtung für 
die Kammern besteht, in sprechstundenfreien Zeiten ärztli­
che Notfalldienste zu garantieren, muss verwundern und 
kann auf Dauer überhaupt nicht mehr hingenommen wer­
den. Es ist allerhöchste Zeit, dass eine gesetzliche Fixierung 
und Verpflichtung der Kammern vorgenommen wird. 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Schuler: 

Herr Kollege Brinkmann, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Kollegen Dr. Altherr? 

Abg. Brinkmann, SPD: 

Nein, das mache ich nicht. Herr Präsident, ich habe fünf Minu­
ten Sprechzeit. Ich frage mich, ob diese für das ausreichend 
ist, was zu sagen ist. 

Das Stichwort .,Schlichtungsausschuss" ist angesprochen wor­
den. Es ist gesagt worden, dass eine Erweiterung von drei 
Mitgliedern auf fünf Mitglieder vorgenommen wird und von 
diesen fünf Mitgliedern künftig zwei _Betroffene sein müssen, 

(Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Und drei Frauen!) 

die nicht der Kammer angehören. Wir halten dies im_~inne ei­
ner Objektivität der Beurteilungen, die in diesen Schlich­
tungsausschüssen getroffen werden, fur sehr notwendig. ln 
dieser Regelung der Erweiterung sehen wir eine Chance, ins­
besondere für die Organisation der Patienten, 

(Glocke des Präsidenten) 

also für Patientenvertreter, für Selbsthilfegruppen und für 
Verbraucherverbände. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepr3sident 5chuler: 

Zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Abgeordneten 
Dr. Altherr das Wort. 

(Mertes, SPD: Ich bin gespannt, ob er 

es diesmal unfallfrei schafft!) 

Abg. Dr. Altherr, CDU: 

Ich will nur eines klarstellen: Die Umsetzung des Psychothera­
peutengesetzes und die Verkammt:rung sind schön und !fut. 
Dann ist natürlich die Frage zu stellen, wie es mit einer Pfle­
gekammer aussieht. Daraufwird Frau Pa hier eingehen. 

Herr Kollege Brinkmann, Sie haben fast alles richtig gesagt, 
aber eines muss ich richtig stellen. Zuständig-für die Notfall­
versorgung sind immer noch die Kassenärztlichen Vereini­
gungen und nicht die Kammern. Das muss ich zurechtrücken. 
Es ist zwar dtr Wunsch einzelner Politiker, die Zuständigkei­
ten anders zu verlagern, aber die Zust3ndigkeit für die Si­
cherstellung obliegtden Kassenärztlichen Vereinigungen. 

Danke schön. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Bill das Wort. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren, wir sind natürlich auch der Mei­
nung, dass dem Psychotherapeutengesetz auf Bundesebene 
durch Anpassung an die Ländergesetzgebung Rechnung ge­
tragen werden muss. Vorweg sage ich noch etwa5 zum unde­
mokratischen Vorgehen~ 

Herr Gerster, Sie haben vorhin wahrhaftig erklärt, dass Sie 
mit allen Beteiligten geredet hätten und weitergehende Än­
derungen nicht mehr vorgesehen seien. Dann möchte ich wis­

sen, weshalb wir heute darüber diskutieren, weshalb es über­
haupt noch ein -Parlament gibt und weshalb der Gesetzent­
wurf nicht gleich an den Ausschuss überwiesen wird. weil wir 
vielleicht auch noch ein Wörtchen mitzureden haben. Das 
wünsche ich nicht nur, sondern das fordere ich ein. 

Eine Anpassung ist schön und gut, aber welches sind die-Ziel­
vorgaben einer solchen Anpassung? Wir haben natürlich das 
Dilemma, dass dieses Heilberufsgesetz bei der ~o genannten 
Novellierung aus unserer Sicht sehr viel zu wünschen übrig 
ließ. Darüber haben wir damals heftig dikutiert. Vom "Galle­
Ministerium" ist ein sehr zukunfuweisender Gesetzentvvurf 
eingebracht worden, der n_ach der Intervention der Landes-



8964 Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -119. Sitzung, 19. Oktober 2000 

ärztekammerwieder verschwunden ist. Dann ist uns ein ganz 
konventionelles Heilberufsgesetz auf den Tisch gelegt wor­
den, das unter anderem die Gleichstellungsproblematik über­
haupt nicht berücksichtigt. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

- Herr Pörksen, Sie benötigen als allererster ein Gender­
Training, wenn ich diese Zwischenrufe häre. · 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Heiterkeit im Hause) 

Das ist mein Anliegen und war bereits damals mein Anliegen. 
ln der Anpassung sehen wir, dass Frauen in der Sprache nicht 
berücksichtigt werden, obwohl wir uns bezüglich des-Gieich­
stellungsgesetzes darauf geeinigt hatten, dass das in die Ge­
setze aufgenommen wird. Das ist aber nur eine Änderung, al­
so fällt das wieder unter den Tisch, obwohl gerade bei dem 
Berufsstand der Psychotherapeuten die Anzahl der Frauen 
überwiegt. 

Auch beim Schlichtungsausschuss und allen anderen Gremien 
gibt es natürlich keine Quote. Das heißt, dass auch in diesem 
Bereich kein~ Anpassung an die moderne Zeit und an das gül­
tige Landesgleichstellungsgesetz erfolgt ist. Dann heißt es 
Wieder: Das ist Selbstverwaltung, in diesem Bereich machen 
wir nkhts. - Natürlich könnten Sie das, weil das Rahmenbe­
dingungen sind, die auch eine Selbstverwaltung akzeptieren 
muss. 

Mein Anliegen ist, die Kritik der Allianz psychotherapeuti­
scher Berufs- und Fachverbände, die uns zugesandt worden 
ist, im Ausschuss zu besprechen und gegebenenfalls eine An­
hörung durchzuführen. Die Kritik erscheint mir auf den er­
sten Blick sehr einleuchtend, nämlich dass die Gleichstellung 
mit Human-, Zahn- und Tierärzten eventuell zu wenig sein 
könnte, da die heilku_ndliche psychotherapeutische Berufs­
ausbild_ung in den unterschiedlichsten institutionellen Zusam­

menhängen stattfindet. Das ist sicherlich bei Ärztinnen und 
Ärzten auch so. ln diesem Bereich ist es aber noch viel ver­
schiedener und vielfältigersowie sehr viel präventiver und re­
habilitativer. ln diesem Bereichen und weniger im-kurativen 

Bereich liegen die Schwerpunkte. 

Wir können die Bedenken der Allianz nachvollziehen, dass 
unter Umständen durch unkonventionelle niedrigschwellige 
Angebote in diesen Bereichen, die im Prinzip bis zur Telefon­
seelsorge gehen, diese Angebote durch diese vorliegende 
Formulierung ausgebremst werden. 

Diese Probleme \'.iürden wir gern im Sozialpolitischen Aus­
schuss besprechen und mit dem -not\1vendigen Sachverstand 

von außen erfragen. Das müsste meiner Meinung nach bei 
diesem demokratischen Vorgang noch drin sein. 

Über die Pflegekammer diskutieren wir besser zu einem an­
deren Zeitpunkt. 

(Beifall_ des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Pahler das Wort. 

Abg. F~au Pahler, F.D.P.: 

Herr Präside!]t. meine Damen und Herren! Wesentlicher 
Grund für eine notwendige Änderung des Heilberufsgesetzes 
ist die Aufnahme der Psychologischen Psychotherapeuten 
und der Kinder- und Jugendpsychotherapeuten als weitere 
eigenständige akademische Heilberufe. Gleichzeitig soll auch 
eine Kammer für diese Berufe errichtet werden. 

Herr Altherr, aus gegebenem Anlass werde ich dazu zurzeit 
nichts sagen, aber die Begründung, die gegeben wird, werde 
ich mir sehr gutfür die Zukunft merken. 

Die damit notwendig gewordene Novellierung wird gleich­
zeitig zum Anlass genommen, weitere Änderungen gegen­
über dem bisher bestehenden Gesetz vorzunehmen. ln der 
nun folgenden Diskussion im Ausschuss werden wir über Ein­
zelheiten des Gesetzes mit Sicherheit noch intensiv zu reden 
haben. Meine Vorredner haben das bereits angesprochen. 
Wir wollen schließlich alle, dass als notwendig erachtete Än­
derungen uns in der Sache weiterbringen. 

Zu der einen oder anderen Änderung fehlt mir möglicherwei­
se noch ein entsprechend tiefgründiges Hintergrundwissen, 
so zum Beispiel bezüglich der Änderung des bisherigen Wi­
derspruchs bei der Bezirksärztekammer. Gab es gravierende 
negative Erfahrungen im bisher gültigen Verfahren, die ·als 

logische Konsequenz die nun angedachte Änderung nach 
sich ziehen muss? 

(Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU} 

Die Sicherstellung des Notfalldienstes ist meines Wissens laut 
SGB V eine Aufgabe der Kassenärztlichen Vereinigungen. 

Deshalb ist in der gesamten Bundesrepublik Deutschland die­
se Regelung gültig, einzige Ausriahme ist die Kassenärztliche 
Vereinigung Koblenz. Weshalb die Kammer mit dieser Aufga­
be betraut werden soll uud damit ein rheinland-pfälzischer 
Sonderweg entsteht, erschließt sich meinem Verständnis 
noch nicht. 

Eine ganz wichtige· Sache ist die Weiterbildung, die bereits 
angesprochen worden ist, ganz besonders vor dem Hinter- _ 
grund, dass die optimale Weiterbildung von Ärzten immer 
wieder eingefordert werden muss. Einer neueren Meldung 
der .. Frankfurter Rundschau" vom. 12. Oktober 2000 ist zu 

entnehmen: .. Chronisch Kranke werden nicht optimal behan-

--
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delt, es fehlt an Geld und Weiterbildung der Ärzte". Von ei­
nem Wissenschaftler ist zu hören: "Eigentlich müsste ein Ärzt 
20 Aufsätze pro Woche lesen, um auf dem neuestenStand zu 
sein." Das ist für einen Arzt schwer leistbar. 

Das· ist wirklich ein Problem. Ich bin der Meinung, dass es ein -
berechtiger Wunsch de5 Patienten ist, mit seinen gesundheit­
lichen Beschwerden auf einen optimal vorbereiteten, weiter­
gebildeten und ausgebildeten Arzt zu treffen, es aber :mde­
rerseits auch die Verantwortung eines freien Berufes ist, an 
die Weiterbildung seiner MitgliedEr im eigenen Intere;se 
höchste Anforderungen zu stellen und andererseits das Rege­
Jungsinteresse eines Ministeriums besteht. 

Dies alles in Einklang miteinander zu bringen, ist meiner Mei­
nung nach noch einmal eine Diskussion wert. Da es sich heute 
um die erste Lesung handelt, werden wir im Ausschuss noch 
eine ganze Reihe von Punkten zu -bereden haben. Das gilt 
auch für das, was zuvor Frau Kollegin Bill angesprochen hat, 
die Überlegungen und Bedenken, die von der Allianz psycho­
therapeutischer Berufs- und Fachverbände vorgetragen wor­
den sind. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der F.D.P.) 

Vizepräsident Schule;: 

Ich erteil€: Herrn St3atsminister Gerster da~ Wort. 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich will nur zu 
zwei Redebeiträgen Stellung nehmen und richtig stellen, was 
aus meinerSieht richtig gestelltwerden muss. 

Frau Kollegin Bill, zunächst zu dem Vo1gehen, bis es zu einem 
Referentenentwurf kommt. Sie sind schon seit einigen Wahl­
perioden Mitglied dieses Hauses. Wir haben beide ein gewis­
ses Maß an parlamentarischer Erfahrung. Sie wissen doch, 
dass ein Referentenentwurf vor einem Gesetzentwurf den 
Be_teiligten vorgelegt werden muss. Es ist das Normalste der 
Welt, dass die~er Referentehentvvurf- soweit das irgendwie 
möglich ist- im Kon5emverfahren erstellt wird. Genau das ist 
geschehen. Nun findet die Phase der parlamentarischen Bera­
tung statt, in der alle Ver3nderungen möglich sind, die eine 
parlamentarische Mehrheit erhaltEn. Nichts -anderes ge­
schieht. 

(Frau Bill, BÜNDI>JIS 90/DIE GRÜNEN: 
Dann sind wir uns einig!) 

- Darüber sind \oiir uns einig. Prima! Ich bin gerne mit Ihnen 

einig. Ich bin nicht immer mit Ihnen einig, aber wenn, dann 
bin ich sehrgern mit IhnEn einig. 

Der zweite Punkt war diE geschlechtsneutrale Sprache. Wenn 
ich mich recht erinnere, haben wir uns vor vielen Jahren auf 

das Verfahren geeinigt, dass alte Gesetze nicht zwanghaft 
nachkorrigiert-und politisch korrekt gemacht werden, son­
dern d;:;ss wir nur bei neuenGesetzen darauf achten, dass Ei­
ne geschlechtsneutrale Sprache gegeben ist. Bei alten Geset­
zen nehmen wir so lange, wie sie gelten, hin, dass sie dol}:. wo 
es Sinn macht, -3Utomatisch.für beide Geschlechter gelten. 

(Zuruf der Abg. Frau Bill, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Was hat es für einen Sinn, zu kritisier;:;n, dass wir uns genau 
an diese Vereinba;-ung halten? Wir hätten es mit einEm enor­
men Änderungsaufwand zutun, wenn wir das anders ma­
chen würden. Sie wären darüber wohl nichtsehr glücklich. 

Herr Kollege Rüddel, ganz kurz zum Verhältnis zwischen der 
Spitze des l\~inisteriums für Arbeit, Soziales und Gesundheit 
und der Arzteschaft. Zunächst einmal geht es um die verfass­
te Ärzte~chaft. Verfasst in den Kassenärztlichen VEreinigun­
gen - Körperschaften des öffentlichen Rechts - sind die nie­
dergelassenen Ärzte. ln dem Fall geht es mehr um die Ärzte­
kammer. Alle Ärztinnen und Ärzte, die ihren Beruf ausüben, 
sind Zwangsmitglieder in der Arztekammer. Es geht also um 
den Umgang des 1\~iJ'listeriums mit-der verfassten Ärzteschaft. 

Der Normalfall i~t danken~wertervveise auch in diesem ·Fall 
cier Konsens. Sie werden das meiner Meinung n::.ch jedtrzeit 
_bestätigt bekommen. Wir haben mit dEr Landesärztekammer 
keine Schwierigkeiten, es SEi denn in Einz€:lfragen. Dann geht 
es um die Fr:~ge, wie et11vas Einnvoll geregelt wird. Wir hatten 
- daraus will ich gar keinen HEhl machen - im Vorfeld diese~ 
Gesetzentwurfs andere VorstEllungen zu den fachärztlichen 

Prüfungen. Das war ein Konfliktpunkt. Wir haben uns dann 
sehr gründlich damit auseinander gesetzt und das wieder 
herausgenommen, um das Konsensverfahren auch an dieser 
Stelle nicht ZU gefährden. ivlan hätte d3S auch anders machen 
können, aber wir haben das wiedEr herausgenommen. Das 
ist alles. 

Wenn an anderer Stelle das Ministerium als Rechtsaufsichttä­
tig werden muss, müssen Sie sich allerdings als _Fraktion da­

rüber im Kl:~ren werden, wie Sie es gern hätten. Möchten Sie 
den Minister in dem Augenblick, in dem in seinem Haus die 
Rechtsaufsicht wahrgenommen wird, als der Staatsanwalt­
schaft ähnliches Instrumentarium? Gegenüber der KV Rhein­
hessen verlangen Sie nämlich, dass der Mini;:ter in einem sol­
chen Fall wie ein Staatsanwalt tätig wird, wobei er das gar 
nicht kann. Sie verlangen das aber. 

(Kramer, CDU: Wersagt 
denn so etwas?) 

Wenn sich auf der anderen Seite bei uns Hunderte von Pa­

tienten- es sind so viele, wenn wir das aus den letzten Jahren 
zusammenz3hlen- und :~ndere Beteiligte im Gesundheitswe­
sen beklagen, dass die Probleme der Budgetierung in inad­
äquater Weise auf Patienten oder auf andere Beteiligte des 
Gesundheitswesens übertragen werden, und wir sagen, wir 
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müssten ein Ventil schaffen, um Informationen zu sammeln, 
wie die Situation im Land aussieht, sagen Sie: Der böse Minis­
ter hat eine Hotline eingerichtet,_ ein Beschwerdetelefon, was 
er nicht darf. 

Entweder wir haben eine strenge Rechtsaufsicht, die die In­
teressen der Patientinnen und Patienten ernst nimmt und sie 
vielleicht weiter auslegt, als das Gesetz das erfordert, oder_ 
wir haben eine Nachgiebigkeit, damit nicht gesagt werden 
kann, dass eine Berufsgruppe stigmatisiert wird. 

Im Übrigen hat ein Gesundheitspolitiker, der dort, wo ärztli­
che Lobbyinteressen vertreten werden - ich spreche im Au­
genblick nur von Lobbyinteressen und nicht über die Landes­
ärztekammer und die Weiterbildungsordnung - und wo es_ 
um gewerkschaftliche Interessen geht, für sich selbst nicht 
die Notwendigkeit der Moderation und im Einzelfall sogar 
der Gegenmacht akzeptiert, sondern aus Konfliktscheu ein­
knickt, weil auch dort Wählerstimmen und die Stimmung in 
den Wartezimmern der Praxen eine Rolle spielen können, das 
Recht verloren, gestaltend auf das Gesundheitswesen einzu­
wirken. Dieses Recht mochte ich-nicht verlieren. Es gibt Bei­
spiele, bei" denen andere gewissermaßen ihren Frieden mit al­
len Anbietern im GesundheitSwesen gemacht haben, aber 
danach nicht mehr ernst genommen worden sind und nicht 
mehr gestaltend im Gesundheitswesen tätig werden konn­
ten. Das möchte ich für Rheinland-Pfalznicht riskieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Zu einer Kurzintervention erteile ich der Abgeordneten Frau 
Billdas Wort. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich möchte noch et1111as zu dem sagen, was Herr Gerster zur 
geschlechtsneutralen Sprache gesagt hat, auch wenn das ein 

·unbeliebtes Thema ist. Deshalb habe ich mich zur Kurzinter­
vention gemeldet. 

Wir haben uns darüber nicht geeinigt, sondern es ist so eine 

Art informelle Einigung gewesen, dass so verfahren wird. Die 
Ministerin hat aber gerade in der letzten oder vorletrt;,en Wo­
che noch einmal dahin gehend interveniert, dass das-aufge­
brochen wird. 

Denken Sie einmal an den Denkmalschutz. Dort verfährt man 
ganz einfach, was in dem Fall auch möglich wäre. Wenn an 
eine alte Burg am Rhein etwas drangebaut wird, muss das so 

geschehen, dass erkennbar ist, dass es sich um einen moder­
nen Anbau, um etwas Zeitgenössisches handelt. Bei alten Ge­
setzen könnte man genauso vorgehen; denn sonst ziehen wir 
die ollen Dinger, ohne dass das kenntlich gemacht wird, wes­
halb sie veraltet sind, für alle Zeiten durch. 

Ich unterbreite diesen Vorschlag, weil er uns Frauen ein An­
liegen ist. Meine Herren, Sie wären auch nicht glücklich 
-deshalb nehmen Sie solche Vorschläge auch nicht an-, wenn 
wir in den nächsten 20 Jahren immer nur die weibliche Form 
verwenden würden, unter die Sie sich dann alle mitgefasst 
fühlen sollen. Deshalb bitte ich noch einmal, dieses Anliegen 
von Frauen ernst zu nehmen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

Zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Abgeordneten 
Dr. Rosenbauer das Wort. 

Abg. Dr~ Rosenbauer, CDU: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Das war eine weitere Nummer von Gerster. Sie 
drehen uns die Worte im Mund herum, wie Sie es gerade 
brauchen. Das lassen wir uns einfach nicht gefallen. 

(Pörksen, SPD: Das müssen 
gerade Sie sagen!) 

Auf der einen- Seite beschimpfen Sie von dieser Stelle aus die 
Herren Kollegen Altherr; Enders oder mich, wir würden Lob­
byarbeitfür die Ärzteschaft betreiben. 

(Unruhe bei der SPD) 

Wenn wir auf der anderen Seite kritische Worte anbringen, 

--

drelien Sie das Ganze herum und fragen: Was_ wollen sie ei- """" 
gentlich?- Herr Minister Gerster, Sie wissen doch selbst ganz 

genau, dass die Maßnahmen im Rahmen der Aufsichtspflicht 
zum Teil sehr unterschiedlich angewendet werden. Wenn Sie 
auffordern, dass Patienten von dort anrufen sollen, wo Pra-

xen geschlossen worden sind, wo es aber einen Sicherstel­
lungsauftrag von deo Kassenärztlichen Vereinigungen gibt, 
die bis heute diesen Dingen immer nachgekommen sind, hal-
te ich das für eine Diskriminierung und für nicht in Ordnung. 
Da haben Sie sich in der Art_und Weise mit Sicherheit nicht 
einzumischen. 

Tun Sie doch vor dem Hintergrund des Sicherstellungsauf­
trags nicht so, als ob Frieden herrschen würde. Sie wollen die 
Kassenärztlichen Vereinigungen auflösen. Sie waren nicht 
Malins genug, sich an dieses Pult zu stellen und zu sagen: Ich 
will die Kassenärztlichen Vereinigungen auflösen- Sie haben 

·das über den Bund versucht. Das Vorhaben ist aber geschei­
tert. Mit dem neuenGesetz haben Sie das auf einem anderen 
Weg wieder versucht, was ebenfalls gescheitert ist. Sind Sie 
doch so ehrlich und sagen das. Es geht nicht, dass Sie immer 
alles auf den Kopf stellen. Das werden wir nicht durchlassen. 
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Die Ärzteschaft und dit: niedergelassenen Ärzte werden dies 
genau verfolgen und beurteilen. Hier können Sie sicher sein. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der CDU­

Pörksen, SPD: Was wollten 

Sie jetzt sagen?) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, ich möchte darauf hinweisen, dass 

wir in der ersten Beratung sind. 

Zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Dr. Altherr das 

Wort. 

Abg. Dr. Altherr, CDU: 

Herr Präsident, mEinE: st:hr verehrten Damen und Herren! 

Herr Mini~ter Gerster, wir wissen schon sehr genau, was wir 

wollen. Das ist gerade Ihr Problt:m in der Gesundheitspolitik. 

Ich möchtE: Ihnen ein Beispiel vorführen. Auf meine Kleine -
Anfrage, ob Sie mit der Arbeit der Schlichtungsausschüsse bis­
lang nicht zufriedt:n waren, haben Sie geantwortet, Sie seien 
zufrieden. Al~ ich dann fragte, warum eine Erweiterung von 

drei auf fünf Mitglieder erfolgen soll, haben Sie Patienten­
rechte usw. vorgeschoben. 

Ich möchte Ihnen eines sagen: Bislang waren es drei Mitglie­

der, und zwar zwei Kammermitglieder- das heißt Experten­

und extern ein juristischer Experte: Man konnte davon ausge­

hen, dass den Belangen der Patienten in allen Fällen Rech­

nung getragen wurde. Jetzt kommen zwei Patientenvertre­

ter hinzu. Ich habe nichts dagegen. 

Herr Minister, entscheidend ist die Qualität der Patientenver­

treter. Es geht bei Behandlungdehlern und Vorwürfen um 
äußer~t komplizierte Zusammenhänge und Beweisführun­

gen. Wie will ein Patient, dt:r nicht die Souveränität dieser Ex­

perten hat, entrcheidend zur Wegtindung beitragen? Das ist _ 
das eine. 

Ich komme nun zu d~em anderen Punkt,-der Aufsichtspflicl]t. 
·Das ist interessant. Ich möchte keine Mutmaßungen über die 

KV Rheinhessen anstt:llen. Es liegt mir auf der Zupgt:. Ich· 

möchte mich zurücknehmen. Es könnte .sein, dass man in An­
betracht ge~visser Rücksichtnahmen -Sanftmut oder Langmut 

gezeigt hat. Das hat man in anderen Fällen nicht immer ge­

tan. 

Herr Minister, Sie haben als Minister die Fach- und Dienstauf­

sicht, diesen Dingen nachzugehen. Man kann nicht warten, 

bis die inneren Se~lbrtreinigungskräftt: dieser Selbstverwal­

tung wirksam werden; dE:nn wenn ::ie nicht rechtzeitig wirk­
sam wei~rden, müssen Sie von Amts wegen einschreiten. Das 

haben Sie nicht getan. Sie sind erst auf massiven Druck von 
außerhalbtätig geworden. 

E~ geht nicht um Schnüffelei, sondern um berechtigtes, zeit­

nahes Aufklären von Vorwürfen und Betrugsfällen. Da~ hat 

mit Schnüffelei überhaupt nichts zu tun. Interessant ist- das 

hat Herr Kollege Rosenbautr angesprochen-, da;~ Ihnen die 

Kassenärztliche Vereinigung ein Dorn im Auge ist. Mit dem 

~ Namen Walischewski in Koblenz tun Sie sich besonders 

schwer. 

Was ist die Lösung des Problems? Der Minister fordert, dass 

man aus den vier Kasst:närzt!ichen Vereinigungen eine in 

Rheinland-Pfalz macht. Er suggeriert dem unbedarften Publi~ 
kum, das würde Gelder einsparen. ~ 

Meine Damen und Herren, dazu mu~s man wis~en, dass sich 
die Kassenärztlichen Vereinigungen aus Mitgliedsbeiträgen 

der Ärzte finanzieren. 

(Zuruf des Staatsministers Gerster) 

-Herr Minister, ich habe noch Zeit. Sie müssen den·Fraktionen 

für ihre Intervention Zeit geben. 

(Glocke dt:s Präsidenten) 

Es ist natürlich klar. Es ist einfacher, mit einem Partner als mit 
vier Partnern zu verhandeln. Man vermutetdie Absicht. 

Vizepräsident Schuler: 

Herr Kollege Dr. Altherr, ich darf Sie bitten, zum Schluss zu 
kommen. 

Abg. Dr. Altherr, CDU: 

Herr Präsident, d;;mke schön. Ich halte mich an Ihre Empfeh­
lung und werde gleich zum Schluss kommen. 

Herr Minister, Sie dürfen nicht nach gewissen Interessenlagen 
entscheiden. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Staatsminister Gerster das Wort. 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginneo und Kollegen! 

Ich möchte eines nicht stehen lassen. Es ist eben beZI.'Veifelt 

worden, dass die Aufnahme von Patienten in die Schlich-
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tungsausschüsse der Landesärztekammer, der Landeszahn­
ärztekammer und der neuen Kammer kein Qualitätssprung 
ist, sondern gewissermaßen die Fachlichkeit der Überprüfung 
von Behandlungsfehlern infrage stellt. Dies scheint mir so be­
merkenswert, dass wir festha-lten sollten, dass sich der Spre­
cher der Union gegeri die Beteiligung von Patienten zur Wah­
rung ihrer Interessen bei der Klärung von Behandlungsfeh­
lern ausgesprochen hat. 

(Stretz, SPD: So ist es!) 

Vizepräsident Si:huler: 

Meine Damen und Herren, wir haben noch elf Tagesord­
nungspunkte zu beraten. Ich darf Sieherzlich bitten, dass Sie 
an die Tagesordnung denken. Wir sind in der ersten Bera­
tung. 

Ich erteile noch einmal Herrn Dr. Altherr zu einer Kurzinter­
vention das Wort. 

(Bischet, CDU: Wenn er doch etwas 
Falsches sagt, muss er doch 

widersprechen!) 

-Herr Kollege Bischet, ich habe dem Kollegen Dr. Altherr das 
Wort erteilt. 

Abg. Dr. Altherr, CDU: 

Herr Minister, es ist schon infam, was Sie vorgebracht haben. 
Das kann man so nicht stehen lassen. Meine Kleine Anfrage 
haben Sie beantwortet. Ich könnte sie noch herausholen. 
Meine AntV'JOrt war, dass das Gremium nur so gut sein kann 
wie di_e Leute, die diesem Gremium angehören. Bei dem Ver­
hältnis 2 zu 1 wird im Zweifelsfall der Jurist entscheiden, der 
in aller Regel auch medizinischer Laie ist. 

Meine Damen und Herre-n, es geht um medizinisch komplexe 
Zusammenhänge. 

(Zurufe aus dem Hause) 

Es ist unstrittig, dass die Rechte der Patienten gefördert wer­
den. Das bestreitet kein Mensch. Man muss doch eine andere 
Form wählen. Man muss vorschreiben, dass als Patientenver­

treter kompetente Fachleute in das Gremium kommen. 

(Zurufe aus dem Hause) 

Wenn ich den armen Patienten nehme, der unb~darft ist, 
nutzt das den Patienten nichts. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende der ersten 
Beratung des Landesgesetzes zur Änderung des Heilberufs­
gesetzes-Drucksache 13/6226-. Es ist Ausschussüberweisung 
vorgeschlagen, und zwar an den Sozialpolitischen Ausschuss 
-federführend- und an den Rechtsausschuss. 

Ich rufe Punkt 14derTagesordnung auf: -

Landesgesetz zu dem Fünften Rundfunkänderungsstaats­
vertrag und zur Änderung des Landesrundfunkgesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 13/6305-

-Erste Beratung 

Die- Fraktionen sind übereingekommen, diesen Tagesord­
nungspunkt ohne Aussprache zu behandeln. Der Gesetzent- --
wurf der Landesregierung wird an den Medienpolitischen -
Ausschuss- federführend- und an den Rechtsausschuss über-
wiesen. 

Ich rufe die Punkte 29 bis 33 der Tagesordnung auf: 

Für eine Kultur des Miteinanders 
Antrag der Fraktion der CDU 

-Drucksache 13/4029-

dazu: 
Beschlussempfehlung des Innenausschusses 

- Drucksache 13/5836-

Zusammenleben mit unseren ausländischen 
Mitbürgerinnen und Mitbürgern 

in Rheinland-Pfalz 

Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 
-Drucksache 13/4057-

dazu: 
Beschlussempfehlung des Innenausschusses 

- -Drucksache 13/6145-

Gleichberechtigung, politische und gesellschaftliche 
Teilhabe von Migrantinnen und Migranten 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/4068-

dazu: 
Beschlussempfehlung des Innenausschusses 

- Drucksache 13/5835-

Stellung der EU-Bürger verbessern 
Antrag der Fraktion der CDU 

-Drucksache 13/4389-

dazu: 

Beschlussempfehlung des Innenausschusses 
-Drucksache 13/5834-
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Erleichterte Einbürgerung unterstützen­
Integrationspolitik stärken 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 901DIE GRÜr..IEN 

-Entschließung-
- Druc~.sacheo 13/5312-

dazu: 
Beschlussempfehlung des lnnenausschm.:ses 

-Drucksache 13/5811-

Es wird vorgeschlagen, zunächst die Berichterstattung zu den 
Punkten 29 bis ::S1 der Tagesordnung durch die Abgeordnete 
Frau Friede! Grützmacher und anschließend die Berichterstat­
tung zu den Punkten 32 und 33 der Tagesordnung durch den 
Herrn Abgeordneten Roland Lang vornehmen zu lassen. 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine -Damen und Herren, es geht bei dieeen Tagesord­
nungspunkten um die drei AnträgE, die sozusagen als Inte­
grationsanträge zusammengefasst wurden. 

(Unruhe im Hause) 

Hierbei handelt es sich um den Antrag-der Fraktion der- CDU 
.,Für eine Kultur des Miteinanders" -Drucksache 13/4029 -,--

Vizepräsident Schuler: _ 

Meine Damen und Herren, ich darf Sie um Aufmerksamkeit 

bitten. 

Abg. Frau Griitzmacher, BÜf~DNIS 90/DIE GRÜNEN: 

--den Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P . .,Zusammen­
leben mit unseren ausländischen rv1itbürgerinnen und Mit­
bürgern in Rheinland-PTalz" - Druchache 13/4057 - und den 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN "Gleichbe­
rechtigung, politische und gesellschaftliche Teilhabe von Mi­
grantinnen und ivligranten"- Drucksache 13/4068-. 

Diese drei Anträge wurden mit Beschluss des Landtags vom 
11. März· 1999 an den lnnenausschu5s - federführend -, an 
den Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 
und an den Rechtsausschuss überwiesen. 

Der Innenausschuss hat sich in mehreren Sitzungen mit die­
sen drei Anträgen inten5iV oder weniger intensiv, nämlich am 
25. März 1999, ani 11. Mai 1999, am 17. Juni 1999, am 22. Ju­
ni 1999, am 31. August 1999 und am 16. rv1ai 2000 beschäf­
tigt. Diese häufige Beratung wein auch d:;uauf hin, dass am 
Anfang vielleicht der Versuch gemacht wurde, aus diesen drei 

Anträgen einen Antrag zu machen. Dieser Versuch wurde 
nicht intensiv weitergeführt, sodass diese drei Anträge ge­
trennt weiter behandelt wurden. 

Dazu gab es am 31. August 1999 im Innenausschuss ein An­
hörverfahren. Der Innenausschuss hat in seiner Sitzung am 
16. Mai 2000 fürdie Verschiedenen Anträge verschiedene Be- _ 
schlussempf<:hlungen gegeben: Der Antrag der Fraktion der 
CDU und der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
werden abgelehnt. Der Antrag der Fraktionen der SPD und 
F.D.P. wird angenommen. 

Vielen Dank. 
(Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das istaber schade!) 

Vizepräsident Schuler: 

Es folgt die Berichterstattung zu den Punkten 32 und _33 der 
Tagesordnung. 

Ich erteile Herrn Kollegen Roland Lang das Wort. 

Abg. Lang, SPD: 

Sehr geehrter Herr Präsident Schuler, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Zu Punkt 32 der Tagesordnung, dem Antrag der 
Fraktion der CDU, "Stellung der EU-Bürger verbessern" 
-Drucksache 13/4389 -: 

Durch Beschluss des Landtags vom 18. November des ve:rgan­
genen Jahres, nachzulesen im Plenarprotokol_l 13/98, SEi­
te 7364, ist der Antrag an den Innenausschuss - federfüh­
rend -, an den Ausschuss für Europafragen und an den 
Rechtsausschuss überwiesen worden. 

Der Innenausschuss hat den Antrag in seiner 33._Sitzung am 
23. November 1999 und in seiner 37. Sitzung a.m 16. Mai diec 
ses Jalires beraten. Da der Innenausschuss in Eeiner Sitzung 
am 16. Mai dieses Jahres die Ablehnung empfohle:n hat, fand 
eine weitere Beratung in den übrigen Ausschüssen nicht 
statt. Der Ausschuss Empfiehltdie Ablehnung des Antrags. 

Zu Punh 33 der Tagesordnung, der in verbundener Debatte 
mit debattiert und beraten werden soll, nämlich de:m Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN "Erleichterte Einbür­
gerung unterstützen - Integrationspolitik stärken" - Druck­
sache 13/5312 -: 

Durch Beschluss des Landtags vom 21. Januar dieses Jahres ist 
der ursprünglich als Entschließungsantrag zum Landeshaus­
haltsgesetz 2000/2001 eingebrachte Antrag al~ sEibstständi- -
ger Antrag an den Innenausschuss üben111iesen worden. Der 
Innenausschuss hat den Entchließungsantrag in seiner 
37. Sitzung am i6. Mai 2000 beraten und empfiehlt die Ab­
lehnung. 
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Vizepräsident Schuler: 

Vielen Dank, Herr Berichterstatter._ 

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Aussprache. Die 

Fraktionen haben eine Redezeit von zehn Minuten verein­

bart. 

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Weiner 
das Wort. 

Abg. Weiner, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ge­
stern hat die Bundesfamilienministerin in Berlin den Fami­
lienbericht vorgelegt. Darin heißt es- ich zitiere die heutige 
·.Ausgabe der .. Rheinpfalz" -: .,Ausländer in Deutschland ste­

hen durch mangelhafte Bildung und Sprachschwierigkeiten 
vor großen lntegrationsproblemen." Wie wahr, meine Da-­
men und Herren. Dies hat die CDU-Fraktion bereits vor 

20 Monaten hier nicht nur gesagt, sondern sie hat auch kon­
krete Handlungsvorschläge gemacht. 

Am 25. Februar 1999 - ich betone: vor 20 Monaten - wurde 
von uns der Antrag für eine Kultur des Miteinanders einge­
bracht. Mit diesem Antrag - Frau Kollegin Grützmacher, Sie 
haben gerade dazwischengerufen - sind auch die Vorwürfe, 
die uns gegenüber in heuchlerischer Form im Rahmen unse­
rer Aktion .,Integration ja, Doppelpass nein" gemacht wur­
den, wie Seifenblasen geplatzt. 

(Beifall bei der _CDU­
Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Die CDU-Fraktion hat mit diesem Antrag im Vergleich zu dem 
nachgeschobenen Antrag der Fraktionen der F.D.P. und SPD 
den weitaus konkreteren und weitergehenden vorgelegt. 
Wer beide Beschlussvorlagen vergleicht, kann leicht erken­
nen, dass der SPD/F.D.P.-Antrag nicht einmal verdient, ein 

Plagiat genannt zu werden, er ist nur eine _hastig zusammen­
gewurschtelte Lobhudelei gegenüber der Lande~regierung. 

(Beifall bei der CDU) 

Es gab damals - Frau Berichterstatterirr Grützmacher hat es 
erwähnt- auch das Angebot, einen gemeinsamen Beschluss­
text zu erarbeiten. Leider ließen die Koalitionsfraktionen die­

sen Versuch scheitern. Noch grotesker ist. die Haltung der 
Koalitionsfraktionen bei dem zweiten CDU-Antrag. Bei dem 
geht es lediglich darum, geltendes EU-Recht im Land umzu­

setzen. SPD und F.D.P. haben dies im Ausschuss ohne jegliche 
Äußerung abgelehnt. 

Herr Ministerpräsident, erklären Sie uns bitte einmal, wie Sie 
es unter einen Hut bringen, im gleichen Monat, in dem Sie in 

Paris einen Empfang geben, hier einen Antrag abzulehnen, 
der gegen die Interessen der hier lebenden Franzosen ist. 

(Beifall bei der CDU) 

Doch zurück zu dem Hauptantrag .,Für eine Kultur des Mit­

einanders". Damit auch die Öffentlichkeit erfährt, was die 
CDU beantragt hat und was Sie, Herr Ministerpräsident, mit 
Ihrer Mehrheit heute ·ablehnen wollen, eine kleine Auswahl 
unserer Vorschläge: 

1. Das wichtigste Mittel der Integration- darin sind wir uns 
mit der Familienministerin in Berlin einig - ist die Beherr­
schung· der deutschen Sprache. Die CDU schlägt vor, die 
Sprachförderung für Aussiedler, für anerkannte Asylanten 
und Kontingentflüchtlinge auszuweiten. 

(Pörksen, SPD: Das haben Sie 

doch abgeschafft!­

Weitere Zurufe aus dem Hause) 

Dies haben SPD und F.D.P. mit der Ablehnung unseres An­
trags im Ausschuss verhindert. 

2. Die CDU will mehr Programme zur beruflichen Integration. 
Auch dies lehnen Sie heute ab. 

3. Die CDU will vermehrte Förderung ausländischer Kinder in 
den Kindergärten, zum Beispiel durch zusätzliches Personal 

an besonderen Brennpunkten. Auch dies lehnen SPD und 
F.D.P. heute ab, wenn sie dem CDU-Antrag nicht zustimmen. 

4. Die CDU will gezh~lte Integration und Sprachförderung für 
Frauen. Ausländische Frauen leben oftsehrzurückgezogen in_ 
unserer Gesellschaft. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wo haben Sie das abgeschrieben?) 

Diese Regierungskoalition verweigert sich auch hier. 

5. Die CDU will in sozialen Brennpunkten die Schulen beson­
ders unterstützen. SPD und F.D.P.Iehnen auch dies ab. 

6. Die CDU will ausländische Mitbürger bei der Gründung 

selbstständiger Existenzen gezielter unterstützen und damit 
zusätzliche Arbeitsplätze schaffen. 

(Pörksen, SPD: Kommen Sie einmal nach 
Bad Kreuznach, dann zeige ich 

Ihnen das!) 

7. Die CDU will ausländische Unternehmer im Land verstärkt 
für die- Lehrlingsausbildung gewinnen. Meine Damen und 

Herren von der F.D.P., wollen Sie dies wirklich heute ableh­
nen? 

--
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8. Die CDU will die Vereine unterstützen. Für diejenigen, die 
das Ehrenamt immer betonen: Wir wollen, dass man sich im 
Ehrenamt um die Integration ausländischer Mitbürger be­
müht. Sie ahnen es bereit, auch das lehnen SPD und F.D.P. 
heute ab. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

9. Die CDU ist bereit, die Voraussetzungen -jetzt wird es et­
was schwicrig,deshalb lese ich diese Formulierungab-für ei­
nen der staatlichen Schulaufsicht unterstehenden islamischen 
Religionsunterricht in deutscher Sprache an den öffentlichen 

Schulen zu schaffen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Schuler: 

Herr Kollege Weiner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Kollegen Hartloff? 

Abg. Weiner, CDU: 

Gern. 

Abg. Hartloff, SPD: 

Herr Weiner, ist Ihnen bekannt, dass in dem Kindertagesstät­
tengesetz das land Mittel dafür bereitstt:llt, dass 3n besonde­
ren Brennpunkten mehr Personal einge;etzt wird? Ist Ihnen 
auch bekannt, dass die Mittel für die Schulsozialarbeit im 
letzten Hau~halt erheblich ve,rstärkt und sehr erfolgreich um-· 
gesetzt wurden? 

Abg. Weiner, CDU: 

Herr KollegE Hartloff. das ist natürlich bekannt. Beachten Sie 
aber bitte die Formulierung: Wir wollen zusätzliche Mittel 

bereitstellen und zusätzliche Maßnahmen unternehmen, 
während Sie in Ihrem Antrag stets nur das begrüßen, was be­
reits vorhanden ist. Wenn wir uns einig sind, dass zusätzlicher 

Handlungsbedarf besteht, dann müssen wir 3uch Zus3tzliches 

tun. 
(Beifall bei der CDU) 

Ich komme noch einmal zu Punkt9, der Frage des islamischen 
Religionsunterrichts, zurück~ Dies kommt in Ihrem Antrag zu 
kurz. Sie appellieren lediglich an die Regierung, sich Gedan­
ken darüber zu -machen. 

Jetzt habe ich einen zehnten Punkt, den ich bewusst ganz 
zum Schluss anführe. 

10. Die CDU hat in ihrem vor 20 Monaten gestellten Antrag 
mehr Prävention gefordert, um -so wörtlich im Antrag nach-

zulesen - ,.Ausländer vor Bedrohungen mit ethnischem Hin­
tergrund zu schützen". 

Wir haben auch besondere Ermittlungseinheiten gegen aus­
- länderfeindliche Gewalt angeregt, und wir wollen die Einstel­

lung von Polizisten ausländischer Herkunft gezielt fördern. 

(Zurufe aus dem Hause) 

Diese konkre'ten Vorschläge liegen seit 20 Monaten auf dem 

Tisch des Hauses~ Herr Ministerpräsident Beck, diese Vor~chla­
ge ~vurden zur Seite gewischt und kommen dadurch nicht 
den 300 000 legal und dauerhaft bei uns lebenden ausländi­
schen Mitbürgern zugute. 

. 
Es vergeht fast kein Tag, an dem nicht Appelle gegen Gewalt 
durchs Land 5Challen. JetZt wird öffentlich zum entschiede­
nen Hand_eln gegen Ausländerfeindlichkeit und Gewalt auf­
gerufen~ So weit, so gut. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Selb~t haben Sie 2.0 Monate lang gute Vorschläge abgeblockt, 
_und Sie schicken sich an, dies heute wieder zu tun. 

Vor dem Hintergrund solcher Versäumnisse. und solcher Dop­

pelzüngigkeit wundert es nicht, wenn SPD und F.D.P. da~ 
Thema .,Ausländer" am liebsten zum politischen Tab.uthema 
erklären möchten, . 

(Zurufe von der SPD und von dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

wie gerade heute wieder in den Nachrichten von Bundes­
kanzler Sehröder erklärt wurdt:. 

Die CDU ist in dieser Frage noch immer zum Konsen~ bereit. 
Herr Ministerpräsident, wir sind gespannt, ob Sie heute so 
handeln, wie sie es draußen fordern, und unsert: Vorschläge 
annehmen. 

Danke schön. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident 5chuler: 

Ich erteile Herrn Kollegen Redmerdas Wort. 

(St<.atsminister Zuber: Christlich­
Demokratische Union!) _ 

Abg. R;;.dmer, SPD: 

Herr Präsiden:t, meine Damen und Herren! Der Kollege Wei­
ner hat soeben mit seinem Redebeitrag deutlich gemacht, 
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warum wir in den letzten Tagen imm'er wieder gefordert ha­
. ben, Ausländerpolitik soll kei nThema im Wahlkampf sein. 

(Beifall der SPD und des 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). 

Herr Weiner, nehmen Sie es mir nicht übel, aber ich hatte bei 
Ihrer Rede den Eindruck, bis zu Ihrer Zuteilung als Redner-für 
die CDU haben Sie gar nicht gewusst, dass es diese Anträge 
im Landtag gibt. Diesen Eindruck haben Sie jedenfalls nach­

haltig erweckt, 

(Weiner, CDU: Wir haben das sogar 
auf kommunaler Ebene umgesetZt!) 

sonst wüssten Sie über das Stimmverhalten in diesem Hause 
bei einigen Dingen besser Bescheid. Ich komme noch darauf 

zurück. 
(Dr. Altherr, CDU: Die Hauptsache 

Zynismus!) 

Sie sind im Übrigen der vierte Redner zu diesem Thema, der 
mir von der CbU-Fraktion in dieser Legislaturperiode begeg­
net. Auch dies lässt Rückschlüsse darauf zu, wie ernst das The­
ma in Ihrer Fraktion behandelt wird. 

(Frau Schneider, CD_U: Im Gegensatz zu 
Ihnen haben wir vieles getan!­
Weitere Zurufe von der CDU) 

Es wird mit spitzen Fingern angefasst. Keiner will sich daran 
abarbeiten. 

ln Rheinland-pfalzgibt es 300 000 ausländische Mitbürgerin­
nen und Mitbürger. Das sind 7,5 % der Bevölkerung. Damit 
gehören wir zu den Bundesländern, die einen relativ gerin­
gen Ausländeranteil haben. Gleichwohl ist das Thema Inte­
gration für uns sehr wichtig und betrifft die gesamte Bevöl­
kerung in unserem Land. 

Obwohl dies so ist, bin ich trotzdem dafür- ich habe dies be­

reits angedeutet-, dass dieses Thema nicht zum Thema iin 
Wahlkampf gemacht wird, wie Herr Merz dies im Moment öf~ 
fentlich fordert. Er bekommt darin immer mehr Zustimmung 
innerhalb der CDU. 

(Kram er, CDU: Er hat es nicht gefordert! -
Weitere Zurufe von der CDU) 

Er bekommt immer mehr Rückhalt in der CDU. Dass Herr 
Koch so etl.vas fordert, kann ich nachvollziehen. Dass Sie noch 
keine klare Linie dazu haben, kann ich ebenfalls nachvollzie­
hen; denn Sie haben Anfang 1999 Unterschriften gegen Aus­
länder in diesem Land gesammelt. Das war Fakt. Das war da­
mals eine ganz unappetitliche Aktion. 

(Beifall der SPD, der F.D.P. und des 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist doch die Vorgeschichte Ihrer Anträge. Justin dem Mo­
ment, nachdem Sie sich diesbezüglich mo.ral_isch ins Abseits 
begeben hatten und zum Handlanger von rechten Gruppen 
gemacht hatten, kamen Sie plötzlich an und wollten auf ein­
mal einen auf Integration machen. 

(Zuruf der Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU) 

Wie sieht Ihr Integrationsantrag aus? 

Sie haben darin sage und schreibe insgesamt 26 Forderungen 
erhoben. Von diesen 26 Forderungen stammten 15 aus einem 
Antrag der F.D.P.-Fraktion, den diese schon 1998 im Landtag 
gestellt hat und· den wir verabschiedet haben. Fünf weitere 
Forderungen waren zu dem Zeitpunkt Ihrer Antragstellung 
bereits erfüllt. Dann kommt Herr Weiner und sagt, ihr seid 
dagegen. Herr Weiner, sollen wir alles dreimal beschließen? 
Das kann es doch wohl nicht sein. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Machen, 
nicht beschließen! Machen!) 

Was Sfe tun, ist nur der Reflex Ihrer Kampagne von Anfang 
1999, und Ihre Doppelzüngigkeit hat sich bei diesem Thema 
bisher noch nicht geändert. Sie sagen; Sie seien für Integra­
tion, und gleichzeitig verweigern Sie sich bis heute einer hu­
manen und modernen Zuwanderungspolitik. 

(Beifall der SPD und des 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie sagen, Sie seien für Ausländer, aber das gilt nur, wenn sie 
richtig wählen. Wenn sie falsch wählen, sind Sie nicht auf ih­
rer Seite. Dies hat der Besuch von Frau Merkel bei Berlusconi 
von Forsa ltalia gezeigt. Das· sind Ihre Bündnispartner, und 
mit ihnen wollen Sie Ausländerpolitik in Deutschland ma­
chen. Das sind Ihre EU-Verbündeten in Deutschland: · 

(Zurufe von der CDU: Ha, ha, ha!­
Zuruf des Abg. Lelle, CDU) 

- Das muss man einmal offen ansprechen. Ich bin diese Heu­
cheleien in Sonntagsreden wirklich leid. Über bestimmte Din­
ge muss man einmaLKiartext reden. 

Integrationsforderungen sind wohlfeil zu erheben. Damit be­
kommen Sie von jedem Publikum, wenn anständige Men­

schen darin sitzen, Zustimmung, bei Rechtsextremisten si­
cherlich nicht. 

Aber was ist unter .. Integration" zu verstehen? Mitunter hat 
man den Eindruc~. alle reden von Integration, aber keiner 
weiß, was damit gemeint ist. 

Herr Merz sagt, Integration sei die Anpassung an die Leitkul­
tur. Er möchte assimilieren statt integrieren. Das hat mit Inte­
gration überhaupt nichts zu tun. Frau Bergmann hat bei dem 
von Herrn Kollegen Weiner bereits zitierten Familienbericht 

-



----

Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -1'19. Sitzung, 19. Oktober 2000 8973 

gestern gesagt, für sie sei Integration das Zurechtfinden in 
-unserer Kultur. Dieser Definition kann ich schon ungleich 
mehr abgewinnen. 

Für mich verlangt Integration die Bereitschaft sowie die Leis­
tung von beiden Seiten, sowohl von den Menschen, die zu 
un~ kommen, als auch von unserer Bevölkerung, die diese 
Menschen zur Integration aufnimmt. Einseitige Vorleistun­
gen führen am Ende nicht zur Integration. Es mögen gut ge­
meinte Aktionen sein, aber Integration ist das nicht, wenn es 

nur von einer Seite kommt. 

Bei der Integration ist es dringend nötig, dass man sich mit 
der Sprache des Landes auseinander setzt, in dem man inte­
wiert werden will oder das integriErEn soll. Voraussetzung ist 
auch eine Au:;einandersetzung mit den westlichen Werten, 
die unsere Ge~ellschaft prägen. Dazu gehört auch die Ach­
tung vor der politischen Ordnung und vor umeren Gesetzen. 
Dies heißt nicht, dass ein ausländischer Mitbürger seinen isla­
mischen Glauben oder andere Werte beiseite legen muss.­
Aber er mus!; unsere Glaubensformen und unsere Religion:;­
gemeinschaften achten und respektieren. 

Bei Integration ist über das Respektieren der Leitkultur hi­
naus auch erforderlich- wohlgemerkt, respel~tieren, nicht an­
passen-, dass man akzeptiert, das~ bei uns trotz w::~chsender 
Vielfalt, die einhergehend mit einer weiteren Zuwanderung 
noch zunehmen wird, immer ein bestimmter Kanon von Vver­
ten bewahrt wird, der nicht zur Disposition gestellt werden 
kiiinn, und wir bei dieser Integrationsarbeit immer auch einen 
langen Atem bewahren. Wir dürfen nicht glaubEn, mit ein­
zelnen GesetzE:n oder Maßnahmen sei Integration schon ver­

wirklich bar. 

Wer über die angebliche Belastung redet, die uns von Auslän­
dern drohe, der verschweigt, dass Ausländer immer noch in 
unsere Sozial~ysteme mehr einzahlen, als sie herausnehmen. 
Wer von der Bela~tung ~pricht, die ;;ie angeblich für unsere 
Gesellschaft darstellen, der verschweigt, dass viele- Ausländer 
bei uns heute schon ~elbmtändig sind und Arbeitsplätze 
schaffen. Diese Tendenz ist Gott sei Dank steigend, übrigens 
auch unterstützt von einem durch die Landesregierung 1998 
initiierten Projekt, das älter als Ihr Antrag ist. Von daher er­
klärt sich, weshalb wir ihm nicht zustimmen müssen. Das ist 
schon erledigt. 

Wer mit der Parole kommt, das Boot ist voll, der geht in die Ir--, 
re. D::~s Boot ist in der Ausländerpolitik nicht voll, aber e; ist 
ungleichmäßig besetzt. Ausländer finden wir, gemess~ön an 
ihrer durchschnittlichen Bevölkerungsbeteiligung, in über­
großer Zahl dort, wo soziale Brennpunkte sind, wo schlechte 
Wohnungen sind, wo Arbeitsplatzknappheit besteht. Dass 
sich dort Gruppen besonders be~rängt fühlen und eine Kon­
kurrenz zu Ausländern empfinden, ist nachvollziehbar. Dort 
müs~en wirtsch::~ftliche und soziale Maßnahmen einsetzen. 

Wer die Probleme im Bereich der Auslanderpolitik leugnet 
und von Multikulti schwärmtr gefährdet für meine Begriffe 

Integration; denn lntegriiition setzt ::~uch vcir::~us, dass wir Pro­
bleme klar benennen, klar aussprechen und uns amchließend 

_ gemeins::~m mit unseren ausländischen Mitbürgerinnen und 
r11iitbürgern um eine Lösung bemühen. Werdas nichttut,;;on­
derl'l nur von Multikulti schwärmt, gef3hrdet am Ende die In­
tegration. 

Wer Menschen integrieren will, muss sich darüber im Klaren 
sein, dass er dann auch andere Menschen ::~usschließen muss. 
Zu sagen, wir sind eine grenzenlose Gesellschaft, jed-er kann 
hierher kommen, jeder kann bei uns sein, verkennt die Pro­
blem::~tik. Das wird niemals kl::~ppen: die lntegratiombereit­
sch::~ft und-fähigkeitder Memchen bei uns überfordern ~nd 

_ am Ende genau das Gegenteil dessen bewirken, wa5 erreicht 
werden soll. 

Unsere Gesellschaft braucht weiterhin Zuw::~nderung, und 
deshalb ist eine geordnete Integrationspolitik für uns sehr 
wichtig. 

Herr Weiner, Sie haben uns vorgehalten, wir stimmten Ihrem 
Antrag nicht zu. Das wird so sein, wir werden ihm nicht zu­
stimmen. Aber ich lese Ihnen einmal vor, wogegen Sie in den 
letzten Jahren in diesem Hause in S3chen Integration ge­
stimmt haben. 

Ich nenne beispielsweise die Eingliederungsbeihilfen für aus­
ländische Arbeitnehmer mit Kosten von immerhin fast 
700 000 DM. Das wollten Sie nicht. 

Sie W3ren gegen die Förderung des Informationszugangs für 
Migrantinnen und Migranten. Das war eine vergleichsweise 
gering;; Summe von 25 000 DM im Jahr. Selbst das war Ihnen 
zuviel. 

Sie waren gegen die Förderung des ehrenamtlichen Engage- -
ments von Migrantinnen und 1\lligranten. Dem Kollegen Pörk­
sen werfen Sie nun vor, er habe etwas gegen das ehrenamtli­
che Eng3gement von Audändern und stimme daher Ihrem 
Antrag nicht zu. Sie haben in diesem Hause bei dEn Haus­
haltsberatungen dagegengestimmt. 

Schließlich haben Sie auch der verstärkten Förderung von 
Verbänden wie b-eispielsweise der Arbeitsgemeinschaft der 

Ausländerbeiräte in diesem Land - AGAB- nicht zugestimmt. 
Dies sind konkrete Schritte der Integration, keine Festreden, 

keine Sonntagsreden, sondern konkrete Schritte, die wir über 
Jahre hinweg immer wieder in der Schulpolitik, in der l(inder­
gartenpolitik, in der Sozialpolitik und in der WirLSchaftspoli­
tik vollzogen haben und bei denen Sie immer wieder auf der 
Bremse gestanden haben. 

Nehmen Sie uns vor diesem Hintergrund wirklich nicht übel, 
dass vvir Ihrem Antrag nicht zustimmen können. Dle Praxis 
widerspricht eklatant dem, was Sie eben vorgetragen haben. 
Deshalbstimmen wirfürden Antrag von SPD und F.D.P. 
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Was die EU-Ausländer betrifft, so ist das, was Sie gefordert 
_ haben, nicht praktikabel Deswegen lehnen wir es ab. Dies 
hat keinen anderen Grund. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen Und Herren, als Gäste im rheinland-pfälzischer:!_ 
Landtag begrüße ich Mitglieder der AG 60 plus Worms. Seien 
Sie· herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile Frau Kollegin Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau Grützmacher,-BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

- -Meine Damen und He[ren! Es ist schon gesagt worden, dass 
diese Anträge eine lange Geschichte haben. Ich finde, es ist 
jetzt genau der richtige Zeitpunkt, dass Sie in diesem Landtag 
behandelt werden. 

Damals im Februar 1999, als die CDU ihren Antrag einbrach­
te, war-die Stimmung durch die Kampagne der CDU gegen 

die doppelte Staatsbürgerschaft ziemlich aufgeheizt. ln die­
ser Situation war es das Bestreben der CDU, nun doch auch in 
Rheinland-Pfalz wieder ein bisschen Boden gut zu machen, 

den sie in diesem Bereich ~esonders bei der ausländischen Be­
völkerung verloren hat. Dies trug die Überschrif:t: Wir küm­
mern uns um die Ausländerinnen und Ausländer. Wir küm­
mern uns um die Integration.- Dann kannman natürlich auch 
sagen, gut, ~ie hatten ~ 6 Jahre lang auf Bundesebene-Zeit, 
auch vorher, etwas zu machen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie einmal beim Wort 
nehmen. Blefben Sie doch einmal bei Ihren-Forderungen, wie 
sie auch in Ihrem Antrag stehen, zum Beispiel bei der Forde­
rung an die Landesregierung, die Chancen, die in der Mehr­
sprachigkeit liegen, zu fördern und zu nutzen, zum Beispiel 
bei der Forderung, Integrationsprogramme einzuführen und 
auszuweiten, die Sprachkurse beinhalten, ausländerspezifi­
sche Maßnahmen für Berufsvorbereitung und Förde.rung be­
nachteiligter Jugendlicher. Gerade hörte sich das noch anders 
an. Sie haben von Herrn Redmer die Beispiele bekomme~. 

Es gibt noch einen weiteren Punkt, bei dem Sie auch unsere 
volle Unte[Stützung haben, zum Beispiel Fördermaßnahmen 
in c:len Schulen nicht mehr von der Aufenthaltsdauer, sondern 
von der Kenntnis- der deutschen Sprache der Jungen und 
Mädchen, die dort sind, abhängig zu machen. Meine Damen 
und Herren von der CDU, ich will damit sagen, ich erwarte, 
dass Sie sich ganz eindeutig vonder Bundes-CDU, oder soll ich 
lieber sagen, von Herrn Merz distanzieren, der das Thema 

.,Einwanderung" wieder zum Wahlkampfthema machen 
möchte. Meine Damen und Herren von der CDU, dieses The­
ma eignet sich nicht zur Profilierung auf dem Rücken von Mi­
granten und Migrantinnen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, -
SPD und F.D.P.) 

Im Gegenteil, gerade in der heutigen Zeit, in der Fremden­
feindlichkeit und Ausländerhass wieder Gewalttaten und 
hässliche Provokationen hervorbringen - Sie haben es ange­
sprochen, Herr Weiner -, müssen Sie von der CDU den Ein­
druck vermeiden, der bei einer solchen Debatte kommt, wie 
sie jetzt auf Bundesebene geführt wird, als ob auch Sie mei­
nen, dass Ausländer eigentlich nicht hierher gehören. 

Meine Damen und Herren, richtig ist, dass wir einen Konsens --über die Zuwanderung auf Bundesebene e~reichen müssen. -
Es ist ein Konsens, der natürlich von unterschiedlichen Inte-
ressen getragen wird. Es gibt zum Beispiel ein Positionspapier 
des Deutschen Industrie- und Handelstags: Einwanderung 
- Acht Leitlinien für ein offenes Deutschland.- Hier kommt 
man natürlich_ von einer ganz anderen Seite her zu dieser For-
derung nach einem Einwanderungsgesetz als zum Beispielim 
Memorandum der türkischen Gemeinden. Aber diese beiden 
Dinge zeigen, dass man Interessen artikulieren kann und oh-
ne zu polarisieren und auszugrenzen, zu tragfähigen Kon-
zepten kommt. Meine Damen und Herren von der CDU, es 
wäre sicher eine wichtige Aufgabe für Sie, daran mitzuarbei-
ten. 

Meine Damen und Herren, wie sieht es denn jetzt auf der 
Landesebene aus? Wenn wir uns die drei Anträge anschau­
en, über die ich jetzt erst einmal rede, die sich unter der gro­
ßen Überschrift .,Integration" zusammenfinden, dann fällt 
doch auf, dass troi:z sehr deutlicher Unterschiede ein Grund­
konsens vorhanden ist. Sie sind alle drei von der Überzeu­
gung geprägt, dass, wie es Frau Schmalz-Jacobsen schon ein­
mal formulierte, Integration ein Anspruch und eine Anstren­
gung ist, zu der es keine Alternative gibt. Ich sage noch ein­
mal, es gibt dazu keine Alternative. 

· Dass die CDU-Fraktion jetzt auch zu dieser Einsicht kommt, 

darf nicht von der Verantwortung dafür ablenken, dass sie 
die Ursache für den Reformstau ist. Die Zeit der CDU!F.D.P.­
Bundesregierung war durch die mangelnde Bereitschaft ge­
prägt, Einwanderung als gesellschaftliche Realität anzuer­
kennen, und durch das Fehlen einer allgemein akzeptierten 
Einsicht über die Notwendigkeit von Integration, geschweige 
denn über ihre Inhalte Ul]d über Ihre Reichweite. Durch diese 
Politik hatsich in den Köpfen der Menschen die Illusion verfe­
stigt, man könnte Zuwanderer einfach wieder heimschicken. 
Bei vielen spukt diese Vorstellung noch im Kopf und steht ei­
ner klaren Orientierung auf Integration entgegen. Das sind 
sicher auch die Gründe, warum die Vorstellung, dass Auslän­
derinnen und Ausländer nicht in unsere Gesellschaft gehö­
ren, weit bis in die Mitte unserer Gesellschaft verbreitet ist. 
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Meine Damen und Herren, ich komme nun zur Integrations­
politik. Dazu gehören drei Kriterien, nämlich erleichterte Ein­
bürgerung, rechtliche Gleichstellung der Ausländerinnen und 
Ausländer und ~oziale Integration. Der erste und wichtigste 
Schritt zu einerneuen lntegrationsp_olitik war und i;t deshalb 
die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts. Der Kreis dErjeni­
gen, die An~pruch auf Einbürgerung haben, wurd<o deshalb 
auch von der neuen Bundesregierung erweitert. Hier gebore­
ne Kinder werd€m in Zukunft Deutsche sein. Sie werden es 
nicht erst werden müssen. Die5 ist eine wesentliche Voraus­

setzung für die Integration. Was dann danach kommt, wenn 

sie 18 oder 20 Jahre alt sind, v;,erden wirdann noch einmal se­

hen. 

Meine Damen und Herren, wie sieht denn jetzt die Praxis 
aus? Wir haben uns einmal erkundigt, wie die Prazis der Ein­
bürgerung aussieht. Hier gibt es-leider wenig Erfreuliches zu 
vermelden. ln Mainz wird beispielsweise bei der Einbürge­
rung für jedes Kind eine Gebühr von 500 Divl erhoben, ob­
wohl das lnnenmini;:terium empfohlen hat, ab dem zweiten 
Kind eine Reduzierung von 100 DM vorzunehmen. Bei de:r Er­
messenseinbürgerung wird zur Beantwortung ein Fragebo­
ge:n über staatsbürgerliche Kenntnisse mit der Folge- vorge­

legt, dass Antragsteller und Antragstellerinnen abgeschreckt 
werden. Im Westervvaldkreis mussten Ausländer und Auslän­
derinnen, die sich einbürgern l3ssen ~vollten, einen Gesetzes­

text lesen und erklären, was darin steht. Da5 ist nun wirklich 

nicht die richtige Form, um e:inbürgerungswillige Ausländer 
und Ausländerinnen zu unterstützen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Staatsmini~ter Zuber: Das Letzte hätte 

ich gern einmal von Ihnen!) 

- Der lnitic.tivaus~chU$5 hat es in seinem letzten Protokoll auf~ 

geschrieben. Ich denke, d3s kann ich Ihnen gern zukommen 
la,;en, Herr ZubH. 

Meine Damen und Herren, es geht darum, ein politisches Si­
gnal zu setzen und deutlich zu machen, da;s-der Integration 
von politischer Seite ein zentraler St_ellenwert beigemessen 

wird oder, wie es die Arbeitsgemeinschaft der C3ritas formu­

liert: Notwendig ist ein-e Politik der Anerkennung, Wert­
schätzung und Repräsentanz der verschiedenen Migranten­

gruppen in der Ge~ellschaft. 

Meine Damen und Herren, Herr Redmer hat am Schluss auch 
gesagt, Integration heißt, Rechte und Pflichten für beide Sei­
ten zu formulieren, al_so sowohl für die rv1enschen, die zu uns 

gekommen sind, als auch für die Menschen, die hier geboren 
sind und seit langem hier leben. Es mü;:sen klare und erfüllba­
re Erwartungen klaren und gar<antierten Amprüd-ien gegen­

überstehen. Hier muss dringend die größte Änderung statt­
finden; denn die bisherige Au~länderpolitik ist eine Politik 
der institutionalisierten Unsicherheit für die Ausländerinnen 

und Ausländer, die hie:r sind, w;:;s Professor Dr._ H3mburger 

deutlich herausgestellt hat. Durch ihren Rechtsstatus wird es 

für sie immer wieder sehr unsicher, was ihnen eigentlich zu­
steht und welche Re:chte sie: haben. Hier muss auch gesetzlich 
einiges geändert werden. 

Zum Schluss möchte ich noch auf einen Punkt kommen, der in 
der Anhörung, von der wir schon gesprochen haben, einen 
wichtigen Teil eingenommen hat, nämlich die Bildungspoli­
tik. Hier gibt e:; auch in Rheinland-Pfalzweiterhin massenwei~ 
se Defizite. Sie betreffen vor allem Kinder und Jugendliche 
besonders im Vorschulalter und beim Übergang in den Beruf 

sowie jugendliche Seiteneinsteiger im Schulsy~tem, die mei­

stens Au~siedlerkinder =ind. Herr Professor· Dr. Zöllner, hier 
hat Ihr Ministerium wirklich eindeutig versagt. Die Zahlen 
spreche:n eine klare 5prache. Der Anteil der ausländischen 
Kinder, die höhere Abschlüsse machen, geht zurück. Dage­
gen gEht der Prozentsatz von Ausländerkindern, die ohne 
Ab~chluss die 5chule verlassen, immer weiter nach oben. 

Meine Dc.men und Herren, die Förderung sprachlicher Kom­
petenz muss bereits im vorschulische:n Bereich beginnen und 

in der G~undschule gezielt weitergE:führt werden, um sicher­
zusteHen, d3ss Kinder nicht aufgrund von Sprachschwierig­
keiten in ihrer Schullaufbahn und später auch bei der Berufs­
wahl benachteiligt werden. 

Meine Damen und Herren, besonders der Förderunterricht, 

wie er im Moment _in Rheinland-Pfalzg;:;staltet wird, ist so 
völlig unzureoichend. Er ist so wichtig für die Erlangung der_ 
deutschen Sprachkompetenz. Die Anhörung hat gezeigt, dass 

die Ven.'lfaltungsvorschriften an der Re<alität vorbeigehen. 
Noch schlimmer ist, vvas ich auch aus Erfahrung;:;n durch me:i­
nen Wahlkreis weiß, Förderunterricht wird immer noch als 
Reservepool für Vertretungsstunden angesehen, ·das heißt, er 
findEt in vielen Fällen überhaupt nicht statt, obwohl dies ge­
schehen müsste. 

Zum Schluss noch ein Ceterum censeo, das habe ich auch 
schon seit 1991 gefordert: Die Landesregierung muss endlich 

die Schulpflicht für alle: Kinder in Rheinland-Pfalz einführen, 
auch für die Kinder von Asylsuchenden, Flüchtlingen und ge­
duldeten Ausländern. 

(Beifall des BÜNDNis" 90/DIE GRÜNEN) 

Ansonsten sind die Kinder auf wohlwollende bzw. auf weni­

ger wohlwollende Schulleiter und Schulleiterinnen angewie­
sen; davon gibt es auch welche. 

Meine Damen und Herren, es gibt weiterhin sehr wichtige: ln­
tegrationsbereiche; über die ich nur so hinweghuschen kann. 

Das ist einmal die Ausbildung, bei der es bei ausländischen Ju­
gendlichen weiterhin im Argen liegt. Das ist die Frage der 
stärkeren Einbindung von Migranten und Migrantinnen in 

soziale Dienste, bei der Bewährungshilfe. Das ist natürlich die 
verstä~kt;; Einstellung in den Polizeidienst, in den öffentli­
chen Dienst. Hier müssen formelle und informelle Hürden ab­

gebaut \<verden, die den Zuwanderern den Zugimg zu den 

verschiedenen Diensten und zu der Polizei erschweren. 
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Es gäbe noch viel mehr zu sagen. Aber es gibt noch viel mehr 
zu tun. Wir sind erst ganz am Anfang eines langen Weges der 
Integration auch in Rheinland-Pfalz. Auf Bundesebene wurde 
deswegen schon eine Zuw~nderungskommission gegründet. 

(Glocke des Präsidenten) 

- Herr Präsident, noch einen Satz. 

Wir sind der Meinung, dass wir auch in Rheinland-Pfalzetwas 
machen müssen, sei es ein Unterausschuss oder eine Enquete­
Kommission, damit sich das Parlament kontinuierlich mit die­
ser umfangreichen Zukunftsaufgabe Integration und Gleich­
stellung befasst. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die F.D.P.-Fraktion hat Herr Abgeordneter Creutzmann 
das Wort. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Dass Menschen unterschiedlicher Herkunft und Kult!!r in 
Deutschland zusammenleben, daran wird sich nichts mehr 
ändern.- Deutschland ist ein Einwanderungsland. Dies wird 
sich in Zukunft noch verstärkt fortsetzen. 

Wenn man heute in den Pressespiegel des Landtags schaut, 
dann gibt es einen Beitrag der .,Welt", der überschrieben ist: 
.,Studie: ln 30 Jahren ein Drittermehr Ausländer in Deutsch­
land".- Ich zitiere: .,Ohne die Ein- und Auswanderung der 
letzten vier Jahrzehnte lebten hier heute nicht 82 Millionen 
Menschen, sondern nur 73 Millionen, rund 9 Millionen Men­
schen weniger." Rund 7,3 Millionen Ausländer leben in 

Deutschland, etwa 300 000 davon in Rheinland-Pfalz. Man 
könnte glauben, all diese Menschen, die sich legal bei uns in 
Deutschland und in Rheinland-Pfalz aufhalten und die teil­
weise schon über 25 Jahre ihren Lebensmittelpunkt bei uns 
gefunden haben, würden Anerkennung genießen. Dem ist 
aber oftmals nicht so. Sie kommen aus anderen Länd._ern und 
bringen teilweise eine andere Kultur und Religion mit. Dies 
ist oftmals ein Grund dafür, dass viele unserer ausländischen 
Mitbürgerinnen und Mitbürger immer noch nicht in unsere 
Gesellschaft integriert wurden. Daran müssen wir alle ge­
meinsam arbeiten, nicht nur durch Worte, sondern auch 
durch Taten. Lange genug haben wir mit der Vorstellung ge­
lebt, dass der Zuzug von A~sländern nur ein vorübergehen-_ 

- der Zustand sei. 

Besonders wirddies am Wort .,Gastarbeiter" deutlich. Damit 
sollte zum Ausdruck gebracht werden, da_ss es sich bei den 

Zuzugswilligen um Gäste handelt, die nach einer gewissen 
Zeit wieder heimkehren werden. Wir wissen aber seit lan­
gem, dass die meisten, die gekommen sind, bleiben. Wir ha­
ben zu lange die Augen davor verschlossen, dass dies viele 
Probleme schafft, die unsere Gesellschaft lösen muss. 

Jedes Jahr werden etvva 100 000 Kinder ausländischer Eltern 
in Deutschland geboren. Das Land ihrer Eltern ist ihnen 
fremd. Aber auch in Deutschland gelten sie als .,Fremde", ob­
wohl sie hier aufgewachsen sind. Sie waren rechtlich gesehen 
Ausländer, selbst wenn sie auf Dauer hier lebten. 

Mit der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts, das am 1. Ja­
nuar dieses Jahres in Kraft getreten ist, das durch die F.D.P. 
und die rheinland-pfälzische Landesregierung erst ermög­
licht wurde, haben wir diesen Menschen die Möglichkeit: ge­
geben, rechtlich dazuzugehören. Wir geben ihnen damit die 
Chance und das Bewusstsein, als Deutsche gleichberechtigte -Mitglieder unserer Gesellschaft zu sein. Dies ist eine wesentli- -
ehe Voraussetzung für Integration. Der deutsche Pass auf Zeit 
ist kein Garant für eine erfolgreiche Integration, aber ein 

- wichtiger Grundstein dafür. Am ehesten integrieren sich die, 
die als Gleiche unter Gleichen aufwachsen. 

Meine Damen und Herren, eine erfolgreiche und vor allem 
dauerhafte Integration stellt Anforderungen an beide ~eiten. 
Sie erfordert einerseits das Bemühen der Ausländerinnen und 
Ausländer, in Deutschland integriert zu werden. Dies bedeu­
tet keine völlige Anpassung an deutsche Sitten und _Gebräu­
che. Integration bedeutet allerdings die uneingeschränkte 
Bereitschaft der Ausländer, unsere Grundwerte, wie sie im 
Grundgesetz und in der Landesverfassung niedergelegt sind, 
zu respektieren. Andererseits erfordert Integration auch Ak­
zeptanz und Toleranz von uns Deutschen für andere Lebens­
arten. Dazu gehört es, die vo_rhandenen Vorurteile abzubau­
en . 

Meine Damen und Herren, die Beherrschung der deutschen 
Sprache ist Voraussetzung für Kommunikation und somit 
wichtigstes Mittel zur Integration. Ohne die Beherrschung 
der deutschen Sprache, und sei es auch nur unvollkommen, 

kann eine sinnvolle Integrationspolitik nicht betrieben wer­
den. Die Landesregierung hat dies erkannt und die für den 
Erwerb der deutschen Sprache erforderlichen Rahmenbedin­

gungen geschaffen. Ich wiil sie jetzt nicht alle aufzählen. Ich 
verweise nur auf den Antrag - Drucksache 13/4057 -, in dem 
zahlreiChe Beispiele aufgezählt werden. 

Sicherlich könnte das eine oder andere Programm noch er­
weitert werden. Wir müssen jedoch daran denken, dass wei­
tere Förderprogramme auch finanziert werden müssen. So 
leicht, wie es sich die CDU-Fraktion in ihrem Antrag .,Für eine 
Kultur des Miteinanders"- Drucksache 13/4029- macht, geht 
es nun wirklich nicht. Wie sagt Herr Kollege Mertes immer so 
schön: Immer mehr, immer mehr. - Nur wer all diese Forde­
rungen bezahlen soll, dassagtdie CDU-Fraktion nicht. 

(Zuruf des Abg. Schmitt, CDU) 
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- Ich bin sicher, dass im Fall eines Nachgebens dieser Forde­
rungen eine zweistellige rv1illionensumme pro Jahr die Unter­
grenze wäre, Herr Kollege Schmitt Alle5 soll wieder einmal 
der Staat regeln. Wo bleibt die Eigeninitiative der 1\lligrantin­
nen und Migranten? Überall fordern wir das Subsidiaritäts­
prinzip, nur in der Ausländerpolitik wollen die CDU-Fraktion 
und das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN alles dem Staat aufhalsen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Schuler: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen 
Schmitt? 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Wenn dies nicht von meiner Zeitabgezogen wird, gern. 

Abg. Schmitt, CDU: 

Herr Kollege Creutzmann, es kann nur irgendetwas stimmen. 
Vorhin hat der Kollege von der SPD gesagt, das haben wir al­
les schon gemacht, beschlos~en, deshalb können wir dem 
CDU-Antrag nicht zustimmen. Jetzt sagen Sie, wir können 
dem nicht zustimmen, weil es immer mehr und zusätzlich i~t. 
Eines von beidem kann nur stimmen. 

Vizepräside:nt Schuler: 

HerJ· Kollege Schmitt, ich darf Sie bitten, die Frage zu formu­

lieren. 

Abg. Schmitt, CDU: 

Ich darf Sie fragen, wie Sie diesen Widerspruch bewerten. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Kollege Schmitt, vieles, was Sie fordern, ist in do:r Tat 
schon gemacht. Herr Redmer hat es aufgeführt. Sie wollen 
noch viel, viel mehr in allen Bereichen. 

(Schmitt, CDU: Das ätimmt 
doch gar nicht!) 

Dies ist die Frage. Die; müs~en Sie, wenn Sie es seriös fordern, 

auch finanzieren. Dazu sagen Sie in Ihrem Antrag keinen Ton. 

Im Übrigen helfen alle Fördermaßnahmen nicht5, wenn die 

ausländi~chen Mitbürgerinnen und Mitbürger nicht gewillt 

sind, sich integrieren- zu lassen. Jegliche Fördermsßnahmen 

seitens der Politik ~ind Luftblasen, leere Hillsen, wenn sie 
nicht angenommen werden. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Lassen Sie mich bei diesem Punkt noch einmal auf die Sprache 
zurückkommen. Integration beginnt mit der Beherrschung 
der deut5chen Sprache. Es ~etzt auch die Bereitschaft voraus, 
die Sitten und Gebr3uche, also die Kultur eines Landes, zu ak­

zeptieren, :;o wie es das Spric~wort "whenyou go to the ro­
mans do as thE: romans do" einleuchtend zum Ausdruck 
bringt. Genau dieses Verhalten müssen wir :;,uch von unseren 
ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern erwarten 
können. 

Nicht nur durch das- Modell der liberalen Reform des Staats­
angehörigkeitsrechts hatsich die F.D.P. als die eigentliche ge­

sellschaftliche Reformkraft profiliert und ein l~lares, überzeu­
gendes und modernes liberale> Konzept sowohl der rotgrü­
nen Bundesregierung als auch der konsuvativen Opposition 
entgegengestellt. Nein, wir haben auch erkannt, dass wir kei­
ne künstlichen Debatten darüber brauchen, ob Deutschland 
ein Zuwanderungs- oder Einwanderungsland ist. Wir dürfen 
in der Diskussion nicht immer nur Teilaspekte herausgreifen, 
heute islamischer Religionsunterricht, morgen Greencard, 
dann wieder Arbeitserlaubnis für Saisonarbeiter oder die Be­

handlung von Bürgerkriegsflüchtlingen. Wir müssen den 
Blick für das Ganze gewinnen. Wir brauchen eine Anstren­
gung für das Zusammenleben aller Menschen in Deutschland. 

DiE Förderung der Integration ist eine gesell~chaftspolitische 
Aufgabe allererster Ordnung. Mit unserem Gesetzentwurf 
für ein Zuwanderungsbegrenzungsgesetz haben wir einen 

umfassenden zukunt'-t.Sweisenden Vor~chlag für eine von un­
serer Gesellschaft akzeptierte Zuwanderungspolitik gemacht. 
Völlig kontraproduktiv hingegen sind die vom BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN in ihrem Antrag - Drucksache 13/4068 -
gemachten Vorschläge. Sie- räumen den Migrantinnen und 
Migranten Sonderrechte und Privilegien ein, 

(Zuruf der Abg. Frau Grützmach er, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

die geradewegs zu einer Ausländerfeindlichkeit führen wür­
den, Frau Grützmacher. 

(Frau GrÜtzmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: -
Gleichstellung!} 

Wer beispielsweise - Zit::;t - "die Einrichtung einer Leitrtelle 
mit erweiterten Kompetenzen zur Wahrung und Durchset­

zung der Rechte von Migrantinnen und I'V1igr~nten" fordert, 

(Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90iDIE GRÜNEN: 

Der Rechte!) 
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wer sicherstellen will - ich zitiere wieder -, ,.dass Bildungs­
und Ausbildungseinrichtungen des öffentlichen Dienstes Mi­
grantinnen und Migranten gezielt werben und aufnehmen" 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ja natürlich!) 

- die Liste ließe sich beliebig verlängern -, wer also Auslän­
dern in Deutschland Vorrechte und Privilegien einräumen_ 
will, der schafft keine Integration; sondern Ablehnung durch · 

die Bevölkerung. 

(Frau Grützmacher, BÜNDN.IS 90/DIE GRÜNEN: 
Anders werden Sie mit der Benachteiligung 

nie aufhören!) 

- Frau Kollegin Grützmacher, im Übrigen verstoßen die Vor­
schläge von. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen Artikel 3 des 
Grundgesetzes. Ich darf ihn zitieren: ,.Niemand darf wegen 
seines Geschlechtes, seiner Abstimmung, seiner Abstam­

mung",--

(Zuruf der Abg. Frau Themas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Frau Kollegin Themas, auch seiner Abstimmung. 

-- ,.seiner Rasse, seiner Sprache; seiner Heimat und Herkunft, 
seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschau-. 

ungen benachteiligt"--

(Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sehr richtig!) 

-Jetzt kommt das Entscheidende. 

-~,.oder bevorzugt werden". 

Die F.D.P.-Fraktion lehnt die Anträge von CDU und BÜND­
NIS_90/DI_E GRÜNEN ab, weil Sie in hohem Maße Migrantin­

nen und Migranten Privilegien verschaffen wollen, die inte­

grationshemmend und nicht integrationsfördernd sind. 

Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall be! F.D.P. und SPD­

Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Was Sie hierJür einen Mythos aufbauen, 

ist ein Quatsch!) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Staatsminister Zuber das Wort. 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Die Integration unserer ausländischen Mitbürge­
rinnen und Mitbürger, das Zusammenleben mit ihnen - das 
heißt, die Kultur des Miteinanders- ist gerade heute, in einer 
Zeit, in der wir fast täglich Meldungen von rechtsradikalen 
Übergriffen auf ausländische Mitbürger, Schändungen jüdi­
scher Friedhöfe und Angriffe auf ausländische Geschäfte zur 
Kenntnis nehmen müssen, das zentrale Thema, bei dem sich 

alle demokratischen Kräfte zusammenschließen müssen, um 

es zu lösen. 

Wir Demokraten müssen durch unser entschlossenes Auftre­
ten und unser politisches Handeln denjenigen den Nährbo­
den entziehen, die durch ausländerfeindliche Parolen und 
Übergriffe für uns_er Land im Ausland das Bild der bösen 
Deutschenwieder aufleben lassen.ln ausländischen Reisefüh­
rern werden mittlen.'lleile Städte in Deutschland benannt, die 
man sogar· als Tourist wegen der Gefahr von Übergriffen. 

durch Rechte meiden soll. 

Meine Damen und Herren, so weit ist es bereits gekommen. 
Aus diesem Grund halte ich es auch für bedenklich, wenn da­
rüber nachgedacht wird, mit dem Thema ,.Ausländer" in zu­

künftigen Wahlkämpfen Punkte zu sammeln. 

(Beifall der Abg. Frau Grützmacher, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ein prominenter Pfälzer- Sie wissen sicherlich, von wem ich 
spreche- hat sich vor wenigen Tagen dazu wie folgt geäußert 

-ich zitiere-: ,.Wer damit"- gemeint war die Ausländerpoli­
tik- .. Wahlkampf machen will, der ist reiffürdie Psychiatrie". 

Meine Damen und Herren, jahrelang haben wir in Deutsch­
land Arbeitskräftegesucht und in den südlichen Ländern Eu- . 
ropas gefunden. Es waren die so genannten Gastarbeiter, die 
gemeinsam mit uns das Wirt.Schaftswunder schufen und den 
deutschen Unternehmen wieder zur Weltgeltung verhalfen. 
Nachdem der Arbeitsmarkt gesättigt erschien, verhängten 

wir einen Anwerbestopp für ausländische. Arbeitnehmer. Die, 
die bei uns waren, blieben und wurden nun in Sonntagsreden 

so genannte ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger. 

Die Integrationsprobleme allerdings blieben, weil man auch 
über lange Zeit davon ausging, dass man irgendwann wieder 

nach Hause gehen würde~ Nach wie vor leben gerade diese 
Menschen, die zwischenzeitlich älter und alt geworden sind, 
zwischen zwei Welten. Durch die veränderten politischen 

Verhältnisse in West- und Osteuropa nach der Beendigung 

des Kalten Krieges hat in den letzten Jahren eine weitere Zu­
wanderung mich Deutschland stattgefunden. Auch viele die­
ser Zuwanderer haben mittlen.veile ihre Heimat bei uns ge- . 

funden. Sie einzugliedern, sie in unsere Gesellschaft zu inte­
grieren, ist eine der wichtigsten, aber zuglekh auch schwie­

rigsten innenpolitischen Operationen,denen wir uns zu stel­
len haben. 

-

-
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Das gilt auch für diejenigen, die heute zu ihren bereits in 
Deutschland lebenden Familien nachziehen oder bei uns auf­
grundvon politischer Verfolgung Asyl erhaltf:n. 

Meine Damen und Herren, Integration - aber auch dies will 
ich sehr deutlich sagen - stellt keine Einbahnstraße dar. Wer 
integriert werden will,_muss zunächst auch zu einem Teil 
selbst dafür sorgen, dass dies auch gelingt. 

(Beifall des Abg. Pörksen, SPD, 
und des Abg. Wirz, CDU) 

Die Schlüssel hierfür sind die Kenntnisse der deutschen Spra­
che. Dazu bedarf es auch eigener An;:tn;ngungen. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt 
bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, Aufgabe der Politik ist e:;, die Inte­
grationsbereitschaft der Bevölkerung durch ein Klima der Ak­
zeptanz und Toleranz zu fördern, D3s Zusammenleben von 
Deutschen und Ausländern kann durch juristische Normen 
nicht vorgegeben werden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich insbesondere zu 
den Forderungen der CDU-Fraktion einige Anmerkungen ma-_ 
chen, Zunäch~t einmal darf ich feststellen, diese Landesregie­
rung hat ihre Hausaufgaben gemacht. 

(Beifall bei der SPD und des 
Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

Die rheinland-pfälzischen Kindergärten leisten einen wichti­
gen Beitrag zur Integration auslänäischer Kinder. Dies wird 
bei der Landesförderung der Personalkosten in den Kinder­
gärten ausdruckfleh berücksichtigt. ln den Schulen unseres 
Landes werden Schulerinnen und Schüler, deren Sprach­
kenntni~se noch unzureichend :.ind odervöllig fehlen, geson­
dert gefördert. Die Landesregierung hat hierfür die entspre­
chenden Haushaltsansätze kontinuierlich erhöht und damit_ 
seit 1991 entgegen dem, was eben gesagt worden ist, eine 

Verbesserung der Schulab;chlü~se ausländio:cher Schulabgän­
ger erreicht. 

Allerdings musste sie dies~ d3s gestehe ich gern zu -vor dem 

Hintergrund eines beklagenswert niedrigen Sockels vom Aus­
gangspunkt her tun, sodass in dE:rTat weitere kontin~ierliche 
Anstrengungen erforderlich sind. - -

Meine Damen und Herren, bemerkenswert ist in diesem Zu­
sammenhang allerding;, dass die CDU - auch heute wieder­
um - Vorbereitungs- und Förderklassen fordert, die sie in ei­
gener Regierungsverantvvortung abgeschafft h;;t. Auch- im 
Bereich der Jugendarbeit trägt die Landesregierung zur Inte­
gration der Jugendlichen bei. So fördert der Bund mit dem/ 
Garantiefonds ,.Schule und Berufsbildungsbereich'' die 
sprachliche, ~chu!ische, berufliche und -die damit in Verbin­

dung stehende soziale Eingliederung junger Spätaussied!e-

rinnen und Spätaussiedler, und zwar sind es wiederum Fort­
schritte, die auf diesem Feld in den vergangenen beiden rund 
zwei Jahren erreicht worden sind, nachdem über Jahre hin­
weg kontinuierlich gerade die Mittel in diesem Bereich von 
denen abgeb3ut worden sind, die heute die Anträge gestellt 
haben, das heißt, von Ihren Parteifreunden in Berlin. 

Das Land unterstützt darüber hlnau~ aus Mitteln des Landes­
jugendplans gezielt Projekte der Jugendsozialarbeit, die ins­
besonderE: der gesellschaftlichen Integration junger Aussied­
lerinnen und Aussiedler, Ausländerinnen und Au~l3nder und 
benachteiligter junger Menschen dienen. In Kooperation mit 
der Arbeitsverwaltung wo=rden in Rheinl3nd-Pfalz weitere ar­
beitsm3rktorientierte Maßnahmen der Jugendsozialcirbeit 
unterstützt. 

Meine Damen und Herren, seit Jahren lernen ausländische 
IV!itbürgerinnen und Mitbürger sowie ihre Kinder die deut­
sche Gesellschaft an nur wenigen Stellen besser kennen al;o in 
unseren Vereinen. Speziell die Sportvereine durch das breite 
Spektrum ihrer Vereinsförderung; aber auch durch die Förde­
rung gezielter ~/lodellprojekte hat die Landesregierung die 
Integration seit vielen Jahren wirkungsvoll unterstützt. Auch 
im Bereich dtr Berufsbildung hat die Lande:>regierung die 
notwendigen l'v'laßnahmen·ergriffen. 

Ausländische Unternehmer haben sich in Deutschland zu ei­
nem bedeutenden Wirtschaftsfaktor entwickelt. Auch- das 
wird nicht so herausgestellt, wie das notwendig wäre. Doch 
liegt die Beteiligung ausländischer Unternehmeran der Be­
rufsausbildung weit hinter der deutscher Unternehmer zu­
rück. Die Gründe hierfür sind vielschichtig. Neben der Kosten­
frage liegen die Barrieren in lückenhafter Information über 
Voraussetzungen und Möglichkeiten der Berufsausbildung 
und in einer nicht vorhandenen Ausbildungskultur. 

Die L3ndesregierung hatim Rahmen ihrer Berufsbildungsför­
derung diesem Anliegen Rechnung getragen und in bislang 
;echs Kammern so genannte Ausbi!dung~p!atzbewerber mit­
finanziert, die bei der Suche nach Ausbildungspotenzial auch 
systematisch ausländische Unternehmen einbeziehen. Ferner 

leisten die Kammern mit ihren Ausbildungsberatern wichtige 
lnform;;tions- und Beratungsarbeit. Diese Hilfen richten sich 
auch an die ausländischen Betriebe und an von Ausb!ldungs­
abbruch-bEdrohte junge Menschen. 

Meine Damen und Herren, ein vveiterer 6ereich ist die Krimi­

nalitätsvorbeugung. Im Sinn_ einer ganzheitlichen Strategie 
-dies halte ich für entscheidend zur Kriminalitätsvorbeugung 
und -bekämpfung - ist üba die Arbeit der Polizei hinaus das 
Zusammenwirken 3ller gesellschaftiichen Kräfte, vor 3llen 
Dingen aufder kommun;;len Ebene notwendig. 

(Vereinzelt BeifaU bei SPD und F,D.P,) 

Kriminalprävention kann nämlich dort mit zielgerichteter 

ProjektarbEit besonders wirksam betrieben werden. Dabei 
werden alle örtlich relevantE:n gesellschaftlichen Gruppen 
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oder ihre Vertreterinnen und Vertreter, wie zum Beispiel die 
Ausläncferbei.mftragten oder die Mitglieder der Ausländer­
beiräte, in diese Arbeit einbezogen. Je nach örtlicher Bedeu-

- tung kann so beispielsweise die Förderung der Integration 
ausländischer Mitbürgerinnen und Mitbürger oder die Ver­
hinderung von Gewalt zum Thema von Präventionsprojekten 
gemacht werden. Dabei ist es selbstverständlich, dass sich un­
sere engagierten ausländischen-Mitbürgerinnen Ufld Mitbür­
ger einbringen können. 

Auf Landesebene wird die Präventionsarbeit ressortübergrei­
fend und interdisziplinär in dem im August gegründeten Lan­
despräventionsrat gebündelt. Dieser wird den kriminalprä­
ventiven-Gremien; aber auch der Landesregierung Empfeh­
lungen zur Kriminalprävention geben. 

Die Prävention und Bekämpfung der rechtsextremistisch, 
fremdenfeindlich und antisemitisch motivierten Kriminalität 
erfolgt in Rheinland-Pfalzder Bedeutung dieser Thematik an­
gemessen auf permanent hohem Niveau. Die Polizei reagiert 
jeweils flexibel und unverzüglich auf sich abzeichnende Ge~ 
fahren oder deliktische Brennpunkte. 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung verfolgt aber 
auch genau das Ziel, das hier gefordert worden ist, und zwar 
verfolgt die Landesregierung nicht erst seit wenigen Mona­
ten, sondern schon seit Jahren, mehr Ausländerinnen und 
Ausländer für-den Polizeidienst zu gewinnen. Vielfältige Ak­
tivitäten dienen dazu, das Interesse junger ausländischer 
Frauen und Männer am Polizeidienst zu wecken und Unsi­
cherheit und Zurückhaltung abzubauen. 

Frau Grützmacher, ich wünschte mir einen größeren Erfolg 
als den, den wir bislang hatten. Aber wir müssen natürlich 
darauf bestehen, dass wir auch an die ausländischen Bewer­
berinnen und B·ewerber die gleichen Anforderungen stellen· 
müssen wie an die deutschen. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Im Übrigen haben wir auch die Erfahrung gemacht, dass nach 
einer gewissen Zeit, wenn wir ausländische Polizeibeamte in 
den_ Dienst genommen haben, diese dann die deutsche 
Staatsangehörigkeit beantragen und auch bekommen. 

Zum Antrag der CDU-Fraktion bezüglich der Verbesserung 
der Stellung der EU-Bürger will ich auf Folgendes hin;~eisen: 
Nach geltendem Recht kann jeder Unionsbürger sich. im Ho­
heitsgebiet der Mitgliedstaaten vorbehaltlich der in dem EG­
Vertrag und in den Durchführungsbestimmungen vorgesehe­
nen Beschränkungen und Bedingungen frei bewegen und 
aufhalten. Jedoch gibt es zurzeit innerhalb der EU keine un­
beschränkte Freizügigkeit. Freizügigkeit bedeutet nämlich, 
dass man in ·einem anderen EU-Staat seinen ständigen Auf­
enthalt nehmen möchte. Voraussetzung hierfür ist jedoch, 
dass der Unionsbürger in der Lage ist, seinen Lebensunterhalt 
selbst zu finanzieren, sei es aus Erwerbstätigkeit oder aus ei­
genen Mitteln. Zum Nachweis der Freizügigkeitsberechti-

gung erhält der EU-Bürger eine Aufenthaltserlaubnis EG, die 
aber im Grunde nur deklaratorischer Natur ist. Diese soll al­
lerdings erfreulichen.'lleise ab 1. Januar 2001 entfallen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch wenige Wor­
te zu dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Erfeichterung der Einbürgerung sagen. Die Modernisierung 
des Staatsangehörigkeitsrechts im vergangenen Jahr stellte 
einen vvichtigen Beitrag zur Integration dar, dabei heißt Inte­
gration, aufeinander zugehen. Wer einen deutschen Pass hat, 
wird nicht länger Abseits stehen. Lange hier lebende Auslän­
der und Inländertrennt im Wesentlichen sehroftder Pass. 

Ich bin stolz darauf, dass der damals gefundene Kompromiss 
auf der Basis eines vom Innenministerium im Jahr 1997 im 
Bundesrat eingebrachten Gesetzentwurfs zur Zuwande­
rungssteuerung und Integration erarbeitetworden ist. 

Meine D<!men und Herren, lassen Sie mich abschließend fest­
stellen: Die rheinland-pfälzische Landesregierung ist mit ih­
ren bisherigen Anstrengungen zur Integration unserer aus­
ländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger auf dem richtigen 
Weg. Dennoch gibt es natürlich noch vieles zu tun. Wer woll­
te das ernsthaft bestreiten. 

Ich möchte deshalb dafür werben mitzuhelfen, zum einen ein 
Klima der Toleranz und der Akzeptanz zu schaffen und zum · 
anderen die notwendigen integrationsfördernden Begleit­
maßnahmen gemeinsam zu intensivieren. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

.Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, es liegen keine weiteren _Wort­
meldungen vor. Damit sind wir am Ende der Aussprache zu 
den Punkten 29 bis 33 der Tagesordnung. Wir kommen zur 
Abstimmung. 

Zunächst stimmen wir über den Antrag der Fraktion der CDU 

- Drucksache 13/4029 - ab. Wer diesem Antrag zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! - Die Gegenpro­
be!- Enthaltungen?- Damit ist dieser Antrag mit den Stim­
men der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU bei 
Stimmenthaltung des BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Fraktio­
nen der SPD und F.D.P. - DrucJ.o..sache 13/4057 -. Wer diesem 
Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei­
chen!- Die Gegenprobe! - Enthaltungen?- Damit ist dieser 
Antrag mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die 
Stimmen der CDU bei Enthaltung des BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN angenommen. 

• 

--
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Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN- Drucksache 13/4068_-. Wer diesem 
Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei­
chen! - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist dieser 
Antrag mit den Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. ge­
gen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab~Eiehnt. 

Wir kommen zur Ab"timmung über den Antrag der Fraktion 
der CDU- Drucksache 13/4389 -. Wer diesem Antrag zustim­
men möchte, den bitte ich um d:~s H:~ndzeichen!- Die Gegen­

probe! - Enthaltungen? - Damit irt dieser Antrag mit den 
Stimmen der SPD und der F,D.P. gegen die Stimmen der CDU 
bei Stimmenth:~ltung des BÜNDNIS 90/DIE-GRÜNEN abge­

lehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschließung;;an­

trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Druck~ache 

"13/5312 -.Wer die~em Antrag zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen!- Die Gegenprobe!- Damit ist dieser 

Antrag .mit den Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. ge­
gen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, damit sind diese Tagesordnungs­
punkte-behandelt. Ich darf mich herzlich bed:mken. 

Ich rufe die Punkte 15 und 16 der Tagesordnung auf: 

Fünfjahresplan für den Ausb3u der Radwe:ge am Mittelrhein 
Antrag der Fraktiori der CDU 

-Entschließung-
- Drucksache 13/528"1 -

dazu: 
Be;;chlussempfehlung des Au::schus~elC 

für Wirtschaft und Verkehr -
-Drucksache 13/5516-

Radwegenetz in Rh.;inland-Pfalz 

Antrag (Aiternativantrag) der i'raktiorien 
der 5PD und F.D.P. 

-Drucksache 13/5584-

Die Fraktionen haben eine Redezeit von fünf lViinuten verein­
bart. 

Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Remy, 
das Wort. 

Abg. Remy, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! ln der 34. Sitzung 
des Ausschusses für Wirtehaft und Verkehr am 8. Februär 
2000 und in der 35. Sitzung de5 Aus5chus~es für WirGchaft 
und Verkehr ;,m 24. Februar 2000 wurde der Antrag der (DU­
Fraktion- Drucksache 13/5231- kontrovers diskutiert und von 

der Mehrheit de~ Aus~chusses abgelehnt. Die Beschlussemp­
fehlung lautet: Der Antrag wird abgelehnt. 

Vizeprä;:ident Schul;:r: 

r•iieine Damen und Herren, als Gäste im rheinland-pfälzischen 
L:mdtag begrüß;;; ich Mitglieder des SPD-Gemeindeverb:mds 
Höhr-Grenzhausen. Seien Sie herzlich willkommen! 

(Beifall im Haus10) 

Ich erteile Herrn AbgEordneten Bracht das Wort. 

Abg. Bracht, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wie Sie wissen, 

handelt es sich bei diesem Antrag um einen Antrag aus den 
Haushaltsberatungem vom Januar dieses Jahres. Der Antrag 

zielt auf ein unter touristischen Gesichtspunl~ten elementares 
Kernstück eines landesweiten großräumigen Radwegenetze~ 
in Rheinl<.nd-Pfalz. Auch wenn sich die Landesregierung seit 

Januar bemüht hat, Ver~äumtes ein wenig nachzuholen, ist 
der Antrag nach wie vor hoch aktuell. Mit dem Antrag bitten 
wir das Parlament, die L:~ndesregier~ng aufzufordern, eine 
konkrete zeitliche Perspektive für den Ausbau und Lücken­
schluss dEr Radwege entlang des Mittelrheins aufzuzeigen 
und dazu ein auf maximal fünf Jahre angelegtes Ausbaukon­
zept zu beschließen. 

Meine Damen und_ Herren, ich bedauere sehr, dass der Aus­
schuss für Wirtschaft und Verkehr mit Mehrheit die Ableh­
nung empfohle-n hat. Eine 5<.chlich fundierte Begründung da­
für kann ich leider nicht erkennen. Wir haben uns bemüht, 

dass will ich sehr deutlich sagen, keine überzogenen Forde­
rungen zu stellen. Wir wissen, dass der Au;bau der immer 
noch fehlenden Teilstücke auf beiden Seiten hohe Kosten 

verursacht. Deshalb haben wir gefordert: maximal fünf Jahre 
und nicht alle:; sofort. 

Meine Damen und Herren von den Regierungsfr-:~ktionen, 
wenn Sie sagen,- das sei Bundessache, weil die Radwege ent­
lang der Bundesstraße verlaufen, ist das allenfalls ein Argu­

ment für die von Berlin für diEse Projekte glob31 zur Verfü­
gung gestellten ständig rückläufigen Mittel. Im Rahmen der 

verfügbaren rv1ittei1Egen aber Sie die Prioritäten fest. 

Wenn Sie sagen, dass der Mittelrhein in das Weltkulturerbe 

aufgenommen werden solle oder der MittElrhein dringend 
durchgehende Radwege benötige, weil dadurch ein sehr gro­
ßes neues Gästepotenzial für den Tourismus im Rheintal eJ­

schlossen werden könne - große Töne, diE Sie am r\IJontag 
beim "Mittelrheinforum" in Lahnstein logElassEn haben, 
Herr Minister- so stimme ich dem dennoch uneinge"chränkt 
zu. Ich behaupte 5ogar, dass der Mittelrhein ohne diese Rad­

·wege keine Zukunft hat. Abgeleitet davon sind Radwege die 
wichtigste Fremdenverkehrsinvestition, die wir f9r dEn Mit­

telrheintätigen können. Wenn das so ist, müssen wir 'Wege 

finden, diese R:~dwege so schnell wie möglich zu bauen. 
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Zu diesen Wegen gehört auch, dass man sich selb51: ein Stück 
bindet. Deshalb haben wirdiesen Vorschlag unterbreitet. 

Ich frage Sie beispielsweise: Was passiert mit den 60 Millio­
nen DM, die nach Ihren Worten im Mittelrheintal eingesetzt 
werden sollen? Wenn Sie einen Teil davon kurzfristig in die 
Radwege investieren würden, hätten Sie Großartiges für die­
ses Rheintal geleistet. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Das Rheintal klagt zu Recht, von der Landesregierung links 
liegen gelassen zu werden. Wie wenig die alljährliche Show 
des Ministerpräsidenten an dem autofreien Sonntag dieser 
Region hilft, zeigt sich Jahr für Jahr immer mehr. Es reicht 
nicht, jedes Jahr viel Geld zu verpulvern, nur um sich selbst 

-darzustellen, Herr Ministerpräsident. Er ist leider nicht anwe­
send. 

Meine Damen und Herren, analog dem Radwegeprogramm 
an der Mosel wäre es vernünftig, ein entsprechendes Pro­
gramm für den Mittelrhein aufzulegen. 

Ich fürchte, Sie lehnen del} Antrag entgegen all der starken 
Worten ab. Dass die Forderung richtig ist, bestätigten Sie 
dennoch in den vergangenen_Monaten. Kaum hatten wir den 
Antrag vorgelegt, sind Sie aufgewacht, und an der Loreley­
wurde im Frühjahr begonnen zu bauen. ln diesen Tagen hat 
ein weiterer Ausbau zwischen Bad Salzig und Boppard be­
gonnen.-lnsofern kann die CDU-Fraktion zumindest ein we­
nig froh sein, dass der Druck schon Bewegung erzeugt hat.-

Meine Damen und Herren, es geht aber viel zu langsam mit 
Blick auf die vielen Engstelfen, die vorhandenen Probleme 
ohne Radwege und die erhofften positiven Wirkungen mit 
Radwegen. Herr Minister, wenn das Land mit der derzeitigen 
Geschwindigkeit die Arbeiten fortsetzt, werden wir die Rad­
wege am Mittelrhein und im Rheintal in den nächsten zwan­
zig Jahren nicht vervollständigen. So lange können und wol­
len wir aber nicht warten. Wir halten einen Zeitraum von 
fünf Jahren für verniinftig, der auch finanziell verkraftbar 
sein müs51:e und der mit Blick auf die mit Radwegen verfolg­
ten Ziele, nämlich die Schaffung eines Mittelrheinradwegs als 

touristisches Kernstück eines landesweiten Radwegenetzes, 
nicht länger sein darf. _ 

Aus der persönlichen Sicht meiner Familie merke ich an, wel­
che Probleme_esgibt.lchwohne in Rheinböllen, zehn Kilome­
ter vom Rhein entfernt. Ich würde sehr gern gelegentlich mit 
meinen Kfndern eine Radtour am Mittelrhein unternehmen. 
Ich sage Ihnen ganz offen, dass das derzeit nicht-zu verant­
worten ist, weil es einfach zu gefährlich ist, mit Kindern diese 
noch nicht ausreichenden Radwege mit den Engstellen zu be­
nutzen. Genau dies bestätigt auch die Polizei. 

(Glocke des Präsidenten) 

Herr Präsident, ich komme-zum Schluss und sage noch zwei 
Sätze zum Alternativantrag der Fraktionen der SPD und 
F.D.P. Sie haben das Thema verfehlt. Sie haben einen Alterna­
tivantrag zum Radwegenetz in Rheinland-Pfalz gestellt. Das 
_Thema haben wir bereits kurz nach der Sommerpause in die­
sem Jahr diskutiert. Sie bieten keine Alternative. Deshalb 
können wir Ihrem Antrag nicht zustimmen. Im Übrigen bein­
haltet er sehr viel Allgemeines, das von der Regierung schon 
längst hätte erledigt sein müssen. Daher sehen wir in Ihrem 
Antrag eine Kritik an der Regierung. Insofern müssten wir ei- _ 
gentlieh zustimmen, aber aus den anderen Gründen 51:immen 
wirnicht zu. 

Ich bitte Sie, sich einen Ruck zu geben und unserem Antrag 
zuzustimmen. Dann haben Sie etwas Vernünftiges für das 
Rheintal und das Land Rheinland~Pfalz getan. 

Ich bedanke mich. 
(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Schuler; 

Ich erteile Herrn Kollegen Stretz das Wort. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
151: das die Rede vom letzten Mal?) 

Abg. Stretz, SPD: 

-Nein, ich habe sie neu geschrieben. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege, ge­
nau das ist einer der springenden Punkte. Sie wollen bei dem 
Punkt wieder einmal alles oder nichts. Unsere Position war, 
dass wir einfach nicht wollen, dass einzelne Bereiche des Lan" _ 
des herausgegriffen werden und Programme entwickelt wer­
den, die nur in den Bereichen greifen und wir im Rest des 
Landes, obwohl wir auch wissen, dass an der einen oder an­
deren Stelle etwas fehlt, nichts mehr umsetzen können. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) _ 

Deshalb ist unser Antrag sehr wohl ein Alternativantrag, weil 

wir der Meinung sind, dass das, was gefordert wird, für das 
ganze Land Rheinland-Pfalz gilt, unabhängig davon, ob der 
Weg am Rhein, an der Mosel oder bei mir zu Hause in der 
Wertpfalz entlang läuft. 

Lieber Herr Kollege, Sie sollten da~ür sorgen, dass sich die 
CDU vor Ort darüber im Klaren ist, welche Prioritäten Sie set­
zen will. Herr _Geil hat Angst, es werde nur die rechte Seite 
bedient, und die linke Seite habe langfri51:ig keine Chance. Sie 
müssen sich darüber im Klaren sein, wohin Sie wollen: 

(Beifall der SPD­
Zuruf des Abg. Bracht, CDU) 

• 
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Meine Damen und Herren, ich betone es nochmals: 
Rheinland-Pfalz verfügt Ober ein leistungsfähiges Rad•vege­

netz. 

(Bracht, CDU: Fahren Sie 

mit dem Rad?) 

ln den vergangenen zehn Jahren haben wir Radwege in einer 

Gesamtlänge von etwa 300 Kilometern in Rheinland-Pfalz da­

zugebaut und haben nun insge~amt etwa 1 400 Kilom-eter 

Gesamtlänge an den ldas~ifizierten Straßen. Dazu kommen 

nocn die kommunalen Radwege, die da~ Land mit 85 % der 
Gesamtkosten mitfinanziert. 

Natürlich gibt e,; 3Uch LOcken. Das be~treitt:t kein fv1en5ch. 

Diese Lücken wollen wir und- auch_ die L3ndesregierung 

schließen. 

(Frau Ki!tz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wann denn?) 

ln der Sitzung des Ausschu5ses fürWiruchaft und Verkehr hat 

der Herr Staatssekretär gesagt, dass wir allein iür den Bereich 

des Mittelrhein~ Mittel in Höhe von ca. 34 Millionen DM be­
nötigen. Sie ;oagen, das sei ein Betrag, der in den nächsten 
Jahren ohne weitere; realisierbar sei. So haben Sie das vor ei-­

nigen Minuten dargestellt. Wir wissen nicht, ob wir diesen 
Betrag in dieser kurzen Zeit rea!isieref! können. 

Es hat jede Menge Gespräche vor Ort st:;;ttgefunden - auch 

mit Ihnen-, in denen m<on versucht hat, Prioritäten zu setzen, 
und i_n denen man überlegt hat, wie man vorangehen soll. Sie 

habem·bertätigt, da;~ im einen oder anderen Fall bereits an 

eine Umsetzung htrangegangen wurde. Da> ist Ihnen aber 
zu wenig. Wie sagen die lt:~!iener: .,Senza lilleri non si l<olle­

ra." 

Man muss ~ich also immer danach richten, was man in der 

Kasse hat und was man eventuell noch umsetzen kann. 

(Schweitzer, SPD: Kann man das 

einmal auf Deutsch sagen?) 

-Das istganz einfach: Ohne Geld spielt keine fvlusik. Wo kein 

Geld ist, hat der Kaiser sein Recht verloren. - Herr Kollege 

Schweitzer, Sie können c!as auch im Westerwald verw~;;nden. 
Der eine oder andere wird-das auch dort vErstehen. 

Herr Kollege Bracht, deshalb haben wir ges3gt, dass wir uns 

auf das ganze Land besinnen wollen und uns den Gesamtap­

parat Radwegenetz Rheinland-Pfalzmit dem Ziel anschauen 
wollen, für den Tourismus an der einen oder anderen Stelle 

ganz gezie;lt et11vas einzusetzen. 

Wir wissen alle, dass es Bereiche in unserem Land gibt, für die 

die MöglichkEit sehr wichtig ist, das Radwegenetz benutzen 

zu können. Meine Kollegin, Frau Ulla Brede-Hoffmann, hat 

mich darauf hingewiesen, do;ss es auch noch darum geht, d:~ss 
die Radwegenetze so ausgebaut werden, das~ sie auch für die 
so genannten Trendsportarten nutzbar sind. Auch das wollen_ 
wir init hineinpacken. 

(Schwarz, SPD: Nein, das machen 

wir nicht!) 

-Lieber Fr<onz Schwarz, die Tatsache, dass du nicht in der Lage 

bist, m itzuskatf:n, heißt noch lange nicht, da~s es nicht andere 
LEute gibt, dle dortsehr \Nohl fahren können. -

Meiner lVieinung nach zEigen wir mit unserem Antrag den 

Weg, aui dem wir gehen wollen. Wir wollen den Weg aufzei­
gen, den wir ~icherlich o;uch gemeinsam mit df:r LandesregiE­

rung erfolgreich begehen können. Wir wehren uns dagegen, 

einen ;;inzelnen Bereich des Landes herauszugreifen und für 

diesen ein Fünf-Jahres-Programm aufzulegen. Wir wissen 

aber nicht, ob wir die 34 iviil!ionen DM plus X in den nächsten 

Jahren aufbringen können. Deshalb wollen wir im gesamten 

Bereich des Landes tätig werden. 

Eine der Forderungen, die wir gestellt haben, ist zum Beispiel 
die, dass wir eine aktualis-ierte Übt:rsichtskarte mit dEm Rad­
wege netz haben wollen. Für Teilbereiche gibt es solche Kar­
ten bereits. Für das ganze Land ist sie aber hilfreich, weil viele 

im Schienennahverkehr da~ Fahrrad mitnehmen wollen und 

sehen wollen, wo sie außerhalb der Schiene fahren können. 

Herr Kollege, deshalb lehnen wir natürlich Ihren Antrag ab 

und werden unserem Antrag zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident SchuiGr: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Kiltz das Wort. 

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Stretz, Sie haben dankenswerterweise Ihre Rede ·vom letzten 

Mal etwas -auigepeppt, damit es nicht ganz so langweilig 

wird. Ich erinnere daran, dass wir im Juni-Plenum ausführlich 
·anhand unseres ~ehr umfas~enden Antrags, der natürlich der 

beste Antrag war, über die Radwege diskutiert haben: Diest:r 

Antrag ist mit einEr Begründung abgelehnt worden, die heu­
te zur Begründung des eigenen Antrags abgegeben wurde. 

vVir wollen einmal darüber hinwegsehen, weil wir Ihrem An-· 

trag ohnehin nicht zustimmen werden. 
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Herr Bracht, wir werden uns bei Ihrem Antrag der Stimme 
enthalten, weil er sich auf eine Region beschränkt. 

(Schweitzer, SPD: Das macht Ihr 
doch den ganzen Tag! -

Pörksen, SPD: Ihr verhaltet euch 
geschlechtsneutral oder wie?) 

Wir wollen eine Konzeption für das ganze Land - Herr Pörk­
sen, bitte hören Sie zuerst einmal zu -, und wir wollen eine 
deutliche Erhöhung der Mittel zur Förderung des Fahrradver­
kehrs. Das beschränkt sich nicht auf den Ausbau der Fahrrad­
wege, 5ondern es sind auch noch andere Maßnahmen denk­
bar, die riicht alle Geld kosten. 

Im Übrigen ist die Entfernungspauschale, die heute Morgen 
schon Thema war, eines der Mittel, mit deren Hilfe man das 
Fahrrad anderen Verkehrsträgern gleichstellen kann. Des­
halb habe ich das umso mehr begrüßt. Darüber sind wir uns 
einig, Herr Kollege Stretz. 

(Schweitzer, SPD: Aber dann!) 

Werte Kolleginnen und Kollegen der CDU, weshalb haben Sie 
bei den Haushaltsberatungen keine Aufstockung der Mittel 
für Radwege beantragt? D~s, was Sie fordern, kostet 34 Mil­
lionen DM. Das sprengt natürlich den Rahmen dessen, was 
die Landesregierung für Radwege in den nächsten Jahren 
vorgesehen hat. -

Ich mache Sie aber darauf aufmerksam, dass es sich um Bun­
desstraßen handelt. Daher liegt eigentlich die Baulast beim 
Bund. We_nn man sich ansieht, was das Land Rheinland-Pfalz 
für den Bundesverkehrswegeplan angemeldet hat, befindet 
sich kein einziges Radwegeprojekt an Bundesstraßen darun­
ter. Herr Dr. Schiffmann, setzen Sie sich doch einmal dafür 
ein, dass dieses Versäumnis beseitigt und diese Lücke gefüllt 
wird. Herr Minister, ich appelliere an Sie: Ändern Sie das. 

Der Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. findet vor al­
lem_deshalb nicht unsere Zustimmung, weil er kaum auf den 
Alltagsradverkehr eingeht, sondern den touristischen Radver­
kehr in den Mittelpunkt stellt. Auch er beschränkt sich auf die 
vorgesehenen Mittel, die aus unserer Sicht längst nicht aus­
reichen. Wir haben bei der Fahrradinfrastruktur einen Nach­
holbedarf. 

Die Nummer 5 im Antrag ist schlicht und ergreifend Unsinn, 
weil man auf einer Radwanderkarte für das ganze Land 
nichts mehr erkennen kann. Da muss man schon andere We­
ge gehen. 

(Schweitzer, SPD: Wir schon!) 

-Was haben Sie denn für eine Brille? 

Ich erinnere an die wunderbare Radwanderkarte, die für den 
Naheradweg von der Nahelandtouristik erstellt >;vurde. So et­
was müsste für andere Landesteile auch erstellt werden. 

Ich weise noch einmal kurz darauf hin, was am Fahrradfahren 
so wichtig ist: Es handelt sich hauptsächlich um ein Verkehrs­
mittel für-den Alltagsverkehr, was auch nachgewiesen ist. 
Über 60 % des Radverkehrs dient dem Alltagsverkehr, näm­
lich Einkaufen sowie Berufs-, Geschäfts- und Ausbildungsver­
kehr. Die Verkehrsleistung ist demzufolge werktags auch hö­
her als an Wochenenden, an denen es_ sich hauptsächlich um 
Tourismusverkehr handelt. 

Große Bedeutung hat der Fahrradverkehr für Kinder und Ju­

gendliche. Ab dem Alter VC?n 18 Jahren finden Sie mehr Frau­
en als Männer auf dem Fahrrad unterwegs. Überlegen Sie 
einmal in Ihrem Gender-Mainstreaming-Training, was das für 
Ursachen haben könnte. Nicht zuletzt hat das Fahrradfahren 

-
eine sehr große Bedeutung für Mütter- Frauen mit Kindern 
und Hausfrauen -, die oft mit diesem Verkehrsmittel unter­
wegs sind. Vielleicht liegt es daran, dass das Fahrradfahren so 
wenig Unterstützung von den Herren in den Verkehrsabtei­
lungen und von den Herren verkehrspolitischen Sprechern er­
hält. 

Meine Damen und Herren, bis zu 30 % der Pkw-Fahrten in 
Ballungsgebieten - wir haben zwar in Rheinland-Pfalz nicht 

-viele Ballungsgebiete, aber doch ein paar- können auf das 
- Fahrrad verlegt werden. Dabei ist das Verlagerungspotenzial 
sogar noch höher als auf den ÖPNV und auf das Zufußgehen. 
Ebenfalls gibt es im ländlichen Raum Verlagerungspotenzia­
le. Durch die Förderung des Fahrradverkehrs- meine Damen 
und Herren, hören Sie gut zu- können binnen weniger Jahre 
biszu 3 Tonnen C02 eingespart werden. Das ist wahrhaftig 
ein erheblicher Beitrag zum Klimaschutz. 

Wenn Sie das, was meine Kollegen in Bann i.'Vollen, nämlich 
den Radwegeverkehrvon heute 12%--

(Stretz, SPD: ln Bann?) 

-Entschuldigung, in Berlin. 

--auf 20% im Jahr 2010 zu steigern, wollen, nehmen Sie das 
bitte ab jetzt beherzt in Angriff. \'liir werden Sie auch wieder 
mit einem neuen Antrag konfrontieren. 

(Stretz, SPD: Beglücken!) 

-Wenn Sie das als beglückend erfahren, umso besser. 

(Stretz, SPD: Alles, was von euch 
kommt, ist begl~ckend!) 

Wenn wir Ihnen damit eine Freude machen können, werden 
Sie zustimmen müssen. 

Noch ein letzter Punkt: Fahrradfahren ist auch ein Beitrag zur 
Gesundheitsprävention. Es trägt zur Gewichtsregulierung, _ 
zur Verhütung von Gefäßkrankheiten usw. bei. Wenn ich 

• 
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mich so umsehe, könnten es. meiner Meinung nach einige 
Herren im Plenum gut gebrauchen, ab und zu einmal Fahrrad 
zu fahren. 

(Glocke des Präsidenten} 

Sie wüssten dann, wovon ich spreche, wenn ich das nächste 
Mal zum Fahrradfahren spreche. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜhiEN­
Stretz, SPD: Ich bringe extra 

da;; Fahrrad mit!} 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Heinz das Wort. 

Abg. Heinz, F.D.P.: 

Verehrter Herr Präsident, meine $ehr geehrten Damen und 
Herren! Die Diskussion um da5 Hin und Her zu den beiden 
Anträgen könnte von der Sache her meiner Meinung nach 
schnell erledigt sein. Verehrter Herr Kollege Bracht, wenn ich 
davon ausgehe, dass Sie speziell nur das Radwegenetz am 
Mittelrhein eingepackt wi;sen wollen, wir aber mit unserem 
Alternativantrag Rheinland-Pfalz in;gesamt sehen und daher 
wissen, wo noch Nachbesserungen und Korrekturen erforder­
lich sind, wäre es doch eine vernünftige S3chE:, wenn wir-sa­

gen: Wir wollen 311e gemeinsam in diesem Haus den Rest de5 
Radwegenetzes kontinuierlich nach den gegebenen finan­
ziellen Möglichkeiten ;ukzessive ausbauen. 

In diesem Zusammenhang mllte man dann aber auch einmal 
fairerweise der Landesregierung Dank für das sagen, was sie 
bisher in diesem Bereich geleistet hat. Ich darf das dem Mini­
ster für Wirtschaft und Verkehr, Herrn Bauckhage, n3mens 
meiner Fraktion sagen; denn es ist im Rahmen der finanziell 
gegebenen Möglichkeiten doch Beachtliches in puncto Rad­
wegenetz geleistet worden, insbesondere wenn man davon 
ausgeht, dass wir zurzeit im Land über ein Radwegenetz von 

1 350 Kilometern verfügen und seit 1990 eine Gesamtlänge 
von 290 Kilometern bis 300 Kilometern neu ausgebaut ha­
ben. 

Wem kommt dieses Radwegenetz zugute? Es kommt all je­
nen zugute, die in dieser attraktiven Landschaft, die wir im 
Land zu bieten haben, Tourismus suchen. Es ist auch für die 
Bewohnerinnen und Bewohnerdes Landes nützlich. 

(Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN} 

-Verehrte Frau Kollegin Kiltz, der H_err Kollege Bracht hat e; 
angesprochen. Er würde gern mit seiner Familie, wenn er die 

Zeit dazu hat, am Wochenende einmal eine schöne Radtour 
machen. Wir sollten das Angebot annehmen. 

Darüber hin;:;us kommt es natürlich der Gastronomie und den 
Fremdenverkehrsbetrieben zugute. Wenn Sie einmal die neu­
en Radwegestrecken abfahren, wt=rden S:ioo erkennen, wie 
pfiffig Bauernhöfe, Winzerhöfe und mittelständische Gastro­
nomiebetriebe ohne finanzielle Hilfen de:; Landes zusätzliche 
Erwerbszweige geschaffen haben, was beachtlich und- be­
wundernswert ist. DiesE: UnternehmE:n haben sich ein weite­
res Standbein gess_haffen und liefern dazu auch einen Beitrag 
zur Attraktivität des Tourismus in Rheinland-Pfalz. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD} 

rv1eine Damen und Herren, mitdem Anliegen, ein noch besse-_ 
res und attraktiveres Radwegenetz zu fordern, liegen wir gar 
nicht weit auseinander. Wir 5tehen schlicht und einfach mit 
der LandesregiHung in Einklang. Unser Antrag ist so dezi­
diert und detailliert formuliert, dass ihm jeder in diesem Hau­
se zustimmen kann; denn er ist weitergehend als der Antrag 
der CDU-Fraktion, der nur ein besseres Radwegenetz oder 
noch mehr Radwegenetze am Mittelrhein fordErt. Wir sagen, 
das Tourismusangebot sollte insgesamt entsprechend den fi­
nanziellen Mitteln verbessert und weiter ausgebaut werden. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD} 

Wenn wir das landesweit schaffen, haben wir Hervorragen­
des erreicht. 

Der Landesregierung ist es in Kürze gelungen, diesen viel zi­
tierten und hervorragend :mgenommenen Maare-Mosel­
Radweg zu bauen. Wer am VlfochenE:nde Zeit hat, dem kann 
man nur empfehle-n, einmal dorthin zu fahren und einen Wo­

chenendurlaub zu verbringen. Man wird hellauf von diesem 
attraktiven Radwegeangebot in Rheinland-Pfalz begeistert 
sein; 

(ZurufdesAbg. Bracht,CDU} 

denn in der Eifel, an den Maaren und <~n der Mosel handelt es 
sich schon um einen Drei-Stufen-Teil des Landes. 

Herr KollegE Bracht, wir sind auch der Meinung, das:; der Mit­

telrhein mit Radwegen ausgebaut werden muss. Das kann 
aber nur sukzessive erfolgen, wenn die finanziellen Mittel zur 
Verfügung stehen. 

Ich bedanke mich und empfehle Ihnen, unserem Antrag zu­
zustimmen, damit wir gemt=imam das umsetzen, was wir 
wollen. 

(Beifall der F.D.P. und <:!er SPD} 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Staatsminister Bauckhage das Wort. 
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Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Radtourismus zählt zu den Wachstumsmärkten des Inlands­
tourismus. Dem weiteren Ausbau des rheinland-pfälzischen 
Radwegenetzes kommt daher insbesondere aus touristischen 

Gesichtspunkten eine große Bedeutung zu. 

Frau Kiltz, die Zahlen, die Sie hinsichtlich des Schwefelaussto­

ßes ge~arint haben, werden nur dana ~rreicht, wenn Herr 
Bracht mit dem Rad nicht nur am Mittelrhein, sondern von 

Rheinböllen bis hier fährt. 

(ltzek, SPD: Da greift auch die 
Entfernungspauschale!) 

Die Landesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, Rheinland­

Ptatz als Radwanderland weit über die Grenzen hinaus be­
kannt zu machen. Hierbei spielen die Radfernwege eine zen­
trafe Rolle. 

Entlang der topographisch besonders geeigneten und mit ei­
ner Vielzahl von touristischen Sehenswü-rdigkeiten ausgestat­
teten Flusstäler an Rhein, Mosel, Lahn, Ahr, Saar, Nahe und 
Kyll 

(Schwarz, CDU: Sieg und Heller!) 

sollen möglichst kurzfristig durchgängig attraktive Radwege 

realisiert werden. 

Auch an die Vernetzung dieser Radfernwege wird gedacht. 
Erste Querverbindungen, beispielsweise über den Hunsrück 

- mi"t; dem Schinderhannes-Radweg, sind bereits gebaut. 

Herr Bracht, Sie könnten dort mit Ihrer Familie fahren. Her­
vorzuheben sind dabei auch die Radwege auf stillgelegten 

Bahnstrecken. Mit ihren idealen Steigungsverhältnissen spre­
chen Sie gerade die ungeübten Radfahrer und besonders die 
radwandernde Familie an und haben daher eine sehr positive 

Resonanz in der Bevölkerung erfahren. 

Der leistungsgerechte Ausbau der rheinland-pfälzischen Rad­

wege ist aber nur eine, we_nn auch unerlässliche Vorausset­

zung für einen weiter wachsenden Radto4rismus in unserem 
Land. Eine gute Ausschilderung, ein benutzergerechtes Servi­

ceimgebot und ein effektives Marketing in Verbind~ng mit 
den anderen touristischen Angeboten in den berührten Re­
gionen gehören ebenso dazu. 

Ein positives Projekt in dieser Richtung ist zum Beispiel der 
neue Maare-Mosel-Radweg in der Eitel. Herr Kollege Heinz 
hat ihn in seinen Ausführungen erwähnt. 

Eine besondere Stellung im rheinland-pfälzischen Radtouris­

mus soll der Rhein-Radweg erhalten. Die Verbesserung der 

Radwegesituation am Mittelrhein als dem touristischen Herz-

stück des Rheintals wird daher seitens der Landesregierung 
mit Nachdruck betrieben. Im engen Mittelrheintal müssen die 
R~dwegerouten durchgängig entlang den Bundesstraßen B 9 
und B 42 verlaufen. Somit beeinflusst der Bundeshaushalt 

wesentlich die dort zu bauenden Lückenschlüsse. 

Die im Mittelrheintal notwendigen. Radwege lassen sich viel­
fach nur durch baulich aufwendige Konstruktionen-realisie­
ren. Dies wiederum wirkt sich erheblich auf die Kosten _und 

die Realisierungszeiten aus. 

Aufgrund des bislang erreichten Ausbaustands beabsichtigen 
wir, in den nächsten Jahren zunächst die linke Rheinseite ent­
lang derB 9 durchgehend fertig zu stellen. 

- Herr Kollege Bracht, ich bin sicher, Sie werden dann auch am 
Rhein fahren können. Sie möchten vermutlich zuerst immer 
noch Ihr Brückenprojekt über den Rhein realisiert wissen, 
sonst wird es schwierig sein, auf die andere Rheinseite zu 
kommen. 

Der Gesamtbedarf für die dort noch bestehenden Lücken­
schlüsse beläuft sich auf insgesamt rund 14 Millionen DM. Ich 
werde nachher noch etl!vas zur Finanzierung sagen. 

Im BeFeich der Wahrschau-Station zwischen St. Goar und 
Oberwesel wurde der Bau des Radwegs Ende September ab­
geschlossen. Die noch ausstehenden Restarbeiten am Gelän­
der werden in Kürze ausgeführt. 

Mit der Weiterführung des Radwegs im nächsten Abschnitt in 
Richtung Oberwesel soll nach der Auftrag~erteilung in Ab­
hängigkeit von der Witterung ebenfalls baldmöglichst be­
gonnen werden. Zwischen Boppard und Bad Salzig iiefen vor 
kurzem die Arbeiten an. Ab dem Jahr 2001 folgt dann das 
Reststück bis Oberwesel und der Abschnitt zwischen 
_Hirzenach und Fellen. 

Es verbleibt dann nur noch <:!er Abschnitt im Bereich Binger­
brück mitder Nahequerung in kommunalerTrägerschaft. 

Herr Bracht, wir haben dies getan, weil Sie einen Antrag ge­

stellt haben. Ich gönne Ihnen natürlich diese Freude. Das ist 
keine Frage. 

(Bracht, CDU: Seitdem kommt 
Bewegung rein!) 

Es macht wenig Sinn, dass wir hier Urheberrechte reklamie­
ren. Die Bürgerinnen und BOrger erwarten, dass wir zügig 

bauen, wenn die Mittel vorhanden sind. Die Planungen sind 
schon sehr weit gereift gewesen, sodass wir das Teilstück für 
Teilstück realisieren. 

Meine Damen und Herren, in Anbetracht der angespannten 
Finanzsituation und der erforderlichen lnvestitionsvolumina 

können die einzelnen Lücken entlang derB 9 nur abschnitts­

weise geschlossen werden. Ich bin aber guter Dinge, dass bis 

• 

--



• 

Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode- 119. Sitzung, 19. Oktob~r 2000 8987 

zu den Jahren 2004/2005 dem Bürger ein durchgängig be­
fahrbarer RadWeg linksrheinisch zur Verfügung stehen wird. 

Meine Damen und Herren, auf der rechten Rheinseite beste­
hen im Zuge der Bundesstraße 42 noch größere Baulücken. 
Dafür beträgt der geschätzte Ausbaubedarf rund 20 Millio­
nen DM, um einen durchgängigen Radweg auf rheinland­
pfälzischer Seite zu realisieren. 5inn macht das alles nur, 
wenn das Land Hessen natürlicherweisE mitmacht. 

Zunächst soll der Abschnitt Braubach - O~terspai in Angriff 
genommen werden, da dann Ober die in Osterspai vorhande­
ne Fähre eine direkte Verbindung zur linken Rhein~eite be­
steht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine ausreichende 
Mittelbereitstellung für Radwege in Zeiten knc.ppe1 Kassen 
ist kein leichtes Unterfangen. Vor wenigen Tagen haben wir 
mit dem Bundesverkehrsminister die entsprechende Finan­
zierung fiir die5e Projekte erörtert. 

Ich kann Ihnen versichern, dass die LandeEregierung älle An­
stn:ngungen unternehmen wird, um gerade die attraktiven 
Radwege am Mittelrhein so schnell wie möglich zu realisie­
ren. 

Nun etwas zum Mittelansatz im Hau;halt, Frau Kiltz. Es ist 
richtig, Radwege werden bei Bundesstraßen in;gesamt bei 
den Bundesmitteln veranschlagt. Es gibt keine besondere 
Etatisierung. Das wäre auch falsch, da wir uns dann ein Stück 
Flexibilität nehmen würden. Bei Landesstraßen gilt dies ähn­
lich. 

Meine Damen und Herren, ich verstehe wirklich manchmal 
die Welt nicht mehr: Wiedereinführung des Landesfamilien­
gelds, Lernmittelfreiheit, erhebliche Mittel fiir Investitionen, 
eine ganze Menge Personalkosten, und das alles bei dem vor­
handenen Plafonds. Ich weiß nicht, wie das gehen soll.-lch bin 
gern bereit, einmal abends mit Ihnen ein Glas Wein zu trin­

·ken. Vielleicht können Sie mir dann einmal ein Stuck zur Auf­
hellung liefern. Das kommt mir vor wie die Quadratur des 

Kreises. 

(Beifall bei der SPD) 

Gleichzeitig sagt Ihr Frc.ktionskollege, Herr Böhr, die Schul­
den wären zu hoch. Man muss mir das einmal erklärt:n, wie 
das alles gehen soll. 

Meine Damen und Herren, wir werden alles unternehmen, 
dass am Mittelrhein einiges geschieht, weil wir wissen, dass 
gerade der Radweg am Mittelrhein ein Herzstück de~ dorti­
gen Tourismus ist. Wir werden alles unternehmen, um dies 
Zug um Zug, Schritt für Schritt umzu:;etzen. Ich rechne zumin­
dest damit, dass wir bis zu den Jahren 2004, 2005 die völlige 

-Trassierung auf der linken Rheinseite- B 9- abgeschlossen ha­
ben. Danach werden wir die Strecke Braubach -- Osterspai 

über den so genannten Leinpfad- das macht die ganze Sache 

noch ein Stück attraktiver, kostengünstiger und verkehrssi­
cherer für den Radfahrer- ausbauen. Meine Damen und Her­
ren~ es bleibt dabei, wir können das immer nur Schritt fiir 
Schritt tun und werden es gerade am Mittelrhein tun. Ich 
denke, das ist schon ein Datum, wenn wir dann sagen kön-_ 
nen, auf der linken Rheimeite besteht Ein lückenloser Rad­
weg. 

Ich gehe einmal davon aus, dass ich dann demnächst auch Sie, 
Herr Kollege Bracht, mit Ihrer Familie am Mittelrhein antref­
fen werde. Sie können dann den Radweg der linkt:n Rheinsei­
te lückenlos benutzen. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, es liegen keine weiteren Wort­
meldungen vor. 

Wir kommen zur unmittelbaren Ab:;timmung über den Ent­
schließungsantrag der Fraktion der CDU - Drucksache 
13/5281 -. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen! - Die Gegenprobe! - Enthaltun­
gen?- Damit ist der Antrag mit den Stimmen der SPD und der 
F.D.P. bei Stimmenthaltung des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab­
gelehnt. 

Wir kommen dann zur Abstimmung über den Alternativan­
trag der Fraktionen der SPD und F.D.P. - Drucksache 
13/5584 -. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen! - Die Gegenprobe! - Damit ist der 
Alternativantrag mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. ge­
gen die Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 9()/DIE GRÜNEN 
angenommen. 

Ich rufe nun die Punkte 17 bis 20 der Tagesordnung auf: 

Lernen mit Kopf, Herz und Bildschirm- E-Mail 

für alle Schülerinnen und Schüler 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 9U/DIE GRÜNEN 

- Druck:;ache 13/5529-

dazu: 
Be;;chlussempfehlung des Ausschus:.es für 
Bildung, Wi;;sem:chaft und Weit~:rbildung 

- Druck53che 13/6179--

Multimedia an rheinland-pfälzischen Schulen 
Antrag (Alternativantrag) der Fraktion der SPD 

-Drucksache 13/5600-

dazu:· 

Be~chlussempfehlung des Au;;schus:;es für 

Bildung, Wi::senschaft und Weiterbildung 
-Drucksache 13/6180-
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eCard für Lehrerinnen und Lehrer in Rheinland-Pfalz 
_Antrag der Fraktion ~er CDU 

- Drucl<.sache 13/5929-

Medienkompetenz statt Mangelverwaltung 

Update der Multimedia-Politik für Schule und Ausbildung 

-Antrag der Fraktion der CDU 
-Drucksache 13/6156-

Zu den Punkten 17 und 18 der Tagesordnung erteile ich dem 

Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Ernst, das Wort. 

Abg. Ernst,CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Ausschuss -für 
- Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung hat in seiner Sit­

zung am 31. August den Antrag äer Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Drucksache 13/5529 - und dem Alternativantrag 
der Fraktion der SPD- Drucksache 13/5600- beraten. 

Der Ausschuss hat mit den Stimmen der Vertreter der Frak­
tion der SPD und der Fraktion der F.D.P. bei Stimmenthaltung 
der Vertreter der Fraktion der CDU gegen die Stimmen des 
Vertreters der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beschlos­
sen, dem Landtag die Ablehnung des Antrags der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 13/5600- zu empfeh­
len. 

Der Ausschuss hat auch gegen die Stimmen der Vertreter der 

Fraktion der CDU bei Stimmenthaltung des Vertreters der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beschlossen, dem Landtag 

die Annahme des Alternativantrags der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/5600- zu empfehlen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich Herrn 
AbgeordnetenDahm das Wort. 

Abg. Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
bin der festen Überzeugung, dass die Entwicklung der 

Informations- und Komm!Jnikationstechnologie für alle Le­
bensbereiche eine ähnliche Bedeutung wi"e die Industrialisie­
rung im 19. Jahrhundert haben wird. Wir brauchen eine tech-­
nische Infrastruktur, die einen gerechten Zugang in das Netz 
für alle ermöglicht, für alle Schülerinnen und Schüler, aber 
auch für alle Lehrerinnen und Lehrer. Ein Internet-Anschluss 

gehört in den Bereich der informationellen Grundversor­
gung. Eine Realisierung ist nur in enger Kooperation von Poli-

tik und Wirtschaft möglich. Wir brauchen ein flächendecken­
des Netz an öffentlich zugänglichen !nternet-Terminals. Auch 
das ist notwendig, ebenso wie die deutliche Senkung der Ko­
sten für den privaten Anschluss._ 

Den Bildungseinrichtungen kommt in der Wissensgesellschaft 
eine elementare Funktion zu. Hier werden die neuen Kultur­

techniken vermittelt und erprobt. Unabhängig von ihrer wirt­
schaftlichen, kulturellen oder sozialen Lage müssen Schüle­
rinnen und Schüler bereits ab der Grundschule - ich betone 

das - befähigt werden, neue Medien bewusst einzusetzen, 
um Informationen zu erschließen, aber auch bewerten und 
einordnen zu können. 

Ich bin der Überzeugung, dass gerade in den Grundschulen 
und in den Sonderschulen dieser Einsatz am effektivsten und 
mit dem größten Erfolg verbunden ist, was die pädagogische 

Seite angeht. Deshalb bitte ich Sie, Herr Bildungsminister 
Zöllner, und auch-Ihr Ministerium, diese Unterbewertung, die 
Sie derzeit noch bei den Grundschulen und bei den Sonder­
schulen bei der Ausstattung der Schulen mit Computern vor­
nehmen, noch einmal zu überdenken. Das ist für mich nicht 
nachvollziehbar. 

Aus all diesen Gründen haben wir Ihnen den Antrag im Früh­
jahr dieses Jahres vorgelegt. Das Leitmotiv für unseren An­
trag war nicht, Schulen ans Netz zu bringen- das Schlagwort 

war damals in aller Munde -, sondern wirklich Schülerinnen 
und Schüler, -Lehrerinnen und Lehrer ans Netz zu bringen. 

Das ist ein elementarer Unterschied. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Vizepräsident Heinz übernimmt 
den Vorsitz) 

Wir haben Sie aufgeford_ert, jedem Schüler/jeder Schülerin in 

• 

der Schule eine eigene E-Mail-Adresse zuzuordnen, die auch .-,. 
von zu Hause aus benutztwerden kann. Wir meinen, dass alle 
Klassenräume mit Personalcomputern und einein Internetzu­
gang auszurüsten sind und geeignete Netzwerke geschaffen 
werden müssen. Wir meinen auch, Schulen müssen sich zu 

Lernzentren, zu offenen Häusern und zu Selbstlernzentren 
weiterentwickeln, sodass d_ie Schülerinnen und Schüler auch 
nach dem Unterricht die Möglichkeit haben, diese neuen Me­

dien zu nutzen. Auch in diesem Bereich liegt noch einiges an 
Arbeit vor uns. _ 

Die vierte Forderung ist mir ebenfalls wichtig. Es müssen Lap­
tops als elektronische Lern_-, Lehr- und Schreibgeräte für alle 

Schülerinnen und Schüler schrittweise eingeführt werden. 
Die Betonung liegt dabei auf .,alle Schülerinnen und Schü­
ler". Wir haben nämlich gerade in der letzten Woche wieder 

eine wissenschaftliche Untersuchung des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung auf den Tisch bekommen, in der die 
Aussage klar bestätigt wird, dass die Nutzung von Compu­

tern und Internet sehr stark vom Einkommen und vom Bil­
dungsgrad abhängt. 

-
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Personalcomputer und das Internet- das i5t eines der ErgEb­
nisse dieser Untersuchung- werden in Deutschland von allen 
Bevölkerungs~chichten intensiv genutzt. Jedoch gibt es be­
merkenswerte Unterschiede. Wohlh3bende Haushalte sind 
weit überdurchschnittlich mit einem PC ausgestattet, und 

dies gilt generell auch für Haushalte mit Kindern, nicht je- -
doch für diejenigen mit geringerem Einkommen. Benachtei­

ligt sind Kinder von Alleinerziehenden. Auch das ist das Er­

gebnis dieser Untersuchung. 

Ich meine, man sollte dies ern-,--t nehmen; denn die En~te­

hung neuer Ungleichheiten sollte diese LandesrE:git:rung nun 
aktiv bekämpfen. Jetzt können Sie das noch. Aber ich glaube_ 
nicht, dass in einigen Jahren, wenn sich diese UngleichheitEn 
manifestiert haben, noch die Instrumente und Einwirkungs­
möglichkeiten vorhanden sind. Man sollte frühzeitig verhin­
dern, dass sich in diesem Bereich eine neue soziale Ungleich­
hEit herausbildet . 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN} 

Meine Damen und HErren, ich habe deshalb kein Verständnis 
dafür, dass in den Anträgen von SPD und CDU der Einführung 
von elEktronischen Lehr-, Lern- und Schreibgeräten keine BE­
deutung beigemessen wird. 

(Glocke des Präsidenten} 

-Ich komme zum Schluss. 

Zwar kann ich den einzelnen Forderungen, die Sie aufgestellt 

haben, zustimmen, aber 5ie haben keinen VeEuch unternom­

men, zukunftsfähige Lern- und Lehrmittel Einzuführen. Das 
ist ein Defizit, und ich ermuntere Sie dazu, in diesem Bereich 

noch einmalaktiv nachzubes~ern. 

Danke. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heim:: 

Ich erteile der Kollegin Frau Sd1mitt das Wort. 

A~g. Frau Schmitt, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 

neuen Informations- und l<:ommunikationstechniken - Herr 
Dahm, da~ haben Sie soeben deutlich gemacht, und darüber 
gibt es eine breite Übereinstimmung·- gewinnen in einer 

Weit, die zunehmend digital und multimedial wird, zuneh­
mend an Bedeutung. Dies i5t auch der Grund, weshalb wir 
Medienkompetenz zu einer der wichtigsten Schlüsselqualifi­

kationen für unsere Kinder und Jugendlichen machen müs­
sen und. eine solide Grundbildung möglichst früh vermitteln 

sollten. Dazu brauchen ·wir natürlich auch engagierte Lehr­
kräfte, die über die geforderten Kenntnisse verfügen. 

Im Rahmen der rv1ultimedia-lnitiative de:5 Lande5 und dt:or Ak~ 
tivitäten des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Wei­

terbildung sind auf diesem Weg schon weit reichende Schrit­
te unternommen \Norden. Ich verv.teise auf de:n Antrag der 

SPD-Ftaktion, insbesondere auf die Punkte 1 bi~ 7, in denen 
wir dies ausführlich darstellen. 

Das, was bereits getan wurde; wird nicht dadurch wegge­

wischt, dass bestimmte KollEgen Eint: Brille aufsEtzEn, durch 
die sie ab und zu nur schwarz sehen. 

Da die Weiterentwicklung von Qualifizierung, Beratung und· 
Fortbildung in diesem Bereich ~o wichtig ist, gibtes-das wis­
sen Sie auch - bereits ein breite~- Angebot. Ich nenne auf­
grund der Kürze der Zeit nur stichwortartig den BildungssEr­
ver, die Benutzertage mit sehr guter Resonanz, die Medienta­

ge, das Projekt Internetführerschein und die Lehrerfort- und 
-Weiterbildung mit einem Multiplikatorensystem, das mit 900-

Multiplik3toren inzwischen 10 000 Lehrkräfte fortgebildet 
hat." Somit- ich sage dies auch mit Blick 3Uf die CDU- ist eini­
ges aus Ihrem Antrag schon erledigt. 

Ich nenne darüber hinaus die Aktion "Klassen im Internet",_ 
die Ministerpräsident Kurt Beck und Staatsminister Professor 
Dr. Jürgen Zöllner im Frühjahr dieses Jahres vorgestellt ha­
ben. Ziel ist es, alle Klassen in den Sekundarstufen I und II der 
allgemein bildenden und berufsbildendEn Schulen mit einem 
PC-Kiassenraum auszu~tatten. 

Ich nenne schließlich das gerade in diesen Wochen sehr er­
folgreich angelaufene Fitnessprogramm für Lehrerinnen und 
Lehrer. Ich denke, 6 500 Anmeldungen bestätigen den Erfolg 

und den Bedarf . 

Wir haben auf der bereits vorhandenen Basis vonseiteil der 
SPD-Fr3ktion einen Antrag eingebracht, der aus unserer Sicht 
noch einmal zentrale Punkte hervorheben und ergänzen solL 
Ich nenne beispielhaft die Bildung regionaler Bündnisse zwi­

schen Schulen, der Wirtschaft und Sponsoren, um weitere 
FördErwege aufzeigen zu können. Ich nenne den Aufb3u von 
Informationsdatenbänken und Schulnetzen, ich nenne die 

Werbung für Praktikapl3tze für Lehrkräfte und Schüler in 

diesen Bereichen, und ich nenne die Möglichkeit, Informatik 
in der Oberstufe 3uch als Leistungskurs anbieten zu können. 

Ich betone dabei ausdrücklich- es freut mich, dass in diesem 
Punkt ÜberEinstimmung besteht-, das;: e;: uns auch um sozia­
le Gerechtigkeit für die Schülerinnen und Schi.iler geht, die­

diese Möglichkeiten zu Hause eben nicht als selbstverständ­
lich vorfinden und durch die Ausweitung der Zusammenar­
beit mit der örtlichen Jugendpflege, durch andere Initiativen 

und durch schulische Fördervereine eine besondere Unter­
stützung brauchen. 

Herr Dahm, vor diesem Hintergrund ist vieles, was in Ihrem 
Antrag steht, eigentlich schon erledigt. Ich könnte dies an 
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Beispielen deutlich machen. Sie satteln nun noch eins drauf 
und fordern für jeden Schüler einen Laptop und eine E-Mail­
Adresse. Aber ich sage Ihnen, das Konzept muss schrittweise 
umgesetzt werden. Man muss die Leute dort abholen, wo sie 
stehen. Man darf sie nicht überfordern. 

Vor diesem Hintergrund lassen Sie mich kurz die Zeitschiene 
ansprechen. Sie hatten Ihren Antrag ebenso wie wir im März 
gestellt. Im Juni wird der Antrag mit der E-Card eingebracht, 
und justament im Sept~mber kommt plötzlich das Update 
der CDU. Man höre und staune. Es wird nicht gehaltvoller, 
bloß weil es auf Englisch ist, sage ich Ihnen. 

ln dem Antrag ist eine Menge Sprechblasen enthalten. Ich 
könnte Ihnen Punkt für Punkt nennen, was wir bereits ma­
chen. Es ist abgehakt und gegessen. Die Presseresonanz auf 
Ihre groß angelegte Pressekonferenz konnte sich nicht gera­
de sehen lassen. Die Verzweiflung aus den Schulen dieses 
Landes ist uns nicht entgegengesprungen. Ich kann es nicht 

ganz nachvollziehen. 

Deshalb sollten Sie zukünftig versuchen, ein Update ein biss­
chen schneller und mit et11vas mehr Gehalt vorzulegen. Dann 
wären Sie auf dem richtigen Weg. 

Ich möchte zum Schluss noch eine Bemerkung machen. Ich· 
möchte deutlich machen, dass Medienkompetenz nur eine 
Schlüsselqualifikation ist. Ich warne vor Kindern gerade in der 
Grundschule, die nicht meh_r kneten oder schneiden können, 
die feinmotorische Fähigkeiten verloren haben, aber mi:t der 

. Maus schnell und flink umgehen können. Alles muss sich er­
gänzen, und alles muss gebündelt werden. Dazu benötigt 
man Augenmaß. Man darf niemanden überf()rdern, sondern 
man muss ihn dort abholen, wo ersteht. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall der _SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Mittrücker das Wort. 

Abg. Mittrücker, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen, meine ·Herren! 
Meine Kinder wachsen wie selbstverständlich mit Computer 
und Internet auf. Was ich noch erlernen musste, beherrschen 
meine Kinder heute bereits aus dem Effeff. 

(Dr. Braun; BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN~ 
Angeboren!) 

Die Lehrer in unseren Schulen haben es mit einer Schülerge­
neration zu tun, die ganz selbstverständlich mit neuen Me­
dien auf11vächst. 

Es muss dieFrage gestellt werden: Wie sehen die Kenntnisse 
der Lehrer aus? 

Meine Damen und Herren, die derzeitige Situation_in unse­
rem Land zwingt zu folgenden Fragen: . 

Was nutzen uns die PCs, die die meiste Zeit in den Informatik­
räumen der Schulen weggeschlossen sind? Was nützen uns 
Computer im Unterricht, .die vielleicht eine Mehrheit der 
Schüler, aber nur eine Minderheit der Lehrer bedienen kann? 
Was nützen uns Internet-Zugänge für Schulen, wenn sie nicht 
genutzt werden? 

(Lewentz, SPD: Wissen Sie eigentlich, · 
was Sie wollen? Das·ist unmöglich!) 

Aus der Art und Weise dieser Fragestellung folgt eigentlich 
schon die Antwort. Frau Schmitt, wir brauchen 

(Frau Schmitt, SPD: Ein Update!) 

ein Update unserer Bildungspolitik. 

(F-rau Schmidt, CDU: Sie brauchen 
das, das stimmt!) 

Meine Damen und Herren der Landesregierung, obwohl wir 
Ihnen schon vor Jahren mit unserem wegweisenden Konzept 
,;Rheinland-Pfalz Online" den Weg vorgegeben haben, ha­
ben Sie auf voller Breitseite versagt. Erst im Jahr 2000, also 
vor wenigen Monaten, haben Sie als Reaktion auf den Druck 
den Internet-Führerschein für Lehrerinnen und Lehrer erfun­
den. 

(Frau Schmitt, SPD: Welchen 
. Druck meinen Sie?) 

. Wir müssen parallel dazu vieles auf einmal angehen und 
ständig aktuell halten. Wir wollen deshalb integrative Lösun­
gen verwirklichen, die die Frage von Hard-, Software und In­
frastruktur kombinieren. Die Weltsteht nicht still. 

(Frau Schmitt, SPD: Die Sprechblasen 
werden größer!) 

Sie entwickelt sich ständig weiter. Deshalb muss ich auch 
ständig ein Konzept weiterentwickeln. 

(Beifall bei der CDU) 

Wenn es wahr ist, dass wir in Zukunft lebenslang lernen müs­
sen, müssen auch die Bildungseinrichtungen lebenslang of­
fen sein. 

Mit unseren Anträgen zu ,.eCard" und ,.Medienkompetenz 
statt Mangelverwaltung" wollen wir Sie, Herr Ministerpräsi­
dent, und Sie, Herr Staatsminister Professo-r Dr. Zöllner, und 
Sie, meine Damen und Herren von der Koalitionsregierung, 

• 
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aufwecken, endlich das Richtige in die Wege zu leiten. Die 

Lehrpläne aller Schularten müs~en unt~:r Berücksichtigung in­

novativer Lehr- und Lernformen fortgeschrieben werden. Die 

IT-Qualifikation in der Ausbildung aller Lehrerinnen und Leh-­

rer an Hochschulen und Studienseminaren mus~ viel stärker 

als zurzeit verankert werden. Es sind zeitgemäße sowohl be­

rufsbegleitende als auch fachspezifische IT-Qualifikations­

maßnahmen in der Lehrerfort- und -Weiterbildung anzubie­

ten. Es ist außerdem ein eCard-Zertifikat einzuführen. 

Auch sind die Ausbildung und der Einsatz von II-Beratern an 

allen Schulen zur Netzwerkbetreuung zu gewährleisten. 

Meine Damen und Herren, im Gegensatz zu diesen Notwen­

digkeiten strotzt der SPD-Antrag zu .,Multimedia an rhein­

land-pfälzischen Schulen" nur so von Harmlosigkeit. Sie füh­

ren den rEchtlich bedenklichen Vertrag mit Microsoft als Er­

rungenschaft an. Warum ist er rechtlich bedenklich? Sie-ha­

ben kein Vergleichsangebot eingeholt. Sie reden von Benut­

zertagen. Sie reden von rvie:dientagen. 

(Frau Brede-Hoffmann, SPD: Gehen Sfe 

einmal hin, Herr Kollege!)" 

Sie-haben das eben bestätigt. Sie reden von Wettbewerben. 

Sie reden von Prämierungen. Das_ ist Ihre Antwort auf das 

komplexe System Multimedia, das wir in Rheinland-Pfalz fort­

schreiben müssen. 

(Beifall bei der CDU-

Frau Schmitt, SPD: Quatsch!­

Frau Pepper, SPD: Wann waren Sie das 

letzte rvlal-in derSchule und haben 

sich das einmal angeschaut?) 

Meine Damen und Herren, die rheinland-pfälzische Landesre­

gierung hat die gr-oße Bedeutung von Bildung und Medien­

kompetenz für das Leben in dtr WissEnsgesellschaft noch 

nicht begriffen. 

(Frau Sch-mitt, SPD: Aber Sie!) 

- Richtig. An nahezu allen Schulen des Landes fehlen Lehre­

rinnen und Lehrer, die in der Lage sind, ihren Schülern den 

verantwortlichen Umgang mit neuen Medien zu vermitteln. 

Sorgen Sie bitte endlich dafür, das~ rheinland-pfälzische Kin­

der die gleichen Bildungschancen wie die Kinder in unseren 

Nachbarländern haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU­
Zurufe von der SPD: Oje!) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Kuhn das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Prä~ident, meine DamEn und Herren! Die Expansion der 

neuen Kommunikationstechnologien ist in vollem G_ang und 

wird in den nachsten Jahren an Dynamik gewinnen. Da sind 

wir uns alle einig. Langfri~tig wird es fast keine Arbeitsplätze 

mehr geben, die von dieser Entwicklung nicht berührt wer­

den. 

Doch auch im privaten Bereich hält die multimediale Technik 

mehr und mehr Einzug. De1 Umgang mit den neuen 

Informations- und Kommunikationstechnologien wird neben 

Lesen, Schreiben und Rechnen zur vierten Kulturtechnik. Da­

bei geht es nicht nur um die rein techni>che Handhabung, 

sondern auch um den kreativen und reflektierten Umgang 

mit den neuen iV1edien. Wi:;sen und Information werden zu 

jeder Zeit an jedem Ort in einer unvorstEllbaren Fülle abruf­

bar sein. Die Fähigkeit, die _richtigen Informationen zu fin­

den, zu ordnen, kritisch zu bEwerten und kreativ zu nutzen, 

wird zur SchiQsselqualifikation. 

Wir müs~en rheinhmd_:-pfälzische Schülerinnen und Schüler fit 

machen für die multimediale lnformationsgesellschaft. Da­

rüber sind wir uns alle einig. Der Computer muss in den Schu­

len so selbstverständlich werden wie bisher Kreide, Tafel und 

Bücher. 

Meine Damen und Herren, allen UnkEnrufen einiger Kritiker 

der multimedialen Technik zum Trotz hat der Run auf das 

Buch über Harry Potter, der sogar_ eine Tagesthemenmeldung 

Wert war, gezeigt, dass das klassische Buch bei den Kids noch 

lange nicht-ausgedient hat und auch nicht ausdienen wird. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Ein Buch zu lesen, ist und bleibt auch für die Computerkids 

ein Vergnügen. Aber die virtuellen 1\!iedien bergen e_ine Fülle 
von effizienten Anwendung~möglichkeiten und Möglichkei­

ten, die einfach nur Spaß machen. Dem kann sich ::.uch die 

Schule nicht verschließen. Die ne:uen lnformationsmöglich-
- keiten und virtuellen Medien bieten eine Fülle von effizien­

ten Anwendungsmöglichkeiten im Bildungsbereich. Sie; stel­

len an alle Beteiligten a_ber ebenso große Herausforderun­

gen. 

Mit dem Programm "Klassen in das Internet'; werden wir ge­

meinsam mit den Schulträgern und der Wirtschaft alle Schu­

len ab der Sekundarstufe I mit mindestens einem PC-Labor 

mit Internet-Ansch-luss ausstatten. Die Sonderschulen erhal­

ten Internet-Zugang mit meohreren Computerarbeitsplätzen. 

ln jeder der rund 1 000 G(undschulen wird es einen eigenen 
Internet-Zugang geben. 

Alle Anrtrengungen zur techni"chen Ausrüstung der Schule 

mit Multimedia bleiben letztlich jedoch ohnE Erfolg, wenn 

wir nicht die Lehrerinnen und Lehrer im Umgang mit den 

neuen Medien entsprechend schulen. Mit den Projekten 

.,lnte:rnet-Führerschein", .,Nt:tzv>Jerk-Administrator in Schu-_ 
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Jen", "Fitness-Programm Internet" wurde eine Qualifizie­
rungsoffensive für rheinland-pfälzische Lehrkräfte gestartet. 
Jedes Jahr findet eine Benutzertagung in Mainz ~att, auf der 
die aktuellen Entwicklungen und Möglichkeiten des informa­
tionstechnischen Unterrichts vorgestellt werden. 

Der Bildungsserver Rheinland-Pfalz wird mit seinem umfas­
senden Serviceangebot sowohl als Informations- als auch als 
KommunikationsinstrumentdieQen und entwickeltsich mehr 
und mehr zu einem unverzichtbaren multimedialen Berater 
und Begleiter für die tägliche Arbeit in den Schulen. Die 
enorm hohen Zugriffszahlen auf den Bildungsserver belegen 
dies eindrucksvoll. 

Darüber hinaus findet eine Reihe von Modellprojekten zur 
f'örderung von Medienkompetenz in Schulen statt, zum Bei-

. spiel "FLACON" - Fächerübergreifendes Lernen im Rahmen 
von Auslandsschulkontakten über Computernetze -, "SEMIK" 
-Systematische Einbeziehung von Medien, Informations- und 
Kommunikationstechniken in Lehr- und Lernprozesse -. Zu 
nennen ist außerdem das Projekt .,Motiviertes selbstgesteu­
ertes Lernen im Internet". Nicht zuletzt ist das Projekt "Tele­
teaching" nicht zu vergessen. 

Meine Damen und Herren, die nur exemplarisch aufgezeig­
ten Anstrengungen zum Multimediaeinsatz an den Schulen 
zeigen, dass in kürzester Zeit beachtliche Schritte unternom­
men wurden, um rheinland-pfälzische Schülerinnen und 

. Schüler für das Multimediazeitalter fit zu machen. Wir wer­
-den weiterhin alle Anstrengungen unternehmen, auf diesem 
Weg weit~rzugehen. 

Ziel der F.D.P.-Fraktion ist es, was auch von anderen Fraktio­
nen in ähnlicher Weise dargestellt wurde, dass der Laptop 
oder das Notebock für jede Schülerin und jeden Schüler so 
schnell wie möglich in Rheinland-Pfalz so selbstverständlich 
werden wie Kreide, Tafel und Bücher. Dafür werden wir uns 
weiterhin einsetzen. Ich bin sicher, es wird uns auch in einem 
überschaubaren Zeitraum gelingen. 

{Glocke des Präsidenten) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. ln beiden _ 
uns vorliegenden Anträgen, denen wir nicht zustimmen kön­

nen, ist in der Tat eine Menge Richtiges gesagt, nurteilen wir 
nicht die Grundeinschätzung und nicht die Bewertung der 

heutigen Situation. Sie haben sicher dafür Verständnis, dass 
wir dem Antrag der SPD, der übrigens ganz hervorragend ist, 
sehr gern zustimmen, gnädige Frau. 

(Beifall der F.D.P. und derSPD) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die Landesregierung spricht Herr Staatsminister Professor 
Dr, Zöllner. 

Prof. Dr. Zöllner, 
Minister für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es kommt nicht 
bei jedem Punkt der Tagesordnung vor, dass offensichtlich 
ein hohes Maß an Übereinstimmung aller Fraktionen und al­
ler Redner zumindest im Überbau ihrer Anträge vorliegt, in 
diesem Fall in der Begründung, der Bedeutung, der Zielrich­
tung, in der die Entwicklung in Bezug auf Ausstattung mit 
Multimedia der Schulen oder des gesamten Bildungswesens 
in Rheinland-Pfalz in Angriff genommen werden muss. 

Auch die Landesregierung teilt diese Einschätzung. Ich will 
quasi zur Untermauerung dessen, das!; ich sie teile, nur in ei­
nem Punkt et11Vas tendenziell Herrn Dahm widersprechen, 
dass ich sogar noch weitergehen würde, als er es formuliert 
hat, dass die Entwicklung, in der wir uns befinden, nicht nur 
in- ihrer Bedeutung mit der Industrialisierung zu vergleichen 
ist, sondern ich glaube, die Wandlungen, vor denen diese Ge­
sellschaft steht, übrigens auch die Demokra~ie mit ihren U_m­
gangsformen stehen wird, ist noch tiefgreifender. Wenn ich 
sie mit etwas in der Geschichte vergleichen will oder muss, 
würde ich es höchstens mit der Erfindung der Buchdrucker­
kunst oder der Erfindung der Schrift insgesamt vergleichen, 
weil es zu tiefgreifenden Veränderungen kommen wird und 
damit einen unheimlich massiven Einfluss auf das Bildungs­
system haben wird. 

Wenn dem so _ist, muss man einige Folgerungen daraus zie­
hen. Eine der Folgerungen ist sicher eine massive Anstren­
gung. Auch da unterstreiche ich ausdrücklich, dass es eine der 
Hauptaufgaben sein wird, Benachteiligungen zu vermeiden 
und letztlich allen in diesem wesentlichen Zukunftsbereich 
die gleichen Zukunftschancen zu verschaffen. Neben den 
quantitativen Anforderungen muss man ,auch erkennen, dass 
sich die konkreten Problemstellungen von einem Augenblick 
zum nächsten ändern und die Herausforderungen von einem 
Jahr zum nächsten Jahr anders werden können. Das bedeu­
tet, dass wir ein System von Maßnahmen etablieren müssen, 
das nicht nur quantitativ und qualitativ gut ist, sondern auch 
in der Lage ist, tatsächlich flexibel auf die sich ständig än­
dernde Ausgangslage zu reagieren. 

Die Landesregierung hatdies getan. Es ist einiges gesagt wor­

den. Ich verw·eise nur noch auf unsere massiven Anstrengun­
gen im Zusammenhang mit der Beschaffung von PCs; obwohl 
wir nicht.zuständig waren. Ich bin der festen Überzeugung, 
dass wir zusammen mit den Schulträgern bei der Aktion 
,;Klassen im Internet" am Ende des Jahres ein brillantes Er­
gebnis mit der Ausstattung von Schulen haben werden. 

Ich verweise darauf, dass wir nicht über Lehrerausbildung ge­
redet haben, sondern seit Jahren über die Multiplikatoren­
ausbildung ein Fundament gelegt haben und einen großen. 

Schub und ein großes Angebot für jeden mit dem Fitnesstrai­
ning Internet gemacht haben. 

• 
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Herr Dahm, das ist übrigens ein Beleg dafür, dass die Grund­
schulen nicht benachteiligt ~ind. Die unterschiedliche Compu­
terausstattung resultiert aus der unterschiedlichen Nutzungs­
weise. ln Grundschulklassen ist das Arbeiten im Computerla­
bor sicher nicht von demselben Stellenwert wie in Schulen 
der Sekundarstufe 1. Gerade das Fitnesstraining Internet be­
legt aber, dass die Hauptansprechpartner uhd in Änspruch 
nehmenden Gruppierungen aus dem Schulbereich die Grund­

schulen sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn wir jetzt die­
ses alles sehen, fragt man sich, wieso man nicht zu einem ge­
meinsamen Antrag und einer gemeinsamen Beschlussfassung 
in einem !:olchen Parlament kommt. Die Gründe sind au~ mei­
ner Sicht sehr leicht abzusehen. Ich glaube, sie illustrieren 
überzeugend das, was ich gesagt habe, wie ein solches Kon­
zept zur Förderung von Multimedia gemacht sein muss. Es 
zeigt nämlich, dass die Festlegung über konkrete Ziele, die si­
cher einige Jahre in Anspruch nehmen müssen, zu einem Zeit:. 
punktwie jetzt zu Fehlentwicklungen führen würde. Ich darf 
in diesem Fall die Passage aus dem-Antrag der GRÜNEN zitie­
ren, die eine Vernetzung fiir alle Klassenzimmer und eine 
Ausstattung mit Computern für jEden Kl::;ssenraum letzten 
Endes fiir notwendig erachten, die die Entscheidung jetzt 
bindend fürdie Zukunft fällen wollen. 

Die Landesregierung ist einen Weg gEgangen, der dies er-
. möglicht; wenn die Entvvicklung tatsächlich in diese Richtung 

weitergeht. Ich sage IhnEn, ich per~önlich bin der Meinung, 
dass keinEr mehr von uns in einem Jahr darüber reden wird, 
dass Schulen vernetzt werden im Sinne von Verlegung von fe­
sten Kabeln, sondern alles mit mobilen Funknetzen gesche­
hen wird, was ganz andere GrundlagEn des ZusammEnarbei­
tens haben wird. Wenn man wirklich etvvaz in diesem Bereich 
erreichen will, bedeutet das, dass man Schritt für Schritt vor­
gehen niuss, das im Moment Mögliche realisieren, um letzt­
lich offen zu sein,im nächsten Jahraufgrund entsprechenaer 
Ausgangslagen die n3chsten Schritte zu tun. 

Das Vorgehen im Palament belegt aber auch in Richtung der 
CDU, dass man offensichtlich in Sachen, die man ganz sach­
lich diskutieren könnte, nicht zu einer gemeinsamen Strate­
gie zusammenfinden kann. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Wir brauchen doch nicht um den heißen Brei herumzureden, 
da;;s letztendlich das, was Sie inhaltlich über Ihren eCard­
Antrag gefordert haben, in wesentlichen Bereichen dem ent­
spricht und mit dem Obereim:timmt, was schrittweise umge­
setzt wird. Das gilt nicht nur für das, was vonseitender Koali­
tionsfraktionen und von der Lande5regierung gemacht wird. 

Wenn solche Aktionen aber unter dem Mantel, wie ich hier 
gehört habe, der Medienkompetenzstatt der Mangelverwal-

tung, der Unterstellung, dass es heute kaum Lehrer in den 
SchulEn gebe, die in dEr Lage seien, mit Computern umzuge­
hen und sich mit diesem Bereich auseinander~etzen, stehen, 
dann braucht man sich nicht wundem, wenn sich die Bänke 
dort oben leeren und letztendlich keine G;;m;;insamkeiten 
auch in Sachtragen erzieltwerden können. 

(BEifall der SPD und der F.D.P.­
Die ZuschauErtribÜne ist nur 

mit einer Person besetzt) 

Vizeprä'iid.:nt Heinz: 

Mein;; Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wir kommen unmittelbar zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Druc"-sache 
13/5529 - und die Beschlussempfehlung - Drucksache 
13/6179 -. Wer diesEm Antrag zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen! -Danke. Gegenstimmen?- Danke 
schön. Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und 
der F.D.P. abgelehnt. 

Wir k~mmen zur Abstimmung über den Alternativantrag der 
Fraktion der SPD - Drucksache 13/5600 - und der Beschluss­
empfehlung- Drucksache 13/~180 -.Wer die~em Alternativ­
antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei­
chen!- Danke schön. Gegenstimmen?- Enthaltungen?- Dan­
ke. Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. bei 
Enthaltungen der Fraktion BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN 

{Bische!, CDU: Ablehnung!). 

gegen diE Stimmen der CDU angenommen. 

Wir· kommen zum Antrag der Fraktion der CDU - Drucksache 

13/5929 -. Ich gehe davon aus, dass die Überweisung an dEn 
Ausschuss gewünscht ist. Es kann auch direkt abgestimmt 
1.'/Erden. 

Ich 5te!!e diesen Antrag zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen! -Dan­
,!<e. Gegenstimmen?- Danke. Der Antrag ist mit den Stimmen 
der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU und des 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

. Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Fraktion 

der CDU- Druchache 13/6156 -.Wer diesem Antrag zustim­
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen! -Danke. GE­
genstimmen? - .Enthaltungen? - Danke sehr. Der Antrag ist 

mit den Stimmen dEr SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen 
der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 
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Meine Damen und Herren, ich· rufe die Punkte 21 und 22 der 
Tagesordnung auf: 

Schule für Leistungseliten 
Antrag der Fraktion der CDU 

-Drucksache 13/5965-

Förderung von besonders begabten Schülerinnen 
und Schülern in Rheinland-pfalz 

Antrag (Aiternativantrag) der Fraktionen 
der SPD und F.D.P. 

- Drucksache 13/6155-

dazu: 
Änderungsa_ntrag der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/6212-

Die Fraktionen haben eine Redezeit von iünf Minuten je 
Fraktion vereinbart. 

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Keller 
das Wort. 

Abg. Keller, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Im 
Grundgesetz ist ausdrücklich festgelegt, dass jeder Mensch 
ein Anrecht auf gleiche Förderung und freie Entfaltung sei­
ner Persönlichkeit hat. 

(Pörksen, SPD: Sie sollten das 
einmal lesen!) 

Der Staat ist folglich verpflichtet, alle Kinder entsprechend ih­
ren Voraussetzungen zu fördern. Was die Schwächeren und 
Schwachen angeht, so wird der Forderung nach Förderung in 
hohem Maß Rechnung getragen. Bei der Förderung der 
Hochbegabten sieht es bei weitem nicht so gut aus. Das The­
ma ;,Hochbegabung" war und ist für viele noch ein Tabu, je­
doch nichtfürdie CDU. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Mitte Dezember 1999 stellte die CDU-Fraktion eine Große 
Anfrage zum Thema "Hochbegabtenförderung in Rheinland­
Pfalz". 

(Mertes, SPD: Was haben Sie als Nicht­
betroffener dazu zu sagen?) 

Die Ant11vorten der Landesregierung waren fast alle unbefrie­
- digend. So ist der Landesregierung nicht einmal die Defini­
tion der meisten Wissenschaftler für Hochbegabung, nämlich 
ein I_Q von mindestens 130, bekannt gewesen. 

(Vereinzelt Heiterkeit bei der CDU) 

Folglich gibt es in diesem Land auch keine gezielten Maßnah­
men, um Hochbegabte zu ermitteln, geschweige denn zu för­
dern. Die so genannten BEGYS-Projektklassen, die als großes 
Beispiel angeführt wurden, haben mit der Förderung von 
Hochbegabten so gut wie nichts zu tun. Die CDU forderte die 
Landesregierung zum-Handeln auf, aber nichts geschah. Nach 
einer Schonfrist fand unsere Forderung jedoch - wie so oft­
bei der F.D.P. Gehör. 

(Beifall bei derCDU) 

ln einer Pressekonferenz am 6. Juni verkündete der geschätz­
te Kollege Werner Kuhn-Folgendes: "Den Leistuhgseliten ei­
ne eigene Schule." 

(Mertes, SPD: Der Geliebte! 
Der vi_el Geliebte!) 

Weiter Zitat aus der Pressevorlage "Für besonders begabte 
und leistungsbereite Schülerinnen und Schüler fordert Kuhn 
eine eigene Schule mi~ Internet-Angebot in Rheinland-Pfalz. 
Deutschland kann es sich nicht länger leisten, Talente zu ver­
geuden oder aus dem Land zu treiben. Deshalb muss Rhein­
land-Pfalz eine Vorreiterrolle übernehmen." 

Richtig, Herr Kollege Kuhn. 

(Beifall der CDU) 

Da dieser Ankündigung, die in der Presse eine große Reso­
nanz-gefunden hatte- Herr Kollege Kuhn, man konnte nei­
disch werden-, kein F.D.P.-Antrag folgte, warteten wir etwas 
zu, und dann formulierte die CDU-Fraktion den vorliegenden 
Antrag, der die F.D.P.-Forderung zum Teil \~örtlich beinhal­
tet. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wer hat denn jetzt von wem 
abgeschrieben, Herr Keller?) 

Die CDU beantragt die Einrichtung einer Schule für hoch be­
gabte Schülerinnen und Schüler. Nach zwei Monaten kam 
dann ein Altern<!tivantrag von SPD und F.D.P: Dieser Antrag 
ist zwar sehr umfangreich, geht aber überwiegend an der ei­
gentlichen Thematik vorbei. Die Hauptforderung der F.D.P., 
eine eigene Schule einzurichten- ich habe es zitiert-, ist der -
allerletzte Punkt, unddazu noch ein Prüfungsauftrag. 

(Kuhn, F.D.P.: Der Höhepunlct!) 

- Herr Kollege Kuhn, von Vorreiterrolle kann wahrlich keine 
Rede sein, ehervon einem Salto rückwärts. 

(Beifall der CDU) 

Als Maulheld wurden Sie gestern von Frau Thomas bezeich­

net. Das möchte ich nicht tun. Ich drücke mich bekanntlicher­
weise vornehmer aus. 

(Heiterkeit bei der SPD und vereinzelt 
Beifall bei CDU Lind F.D.P.) 

• 
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Aber glaubwürdig ist Ihre Politik nicht. Wir fordern mit unse­
rem Antrag eine Schule für Leistungseliten und nicht, wie es 
zum Teil missverstanden wurde, für Geldeliten. Eine Einrich­
tung wie das Internat Salem ist damit natürlich nicht ge­
meint. Bekanntlicherweise haben die Leute, die das mei~te 
Geld haben, nicht unbedingt die begabtesten Kinder. 

(Mertes, SPD: Das iStgerade revolutionär. 
Der Karl Man< wird hier zum Leben 
erweckt! Kellerfürden bildungs­

politischen Realismus!) 

Lieber Herr Kuhn, stehen Sie mit der F.D.P. zu Ihrer früheren 
Forderung und ~timmen Sie mit uns. Die ;>Jternativanträge 
lehnen wir natürlich ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU -
Mertes, SPD: Keine Diskriminierung 

der Geldf:liten!) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn AbgeordnetenGeis das 
Wort. 

Abg. Geis,SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das Erfreuliche 
vorweg. Herr Keller, vielleicht_ist das für Sie auch ärgerlich. 
Wir reden über einen ~emeinsamen Antrag der Fraktionen 
der SPD und F.D.P: Das mag für viele überraschend sein, aber 
es ist grundsätzlich vernünftig und in diesem speziellen Fall­
natürlich auch. 

Förderung von Hochbegabung ist eine Aufgabe staatlicher 
Bildungspolitik. Sie ist ein Teil der Förderung von Schülerin­
nen und Schülern, die sehr unterschiedliche soziale Voraus­
setzungen und Begabungen haben. Dafür benötigen wir ein 
System differenzierter Angebote, das es grund5ätzlich in 

Rheinland-Pfalzauch gibt. Natürlich bleibt bei einer sozialde­
mokratisch geführten Regierung Hauptziel und Grundüber­
zeugung die Chancengleichheit, das heißt, Unterstützung für 

Lernschwache und für, wie auch immer, Benachteiligte. Dazu 
können auch - was wir sicher alle in Zukunft besser berück­
sichtigen sollten- die Hochbegabten gehören. 

Es gibt- auch wichtig festzuhalten-jetzt schon für viele Spe­
zialbegabungen individuelle Fördermöglichkeiten. Das gilt 
wohnortnah und dezentral auch für Hochbegabte. Die Pro­
gramme kennen Sie bzw. sie sind in unserem Antrag auch 
noch einmal benannt. Wir müssen die Schulen immer wieder 
und noch stärker ermutigen, diese Angebote auch 11veiterzu-

geben. Die Förderung Hochbegabter bedarf dennoch zusätz­
licher An~trengungen. 

(Lelle, CDU: Richtig!}-

Dabei - das sagen uns auch die betroffenen Eltern und Inte­
ressenverbände - mus;: die soziale Integration unbedingt be­
achtet werden, damit auch das Erlernen sozialer Kompetenz 
gewährleistet ist. 

(Lelle, CDU: Herr Geis, schauen Sie sich 
einmal die BEGYS-Ergebnisse an!) 

Die hoch begabten Kinder müssen systematisch gefördert 
werden,- aber sie brauchen auch von der Schule, von Lehrerin­
nen und Lehrern, von Mitschüttrinnen und Mitschülern und 
von der G~sellschaft insgesamt Anerkennung. Eine Grund­
problematik,,ist sicher das frühzeitige Erkennen von Hochb~­
gabung. Es gibt offenbar mehr BetroffEne, als wir landläufig 
denken. Hoch begabt zu sein ist offensichtlich problemati­
scher, als wir denken. 

Die Verantwortung beginnt im Kindergarten. Es ist unsere 
Aufgabe, eine entsprechende Bewusstseinsbildung bei Pä­
dagoginnen und P§dagogen, bei Erzieherinnen und Erzie­
hern, bei Lehrerinnen und Lehrern mit zu befördern. Die Sen­
>ibilität muss auf jeden Fall ~teigen. 

Es gibt konkrete Forderungen in unserem Antrag: 

Wir wollen, dass die zu engen Vorgaben für die Einschulung 
von Grundschulkindern übErprüft werden. Auch die Dauer 
der Grundschulzeit sollte sich nach der Lernent11vicklung des 
Kindes richten. DabEi würde die Schulbesuch~zeit im Grund­
schulbereich insgesamt flexibilisiert werden. 

Wir wollen, dass die Möglichkeit des Überspringen;; einer 
Klasse besser genutzt werden kann. Dass das mehrfache 

.Überspringen sicher nicht ohne Probleme im Bereich der so­
zialen Integration möglich sein wird, ist dabei zu bedenken. 

Wir wollen, dass die BEGYS-Angebote, die wir haben und mit 
denen vvlr eine bunde~weite Vorreiterrolle einnehmen, so ge­

steigert werden, dass allen Schülerinnen und Schülern, die für 
die Förderung infrage kommen, der Besuch ermöglicht wird. 
Ich weiß, dass vielen Betroffenendarangelegen i~t, dass kon­

kret diese Angebote mindestens_ pro Oberzentrum bzvv. 
Landkreis ermöglicht werden. Damit wäre meines Erachtens 
vielen schon geholfen. 

Wir wollen, dass die Kooperation zwischen gymnasialen 
Oberstufen und Hochschulen verbessErt wird, um den Zu­
gang zur Hochschule für besonders Begabte zu ermöglichen. 

Wir wollen - das ist ein zentraler Punkt -, dass_ der Bereich 
Hochbegabung beim Studium von Pädagoginnen und Pä­
dagogen- natürlich auch wieder bei Erzieherinnen und Erzie-
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hern beginnend -eine wichtige Rolle spielt, gerade um früh­
zeitig Hochbegabungen erkennen zu können. 

- Wir wollen, dass die Beratungs- und Informationsmöglichkei­
ten von pääagogischen S_erviceeinrichtungen weiter au_sge­
baut werden. 

Wir wollen, dass Fortbildungsangebote für Pädagoginnen 
und Pädagogen, aber auch für Beschäftigte im Gesundheits­
bereich und für Fachkräfte aus der Jugendhilfe verstärkt an­

geboten und auch genutZt werden. 

Wir wollen, dass an den Hochschulen zu den Fragen der 
Hochbegabung Forschungsvorhaben initiiert werden, die eng 
auch mit den Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung der 
lehrerinnenund Lehrer zusammenarbeiten. 

Wir wollen, dass außerhalb der regulär:ri Unterrichtszeit be­
sondere Angebote gemacht werden, die besonders Begabte 
-dies steht "schön~' im Antrag- an anregenden Lernorten zu­
sammenführen. Das bedeutet, die soziale Integration nicht 
aufzugeben und trotzdem Chancen zu bieten, mit denen zu­
sammen zu sein, die ähnlich denken und Ähnliches verstehen. 

Letzter Punkt - dies ist der Knackpunkt; keine Frage -: Wir 
wollen, dass die mögliche Errichtung einer eigenen Schule für 
Hochbegabte geprüft wird. Wir bewegen uns da zwischen 
absolut sich widersprechenden Forderungen von CDU und 

GRÜNEN. 

Die CDU engt bei ihrem Antrag das Thema auf ein vermeintli­
ches Allheilmittel ein und nimmt damit die tatsächlichen 
praktischen Probleme d5!r Betroffenen, durchaus auch die fi­
nanziellen Probleme der Eltern, nicht angemessen wahr. 

(Zuruf des Abg. Lelle, CDU­
Glocke des Präsidenten) 

Mir ist in Ihren aktuellen schulpolitischen Kernforderungen 
aufgefallen, dass diese Forderung bei den Punkten, die Sie 
jetzt gerade beschlossen haben, 11icht aufgeführt ist. 

(Glocke des Präsidenten) 

Bei den sechs konkreten Forderungen der F.D.P. bei Ihrem Or­

dentlichen Bundesparteitag 1999 spielte diese Forderung 
auch keine Rolle. 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Heinz: 

Herr Kollege. 

Abg. Geis, SPD: 

Letzter Satz. 

Die Prüfung der Möglichkeit einer eigenen Schule unter­
streicht nur die eingangs beschriebene differenzierte Heran­
gehensweise an ein differenziertes Thema, und das ist gut so. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn AbgeordnetenDahm das Wort. 

Abg. Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
ist heute nicht die erste Diskussion um das Thema "Hochbe­
gabung". Ich erinnere daran, dass wir uns auch schon im Aus­
schuss sehr intensiv um das Thema bemüht haben. Bei dieser 
Diskussion im Ausschuss gab es doch noch eine Menge offe­
ner Fragen. Ich habe beispielsweise die Frage gestellt, wie viel 
Hochbegabte es in Rheinland-Pfalz gibt. Ich habe gefragt, ob 
die Einschätzung einiger stimmt, die sagen, dass es ungefähr 
so viele hoch begabte Schülerinnen und Schüler in Rheinland­
Pfalz gibt, wie es auch benachteiligte Schüler gibt. 

Ich darf daran erinnern, es gibt immerhin 15 000 benachtei­
ligte Schülerinnen und Schüler im Sonderschulwesen. Wenn 
sich diese Zahl bewahrheiten würde, würden wir möglicher­
weise vor einer anderen Diskussion stehen. 

Auf die Frage, worin besteht die Hochbegabung, wurde ver­
sucht, einige Definitionen zu geben. Aber gibt es Hochbega­
bung generell in allen Schulfächern, oder gibt es Schülerin­
nen und Schüler die nur in einem kleinen Ausschnitt von 
Schulfächern ihre Hochbegabung haben? Welche wissen­
schaftlichen Untersuchungen gibt es, um die Hochbegabung 
in Rheinland-pfalz zu analysieren?- Das sind alles Fragen, die 
schon einmal gestellt worden sind. Ich hätte mir, bevor wir in 
eine Diskussion um ein Konzept kommen, doch die Beant­
wortung dieser Frage vorgestellt. 

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nun liegen die Anträge der CDU und der SPD und F.D.P. vor, 

die auf eine Erweiterung des Sonderschulwesens abzielen. 

Herr Kuhn, insbesondere von Ihnen habe ich vernommen, 
dass Sie dieses Sonderschuh,vesen "Hochbegabung" installie­
ren möchte. Ich weiß hicht, mit welchem Ziel möchten Sie 
oder möchten Sie von der CDU_eine einzige Sonderschule 
"Hochbegabung" installieren, eine Sonderschule H, oder 
wollen Sie Angebote für alle machen?- So ganz genau ist mir 
das noch nicht klar geworden. -

Ich meine nur, wenn Sie eine Schule für 15 000 Schülerinnen 
und Schüler installieren wollen, dann machen Sie eine Tür 

auf, und das ist meines-Erachtens die falsche Tür, die Sie auf­
machen; denn dann wird sich dieses Sonderschulwesen nach 

• 
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wie vor weiter ausdifferenzieren. Ich darf Sie daran erinnern, 
es gibt ernst zu nehmende wissenschaftliche Analysen. Wir 
haben in unserer Arbeit vermehrt darauf hingewiesen. Bei­
spielsweise hat Professor Preuß-Lausitz zwei wichtige Er- -
kenntnisse auch bis in die Landesregie;ung hineingetragen, 
nämlich die erste, dass unter pädagogischen Gesichtspunkten 
die Selektion aus dem Regelschulwesen in ein Sonderschul­
wesen unter Abwägung vieler pädagogischer Faktoren, Vor­
und Nachteile, letztendlich als problematisch zu bewerten ist. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das Zweite ist, dass das Sonderschulwesen wesentlich teuerer 
ist als die Integration von benachteiligten oder hoch begab­
ten Schülerinnen und Schülern in diesem Fall in das Regel-~ 
schulsystem. Was Sie mit Ihrer Vorstellung einer Sonderschule! 
tatsächlich ven1virklichen wollen, ist, die Kostenverlagerung 
auf die kommunalen Schulträger zu erreichen. Ich weiß nicht, 
ob Sie diesen Gesichtspunkt überhaupt schon einmal in Ihren 
Konzepten Erörtert haben. Aber letztendlich soll die Sonder­
schule H von den Schulträgern finanziert werden. Da kommt 
einiges auf die Kommunen zu, wennder Umfang der Hoch­
begabung so, wie wir es beschrieben haben, zutrifft. 

Auf einen weiteren Wider~pruch zwischen oder innerhalb des 
Antrags der Fraktionen der SPD und F.D.P., also zwischen den 
Regierungsfraktionen, möchte ich schon noch einmal hinwei­
sen. In demselben Antrag steht- Herr Geis hat dies noch ein­
mal zitiert-, dass die soziale Integration begabter Kinder Vor­

rang haben soll, und gleichzeitig fordern Sie die Sonderschü­
fe H, die Errichtung einer eigenen Schule für Hochbegabte, 
wie es im Antrag heißt. 

In einem Antrag findet sich ein solcher Widerspruch. Dem _ 
kann man in der Form nicht zu~timmen. Das geht nicht, ob­
wohl wirviele PunKte in diesem Antrag für richtig halten. Aus 
diesem Grund haben wir Ihnen einen Änderungsantrag vor­
gelegt, damit dieser 5piEgelstrich, in dem die Einrichtung ei­
ner eigenen Schule, einer Sonderschule H, gefordert ~vird, 
herausgestrichen wird. Dann können wir auch dem Antrag 
der Fraktionen der SPD und F.D.P. zustimmen. 

Danke schön. 

(Beifall des BÜr\IDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, ich darf Gäste im rheinland­
pfälzischen Landtag begrüßen, und zwar Mitglieder des 

Männergesaligverein~ Hüschenbach, Kroppacha Schweiz 
(Westen.vald), Mitglieder des VdK-Ortsvereins 1\.llainz-

Weisenau und Mitglieder der AWO-Jugendgruppe aus Stein­
wenden. 

Seien Sie alle herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Herr Kollege Kuhn, ich erteile Ihnen das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Sehr geEhrter Herr Pr3sident, meine Damen und Herren! Der 
Auftrag der Schule bestimmt sich aus dem Recht des Einzel­
nen auf Förderung seiner Anlagen und Er11veiterung seiner 
Fähigkeiten. Wissenschaftlichen Studien zufolge sollen- Herr 
Dahm, man muss in der Tat etwas vorsichtig sein; Sie haben 
Recht - bis zu 2 % - manche greifen et\1vas höher - ho-ch be­
gabte Menschen in unsertr Gesellschaft leben. ViEle hoch be­
gabte Kinder bleiben als solche oder mit ihrer spezifischen 
Begabung unerkannt und leiden zum Teil erheblich unter der 
permanenten UntErforderung in unserem Schulsystem. Sie_ 
fallen bestenfalls durch überdurchschnittliche Leistungen 
auf, im schlimmsten Fall aber durch totales Schulversagen. 
Häufig werden hoch begabte Kinder au~ Unwissenheit über 
ihre Hochbegabung sog;;;r an Sonderschulen verwiesen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Da~ wollen Sie doch!)-

Aus diesem Umstand heraus resultiert die Notwendigkeit der 
Entwicklung einer qualifizierten Förderung betroffener Kin­
der und Jugendlicher. Deutschland kann es sich nicht länger 
leisten- dazu stehe ich-, Talente zu vergeuden oder aus dem 
Land zu treiben. Bereits heute können besonders begabte 
Schülerinnen und Schüler Klassenstufen überspringen oder 
im Rahmen von BEGYS- Begabtenförderung ;;;m Gymnasium 
mit Vei-kürzung der Schulzeit- ihr Abitur ein Jahrfrüher able-­
gen. 

In Rheinland-Pfalz sind wir diesbezüglich sogar die Schnell­
sten. Darauf können wir stolz sein. Diese Schüler machen 
nach elfeinhalb Jahren Abitur. Das ist in der Tat auch ein Ele­
ment der Förderung von besonders begabten Scliülern. An 
dieser Stelle sollte gesagt werden, dass wir diesbezüglich vor­
bildlich sind. Von Nachbarländern wird sogar gewürdigt, da~s 

dieses BEGYS-Konzept nicht nur die Einsparung eines Jahres 
beinhaltet, sondern ein ganzheitliche~ Konzept ist. Das ist 
5chon eine Bemerkung wert. 

Die Angebote für Schülerinnen und Schüler mit besonderen 

intellektuellen Begabungen sollten nach unserer Eiflschät­
zung jedoch ausgeweitet werden. 
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Jetzt kommen wir zu dem, was der geschätze Redner der 
CDU-Fraktion angedeutet hat. 

(Pörksen, SPD: Von wem geschätzt?) 

-Das überlasse ich jedem Einzelnen. 

(Vereinzelt Heiterkeit im Hause) 

Die F.D.P.-Faktion hat diesen Vorschlag gemacht. Es kann in 
aller Offenheit ge-sagt werden, dass es unt~rschiedliche Ein­
schätzungen hinsichtlich dieser Frage in der Koalition gibt. 
Das ist so, und das wollen wir~auch gar nicht vertuschen. ln 
bildungspolitischen Fragen ist es auch nicht ehrenrührig, dass 
jeder unterschiedliche Positionen vertritt. 

Ich betone unsere Meinung; dass sich eine eigene Schule für 
besonders Begabte und leistungsbereite Schülerinnen und 
Schüler mit einem l~ternatsangebot hervorragend in die Bil-­
dungslandschaftvon Rheinland-Pfalzeinfügen kann. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­
Zurufder Abg. Frau Thomas, 

• BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das richtet sich auch nach der Nachfrage. Sie sagen, dass wir 
damit eine Tür öffnen würden. Natürlich öffnen wir damit ei­
ne Tür. Das ist ganz klar. ln anderen Bundesländern wird die­
se Tür aber auch geöffnet. Wir in Rheinland-Pfalzhaben diE;!S 
nicht als erstes propagiert. Es -gibt Konzepte, die in anderen 
Bundesländern entwickelt werden, und es gibt analoge Schu­
len in der Realität, die, sich hervorragend bewährt haben, 
übrigens auch in einem Bundesland- ich wollte es fast nicht 
sagen-, in der eine SPD/PDS-Regierung herrscht. 

(Dr. Weiland, CDU: Herzlichen 
Glückwunsch!)-

Unsere Meinung hinsichtlich der Bildungsangebote ist also 
noch nicht einmal parteipolitisch gebunden. Wir sollten _also 
vorurteilsfrei an die Sache herangehen. Ich bin der Meinung, 
dass wir, wenn wir eine solche Schule einrichten, Schülerin­
nen und Schüler aufnehmen können, die hinsichtlich ihrer be­
sonderen fachlfchen Begabung, ihrer deutlich überdurch­

schnittlichen Intelligenz und im Hinblick auf ihre Persönlich­
keit beurteilt und in einer solchen Sc~ule angemessen geför­
dert werden.- Ziel ist eine Schule mit den Besten für die Be­
sten. Diebegen Schüler und die besten Lehrer sollten hier zu­
sammenkommen. 

Die F.D.P.-Fraktion will Chancengerechtigkeit und keine ni­
vellierenden Ergebnisse. 

-(Bische!, CDU: Dann stimmen Sie 
- unserem Antrag etwa zu?) 

J~der muss die Chance erhalten, seiner Begabung- entspre­
chend gefördert zu werden. Deshalb benötigen wir ein diffe-

renziertes Schulsystem, das die Leistungseliten und- ich beto­
ne ausdrücklich -nicht die Geldeliten nachdrücklich fördert. 

(Zuruf de~ Abg. Frau Thomas, 
BÜt~DNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. äußert sich um­
fassend zu der Thematik ,.Besondere Begabung und Hochbe­
gabung". Aus diesem Grund ist er auch so wertvoll. 

(Frau Themas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Noch nie so wertvoll wie heute!) 

Die Überprüfung der' Möglichkeiten, eine solche Schule in 
Rheinland-Pfalz einzurichten, ist in der Tat in diesen Antrag 
aufgenommen worden. Das istauch vern_!:mftig so. 

Es gibt Ansätze in vielen Bundesländern. Wir sind uns einig, 
dass wir in ein Prüfungsverfahren eintreten und uns anschau­
en sollten, was die anderen machen und wie die Konzepte 
aussehen. Dann bilden wir uns eine Meinung. 

Selbstverständlich bin ich persönlich der Überzeugung, dass 
wir dann letztlich zu dieser Entscheidung kommen werden. 
Das ist der richtige Weg. Wir prüfen, ob es solche Möglichkei- -
ten gibt. Ich persönlich bin mir sicher, dass es solche Möglich­
keiten gibt. Dann werden wir eine Entscheidung treffen. Das 
istein ganz normales Verfahren._ 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­
Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Staatsminister Professor Dr. Zöllner das 
Wort. 

Prof. Dr. Zöllner, 
Minister für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich hätte nicht ge­
glaubt, dass eine Diskussion in diesem Parlament zu solch 
später Stunde auch noch eine Sternstunde - zumindest für 
mich- sein kann. 

(Dr. Weiland, CDU: Wenn Sie 
reden, immer!) 

~Da ich mirschlecht zuhören kann, wenn ich rede, kann es für 
mich keine Sternstunde sein, sondern dann muss ich zuhören. 
Es ist eine Sternstunde, weil Herr Keller die Landesregierung~ 
und damit mich gelobt hat. Das ist ein einmaliges Ereignis, 
das festgehalten \'Verden muss. 

(Beifall der SPD, der CDU 

und der F.D.P.) 
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Ich fixiere fur die Annalen, dass Herr Keller- er muss es sich al­
so sehr genau überlegt haben, 

(Mertes, SPD: Wahrscheinlich 
hat er sich geirrt!) 

- weil man immer mit dem beginnt, was man sich tatsächlich 
genau überlegt hat- dem hohen Hause verkündet hat, dass 
der Förderung von Schwächeren in hohem-i•/laß Rechnung 
getragen wird. Wenigstens ein Problem hat die Landesregie­
rung aus Sicht von Herrn Keller brillant gelöst. Ich bedanke 
in ich. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Jetzt kommen wir zum zweiten Bereich. 

(Bische!, CDU: Dann wird es dünn!) 

-Auch Sie können sich manchmal zu einer fairen Beurteilung 
durchringen. Das halte ich für gut. 

Jetzt kommen wir zu dem Streich der Hochbeg::1bten: Es ist 
schon gesagt worden, dass es eine Pl'licht nach dem Schulge­
setz ist, da>s wir die;en jungen Menschen die gleiche Auf­
merksamkeit zuwenden wie den anderen. Ich bin der Mei­
nung, dass die Gesellschaft darüber hinaus aus vordergründig 
pragmatischen Gründen ein massives Interesse daran haben 
muss, Menschen mit Spezialbegabungen, die aus der Norm 
fallen, eine besondere Förderung angedeihen zu las>en. Das 

ist für die Gesamtgesellschaft von unermesslichem Nutzen, 

(Beifall des Abg. Creutzmann,_F.D.P.) 

nicht nur für ihren geistigen Reichtum, sondern auch -das ist 
nichts Schlimmes - für ihren materiellen Reichtum und das -
Wohlergehen. Deshalb müssen wir im Interesse von allen 
oder möglichenr.reise gerade im Interesse von Schwächeren 
diesem Bereich eine besondere Aufmerksamkeit widmen. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD 
_und F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie das so sehen- ich gehe 
davon aus und hoffe, dass Sie das s·o sehen-, ist eine zweite 

Aussage bereits getroffen worden, nämlich dass die einfache 

Formulierung, die Reduzierung auf einen scheinbar objekti­
ven Parameter wie den IQ, eine zu einfache Antwort ist. Die 

-Gesellschaft benötigt viele Menschen mit besonderen Fähig­
keiten, Fertigkeiten und Interessen, unabhängig davon, ob es 
sich um den musischen Bereich, irgendwElche kreativen Be­
reiche, die im Zusammenhang mit Kunst und Assoziationen 
stehen, oder um Bereiche mit logischen Assoziationen mit ir­
gendwelchen Algorithmen, die in IQs messbar sind, handelt, 
damit man den Heterogenen- das ist gerade ihre Definition, 
dass sie nicht der Norm entsprechen, sondern bestimmte Fä­
higkeiten unterschiedlicher Art haben-, logischerweise aber 
nur mit einem unterschiedlichen Ansatz für Fördermittel, ge­
recht werden kann. 

Die Hochbegabung zeichnet sich dadurch aus, dass sie aus der 
Norm fällt. Sie durch Normierung fördern ZIJ wollen, ist ein 
kurzsichtiger Gedanke. Sie sind doch wohl nicht der Mei­
nung, das~ Sie die Kreativen der Gesellschaft, wie zum Bei­
spiel Michelangelo, Einstein und andere, durch ein formales 
Raster eines deutschen schulisch formal geprägten Lebens 
optimal hätten fördern können. Sie müssen ihrer Unter­
schiedlichkeit Rechnung trag-en. Das gt:ht nicht ü~er eine Ein­
heitlichkeit. 

(Bt:ifall dt:r SPD und der F.D.P.) 

- Meine sehr geehrten Damen und Herren, deshalb bin ich der 
Meinung, dass nur der Weg möglich ist, da~s wir ein Bündel 
von Maßnahmen in Gang oetzen, womit die Wege, die die 
Landesregierung gegangen ist, kon~equent weitergegangen 
werden. Ich sage ohne weiteres, dass ein weitHer Au~bau er­
folgen muss, dass aber eine einheitliche Lösung das Problem 
in einem Qualitätssprung nichtvoranbringen wird. 

Wenn wir glauben, dass wir ;oine.Lösung hab;on, die plötzlich 
die Lösung sein könnte, wie eine Schule für besonders Hoch­
begabte, besteht die Gefahr, dass dann die Aktivitäten in an­
deren Bereichen nachlassen, Das bedeutet selbstverständlich 

. nicht, dass in diesem Zusammenhang nicht geprüft werden 
muss -una bnn, ob dies auch ein Ansatz ist. Das ist auch das 
Geheimnis des Antrags der Ko3litionsfraktionen; der auf dem 
Tisch liegt. Nur im Konzert einer solchen Anstrengung kann 
dieser Ansatz, wenn er berechtigt ist, aber seine Erfolge ver­
zeichnen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Deshalb bin ich froh und dankbar, das~ die Koalitionsfraktio­
nen diesen Weg gegangen sind. fv1it dem, was bei dieser De­
batte im Parlament klar und deutlich ausgesprochen wurde, 
hat sich gezeigt, um was e;; der CDU geht. Ich bin der festen 
Überzeugung, dass Sie das in der Sache genauso sehen, wie 
ich das zuvor dargelegt habe. Herr Keller, trotzdem führen 
Sie zur Begründung der AblEhnung des Antrags der SPD an, 
dass er zu umfangreich sei und deshalb an der Sache vorbei­
gehe. Man überlege sich die Umkehrung die;:erWelt. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident HE:inz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Keller das Wort. Ihnen steht 
noch einE Redezeit von zwei Minuten zur Verfügung. 

Abg. Keller, CQU: 

Herr Präsident, meine sehr ge;ohrten Damen und Herren! 
Herr Minister, zu meinem vermeintlichen Lob: Nicht einmal 
Sie·bekommen es hin, alles falsch zu machen. 

(Heiterkeit und Beifall der CDU) 
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Um den Bereich der Sonderschule haben Sie sich bisher, viel­
leicht Gottsei Dank, nicht so-sehr gekümmert. Deshalb geht 

es diesem Bereich noch relativ gut. Allerdings fehlen auch 
dortwie in den anderen Schularten Lehrer. 

Ich habe zuvor- Sie haben mich falsch wiedergegeber:~- nicht -
den Umfang des Antrags von SPD und F.D.P. kritisiert. Sie 
meinen wohl, je länger, desto besser. Tch habe kritisiert, dass -

nichts Bedeutendes enthalten ist. 

Herr Kollege Geis, Sie haben lang und breit aufgezählt, was 

Sie wollen. Es sind viele Selbstverständlichkeiten in diesem el­
lenlangen Antrag enthalten. Sie haben aber das~ was Sie ei­
gentlich wollen, nicht aufgezählt. Sie wollen das Thema auf 
die lange Bank schieben, weil das vor allem für die Sozialde­
mokraten nach wie vor ein Tabuthema ist. Das ist nicht nur 
schade, sondern das ist schlimm; denn die Zeit drängt. 

(Dr. Mertes, SPD: Das ist Quatsch, 
Herr Kollege!) 

Herr Kollege Kuhn hat die Nöte dieser Kinder geschildert. 
Herr Kollege Kuhn, logisch wäre es eigentlich, wenn Sie nicht 

nur reden, sondern auch handeln würden. Allmählich ist doch 
auch Ihnen klar geworden, dass Sie Ihre Bildungspolitik mit 
der CDU besser verwirklichEm können als m_it der SPD. 

(Beifall der CDU­
Heiterkeit bei der SPD) 

Haben Sie Mumm und stimmen Sie jetzt unserem Antrag zu. 
Sie haben das Erstgeburtsrecht für diesen Antrag. Darüber 

streiten wir uns gar nicht. Das ist Ihr Antrag. Stimmen Sie die­

sem Antrag zu. 

Nach dem 25. März 2001 werden wir das ohnehin öfters ge­
meinsam tun. 

Danke schön. 

(Beifall der CDU -

Heiterkeit bei der SPD-
Abg. Kuhn, F.D.P., meldetsich zu Wort) 

Vizepräsident Heinz: 

Herr Kollege Kuhn, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Die einzige 
Möglichkeitwäre eine Kurzintervention. 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor. Wir sind damit am Ende der Aussprache ange­
kommen: 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktion der CDU "Schule für Leistungseliten" - Drucksache 

13/5965 -.Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte 

ich um das Handzeichen! - Gegenstimmen? - Damit ist der 

Antrag mit den Stimmen der SPD, der F.D.P. und des BÜND­
NIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Alternativan­
trag der Fraktionender SPD und F.D.P. "Förderung von be­
sonders begabten Schülerinnen Und Schülern in Rheinland­
Pfalz" - Drucksache 13/6155 -. Über den Änderungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN- Drucksache 13/6212-
kann nur dann abgestimmt werden, wenn die Fraktionen der 
SPD und F.D.P. als Antragsteller dem zustimmen. Wenn das 
nicht gewünscht ist, wird nur über den Antrag der Fraktionen 
der SPD und F.D.P. abgestimmt. 

(Bruch, SPD: Wir lassen das zu, 
stimmen aber dagegen!) 

-Sie lassen das zu. 

(tv1ertes, SPD: So viel Größe haben wir!) 

Dann kommen wir zunächst zur Abstimmung über den Ände­
rungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/6212-. Wer diesem Änderungsantrag zustim­
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen! - Gegenstim_­
men? - Dann ist dieser Änderungsantrag mit den Stimmen 
der SPD, der CDU und der F.D.P. abgelehnt. 

Wir kommen dann zur Abstimmung über den Alternativan­
trag der Fraktionen der SPD und F.D.P. "Förderung von be­
sonders begabten Schülerinnen und Schülern in Rheinland­
Pfalz" -Drucksache 13/6155 -.Wer diesem Antrag zustimmen 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen! - Dann ist dieser 
Antrag mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. angenom­
men. 

(Schnabel, CDU: Dürfen wir auch 
noch mit Nein stimmen?) 

Gegenstimmen? - Gegen die Stimmen der CDU und des 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

(Mertes, SPD: Das war das letzte Mal! 

Damit das klar ist!) 

Ich rufe nun Punkt 23 der Tagesordnung auf: 

Umsetzung des Leitbildes einer nachhaltigen, zukunfts~ 
fähigen Entwicklung für Rheinland-pfalz 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/6154-

Die Fraktionen haben eine. Redezeit von fünf Minuten je 
Fraktion vereinbart. 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Braun das Wort. 
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Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meint sehr geehrten Damen und Herren! Ge­

gen Abend werden die strategischEn Spielchen deutlich. Herr 

Keller hat schon gesagt, die F.D.P. könne gemeinsam mit dEr 

CDU abstimmen. Er hat nicht gesagt- ich habe ganz genau 

zugehört-. dass Sie dann auch in der Regierung sein •verden, 

aber gemeinsam abstimmen können Sie vielleicht. 

(Heiterkeit-im Hause) 

Unserem Antrag könnten heute alle zustimmen. Es würde 

meiner Meinung nach dem Parlament auch gut tun, gemein­
sam einem solchen Antrag zuzustimmen, weil es sich eigent­

lich um einen Konsensantrag handelt,_ der aus dem Geist Rio:; 
-darüber haben wir in diesem Hause schon öfter debattiert-, 

aus dem Geist der Nachhaltigkeltsdiskussion geboren ist. Da 

sich in Rheinland-Pfalzalle Fraktionen zur Nachhaltigkelt be­

ken!len, könnte ihm von allen Fraktionen zugestimmt Wei­

den. 

Wir haben diesen Antrag gestellt, nachdem es im Ausschuss 

f•)r Umwelt und Forsten schon eine Debatte über eine nach­

haltige Ent11vicklung gegeben hat. Der Ausschuss für Umwelt 
und Forsten istauch schon nach Holland und England gereist, 
um sich dort die Nachhaltigkeltsp-rojekte vor Ort ansehen zu 

können, die lokal, aber auch regional durchgeführt werden. 

Dies geschieht im Hinblick darauf, dass wir im Landtag von 

Rheinland-Pfalzauch aktiv werden wollten. 

Soweit ich mich erinnere, haben die CDU und wir gemeinsam _____ -

einem Antrag zur Lokalen Agenda 21 zugestimmt, also zur 

Förderung der lokalen Nadihaltigkeitsdiskussion und der lo­

kalen Nachhaltigkeitsprojekte. Soweit ich mich erinnern 
kann, hatte der Antrag insofern eine Wirkung, dass jetzt im 

Haushalt des Landes 1,2 Millionen DM für die Lokale Agen-
da 21 stehen, wodurch die Gemeinden in ihrem Bestreben 
unterstützt werden können, die Nachhaltigkelt zu fördern. 

(Zuruf des Abg. Nagel, SPD) 

- Herr Nagel, das war nicht vorher, das war nachher. 

E'ne nachhaltige Entwicklung, die weniger oder zumindest 

n'cht mehr Ressourcen verbraucht als nachwachsen, ist die 

Voraussetzung dafür, unsere Umwelt zu erhalten und dass 

zukünftige Generationen auf dem Planeten Erde weiter le­
b~n können. Wir haben gemeinsame Ziele. Wir wollen aber, 

d ~ss nicht nur die Kommunen und die Bundesebene diese 
Nachhaltigkeltsprogramme durchfüh(en, 5ondern auch das 

Land Rheinland-Pfalz die Lücke schließt, indem es nachhalti­

ge Projekte fördert und sich vor allem auch quantitative und 

qualitative Ziele setzt. 

Was wollen wir in den einzelnen Gebieten, beispielsw;:;ise im 

Flächenverbrauch und im C02-Ausstoss, im Kampf gegen den 

Klima- und Treibhauseffekt erreichen? Wie wollen wir den 
Flächenverbrauch verringern? 

- (Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nun hat ein Land, das von uns selten als Vorbild genannt 

wird, nämlich d;;s L;:.nd Bayern, vorgestern einen Kabinetts­

beschluss gefasst, dass in Bayern alle Ressorts gemeinsam an 

einem Projekt der Reduzierung von Klimagasen arbeiten sol­
len, weil es nicht angehen kann, da;:s auf der einen Seite das 

Umweltressort und auf dtr anderen Seite das Wirtschaftsres­
sort Programme auflegen, die nicht zueinander passen. 

Das aber ist die Situation in Rheinland-Pfalz. Das Wirtschafts­

ressort arbeitet meistens in seiner Intention_ und in seinen 

Ausführungen gegen das Umweltressort. Durch die Blockade 

in den beiden Ressorts kommen wir natürlich keinen Schritt 
voran. -

Deswegen fordern wir eine gemeinsame Institution - man 

kann es Green Cabinet nennen, wie es zum Beispiel in Eng­

land installiert ist -. einen gemeinsamen Ausschuss der Res­

sortministerinnen und Ressortminister unter der Federfüh­

rung - wenn möglich -der Staatskanzlei, der sich darum küm­
mert, \ViE gemeinsam Projekte auf den Weg gebracht wer­

den können. 

Inhaltlich ist es wichtig, dass wir in Rheinland-Pfalz 

1. zu den Emissionsminderungen, 
2. zum Verbrauch von Ressourcen, 

3. zum Verbrauch von Flächen und 

4. für eine nachhaltige Landwirtschaft 

quantitative und qualitative Ziele festlegen und dies alles 
Jahr für Jahr abarbeiten können. Wir haben deswegen in un­
serem Antrag auch mit berücksichtigt, dass das P;:.rlament al­

le zwei Jahre informiert wird, wie ein solcher Nachhaltig­
keitsprozess, wenn er in Rheinland-Pfalz installiert werden 
würde, funktioniert und überprüfbar ist. 

Nun sagen die Ministerin - die Ministerin sagt im Moment 
nichts, weil sie -für drei Wochen in China weilt- und das Um­

weltministerium über seine Spre_cherinnen und Sprecher,-dass 

die Nachhaltigkeltsdiskussion in Rheinland-Pfalz schon seit 
langem geführt und vom Umweltministerium begleitet wird. 

(Glocke des Präsidenten) 

Es stimmt, das~ sie begleitet wird. Sie wird wohl vom Umwelt­

ministerium nicht angestoßen und nicht federführend betrie­

ben, sondern es gibt Einzelfallvereinbarungen, freiwillige Lö­
sungen von Schornsteinfegern bis hin zur Industrie, die uns in 

dem Programm nicht weiterhelfen. Wir brauchen verbindli­
che Zieleund keine Absichtserklärungen. Das fordern wir mit 
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unserem Antrag ein. ·Ich glaube, diesem Antrag kann ein je­
der in diesem Hause zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Nagel das Wort. 

Abg. Nagei,SPD: 

Herr Präsident, meine Damen ~nd Herren! Herr Kollege 
Dr. Braun, in einem Punkt haben Sie Recht. ln Ihrem Antrag 
steht eine Menge, was auf Punkt und Komma auch Meinung 
der SPD-Landtagsfraktion ist. Allerdings werden wir Ihren 
Antrag ablehnen, weil wir etwas dagegen haben, dass reine 
Beschäftigungstherapie für das Parlament und die Regierung 

betrieben wird. 

Ich darf daran erinnern: Ihre Fraktion hat am 8. April 1998 
genau zu dieser Thematik einen Antrag gestellt. Ausfluss die­
ses Antrags war eine breite Anhörung im Umweltausschuss. 
Wir haben am 1. Dezember 1998 im Ausschuss den Antrag 
behandelt, und zwar den gemeinsamen Änderungsantrag 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Am 13. Januar 1999 
wurde dann der Alternativantrag der SPD behandelt. 

Jetzt müssen wir einmal die Inhalte vergleichen. Wenn Sie in 
Ihrem neuen Antrag unter der Nummer 1 unter neuen Buch­
staben fordern, die Landesregierung erarbeitet-ein ressort­
übergreifendes Programm zur ökologisch, ökonomisch und 
sozial nachhaltigen Entwicklung in Rheinland-Pfalz und das 
Ganze mit NEST abkürzen, dann erinnere ich, dass Sie in Ih­
rem Antrag aus dem Jahr 1998 im Prinzip das Gleiche gefor­

dert haben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich erinnere, dass in unserem Alternativantrag genau dies Be­
schlusslage dieses Parlaments ist. 

(Beifall des Abg. Dr. Schiffmann, SPD) 

Jetzt kommt ein ganz wichtiger Satz- dieser ist beschlossen-, 

nämlich dass wir mit der Mehrheit dieses Parlaments nicht 
nur die Ressortübergreifung gefordert haben, sondern dass 
darüber alle zwei Jahre diese Landesregierung einen Bericht 
abzugeben hat. Dieser Bericht ist, wie ich weiß, derzeit in Ar­
beit und kurz vorder Fertigstellung. Es macht für mich keinen 
Sinn, wenn Sie jetzt schon wieder einen Bericht fordern,· be­
vor der Bericht, den wir beschlossen haben, überhaupt vor­
liegt. 

Meine Damen und Herren, von daher bin ich der Auffassung, 
dass wir als Parlament, wenn wir uns nicht mit Bürokratie be­
schäftigen wollen, erst einmal das Ergebnis dieses, wie ich er­
warte, sehr umfangreichen Berichts abwarten; 

(Glocke des Präsidenten) 

Diesen schauen wir uns an. Dann können wir uns überlegen, 
was in dem Bericht mangelhaft oder gut ist. Dann können 
neue Initiativen aus diesem Parlament kommen. Alles andere 
ist reine Beschäftigungstherapie. Das machen wir nicht mit. 
Deshalb werden wir Ihren Antrag ablehnen. 

(Beifall der SPD) 

Vizepräsident Heinz: 

Herr Kollege Nagel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Kollegen Dr. Braun? Sind Sie damit einverstanden? 

Äbg. Nagel, SPD: 

Ich bin mitfastallem einverstanden. 

Vizepräsident Heinz: 

Bitte schön, Herr Dr. Braun. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Nagel, wenn Sie mit allem einverstanden sind, können 
Sie dem Antrag auch zustimmen. 

Ich komme zu meiner Frage. Wir hatten damals- das hatte ich 
erwähnt- einen Antrag zur Lokalen Agenda 21 gestellt. Das 
heißt, dass die Kommunen diese Lokale Agenda betreiben 
sollen. Ist Ihnen der Unterschied zwischen einer landesweiten 
Agenda 21 und einer Lokalen Agenda 21 bekannt, und dass 
eine Lokale Agenda 21 nicht· mitquantitativen und qualitati­
ven Zielen des Landes übereinstimmen kann? Ist Ihnen inso­
fern auch bekannt, dass das. ein ganz anderer Antrag mit 
ganz anderen Zielen ist? 

Abg. Nagel, SPD: 

Herr Dr. Braun, erstens ist mir der Unterschied bekannt. Zwei­
tens, wenn Sie unseren Alternativantrag vom 13. Januar 1999 
richtig lesen; wissen Sie, dass wir uns nicht nur auf die Lokale 
Agenda 2·1 bezogen haben. Die Dinge sind derzeit in der Um­
setzung. Diese warten wir ab. Dann schauen i.vir, was darin 

aufgeführt ist. Dann entscheiden wir, ob es weiteren Hand­
lungsbedarf erfordert und wo wir gegebenenfalls kritische 
Anmerkungen machen. 

(Beifall der SPD) 
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Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Leonhard das Wort. 

Abg. Leonhard, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Bewahrung 
der Schöpfung muss im Sinn einer nachhaltigen Entwicklung 

als eine der wichtig5ten Herausforderungen des 21. Jahrhun­

derts begriffen und in die Tat umgesetzt werden. Dazu- man 
höre und staune- benötigt die Landesregierung einen Kom­
pass und die Hilfe der Opposition, um sich überhaupt zurecht 
zu finden. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Dabei gibt diE Agenda 21 die Orientierung für künftige Ent­

wicklungen vor. 

Meine Damen und Herren von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Sie 
wollen mit Ihrem Antrag erreichen, dass da5 Land endlich ei­
nen Orientierungsrahmen erhält. ln der Tat mangelt es an 
der Umsetzung des Leitbilds einer nachhaltigen, zukunftfähi­
gen Entwicklung für Rheinland-Pfalz. Statt den Agenda-21-
Prozess offensiv anzugehen, musste sich die Landesregierung 
erst auf die Sprünge helfen lassen. 

Die Initiativen und Debatten im Ausschuss waren notwendig, 
damit sich überhaupt et11vas bewegt. Ein Orientierungsrah­
men fehlt leider immer noch, und die Ressortabstimmung bei 
dieser Querschnittsaufgabe funktioniert nicht. Hier ist noch 

viel Sand im Getriebe. 

Herr Nagel, wenn Sie von Beschäftigungstherapie sprechen, 

wollen Sie damit nur von den Defiziten der Landesregierung 
ablenken. 

{Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der vorliegende Antrag geht in die richtige Richtung, abEr 
wie so oft bei den GRÜNEN, Herr Dr. Braun: Gute Ans3tze, 
fiber auch überzogene Vorstellungen basieren auf grüner 

Ideologie.- i'.i1us~ man wirklich gleich in jedEm Ministerium ei­

nen Nachhaltigkeltsbeauftragten bestellen, wie in Nummer 5 
gefordert? Wir haben unsere Zweifel, ob das die richtige Or­

ganistionsstruktur wärE. Muss man in der Begründung for­

mulieren- ich zitiere-: "Dies ~chließt die Überprüfung ökolo­
gisch zweifelhafter und schädlicher Maßnahmen ein {zum 

Beispiel Straßen bau, Subventionsprogramme für Gewerbege­
biete auf der grünen Wiese)." 

Generell ;ind auch wir für einen ~tärkeren Umweltdiskurs. Ei­
nen energiepolitischen Di~kurs für erneuerbare Energien hal­
ten wir beispielsweise fiir wünschEnswert. Hier besteht Nach­

holbedarf. Ich darf an unsere Initiativen zu diesem Thema er­
innern. 

Es muss uns gelingen, in unse:rer Gesellschaft ein Klima herzu­
stellen, in dem die Menschen die Bedeutung des Umwelt­
schutzes verstehen und erkennen, welche Auswirkungen Um­
weltschäden langfristig haben werden, auch wenn diese Fra­
gen derzeit durch andere Problemstellungen etwas in den 
Hintergrund gedrängt worden sind. 

Es gilt, die Bedürfnisse einer wachsenden Zahl von Menschen 

heute und in der Zukunft zu befriedigen und gleichzeitig si­
cherzustellen, dass auch die folgenden Generationen eine le­

benswerte Umwelt vorfinden. Deshalb muss der Agend<~-21-
Prozess, müssen Nachhaltigkeltsstrategien auf allen Ebenen 
umgesetzt werden. Wenn die Bündnisgrünen Defizite in der 
rheinland-pfälzischen Umeltpolitik feststellen, findet das un­
sere Zustimmung. Sie brauchen sich auf der anderen Seite 
aber auch nichts darauf einzubilden, was in Berlin umweltpo­
litisch passiert. Mini~terTrittin und die rotgrüne Bundesregie­
rung habEn sich in der Umweltpolitik auch nicht gerade mit 
Ruhm bekleckert. Es fehlt ein wirklich schlü;siges Energkkon­

zept in Sachen Naturschutz. ln Sachen Klimaschutz herrscht 
weitgehend Stillstand. 

(Widerspruch bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der von Mini5~er Trittin gestern viel zu spät vorgestellte Kli­
maschutzbericht der Bundesregierung verschleiert, das;; Rot 
und Grün den Klimaschutz bisher verschlafen haben. 
Deu~chland h3t seine einstigE unter den Umweltministern 
Töpfer und rvlerkel erworbene internationale VorreitErrolle 
praktisch verloren. 

{Beifall bei der CDU) 

Das einzig Zählbare der rotgrünen Umweltpolitik ist die VEr­
teuerung von Kraftstoffen und Energie, i;t eine Ökosteuer als 
Abkassiermodell. 

{Beifall bei der CDU) 

Schlechte. Noten verdienen al;o sowohl die Umweltpolitik im 

Bund wie im. Land. Fazit: Die Kritik an .der rheinland­
pfälzischen Umweltpolitik ist berechtigt.- fviit dem vorliegen­

den Antrag können wir uns in vielen Punkten einverstanden 

erklären. Dass wir uns nachher enthalten, ist in dEr grünen 
Ideologie begründet, wie sie in einigen Passagen zum Aus­
druck kommt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Heim:: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich dH Abgeordneten Frau 
Hatzmann das Wort. 
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Abg. Frau Hatzmann, F.D.f>.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Zu so später Stun­
- de- wer hätte das gedacht- noch eine-Ökosteuerdebatte, das 

ist richtig spannend. 

Zum Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Sehr ge­
ehrter Herr Dr. Braun, ich weiß nicht, ob S-ie sich noch daran 
erinnern können, dass wir vor iig, zig Jahren einmal bei der 
Bundesregierung eine Enquete-Kommission mit-dem Ergeb­
nis-hatten: Nationale Umweltplanun-g. Vor Rio, vor Agen-

- da 21 hatten wir den Begriff .,Nationale Umweltplanung". 
Ich glaube, es gibt keinen Urnweltpolitiker, der diesem Ziel 
nicht zugestimmt hat. 

Es gab auch eine mit allen Parteien besetzte Enquete­
Kommission, die auch mit qualitativen und quantitativen Zie­
len gearbeitet hat, die auch die ressortübergreifende Arbeit 

angesprochen hat. Nationale Umweltplanung war damals na­
türlich auf die Nation, auf die Bundesrepublik Deutschland 
bezogen. Nichtsdestotrotz haben sich die Länder Gedanken 
gemacht, wie sie das selbst verwirklichen können. Das Thema 
ist natürlich wieder aufgegriffen l.'l!orden. Es hieß dann-plötz­
lich Agenda 21, und zwar eine nationale Agenda 2i. 

Es gab auch Menschen, die gesagt haben: Wir brauchen eine 
Umweltleitplanung. - Letztendlich ist das immer wieder die 
gleiche Idee mit völlig neuen Begriffen. Herr Dr. Braun, iCh 
muss Ihnen zugestehen, Ihr Begriff NEST ist mit Abstand der 
schönste. Aber es hil_ft nichts, der schöne Begriff hat alte ln­
halte. Das ist das, was uns Sorge macht. Wir haben nicht um­
sonst als Ausschuss die Reise unternommen, um zu sehen, wie 
es läuft; Wir haben die Ministerin dazu gehört. Wir haben 
den Antrag der SPD-Fraktion gehabt. 

Ich glaube auch, es ist sinnvoll, jetzt einmal abzuwarten, was 
das Ergebnis dieses Zweijahresberichts sein wird, den Sie auch 
identisch in Ihrem Antrag fordern. Es macht keinen Sinn, das 
Gleiche unter neuen Begrifflichkeiten immer wieder einzu­
bringen und so zu tun, als sei es dasselbe. Wie gesagt, alter 
Wein in neuen Schläuchen ist nicht immer ~chön. Ich gestehe 
neidlos zu, der Begriff NEST ist mit Abstand das Netteste, was _ 
ich hierzu bisher gehört habe. 

Herr Dr. Braun, inhaltlich gehen Sie mir aber nicht weit ge­
nug. Die Reise des Ausschusses für Umwelt und Forsten hat 

- deutlich gezeigt, dass selbst bei unterschiedliChem Herange­
hen an die Dinge, wann immer ich der Regierung den Auf­
trag gebe, etwas zu tun, das Ergebnis nicht so befriedigend 

ist, wie man sich das vorstellen kann. Deswegen denke ich in 
vielen Teilen viel weiter. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich kann mir vorstellen, dass das Parlament hin und wieder 
auch mit einer Budgetvorgabe - das wollen wir in Zukunft 

auch alle tun-, wenn man Leistung beschreibt, Leistung ver­
gibt und Geld vergibt, daran auch sicherlich Nachhaltigkeits­
kriterien---

Ich denke, wir sind auf einem völlig neuen Weg, der auch 
dem Parlament mehr Spielraum und mehr Mitsprache ermög­
licht und eröffnet. Von daher will ich mich jetzt auch nicht 
auf ein NEST festlegen, wiewohl das NEST ein schöner Begriff 
ist. Ich möchte abwarten, was die Landesregierung berichtet. 
Es kann sein, dass es eine kontroverse Diskussion hierüber 
gibt. 

Wir werden das sicher im Ausschuss für Umwelt und Forsten 
mehrfach diskutieren r_nüssen. Wir müssen dann sehen, wie 
wir steuern können. Das ist die Aufgabe des Parlaments. Im­
mer wieder neue Berichte zu fordern, macht keinen Sinn und 
frustiert a Ia Iangue. Das kann nicht die Aufgabe des Parla­
ments sein. 

Zwei Jahre sind fast vorbei. Ich gehe davon aus, dass der Be­
richt der Landesregierung Ende dieses Jahres, Anfang näch­
sten Jahres vorgelegt wird. Dann sehen wir weiter, wie wir 
mit diesem Thema umgehen. Es ist immerzu inhaltsgleich, 
egal, unter welchem Titel es auftaucht, Nationale Umwelt­
planung, Agenda 21 oder Umweltleitplanung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Vizepräsident-Heinz: 

Zu einer ·Kurzintervenfion erteile ich Herrn Abgeordneten 
Dr. Braun das Wort. 

Abg. Dr. Braun; BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Frau Hatzmann, wenn Sie unseren Antrag richtig lesen, dann 
müssen Sie doch zugeben, dass wir genau darin fordern, was 
Sie jetzt als nicht weitgehend genug betrachtet haben, aber 
doch als Ihre Forderung, nämlich qualitative und quantitative 
Zielvorgaben für eine nachhaltige Entwicklung festzulegen. 
Das ist nicht da;, was die SPD gefordert hatte, zu b!!richten, 
was gemacht worden ist, sondern Ziele quantitativ und quali~ 

tativ festzulegen, Instrumente und Maßnahmen zur Errich­
tung der Ziele zu schaffen und ein indikatorengestütztes Um­
weltcontrolling einzuführen, genau das, worin bisher der 

Agenda-21-Prozess gekrankt hat, namlich dass zunächst ein­
mal mit viel Schwung an die Sache herangegangen wird und 
irgendetwas beschlossen wird und sich hinterher keiner mehr 
darum kümmert. Das wollten wir vermeiden. Genau das ist 
im Moment auch weltweit in alle-n Kommunen, in allen Län­
dern die Hauptdiskussion: VIJie können wir handhabbar Ziele 
kontrollieren und Controllingsysteme festlegen?- Genau das 
wollen wir implizit. 
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Dass die IYlinisterin irgendeinen Bericht geben wird, über den 
wir zehnmal diskutieren können, daranzweifle ich nicht. Ich 
wollte-aber etwas erreichen und nicht diskutieren. Deswegen 
haben wir den Antrag gestellt. Wenn Sie dem zustimmen 
würden, dann könnten wir auch solche Ziele festlegen und 
überprüfen. Wir bitten, diesen Antrag an den Ausschuss zu 

überweisen. 

Vielen Dank. 

(Nagel, SPD: Warten Sie den Bericht einmal ab, 
und dann finden Sie alles, was Sie fordern!). 

Vizepräsident Heinz: 

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Staatssekretär 
Härtel das Wort. 

Härte!, Staatssekretär: 

_Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der vorliegende 
Antrag beschäftigt sich mit einem Thema, das zum Zentral­
thema der Umweltpolitik geworden ist. Umso weniger ver­
stehe ich die Nachlässigkeit, mit der sowohl der Redner der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN als auch der Redner der 
CDU sich eingelassen haben. Herr Abgeordneter Leonhard, 
wenn Sie ausgere:chnet Frau ivlerkel als eine Frau zitieren, die 
in der Vergangenheit eine Vorreiterrolle in der Umweltpoli­
tik Deutschlands eingenommen hätte, dann kann ich nur sa­
gen: Das ist des Gipfels äußerster Höhepunkt.- Das ist genau 
die Frau, die vor zwei Jahren die Verteuerung der Energie­
preise gefordert hat und heute Plakate dagegen klebt. 

(Beifall beider SPD) 

Herr Abgeordneter Dr. Braun und Herr Abgeordneter 
Leonhard, Sje haben eines gemeinsam: Sie beschreiben Defi­
zite, die es nicht gibt, und stellen Forderungen auf, die be­
reits verwirklicht werden. 

(Beifall bei der SPD-

Zurufe von der CDU: Oh! -

Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Leonhard, CDU: Ich denke, Sie seien 
Mitglied dieser Regierung!) 

- Deshalbweiß ich das doch. 

Der Antrag bringt zu Recht zum Ausdruck, da:;s es darauf an­
kommt, Ökonomie, Ökologie und soziale Gerechtigkeit in 
Einklang zu bringen. Sie weisen auch zu Recht darauf hin, 
dass es notl.vendig ist, für eine nachhaltige zul~unfufähige 
Entl.vicklung die Koordinierung sämtlicher Politikbereiche 
entsprechend vorzunehmen. 

Eine nachhaltige und umweltgerecht~ Entwicklung ist nicht 
nur ein Leitbild mit unbestimmter Zielsetzung, sond~rn sie 
lässt sich schrittvveise und konkret realisieren, und sie lässt 
sich auch c.uf ihre jeweiligen Erfolge hin überprüfen. Das Leit­
bild der Nachhaltigkeit ist zugleich ein Suchprozess mit 
scheinbar noch fern liegenden Handlungsbereichen, Nach­
haltigkeitspotenziale zu erschließen. 

Im Zentrum die~es Prozesses steht die Kommunik3tion zwi­
schen Staat und-Gemeinden, mit Wirtschc.ft und Verbänden 
und den Bürgerinnen und Bürgern. Sie affemüssen im Dialog 
zusammengeführt werden, um Lösungen zu finden. Zugleich 
ist Nachhaltigkeit ein internationaler Kommunikationspro­
zess, der weit über die Grenzen von Rheinland-Pfalz und 
Deutschland hinausgeht. 

Ihr Antrag zielt damit, wie bereits gesagt, in die richtige Rich­
_tung, er hat·aber noch einen außerordentlichen Vorzug. Er 
nennt namlich genau da:;, was in und durch die Landesregie­
rung bereits geschieht. 

Was Nachhaltigkeit ist, wird der Sache nach nicht erst seit 
dem Zeitpunkt realisiert, seitdem von Nachhaltigkeit auch ex­
plizit gesprochen wird. 

Sämtliche Sachaufgaben im Ressortbereich des Ministeriums 
für Umwelt und Forsten sind der Sache nach-ein Beitrag zum 
Prinzip der Nachhaltigkeit, sei _es, dass es um. die Luftreinhal­
tung geht, sei es, dass Maßnahmen zur Stabilisierung des Na­
turhaushalts getroffen werden, sei es, dass die Forstverwal­
tung nachhaltig wir.schaftet, sEi es, dass dit: Wasserwirt­
schaft mit der begrenzten Ressource Wasser sorgsam um­
geht, sei es, dass sich die Abfalflvirtschaft zur Kreisfaun.lvirt­
schaft hin entwickelt. 

Ausdrücklich unter das Leitbild der Nachhaftigkeit sind zahl­
lose Maßnahmen im Geschäftsbereich nicht nurdes Ministeri­
ums für Umwelt und Forsten, sondern der gesamten Landes­
regierung gestellt. Ich denke etwa an die lniuat1ven zur effi­
zienten Energienutzung in Gebäuden, die in Zusamm~nar­
beit mit dem Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirt­
schaft und Wt:inbau vorangebracht worden sind. kh denke 
an das Energiecontracting, das mit dem Ministerium des.ln­

n_ern und für Sport vereinbart ist. Ich denke an die Projekte 

zur Ökoeffizienz, die mit großen Unternehmen des Lanaes 
und unter Beteiligung des Ministeriums der Finanzen reali­
siert werden. 

Ich denke auch die vielen kommunalen Initiativen für eine Lo­
kale Agenda 21, dit: vom Ministerium für Umwelt und For­
sten und der Landeszentrale für Umweltaufklärung nach­
drücklich unterstützt werden. Ich denke auch an den Kon­

gress zum Thema Lokale Agenda 21 .,Frauen planen nachhal­
tig", der am 4. September dieses Jahres in Kaiserslautern 
stattgefunden hat 

(ZurufdesAbg. Licht, CDU) 
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und vom Ministerium für Umwelt und Forsten, dem Ministeri­
um für Kultur, Jugend, Familie und Frauen und den Landtrau­
enverbänden gemeinsam veranstaltetworden ist. 

Ich denke schließlich auch an die vielen Kooperationsverein­
barungen, die das Ministerium für Umwelt und Forsten mit 
den Handwerkskammern, der Industrie- und Handelskam­
mer, der Kammer der Beratenden Ingenieure, der Architek­
tenkammer und dem Sparkassen- und Giroverband abge­
schlossen hat und die genau das Prinzip Nachhaltigkeit zum 
Ziel haben. 

Herr- Abgeordneter Dr. Braun, wenn Sie sich vorhin so ab­
schätzig über solche Kooperationsve~einbarungen geäußert 

_haben, 

(ZurufevonderCDU: Hat er 
gar nicht!) 

so ist dies für meine Begriffe ein Ausdruck einer veralteten 
Auffassung von Umweltpolitik. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Eine moderne Umweltpolitik hatAbstand davon genommen, 
unabhängig von ihrer Realisierungswahrscheinlichkeit und 
-fähigkeit autoritär Ziele vorzugeben. Eine moderne Umwelt- -
politiK setzt auf die Instrumente einer stärkeren Eigenverant­
wortung und einer stärkeren Selbstverpflichtung der betei­
ligten Unternehmen. Wir setzen auf das Instrument der 
Selbstbindung und der Branchenvereinbarungen. 

Eine moderne Umweltpolitik ist dialogorientiert und setzt 
auf parnterschaftliche Kooperationen, da wir wissen, wir 
können unsere anspruchsvollen Ziele - damit meine ich die 
anspruchsvollen Ziele der Umweltpolitik insgesamt- nicht g_e­
gen die Wirtschaft, nicht gegen die Bürgerinnen und Bürger, 
sondern nur mit ihnen gemeinsam erfolgreich lösen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
Zuruf des Abg. Dr. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Zurufvon der CDU: Das denken sie 
leider nicht überall!) 

Meine Damen und Herren, insgesamt wird deutlich, auf wie 
vielen Ebenen und in wie vielen Formen die Landesregierung 
bereits mit der Umsetzung des Leitbilds befasst ist. Die Ko­
operationen sowohl niit den Kammern als auch zwischen deri 
Ressorts der Landesregierung belegen, dass es-nicht eigener, 
gesondert installierter Ausschüsse oder Gremien bedarf,-um 
miteinander ins Gespräch zu kommen und eine Zusammenar­
beit zu beginnen. Insoweit erhebt der Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Forderungen, die bereits gängige 
Praxis der Politik der Landesregierung sind. 

Vor allem aber- dies scheint mir für die heutige Behandlung 
des Antrags maßgeblich zu sein - hat der Landtag- selbst mit 

Beschluss vom 21. Januar 1999, auf den bereits hingewiesen 
worden ist, die Landesregierung aufgefordert, ein Agenda-
21-Programm zu erarbeiten und Clem Land~ag hierüber zu 
berichten. Dieser Bericht befindet sich gegenwärtig in Vorbe­
reitung. Alle Ressorts waren daran beteiligt. Der Bericht wird 
noch in diesem Jahr dem Landtag zugeleitet, und hieraus 
wird ersichtlich werden, welche Maßnahmen die Landesre­
gierung bereits eingeleitet hat bzw. noch einleiten wird. 

Weder ist der Landtagsbeschluss vom Januar 1999 überholt 
noch sollte dem Bericht der Landesregierung und der darauf 
folgenden parlamentarischen Behandlung vorgegriffen wer­
den. 

Daraus folgt, der Gegenstand des Antrags· ist ohnehin in Ar­
beit. Gegen die Sache selbst ist selbstverständlich nichts ein­
zuwenden. Aber eine erneute Beschlussfassung im Sinn des 
Antrags scheint mir entbehrlich. ~ 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
Zuruf von äer CDU: Habt Ihr euch 

abgesprochen?) 

Vizepräsident Heinz: 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen zu diesem Thema 
vor. Die antragstellende Fraktion hat um Ausschussüberwei­
sung gebeten. Darüber wäre abzustimmen; 

Bitte schön, Herr Kollege Bruch! 

Abg. Bruch, SPD: 

Wir widersprechen der Ausschussüberweisung und wollen di­
rekt abstimmen! 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das istaber feige!) 

Vizepräsident Heinz: 

Somit müssen wir ülier den Antrag abstimmen, ob Sie einer 
Ausschussüberweisung zustimmen. Wer dem Antrag zustim­
men möchte, den bitte ich um- das Handzeichen! - Danke 
schön! Gegenstimmen?- Danke sehr! Der Antrag ist mit den 

·Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU 
und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir stimmen nun über den An!rag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN- Drucksache 13/6154-
ab. Wer dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das 

Handzeichen! - Danke schön. Gegenstimmen? - Danke sehr. 
Enthaltungen? - Danke schön. Damit ist der Antrag mit den 
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Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen des 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der CDU ab­
gelehnt. 

Ich rufe nun Punkt25 der Tagesordnung a~f: 

Umsetzung aller bas:chlossenen Ausgleichs­
maßnahmen für die R;:gion Bonn 

Antrag der Fraktionen der CDU, SPD, F.D.P. 
und BÜUDNIS 90f[)IE GRÜNEN 

-Drucksache 13/6314-

Die Fraktionen haben eine vtrkürzte Redezeit von fünf Minu­
ten je Fraktion vereinbart. 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Wirz das Wort. 

• Abg. Wirz, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
darf mich von111eg bei den anderen Fraktionen des hohen 
Hauses dafür bedanken, dass sie bereit W3ren, unserer Initia­
tive zu folgen und zu einem gemeinsamen Antrag zu dem 
Thema .. Ausgleichsmaßnahmen für die Region Bonn" zu 
kommen. Vielen Dank. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bei einem Blick auf 

die aktuelle Beliebthei-trskala der Berufe in Deutschland muss 
einem heutzutage angst und bange um unseren Berufsstand, 
nämlich die Politiker, werden. Es ist wenig von der Hochschät­
zung und Hochachtung vergangener Jahre und Jahrzehnte 
übriggeblieben. Über die Ur"achen zu streiten, ist gewiss ein 
Thema für sich. Unstreitig hat dies allerdings mit der Glaub­
würdigkeitder Politik zu tun. Glaubwürdigkeit istfür mich ei­
gentlich heute das Thema, wenn es um die Umsetzung aller 
beschlossenen Ausgleichmaßnahmen für die Region Bonn 
geht. 

Als siCh der Bundestag mit knapper Mehrheit für Bcrlin als 
Bundeshauptstadt und für eine Aufteilung der Ministerien 
auf die BundEshauptstadt Berlin und die Bundesstadt Bonn 
ausgesprochen hat, wusste jeder der Akteure, gleich welcher 
politischen Couleur, was die Entscheidung für die eine oder 
andere Stadt für die jeweils andae Seite bedeutet. Es ging 

hinter, aber auch vor den Kulissen um einen Ausgleich der In­
teressen, wie er eben We~ensmerkmal einer Demokratie ist. 
Ich denke, letztlich ist dieser Interessenausgleich - sieht man 
einmal davon ab, dass Bonn natürlich verloren hat- vveitge­
hend gelungen. Er ist durch die ma~kante:n Punkte des Ber­
lin/Bonn-Gesetzes gelungen, die der Region Bonn Ausgleichs-­
leistungen eingebracht haben, und die Formulierung einer 
dauerhaften und fairen Arbeitsteilung, wie es dort so schön 

heißt, zwischen der Bundeshaupttadt Berlin und der Bundes­
stadt Sonn. 

ln diesem Kontext und vor diesem Hintergrund, dass es sich 
um ein nach langem Tauziehen ausgehandelte5 Gesetzes-

werk mit bewus~tem Interessenausgleich zwischen Gewin­
nern und Verlierern handelt, empfinde ich die heutige Dis­
kussion um einen Komplettumzug, um ein bundespolitisches 
Ausbluten der Bonner Region als geschichtsve:rlore:n und 
-verzeihen Sie mir den Ausdruck- geschicht;verlogen. Hier 
wird Stimmungsmache betriEben. Hier wird nachgekartet, 
wo der Souverän, der Deutsche Bundestag, läng~t ein klares 
Wort gesprochen hat. 

Da fordern die Bundestagsabgeordneten Dzembritzki und 
Kahrs, SPD, und aus den eigenen Reihen Herr Fink, CDU, d;;;n 
totalen Umzug aller Ministerien nach Berlin. Herr 
Dr. Thomae, F.D.P., willsogar alles neu verhandeln. HerrTrit­
tin will den Umzug de; Instituts für Wasser, Boden und Luft­
hygiene nach Bonn nicht durchführen usw. Meine Damen 
und Herren, die Li>te ließe ~ich beliebig verlängern. Hier wird 
ein grandioser Betrug an den Menschen der Region vorbeiei­
tet. Unter zivilisierten [\.IJenschen und in einem Rechtsstaat 
gilt aber das altrömische Rechtsprinzip: Pacta sunt ~ervanda 
·Verträge mü:;sen gehalten werden.-

Angesichts dieser haarsträubenden Aussagen ist die Glaub­
würdigkeit der Politik gefordert. Dazu gehört es auch, dass 
die zugesagten Maßnahmen seit~ns des Landes Rheinland­
Pfa!z durchgeführt werden. Hier sind wir in Rheinland-Pfalz 
gefordert, n3chdem Nordrhein-Westfalen dies bereits getan 
hat, ein deutliches Wort der Klarstellung zu sprechen. Auch 
wenn maßgebliche Politiker jetzt in Berlin residieren und 
meinen, dem Volk, wie es so schön heißt, nach dem Mund re­
den zu müssen, darf d3s nicht über eine eindeutig;:; Gesetzes­
lage hinwegtäuschen. Wir müssen bereits den Anfä"ngen 
wehren und da, w6 es baeits Bestrebungen zu einem Ge­
samtumzug gibt, unsere· klare Position geg'enüberstellen. ln­
sofern begrüße ich es se:hr, dass dieser Landtag Rheinland­
Pfalz in seiner Gesamtheit mit der Unterstützung aller Frak­
tionen seine Position nochm3ls klarstellt. ·Dies ist eine Posi­
tlonsdarstellung, der es eigentlich nicht bedurft hätte, wenn 
sich auch die handelnden Akteure an die rv1axime der Glaub­
würdigkeit in der Politik halten würden. 

Wir sollten gemeinsam mit Nordrhein-Westfalen diese Glaub­
würdigkeit, die wir der l'iesetzeslage, vor allen Dingen aber 
auch den Menschen in der Region Bonn schuldig sind, mit un­
serer Entschließung einfordern. Ich bitte Sie deshalb alle um 

Ihre Zustimmung. Ich bitte auch die Landesregierung, die Po­

sition des Landtags von Rheinland-Pfalz auf Bundesebene 
und gegEnüber den Ländern nachdrücklich und nachhaltig 
zu vertreten. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU und vt:reinzelt 
be:iderSPD) 

Vizepräsident Heime:: 

Ich erteile Frau Kollegin Elsner das Wort. 
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Abg. Frau Elsner, SPD: 

Herr Präsident,. liebe Kolleginnen und Kollegen! Bonn und 
die Region genießen Vertrauensschutz. So drückte es der 
Staatsrechtier Professor Markus Heintzen aus. Auf diesen 
Vertrauensschutz bauen die Regionen zu Recht, die vom 
Bonn-Berlin-Umzug in hohem Maße betroffen sind. Dies sind 
in Rheinland-pfaJz vorrangig die Landkreise Ahrweiler und 
Neuwied. 

Schon im August 1991 haben alle Fraktionen im Landtag ei­
nen Entschließungsantrag gestellt. Die aus damaliger Sicht 
befürchteten wirtschaftlichen Nachteile für die Region sind 
zum Glück nicht eingetroffen. Insbesondere auch in ländlich 
strukturierten Gebiete·n wie dem Kreis Ahrweiler mussten ne­
ben dem Standbein Fremdenverkehr weitere Möglichkeiten 
zur Arbeitsplatzerhaltung und Arbeitsplatzbeschaffung ge­
fördert werden. Dass die Landesregierung schon nach dem 
damaligen Entschließungsantrag nicht nur sehr nachdrück­
lich und in den vergangenen Jahren mit Komplementärmit­
teln des Landes unterstützt und gefördert hat, zeigt die Bi­
lanz aus heutiger Sicht. Bisher sind Gelder überwiegend fü( 

. Bildung und Wissenschaft, wie für die Europäische Akademie 
für Technikfolgemibschätzung, die Fachhochschule Rema~ 
gen, das Technologiezentrum in Sinzig, den Technologiepark 
in der Grafschaft sowie Industriegebiete und Gewerbeflä­
chen eingesetzt worden. Mit der Standortentscheidung der 
Landesregierung sind schon teilweise hoch qualifizierte Ar­
beitsplätze geschaffen worden. Ich erinnere auch an den Ge­
werbepark am Nürburgring, dem ich mit Minister Mittler ei­
nen Besuch abgestattet habe und wo sich sch.on heute ein 
Mangel an Facharbeitskräften feststellen lässt. 

Es werden auch zukünftig innovative, nachhaltige Arbeits-· 
platze geschaffen. Das zeichnet sich in aller Deutlichkeit ab. 
Aber auch im kulturellen Bereich ist einiges geschehen. Be­

sonders zu erwähnen ist in dem Zusammenhang die Umset­
zung des Neubaus des Museums Bahnhof Rolandseckin zv-.rei 
Phasen. Hier möchte ich insbesondere der Kollegin Renate 
Peppersehr herzlich danken. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie hat sich nach wie vor ohne Wenn und Aber für dieses Pro­
jekt bei der Landesregierung eingesetzt. Sie wird dies auch 
weiterhin tun. 

Aus dem Ausgleichsprogramm für die Region Bonn stellt die 
deutsche Ausgleichsbank zinsverbilligte Darlehen für mittel­
ständische Unternehmen bereit. Bisher wurden in den La-nd­
kreisen Ahrweiler und Neuwied 79 Projekte mit einem Inve­
stitionsvolumen VOI'J 55,5 Millionen DM. gefördert. Hierzu ge­

hören neben den en'l!ähnten Projekten im Kreis Ahrweiler 
auch das Technologiezentrum für Oberflächentechnik in 

Rheinbreitbach, das mit 6,1 Millionen DM Bundesmitteln ge­
fördert worden ist. 

Ferner wurden an sonstigen Ausgleichleistungen zum Bei­
spiel für die Gesundheits- und Fitnessregion in Ahrweiler Ge­
samtleistungen von 5,5 Millionen DM bewilligt. 

-· 
Festzuhalten bleibt, dass die Landesregierung, insbesondere 
Ministerpräsident Beck, nicht bereit ist, auch bei den noch zu 
erfüllenden Ausgleichsleistungen nur einen Millimeter zu­
rückzustecken. Dies zeigt auch die sofortige Intervention des 
Ministerpräsidenten, wenn von anderer Seite angeregt wird 
- Herr Kollege Wirz hat dies vorhin auch schon gesagt-, ·dass 
zum Beispiel das Verteidigungsministerium nach Berlin ver­
legt werden soll bzw. der zweite Dienstsitz des Bundespräsi­
denten in Bonn aufzulösen ist. 

Ich möchte mich bei der Landesregierung ausdrücklich dafür 
bedanken, zeigt es doch, wie ernst es· der Landesregierung 
ist, den nördlichen Teil von Rheinland-Pfalz zu unterstützen 

(Beifall bei der SPD) 

und die Bemühungen, wirtschaftlich auf hohem Niveau ar­
beiten zu können, zu fördern. Dennoch, der Prozess ist noch 
nicht abgeschlossen. Es muss auch für die Zukunft gesichert 
werden, dass- nachhaltig qualifizierte Arbeitsplätze erhalten 
und geschaffen werden. Hierzu gehören sehr viele europäi­
sche Institutionen, unter anderem aber auch bundeseigene 
Behörden, wie zum Beispiel der Bundesrechnungshof, die in 
den nächsten Jahren ihre Niederlassung im nördlichen 
Rheinland-Pfalz wie Neuwied und Ahrweiler oder in Bonn- . 
Siegburg einrichten müssen, damit, wie im Antrag gefordert, 
eine dauerhafte und faire Arbeitsplatzteilung zwischen der 
Bundeshauptstadt Berlin und den betroffenen Regionen in 
und um Bonn herum gewährleistet ist. 

Lassen Sie mich abschließend festhalten, e·rfreulich ist, dass 
die von uns allen befürchtete Prognose von 1991 nicht einge­
troffen ist. Dies ist sicher auch den begleitenden Maßnahmen 
der Landesregierung zu verdanken. 

·(Glocke des Präsidenten) 

-Ich komme sofort zum Schluss, Herr Präsident. 

Was Existenzgründ_ungen oder Autobahnanbindungen an­
geht, muss man ganz klar sagen, auch Verkehrsminister 
Bauckhage hat außerordentlich schnell und flexibel gehan­
delt, als es um einen Autobahnanschluss in der Grafschaft 
ging. Nicht zuletzt war es aber auch die Flexibilität der Politi­
ker vor Ort, egal, welcher Couleur, die ebenso wie die Men­
schen die Ärmel hochgekrempelt und gesagt haben, wir müs­
sen mitmachen und umstrukturieren. Sie haben nicht gejam­
mert. Sie waren bereit, diese ganze Geschkhte mitzutragen. 

(Glocke des Präsidenten} 
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•• 

Der Anfang ist gemacht. Un~er gemeinsamer Antrag wird un> 

helfen, den Weg fortzusetzen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Rietti das Wort._ 

Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Pre>se ist ~-.reit­

gehend nicht mehr anwesend. Ich denke, dann darf man 

auch an dieser Stelle ein paar kl3rende Worte zu dem Antrag 

sagen. 

Herr Wirz, Sie haben in dem Zusammenhang mit diesem An­

trag von der Glaubwürdigkeitsfrage der Politik gesprochen. 

Wenn Wir diesem Antrag heute zustimmen, wissen Sie ge­

nauso gut wie ich, dass er eine Halbwertzeit bis zur Landtags­

wahl im nächsten Jahr hat und es sehr wohl Oberall Überle­

gungen gibt, die Ministerienfrage in Bann und den Umzug 

nach Berlin neu zu diskutieren. Das wis;en Sie :;uch, und von 

daher muss man sich meines Erachtens in diesem Landtag 

auch durchaus die Frage stellen, was wir eigentlich in der Re­
gion Bonn/Koblenz für unser Land und unsere Landkreise 

noch erreichen wollen. 

(Zuruf des Abg. Wirz, CDU) 

- Entschuldigung, es ist von den Vorrednern deutlich gesagt 

worden, dass die Ausgleichsmaßnahmen erfolgreich durch­

gefahrt wurden. Das sehen wir auch so. Es ist in den letzten .... 
~_., ·. zehn Jahren viel investiert worden, wie Anfang der 90er-

Jahre vereinbart wurde. Mit den Hochschulen, den Instituten 

und den verschiedenen Infrastrukturmaßnahmen ist ein fai­
rer Interessenausgleich umge~etzt worden, wie auch wir den­

ken. 

(Zuruf de:; Abg. Wirz, CDU) 

Die 2,81 Milliarden Dftlf haben ganz hervorragend in dieser 
Region gewirkt. 

Wenn wir jetzt als Landtag Rheinland-Pfalz sagen, aber alles 
andere muss so bleiben, wie es vor zehn Jahren angedacht 

war und wie man e!ö sich damals vorgestellt hat, kann das 

meines Erachtens nur als Ausgang~position fOr die Verhand­
lungen gelten, die spätestens nach der Landtagswahl mit 

dem Bund zu fahren sind. Ich sage das auch au~ einem be­

stimmten Grund. Was wir wollen und was letztendlich auch 
Absicht aller Diskussionen in den letzten Jahren bezOglieh des 

Standorts oder der Dienstleistungsregion Bonn1Koblenz war, 

ist, dass dort von der UNO Oberdie EU bis zu Bun"deseinrich-

tungeil eigenständige und zusammenhängende Einheiten 

hin sollen. Wenn man sich mit Leuten in den rv1inisterien in 
Bonn und Berlin unterhält- das habe ich in den letzten Mona­
ten des Öfteren getan -,sagen diese, es war gut angedacht, 

diese Trennung ,.Kopf in Berlin, der Re~t in Bonn" zu behal­
ten. Sie sagen aber aus Erfahrung, es geht nicht, dass man al­

les mit Videokonferenzen umsetzen kann, wie wir das ur­
sprünglich geplant hatten. Da5 konnte man nicht alles vorher 

v'lfissen. Es ist versucht worden. 

Von daher bin ich der Meinung, das> man !'ich spätestens· 

nach der Landtagswahl, von mir aus mit die~em·Antragals 

Ausgangsposition, darOber Gedanken machen muss- ich sage 
e:; etwas überspitzt -, wie die Endstatusverhandlungen der 

Region oder der Stadt Bonn als Bundesstadt sein sollen. ln 

diesem Sinn ist der Antrag, der heute von allen Fraktionen 

verabschiedet ~-.erden ~oll und verabschiedet wird, eine Aus­

gangsbasis. Das istaber bitte nicht als Endpunkt der Verhand­
_lungen zu VErstehen. Es istder Ausgangspunkt der Verhand-

lungen. Wir sollten so fle.r.ibel sein, damit das Mögliche auch 

herausv<:rhandelt wird, was für die Region Bonn und damit 

for da;; nördliche Rheinland-Pfalznoch herauszuhandeln ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizeprä:;ident 1-ieinz: 

Zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Abgeordneten 
Wirz das Wort. Danach kommt Herr Kollege Creutzmann zu 

Wort. 

Abg. Wirz, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Herr Kollege Rieth, was 5ie hier geboten habEn, ist eigentlich 

genau das Gegenteil des~en, was in unserem gemeinsamen 

Entschließungsantrag steht. Un; geht es darum, dass getrof­

fene gesetzliche Regelungen und Verträge eingehalten wer­

den. 

(Beifall bei.CDU und SPD) 

Hier geht e~ nicht um eine Neuverhandlung irgendein-er Ge­
schichte, sondern es geht schlicht und einfach um ,.Pacta sunt 
servanda" und sonst gar nichts. 

(ZurufdesAbg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich verstehe Oberhaupt nicht, was ein zwischen der Region 

Bann und dem Bund getroffenes Ausgleichsgesetz mit der 
L;:.ndtagswahl in Rheinland-Pfalzzutun haben sollte. 

(Beifall desAbg. Creutzmann, F.D.P.) 
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Sie haben Ihre Aufgabe und auch den ganzen Sinn unserer 
gemeinsamen Resolution, glaube ich, völlig falsch verstan­
den. Darum geht es uns überhaupt nicht. Darum kann es 
auch nicht gehen. 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sie haben das Wort ,.Glaub­

würdigkeit" gebraucht, 
Herr Wirz!) 

- Ja; wenn ich das noch einmal sagen darf, Sie haben heute 
den Beitrag dazu geleistet, dass diese Glaubwürdigkeit zu­
sätzlich erschüttert wird. 

Das ist Ihre Sichtder Dinge. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten 
- Creutzmann das Wort. 

Abg. treutzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben im Berlin/Bonn-Gesetz vom 26. April 1994 ein Gesetz, 
das alle bindet. Es beruht auf dem Beschluss des Deutschen 
Bundestages vom 20. Juni 1991, wonach der Sitz von Parla­
ment und Teilen der Regierung nach Berlin verlagert wird. 
Mit dem Berlln/Bonn-Gesetz wurde der rechtliche Rahmen 
zur Umsetzung dieser Entscheidung und der darauf aufbau­
enden Beschlüsse gesetzt. Die rheinland-pfälzische F.D.P.­
Fraktion- ich hatte geglaubt, auch alle drei anderen Fraktio­
nen, aber nach dem Redebeitrag des Herrn Kollegen Rieth, 
meine ich, dass sich die GRÜNEN von unserem gemeinsamen 
Antrag verabschieden wollen -steht ohne Einschränkung zu 
diesen Beschlüssen sowie zu dem Ausgleichsvertrag, der·zwi­
schen der Bundesrepublik Deutschland, den betroffenen Län-

. dern und der Region Bonn geschlossen worden ist. 

Im Zuge der Ausgleichsvereinbarungen wurde bereits eine 
Vielzahl von Leistungen mit dem Ziel umgesetzt, die Folgen 
des Verlusts de? Sitzes von Parlament und Regierung durch 
die Übernahme und Ansiedlung neuer Funktionen und lnsti-

. tutionen von nationaler Bedeutung im politischen, wissen­
schaftlichen urid kulturellen Bereich auszugleichen. Beispiel­
haft seien hierfür das Soforthilfeprogramm für die Region 
Bonn oder der Bau der Fachhochschule Remagen zu nennen. 
Frau Kollegin Elsner hat weitere Projekte aufgeführt. Ich be­
ziehe mich dabei ausdrücklich auf ihre Ausführungen.· 

Nach unserem Kenntnisstand sollen nach der Ausgleichsver­
- einbarung weitere Maßnahmen umgesetzt bzw. abgeschlos-

sen werden. Zu diesenzählen insbesondere der Neubau eines 
Arp-Museums in Remagen-Rolandseck, der Bau des Techno­
logie- und Gewerbeparks Grafschaft und die Fertigstellung 
des Baus der Fachhochschule Remagen. 

Für die Umsetzung bzw. den Abschluss dieser Projekte wird 
sich die rheinland-pfälzische F.D.P.-Landtagsfraktion gerade 
auch im Interesse des Nordens von Rheinland-Pfalzstark ma­
chen. Von der Bundesregierung erwarten wir, dass sie den 
übernommenen Verpflichtungen auch in vollem Umfang 
nach kommt. Jetzt gilt es zu zeigen, dass sich die Bundesregie­
rung auch. noch in Berlin der Region Bonn verpflichtet fühlt · 
und nicht nach der Devise handelt ,.aus den Augen, aus dem 
Sinn". 

(Beifall des Abg. Dr. Weiland, CDU -
Wirz, CDU: Genauso!) 

Es geht um die Glaubwürdigkeit und Verlässlichkeit der Bun- , __ _ 

desregierung. Die Menschen der Region Bonn erwarten, dass 
gegebene Zusagen und Gesetze auch eingehalten werden. 

Begrüßenswert ist in diesem Zusammenhang, dass Bundes­
kanzler Sehröder zum Verbleib von sechs Bonne~ Ministerien 
öffentlich im Juli dieses Jahres ein klares Bekenntnis abgege­
ben hat. Daraus schließt die F.D.P.-Fraktion, dass der Kanzler 
das Berlin/Bonn-Gesetz im Nachhinein nicht in Frage stellen 
will. 

(Beifall bei der SPD­
Beifall desAbg. Kuhn, F.D.P.) 

Der Bundeskanzler will Wort halten. Das ist gut so. Wer trotz­
dem, wie der Kollege Rieth, jetzt das Berlin/Bonn-Gesetz in­

frage stellen will, der macht nach unserer Ansicht einen gro-
ßen, sogar einen historischen Fehler. Er zeigt, dass er die Be- _ ..-. 
deutung des damals gefundenen Kompromisses nicht ver- -',~ 
standen hat. 

Berlin wurde zur Bundeshauptstadt bestimmt, weil ohne Ber­

lin als Bundeshauptstadt die- innere Einheit Deutschlands si­
cher schwerer zu erreichen gewesen wäre. Das geteilte Berlin 
war das Symbol des geteilten Deutschlands. Es ist dazu be­
stimmt, zukünftig das Symbol des wieder vereinigten 
Deutschlands zu werden. 

Das darf jedoch nicht dazu führen, dass die Region Bonn da­
für bestraft wird. Die Betroffenen in der Region Bonn brau­
chen Planungssicherheit. Sie müssen wissen, was in, um und 
mit ihrer Stadt passiert. Deshalb brauchen das Land und die 
Region die Verlässigkeit und Sicherheit, dass alle gegebenen 
Zusagen eingehalten werden. Eine erneute Standortdiskus­

sion hätten die Menschen in der ~egion Bonn und ihre Fami­
lien nicht verdient. Es ist bedauerlich, dass sich Herr Kollege 
Rieth heute in die Reihe der Verunsicherer eingereiht hat. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD} 
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Die F.D.P.-Fraktion wird sich deshalb mit aller Entschieden­
heit gegen Forderungen zurWehr setzen, die eine vollständi­
ge Verlagerung aller Behörden nach Berlin beinhalten. Sol­
che Äußerungen tragen nur zur Verunsicherung der Bevölke­
rung in der Region Bonn bei. Sie sind ~chädlich für die Investi­
tionen in der Region Bonn und damit auch schädlich für die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze, die für die Wirtschaftskraft 
unseres Landes dringend benötig werden. 

Der gemeinsame Antrag aller Fraktionen dient dem Ziel, die 
Region Bonn zu stärken. Ich hoffe nicht, dass sich die GRÜ­
NEN mit ihrem Redebeitrag davon verabschiedet haben. Herr 
Rieth, deswegen wäre ich noch einmal dankbar, wenn Sie ZU 

dem stehen, was wir gemeinsam als Sitzungsvorlage vorge­
legt haben. Wir hoffen, dass das Ziel, die REgion Bonn zu stär­
ken, mit unserem Antrag auch gelingt. 

Vielen Dank. 

(Beifall der F.D.P. und bei der SPD) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die Landesregierung erteile ich dem Chef der Staats­
kanzlei, Herrn Staatssekretär Rüter, das Wort. 

Rüter, Staatssekretär: 

Herr Präsident, meine ~ehr verehrten Damen und Herren! Ei­
gentlich wollte ich mich für die Landesregierung darauf be­
schränken, dass ich -außerordentlich begrüße, dass es diese 
gemeinsame Entschließung aller vier Fraktionen hier im 
Landtag gibt; denn es ist eine-Selbstvers.tändlichkeit, dass wir 
daraui pochen müssen, dass das Berlin/Bonn-Gesetz strikt 
und genau und auf Punkt und l(omma eingehalten wird und 

-- auch die Ausgleichvereinbarung, die darauf fußt, entspre­
...,. chend eingehalten wird. 

Wenn nun Herr Rieth dazu eine Ausführung macht, die s.ozu­
sagen diese Entschließung nur zur Grundlage weiterer Ver­

handlungen benennen will, dann sind Sie meines Erachtens 
völlig schief gewickelt, Herr Rieth. 

(Beifall bei SPD, CDU und F.D.P.) 

Deswegen muss dazu doch noch der eine oder andere Satz 
gesagt werden. Unsere Chance in Rheinland-Pfalz in der Re­
gion, in dem Bereich Nordrhein-Westfalen und Rheinland­
Pfalz, die von dem Berlin/Bonn-Gesetz und von der Vereinba­
rung abgedeckt sind, ist eben die gesetzliche Grundlage. Sie 
ist damals im Zusammenhang mit der schwierigen Entschei­
dung, wo nun die Hauptstadt sein soll, getroffen worden. 
Nur deshalb war es möglich, dass wir diese beachtliche Au~­
gleichsleistung vereinbaren konnten- die Beispiele dazu sind 
aufgeführt worden - und ganz klare Regelungen in Bezug 
auf die Behördenstandorte bekommen haben, die in der Pra­
xis sicher manchen Beamten Schwierigkeiten bereiten mö-

gen, wie ihre Gespräche in rv'linisterien gezeigt haben, die 
aber überhaupt nichts daran ändern können, dass das, was 

-wir vereinbart haben, politisch gewollt war und es- wie Herr 
Wirz richtig ausgeführt hat- die Grundlage auch für das Ver­
trauen in der Bevölkerung ist. Dieses Vertrauen_ in der Bevöl­
kerung darf auf gar keinen Fall enttauschtwerden. 

(Beifall bei SPD, CDU und F.D.P.) 

Ich halte es für richtig, das~ wir ab5olut auf diesen klaren 
rechtlichen Grundlagen fußen. Nur sie sind eine Chance für 
uns, das umzusetzen, was vereinbartworden ist. 

Zum Zweiten halte ich es für richtig, dass wir im Gefolge des­
sen gemeinsam mit Nordrhein-Westfalen peinliehst darauf 
Acht geben, d:m das, was vereinbart wurde, ::.uch umgesetzt 
wird. Nur in der Gemeinsamkeit mit Nordrhein-Westfalen, in 
der Gemeinsamkeit aller Parteien und in der Gemeinsamkeit 
von Landesregierungen und den Fraktionen, dem Parlament, 
haben wir eine Chance, da;s genau dies umgesetzt wird. Sei­
en wir also wachsam, und bewahren wir die Gemeinsamkeit. 
Wenn wirdas nicht tun, dann habenwirschon h3lbverloren. 

(Beifall der SPD, bei der F.D.P. und 
vereinzelt bei der CDU) 

Vizepräsident H_einz: 

Meine Damen und H.;rren, e' liegen keine weiteren Wort­
meldungen vor. 

Wfr kommen dann zur Abstimmung über den Antrag 
- Drucksache 13/6314 -.Wer diesem Antrag zustimJ11en möch­
te, den bitte um das Ho:mdzeichen!- Danke schön. Das ist ein­
stimmig. 

(Beifall des Abg. ltzek, SPD) 

Mein_e Damen und Herren, 3ls letzten Punkt rufe ich Punkt 34 

der Tageordnung auf: 

Blindenhörbüchereien 
Antrag der Fraktionen der F.D.P. und SPD 

-Entschließung-
- Drucks3che 13/5254-

dazu: 
Beschlussempfahlung des Ausschusses 

für Kultur, Jugend i!nd Familie 
- Drucksache 13/5905-

Die Fraktionen sind überein gekommen, die Abstimmung oh­
ne Aussprache vorzunehmen. 
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Meine Damen und Herren, der Ordnung halber muss ich noch 
auf eine kleine Änderung des Antrags hinweisen. ln dem An­
trag der Fraktionf?n der F.D.P. und SPD - Drucksache 
13/5254- ist in Nummer 1 Satz 2 von "400" in Rheinland-Pfalz 
lebenden blinden Menschen die Rede. ln Wirklichkeit aber 
handelt es sich -so muss es richtigerweise heißen -, um "na­
hezu 5 000" blinde Menschen, die in Rheinland-Pfalz leben. 
Ich bitte um Ihr Einverständnis zu dieser Änderung für das 
Protokoll. 

Ich gehe davon aus, dass Sie mit der Abstimmung ohne Aus­
sprache einverstanden sind.- Dann stelle ich den Antrag zur 

Abstimmung. Wer dem Antrag zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen!- Danke schön. Das ist einstimmig. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Plenarsitzung~ Ich darf 
darauf hinw~isen, dass die nächste Plenarsitzung für Mitt­
woch, den 15. November 2000, terminiert ist. 

Ich wünsche Ihnen einen schönen Abend und eine ange­
nehme Heimreise. 

Ende der Sitzung: 18.37Uhr 

·-~ 
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